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I. Einleitung 
 
1. Der Fall Alheid Schaper oder: Formelle und informelle Armenfür-
sorge im frühneuzeitlichen Braunschweig 
 
Als Alheid Schaper im Mai des Jahres 1581 daran ging, ihren Letzten Willen 
niederzulegen, war sie - fast - am Ende eines arbeitsreichen und mitunter 
wohl auch mühseligen Lebens angekommen.1 Die Zeit schien reif, Bilanz zu 
ziehen: Geboren wurde Alheid in Hillerse, einem kleinen Ort in der Nähe von 
Braunschweig. Dort lebten ihre Eltern in so bescheidenen Verhältnissen, dass 
sie ihrer Tochter weder eine Aussteuer noch ein nennenswertes Erbe in Aus-
sicht stellen konnten. Folglich war Alheid früh gezwungen, selbst für sich zu 
sorgen und nach Möglichkeiten Ausschau zu halten, ihren Lebensunterhalt 
mit ihrer eigenen Hände Arbeit zu bestreiten. Solange sie jung und kräftig 
war, gelang ihr das ganz gut. Sie wagte den Schritt und ging in die große 
Stadt, wo sie, ihren eigenen Schilderungen zufolge, viele Jahre lang „... by 
guden ehrlicken vnd frommen lueden ...“2 als Dienstmagd arbeitete. Als äu-
ßeres Zeichen ihres Erfolges - und eines bescheidenen Wohlstands - kann 
gelten, dass es ihr gelang, von ihrem „... suren verdeinden lohne ...“3 eine 
kleine Summe beiseitezulegen. Dieses Geld investierte sie anschließend bei 
der Braunschweiger Münze und erhielt dafür jährlich die vereinbarten Zinsen 
ausbezahlt. Mit fortschreitendem Alter und abnehmender körperlicher Leis-
tungsfähigkeit jedoch wurde Alheids Lage zusehends prekär. Die Zuwendun-
gen, die sie von der Stadtkasse zu erwarten hatte, waren offenbar nur ein 
Zubrot und nicht geeignet, ihr einen sorgenfreien Lebensabend zu ermögli-
chen. Familiäre Bande, die sie in ihrer Bedrängnis hätte mobilisieren können, 
gab es nach dem Tod der Eltern anscheinend nicht mehr. Zumindest werden 
in Alheids letztwilliger Verfügung Verwandte mit keinem Wort erwähnt. Das 
Los vieler vormoderner Lohnarbeiter und Tagelöhner drohte damit auch sie 
zu treffen: Sie lief Gefahr, mit einsetzender Arbeitsunfähigkeit in Armut und 
existentielle Not abzugleiten.4 
 
Alheid Schaper entging diesem Schicksal. Sie fand Aufnahme im Armenhaus 
bei der Kirche St. Petri zu Braunschweig. Zusätzliche Unterstützung erfuhr sie 
                                                 
1 Das Testament ist datiert auf den 10. Mai 1581. Gestorben ist Alheid Schaper gut fünf Jah-
re später, im Herbst des Jahres 1586; siehe: StadtA BS, B I 23 Nr. 14, fol. 42v - 43v. 
2 Ebd., fol. 42v. 
3 Ebd. 
4 Zu den beschriebenen Details aus Schapers Leben siehe: wie Anm. 1. 
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durch den aus einer reichen ortsansässigen Kaufmannsfamilie stammenden 
Jobst Wittekop und dessen Ehefrau, die, wie Alheid voller Dankbarkeit zu 
Protokoll gab, „... sick ... miner angenommen, vnd oftmals in miner nott de 
handt gereicket, vnd woll by mick gedan hebben, welks ick arme persone 
vmb se leider nicht verdeinen kan, sondern dat [sie] lone van dem almechti-
gen davor empfangen mogen“5. Worauf diese ungleiche Beziehung beruhte, 
ob eine unausgesprochene persönliche Bindung existierte oder ob die Witte-
kops mit ihrem Beistand für eine alte, hilfsbedürftige Frau lediglich dem Ge-
bot der christlichen Nächstenliebe gehorchten, wissen wir nicht. Ebenso un-
klar ist, ob Alheid es der Fürsprache des Ehepaares Wittekop oder vielleicht 
eines früheren Arbeitgebers zu verdanken hatte, dass sie als Nicht-
Braunschweigerin einen Platz in einem der örtlichen Armenhäuser zugeteilt 
bekam und sich damit keine Sorgen mehr darüber zu machen brauchte, wo 
sie bei knappen Ressourcen ein sicheres Dach über dem Kopf hernehmen 
sollte. Fest steht nur: Es war ebenso sehr die informelle Hilfe, die Menschen 
wie die Wittekops zu leisten bereit waren, wie das Angebot an institutionali-
sierter Fürsorge, das in einer Stadt wie Braunschweig zum Beispiel in Form 
von Hospitälern und Armenhäusern zur Verfügung stand, der Alheid Schaper 
in einer schwierigen Phase ihres Lebens ihr Überleben verdankte. Sie selbst 
war sich dieser Tatsache deutlich bewusst. Als sie daran ging, über die ihre 
verbliebenen Habseligkeiten, ihr „... ouerbliven armes gerede ...“6, zu verfü-
gen, gab sie 1 Gulden an das Armenhaus, das ihr Obdach gewährt hatte, 
ihren gesamten übrigen Besitz aber, insbesondere ihr Bett und die Kleider, 
vermacht sie ihrer speziellen Wohltäterin, Jobst Wittekops Ehefrau. 
 
2. Forschungsstand und Fragestellung 
 
Die historische Armutsforschung hat Fällen wie dem der Alheid Schaper lange 
Zeit keine Beachtung geschenkt. Sie setzte die Unterstützung, die Menschen 
in Notsituationen durch Familienangehörige, Nachbarn oder Freunde erfuh-
ren, allenfalls als gegeben voraus, maß ihr für die Entwicklung des mittelal-
terlichen und frühneuzeitlichen Armenwesens aber keine weitere Bedeutung 
zu. Ihr Interesse galt in erster Linie dem Angebot an institutionalisierter Für-
sorge sowie der Geschichte der Armut und der vormodernen Armenpolitik. In 
das Forschungsfeld der institutionalisierten Fürsorge gehören etwa die mitt-
                                                 
5 StadtA BS, B I 23 Nr. 14, fol. 42v - 43r. Zur Familie Wittekop siehe: Spieß, Ratsherren, S. 
234 - 235; ders., Braunschweig im Nachmittelalter, S. 484 - 485; Reidemeister, S. 172 - 174. 
6 StadtA BS, B I 23 Nr. 14, fol. 42v. 
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lerweile in großer Zahl vorliegenden Arbeiten zu Hospitälern und Armenhäu-
sern. Dabei bemüht sich die internationale Spitalforschung seit Mitte der 
1990er Jahre verstärkt, über eine reine Rechts- und Institutionengeschichte 
hinauszugreifen und die Funktion der Einrichtungen als Trägerinnen herr-
schafts-, wirtschafts- oder sozialpolitischer Entwicklungsprozesse zu beleuch-
ten.7 Dem Forschungsbereich Institutionen der vormoderner Fürsorge zuzu-
ordnen sind darüber hinaus auch die Studien zu den karitativen Aktivitäten 
von Bruderschaften8 und die Untersuchungen zu den Stiftungen ad pias 
causas in den mittelalterlichen und frühneuzeitlichen Testamenten9. Dem 
zweiten Schwerpunkt der Armutsforschung zuzurechnen sind dagegen neben 
den Untersuchungen zu den demographischen und sozioökonomischen Ar-
mutsursachen10 all jene Projekte, die den Wandel des gesellschaftlichen Ar-
mutsverständnisses und der obrigkeitlichen Fürsorgepolitik an der Wende 
vom Mittelalter zur Moderne zum Gegenstand haben. Dabei interpretierten 
die Forscherinnen und Forscher den Zugriff der städtischen und territorialen 
Herrschaftsträger auf die Bedürftigen lange Zeit als Indikator eines gesamt-
europäischen Prozesses der (Sozial-)Disziplinierung. Als dessen hervorste-
chendste Merkmale betrachteten sie die zunehmende Zentralisierung, Büro-
kratisierung und Rationalisierung der Armenpflege einerseits und die Durch-
setzung eines restriktiven, zwischen wahren und falschen, würdigen und un-
würdigen Bittstellern differenzierenden Armutsbegriffs andererseits.11 
                                                 
7 Aufgrund der Fülle der existierenden Arbeiten können im Folgenden nur einige Titel 
exemplarisch genannt werden. Unter den Rechts- und Institutionengeschichten hervorzuhe-
ben sind: Reicke; Jetter; Begon. In Untersuchungen neueren Datums wird die lange gültige 
Epochengrenze zwischen dem Mittelalter und der Frühen Neuzeit häufig überschritten; siehe 
etwa: Orme u. Webster; Hospitäler. Das Hospital als Wirtschafts- und Herrschaftsfaktor 
thematisiert haben unter anderem: Lambacher; Sonderegger; Nußmann; Stunz; Hensel-
Grobe. Nach den Spitalinsassen, ihrer Lebenswelt und der Rolle der Institutionen im Koordi-
natensystem der vormodernen Armenpflege gefragt haben dagegen: Knefelkamp, Heilig-
Geist-Spital; Aderbauer, Pfründnerheim; ders., Das landstädtische Spital; Stiftungen und 
Armenfürsorge; Das Hospital; Sozialgeschichte; Europäisches Spitalwesen; Gros; Pohl-Resel, 
Rechnen mit der Ewigkeit; Krug-Richter. Augenfällig sind die Schwierigkeiten, die die For-
scherinnen und Forscher mit der Erstellung von Insassenprofilen haben, sowie die divergen-
te - vom Alterswohnsitz für begüterte Bürger bis zur Betreuungsanstalt für gesellschaftliche 
Außenseiter reichende - Nutzung der Einrichtungen. 
8 Siehe: Henderson, Piety and Charity; Flynn; Camillocci; Rahn, Religiöse Bruderschaften, S. 
50, 52 - 59 u. 62; Esposito; Rubin; Zmyslony; Remling, S. 278 - 290; Tremp; Cossar; Vianel-
lo; Frank; Vincent. 
9 Siehe etwa: Lusiardi; Guzzetti, S. 184 - 225; Klosterberg; Riethmüller; Lassotta; Baur; Cul-
lum; Klassen. 
10 Einen guten Überblick über dieses Forschungsfeld geben Wolfgang von Hippel und Robert 
Jütte; siehe: von Hippel, S. 7 - 14 u. 59 - 66; Jütte; Poverty and Deviance, S. 21 - 44. Er-
gänzend auch: Abel; Appleby; Hunger in History; Famine; Kinzelbach. 
11 Grundlegend für die Überwindung der von konfessionellen Paradigmen geprägten Betrach-
tungsweise des späten 19. und frühen 20. Jahrhunderts sowie die Entwicklung eines sozial-
geschichtlichen Ansatzes in der historischen Armutsforschung waren in den 1970er und 
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Seit einiger Zeit wächst jedoch die Kritik an dieser Form der Armutsfor-
schung. Ihr wird vorgehalten, sie überbetone nicht nur das Disziplinierungs-
potential vormoderner Obrigkeiten, sondern überschätze auch die Leistungs-
fähigkeit der institutionalisierten Wohltätigkeit.12 Das Angebot an Hospitälern 
und Armenhäusern, das in den einzelnen Städten und Regionen zur Verfü-
gung stand, sei nie ausreichend gewesen, um all die Menschen zu versorgen, 
die sich im Laufe ihres Lebens von einem Verlust ihrer Subsistenz bedroht 
sahen. Annette Boldt macht zum Beispiel die Rechnung auf, dass in Braun-
schweig zu Beginn des 17. Jahrhunderts circa 8 000 potentiell Bedürftige leb-
ten, es aber lediglich 356 Anstaltsplätze gab.13 Selbst wenn man, wie von 
Ralf Klötzer14 gefordert, die Einrichtungen der sogenannten offenen Armen-
pflege, sprich die Almosenkörbe, die Brot- und Kleiderfonds beziehungsweise 
die im 16. Jahrhundert vielerorts geschaffenen Armenkästen, in die Kalkulati-
on mit einbezieht, verändert sich das Bild nicht grundlegend: Von den 30 bis 
70 Prozent der Bevölkerung, die laut gängigen Schätzungen im vorindustriel-
len Europa den Unterschichten zuzurechnen sind, konnte nur ein kleiner Teil 
erwarten, in einer akuten Krisensituation tatsächlich Hilfe durch den öffentli-
                                                                                                                                          
1980er Jahren die Arbeiten von Michel Mollat, Bronislaw Geremek und Jean-Pierre Gutton; 
siehe: Mollat; Geremek; Gutton, La société et les pauvres. Aufgegriffen - und der deutschen 
beziehungsweise deutschsprachigen Forschung damit nachhaltige Impulse gegeben - haben 
diesen Ansatz Thomas Fischer, Robert Jütte und Martin Dinges; siehe: Fischer, Städtische 
Armut; Jütte, Obrigkeitliche Armenfürsorge; Dinges, Stadtarmut. In der angesprochenen 
Tradition stehende Arbeiten neueren Datums sind etwa: Brinker; Bräuer, Leipziger Rat; San-
der-Berke; Prak; Kröger. Mit der Bedeutung des Konzepts der sozialen Disziplinierung für die 
hiesige Forschung programmatisch auseinandergesetzt haben sich unter anderem: Sachße 
u. Tennstedt, Geschichte; dies., Sicherheit und Disziplin; Jütte, Disziplinierungsmechanis-
men; Dinges, The Reception of Michel Foucault’s Ideas. Zur Nähe zwischen Armuts- und 
Randgruppenforschung auch: Jütte, Dutzbetterinnen; Rexroth, Mediävistische Randgruppen-
forschung; Graus; Härter. 
12 Siehe exemplarisch die Auseinandersetzungen zwischen Martin Dinges und Robert Jütte 
aus dem Jahre 1991, zwischen Ralf Georg Bogner, Christa Müller und Sabine Vogel aus den 
Jahren 1996 und 1997 sowie zwischen Hans-Jörg Gilomen und Martin Dinges aus dem Jahre 
2002: Dinges, Frühneuzeitliche Armenfürsorge; Jütte, Disziplin zu predigen; Bogner; Müller; 
Vogel; Gilomen; Dinges, Neues in der Forschung. Ergänzend auch: Ben-Amos; Aktuelle Ten-
denzen; Arme - ohne Chance?; Knefelkamp, Sozialdisziplinierung; Norm und Praxis der Ar-
menfürsorge. Ole Peter Grell hat mit seiner These, durch ihre Fokussierung auf das Diszipli-
nierungsparadigma habe die Armutsforschung andere Katalysatoren des historischen Wan-
dels, speziell den Faktor Religion, über Gebühr vernachlässigt, eine neue Kontroverse über 
die Gewichtung konfessioneller Unterschiede in der vormodernen Armenpflege losgetreten; 
siehe dazu: Grell, Religious Duty; ders., The Protestant Imperative; ders. u. Cunningham; 
Fehler; Reformation of Charity. 
13 Die zitierten Zahlen beziehen sich auf das Jahr 1608. 1671 lag das Verhältnis bei 7 800 
Bedürftigen zu 360 Anstaltsplätzen; siehe: Boldt, Fürsorgewesen, S. 141. Vergleichbare Zah-
lenbeispiele zitiert Martin Dinges für Bordeaux und Venedig; siehe: Dinges, Frühneuzeitliche 
Armenfürsorge, S. 19 u. Anm. 71. 
14 Siehe: Klötzer.  
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chen Fürsorgeapparat zu erhalten.15 Folglich müssen informelle Netzwerke 
für das Überleben der Armen von weitaus größerer Bedeutung gewesen sein 
als von der Forschung bislang angenommen, ja sie müssen geradezu ein in-
tegraler Bestandteil vormoderner Fürsorgesysteme gewesen sein. Mit den 
traditionellen Methoden kommt man dieser informellen Hilfe aber kaum auf 
die Spur. Verschiedene Forscherinnen und Forscher bemühen sich deshalb 
seit einiger Zeit um einen neuen konzeptionellen Zugang zum Thema Armut 
in der mittelalterlichen und frühneuzeitlichen Gesellschaft. Ihr besonderes 
Augenmerk gilt dabei Beziehungen und Strukturen, die es den Menschen er-
laubten, im Fall des Falles eine lebensbedrohende Situation abseits von Spi-
tälern und anderen Einrichtungen der formellen Armenfürsorge zu überste-
hen. 
 
Eine Vertreterin dieses neuen Ansatzes ist zum Beispiel Sharon Farmer. Sie 
hat sich der Wundergeschichten angenommen, die im Zusammenhang mit 
der Kanonisation König Ludwigs IX. von Frankreich überliefert sind, und nutzt 
diese, um einen Einblick in die Lebenswelt armer Städterinnen und Städter 
im Paris des 13. und frühen 14. Jahrhunderts zu gewinnen. Die Geschichten 
handeln nämlich zu einem großen Teil von wundersamen Heilungen mittello-
ser, kranker Frauen und Männer am Grab Ludwigs in St. Denis. Indem Far-
mer die Erzählungen in ihren kulturgeschichtlichen Kontext einordnet und sie 
in Beziehung setzt zu weiteren Informationen, die ihr über die working und 
non-working poor im mittelalterlichen Frankreich zur Verfügung stehen, er-
fährt sie nicht nur interessante Details über das Alltagsleben und den sozia-
len Hintergrund ihrer Protagonisten, sie gelangt auch zu wertvollen Erkennt-
nissen über die informelle Hilfe, die diese aufgrund einer längerfristigen Er-
werbsunfähigkeit in ihrer Existenz bedrohten Menschen von ihren Familien, 
von Arbeitgebern, Nachbarn und sonstigen Zeitgenossen erfuhren.16 
 
Ein ebenso engagiertes Plädoyer für eine Untersuchung des Faktors Selbsthil-
fe kommt von Judith Bennett. Ihr Forschungsobjekt sind die sogenannten 
charity ales, die in England vom 13. bis in das 17. Jahrhundert hinein veran-
staltet wurden. Es handelt sich dabei um eine spezielle Art von Festen, zu 
denen Nachbarn und Freunde zusammenkamen, um gemeinsam zu feiern 
                                                 
15 Klötzer etwa kommt im Rahmen seiner Recherchen zu dem Ergebnis, dass im frühneuzeit-
lichen Münster lediglich 25 Prozent der städtischen Armen irgendeine Form von öffentlicher 
Unterstützung bekamen; siehe: ebd., S. 319. Zum Anteil der Unterschichten an der Gesamt-
bevölkerung im vormodernen Europa auch: von Hippel, S. 15. 
16 Siehe: Farmer, Surviving Poverty; dies., Down and Out and Female. 
 6
und durch den Verzehr des eigens zu diesem Anlass gebrauten und zu über-
höhten Preisen verkauften Bieres Geld zu sammeln. Mit dem Geld unterstütz-
te man dann eine Einzelperson, eine Gruppe von Menschen oder ein konkre-
tes Anliegen. Bennett sieht in den Armen, insbesondere in denjenigen Be-
wohnern eines Dorfes oder einer Nachbarschaft, die aufgrund widriger Um-
stände zeitweilig in Not gerieten, die Hauptnutznießer der Veranstaltungen. 
Sie interpretiert sie als Beleg für die Existenz einer effizienten, die Gleichran-
gigkeit des Gebens und Nehmens betonenden, jenseits der Stiftungstätigkeit 
der generous rich angesiedelten Kultur der Fürsorge, der nachzugehen sich 
auch auf anderen Feldern des vormodernen gesellschaftlichen Miteinanders 
lohnen würde.17 
 
Genau das hat Gabriela Signori getan. Im Rahmen ihrer Untersuchungen zu 
den kinder- und familienlosen Erblassern im spätmittelalterlichen Basel ist sie 
auf eine bislang wenig beachtete Form der Altersvorsorge in vormodernen 
Städten gestoßen, die sogenannten Notpfründen. Diese Notpfründen waren 
Pflegeverträge, die gering begüterte und deshalb in Alter und Krankheit von 
Verarmung bedrohte Menschen mit Verwandten, Nachbarn oder Freunden 
abschlossen, um im Falle eintretender Arbeitsunfähigkeit nicht allein und mit-
tellos dazustehen. Indem Signori den Bedingungen des Zustandekommens 
solcher Vereinbarungen nachspürt, kann sie zeigen, dass die Hilfe nicht wahl-
los gewährt wurde, sondern bestimmten Gesetzmäßigkeiten folgte. Als Ver-
tragspartner besonders beliebt waren bei den bedrängten Baslerinnen und 
Baslern zum Beispiel Töchter und Schwiegersöhne.18 Wo die nicht zur Verfü-
gung standen, ließ sich, Signori zufolge, Beistand auch außerhalb des Kreises 
der Kernfamilie organisieren. Allerdings sahen sich die Beteiligten dann genö-
tigt, einen Mangel an natürlichem Vertrauensvorschuss durch eine möglichst 
präzise Definition des Verhältnisses zwischen den von einem Notpfründner 
einzusetzenden Ressourcen und den von seinem Vertragspartner zu erbrin-
genden Fürsorgeleistungen zu kompensieren.19 
 
Schon diese drei, in ihrer Anlage sehr unterschiedlichen Arbeiten machen 
deutlich, dass wir mit unserem Wissen über die Formen der nicht-
institutionalisierten Fürsorge und den Mechanismen, nach denen sie funktio-
                                                 
17 Siehe: Bennett; ergänzend auch die Diskussion zwischen Maria Moisà und Judith Bennett 
über dieses Forschungsprojekt: Moisà u. Bennett. 
18 Das galt auch, wenn Söhne vorhanden waren. Generell bevorzugten die Basler Notpfründ-
ner Ehepaare als Vertragspartner; siehe: Signori, Alter und Armut, S. 238. 
19 Siehe: ebd., S. 255. 
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nierte, immer noch am Anfang stehen. Sharon Farmer hat zum Beispiel die 
These aufgestellt, dass die Ehe als Versorgungsinstanz für arme Frauen 
längst nicht die Bedeutung gehabt hat, die ihr in der Forschung gerne zuge-
schrieben wird. Die armen verheirateten Pariserinnen hätten sich häufig so-
gar schlechter gestanden als arme Alleinstehende. Während Letztere nämlich 
mitunter erstaunlich langlebige Beziehungen zu ungesippten Freunden - vor-
zugsweise weiblichen Geschlechts - gepflegt hätten, auf die sie auch in Kri-
sensituationen hätten bauen können, sei keineswegs davon auszugehen, 
dass sich Unterschichtenehen den Belastungen, die sich aus der Unterstüt-
zungsbedürftigkeit eines der Partner ergaben, gewachsen zeigten. Farmer 
verweist auf Beispiele aus ihrem Quellenmaterial, in denen Männer ihre 
Frauen gerade in dieser Situation verließen, mit der Konsequenz, dass die 
verheirateten Frauen in der Not auf sich allein gestellt waren.20 Welchen Stel-
lenwert nicht nur Frauen, sondern auch Männer der Ehe im System der vor-
modernen Fürsorge generell beimaßen, wäre folglich zu überprüfen. Ebenso 
fragmentarisch sind unsere Kenntnisse über die übrigen Erscheinungsformen 
der informellen Wohltätigkeit. Wichtig wäre es in diesem Zusammenhang 
insbesondere, den Hinweis von Gabriela Signori auf die geschriebenen und 
ungeschriebenen Gesetze der informellen Hilfe aufzugreifen und abzuklären, 
wie weit beziehungsweise wie eng unter konkreten historischen Bedingungen 
zwischen Eltern und Kindern, zwischen Geschwistern und weiter entfernten 
Verwandten die soziale Verantwortung füreinander interpretiert wurde und 
unter welchen Voraussetzungen aus Arbeits- oder Nachbarschaftsverhältnis-
sen Fürsorgeverhältnisse werden konnten. 
 
Große Schwierigkeiten hat der neue Forschungsansatz bislang noch mit der 
Bestimmung des Verhältnisses zwischen der von ihm primär in den Blick ge-
nommenen informellen Wohltätigkeit und dem Angebot an institutionalisier-
ter Fürsorge in den Städten und Gemeinden. Für das mittelalterliche Paris 
kommt Sharon Farmer zum Beispiel zu dem Schluss, dass die institutionali-
sierte Fürsorge nicht nur vollkommen unzureichend gewesen, sondern auch 
an den  Bedürfnissen der  Notleidenden  weitgehend vorbeigegangen sei. 
Überlebt hätten die Armen in erster Linie mit Hilfe der verschiedenen infor-
mellen Netzwerke, auf die sie in Krisensituationen hätten zurückgreifen kön-
nen.21 Auch Judith Bennett betont sehr stark den Gegensatz zwischen einer 
                                                 
20 Siehe: Farmer, Down and Out and Female, S. 356 - 358 u. 369; dies., Surviving Poverty, 
S. 151 - 154 u. 164. 
21 Siehe: ebd., S. 81 - 90, 104, 143 - 151 u. 164. 
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den Bedrängten zu bestimmten Bedingungen aufoktroyierten Wohltätigkeit 
der generous rich und der Selbsthilfe der ordinary people und meint, das 
Verschwinden der von ihr untersuchten charity ales in England im 17. Jahr-
hundert stehe in einem ursächlichen Zusammenhang mit der Entstehung 
neuer, stärker zentralisierter und obrigkeitlich kontrollierter Fürsorgemodelle 
in der Frühen Neuzeit.22 Andere Forscherinnen und Forscher sehen das Ver-
hältnis zwischen formeller und informeller Fürsorge in der Vormoderne weni-
ger antagonistisch. Sie sind der Überzeugung, dass die Armen stets in der 
Lage gewesen seien „... [to] move between the various types of assistance in 
any sequence, depending upon their own circumstances“23, und dass es gel-
te, diesen Umstand ebenso in die Analyse von Kontinuität und Wandel vor-
moderner Fürsorgesysteme einfließen zu lassen wie die Motive der Wohltäter 
für ihr karitatives Handeln. 
 
Es bleiben also grundlegende Fragen zu klären: Wie entwickelte sich das 
Verhältnis zwischen formeller und informeller Wohltätigkeit in einer Zeit, die 
gemeinhin als Umbruchphase in der Geschichte der vormodernen Armenpfle-
ge gilt, als der Beginn einer neuen obrigkeitlichen Armenpolitik? Wie definier-
ten die städtischen beziehungsweise territorialen Herrschaftsträger ihre Ver-
antwortung gegenüber den sozial schwachen Mitgliedern des Gemeinwesens, 
dem sie vorzustehen beanspruchten, und wie handhabte die Bevölkerung die 
verschiedenen Fürsorgevarianten? Welche Konsequenzen hatte das für die 
Entwicklung des frühneuzeitlichen Armenwesens insgesamt? Genau diesen 
Fragen will sich die vorliegende Arbeit stellen. 
 
3. Untersuchungsgegenstand, Quellen und Methode 
 
Das anvisierte Forschungsprojekt lässt sich am besten mit Hilfe einer Fallstu-
die realisieren. Dass die Wahl dabei auf die Stadt Braunschweig fiel, ist 
selbstredend nicht allein der eingangs vorgestellten Alheid Schaper geschul-
det, sondern hat in erster Linie inhaltliche und forschungspraktische Gründe. 
Braunschweig war um 1500 eine bedeutende Fernhandels- und Gewerbe-
stadt mit einer differenzierten, exportorientierten Produktion im Textil- und 
                                                 
22 Siehe: Bennett, S. 34 - 36; zum Begriff der ordinary people : ebd., S. 20. 
23 McInstosh, S. 72. Auf die Motive der Wohltäter hebt besonders Sandra Cavallo ab; siehe: 
Cavallo, Charity and Power; dies., The Motivations. 
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Metallbereich.24 Eine Einwohnerzahl zwischen 15 000 und 17 000 Menschen 
machte sie zu einer der Großstädte des Heiligen Römischen Reiches Deut-
scher Nation.25 Formal zwar unter der Herrschaft der welfischen Fürsten ste-
hend, hatten sich die Braunschweiger im Mittelalter eine Stellung erkämpfen 
- und trotz härter werdender Auseinandersetzungen mit den Landesherren 
letztlich bis 1671 verteidigen - können, die es ihnen erlaubte, eine von eige-
nen Interessen getragene Politik zu betreiben. Braunschweig verkörperte 
damit den Typus der autonomen Landstadt, der unter den größeren Kommu-
nen Nord- und Nordwestdeutschlands relativ verbreitet war.26 
 
Für die Wahl Braunschweigs als Forschungsobjekt spricht darüber hinaus die 
lokale Forschungslage. Die Standardwerke von Hermann Dürre und Werner 
Spieß zur Politik-, Wirtschafts-, Sozial- und Verfassungsgeschichte Braun-
schweigs von den Anfängen bis zum Ende der Stadtfreiheit im Jahre 167127 
sind in den letzten Jahren und Jahrzehnten durch Monografien ergänzt wor-
den, die zentrale Aspekte der Stadtentwicklung einer detaillierten Untersu-
chung unterzogen haben28. Unter der uns beschäftigenden Fragestellung be-
sonders hervorzuheben ist dabei die Arbeit von Annette Boldt aus dem Jahre 
1988 über das Hospital St. Thomae. Sie liefert nicht nur grundlegende Infor-
mationen über die Organisation der geschlossenen Armenpflege im vormo-
dernen Braunschweig, sondern entwirft darüber hinaus auch ein Profil der 
Nutznießer dieser Art der Fürsorge, aufgeschlüsselt nach Alter, Geschlecht, 
Familienstand, Aufnahmegrund und Verweildauer der Begünstigten.29 Boldts 
Studie wiederum baut auf auf einer Tradition der Erforschung der Geschichte 
der Braunschweiger Hospitäler und Armenhäuser, die von Philipp Julius 
Rehtmeyer Anfang des 18. Jahrhunderts über Karl Wilhelm Bode und Johan-
nes Kühne im 19. Jahrhundert bis zu Wolf-Dietrich Kurnatowski und Georg 
                                                 
24 Die Braunschweiger lieferten Fertigwaren wie Eisen- und Messingerzeugnisse, Waffen, 
Edelmetallarbeiten, Leder, Tuche und Bier nach Osten, aber auch in der Stadt und ihrem 
Umland gewonnene Rohstoffe wie Wolle und Flachs sowie gröbere Tuchsorten nach Westen; 
siehe dazu: Theissen, S. 119; Mörke, Untertan, S. 112; ders., Rat und Bürger, S. 40 - 41 u. 
50 - 51; Spieß, Braunschweig im Nachmittelalter, S. 231 - 464; Garzmann, Zum Korporati-
onsproblem, S. 74 - 75. 
25 Siehe: Rahn, Religiöse Bruderschaften, S. 27; Garzmann, Zum Korporationsproblem, S. 
75; Mörke, Rat und Bürger, S. 34. 
26 Siehe dazu: Mörke, Stadt und Reformation, S. 76; ders., Untertan, S. 112 u. Anm. 4; zu 
den verfassungsrechtlichen Details auch: Garzmann, Bürgerliche Freiheit. 
27 Siehe: Dürre; Spieß, Braunschweig im Nachmittelalter. 
28 Siehe exemplarisch: Garzmann, Stadtherr und Gemeinde; Walter; Mörke, Rat und Bürger. 
29 Siehe: Boldt, Fürsorgewesen. Das Insassenprofil bezieht sich auf die Jahre 1575 bis 1700; 
siehe: ebd., S. 107 - 128. Für die Zeit vor 1575 ist aufgrund der schlechten Quellenlage nur 
eine qualitative Beschreibung des Nutznießerkreises des Spitals möglich; siehe: ebd., S. 96 - 
106. 
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von Hartmann in den 50er beziehungsweise 70er Jahren des 20. Jahrhun-
derts reicht.30 Auch zum Themenkomplex Städtische Armenpolitik liegen ver-
schiedene Arbeiten vor. Während Annette Boldt den Fokus dabei bewusst auf 
das 14. und 15. Jahrhundert gelegt hat31, gewähren Peter Albrecht und Hein-
rich Mack in ihren Darlegungen einen Ausblick auf den Wandel des obrigkeit-
lichen Fürsorgewesens im ausgehenden 18. Jahrhundert32. Mit der - uns be-
sonders interessierenden - Phase des Übergangs vom Mittelalter zur Frühen 
Neuzeit haben sich bislang Thomas Fischer, Ernst Schubert, Frank Lane und 
Gerhard Kalberlah in kurzen Überblicksdarstellungen beschäftigt.33 Dabei rü-
cken die Autoren allerdings die Gesichtspunkte Kommunalisierung, Bürokrati-
sierung und Disziplinierung sehr stark in den Vordergrund, eine Interpretati-
on, die angesichts der aktuellen Kontroverse in der historischen Armutsfor-
schung einer detaillierten Überprüfung zu unterziehen ist. Anknüpfen kann 
das aktuelle Forschungsprojekt darüber hinaus an Einzelstudien, die sich un-
ter ganz unterschiedlichen Aspekten mit den Erscheinungsformen, den Ad-
ressaten und den Motiven der Wohltätigkeit im vormodernen Braunschweig 
befasst haben. Zu nennen sind in diesem Zusammenhang etwa die Hinweise 
auf testamentarische Schenkungen ad pias causas in den bereits zitierten 
Arbeiten von Annette Boldt34 sowie die Fallstudie von Kerstin Rahn über das 
barmherzige Werk der Braunschweiger Bürgerin Gese van Zezen35. Ina 
Tschipkes Studie zu den Lebensformen in den spätmittelalterlichen Städten 
Nordwestdeutschlands wiederum vermittelt nicht nur einen Einblick in den 
Umgang der Zeitgenossen mit Alter und Krankheit, sie liefert auch - zu erwei-
ternde und zu vertiefende - Erkenntnisse über die Rolle von Ehe und Familie 
als Instanzen der informellen Armenfürsorge.36 
 
Für die Wahl Braunschweigs als Untersuchungsgegenstand letztlich aus-
schlaggebend war jedoch die Quellenlage. Für die Analyse der städtischen 
Fürsorgepolitik in der Vormoderne wird gewöhnlich auf obrigkeitliche Statu-
ten, Edikte und Ordnungen zurückgegriffen. Auch für Braunschweig lässt sich 
                                                 
30 Siehe: Rehtmeyer, Teil 1; Bode, Beiträge; Kühne; von Kurnatowski; von Hartmann. Auf 
weitere Studien zu den Einrichtungen der geschlossenen Armenpflege in Braunschweig wird 
an gegebener Stelle eingegangen. 
31 Siehe: Boldt, Fürsorgewesen; dies., Fürsorgepolitik; dies., Wohlfahrtspflege, S. 56 - 59. 
32 Siehe: Albrecht, Übernahme; ders., Armenvögte; Mack, Johann Anton Leisewitz. 
33 Siehe: Fischer, Armut, Bettler, Almosen; Schubert, Niedersächsische Kirchenordnungen; 
Lane; Kalberlah. 
34 Siehe: wie Anm. 31. 
35
 Siehe: Rahn, Das barmherzige Werk. 
36
 Siehe: Tschipke. Die Autorin betrachtet die Städte Braunschweig, Hildesheim, Göttingen, 
Hameln und Duderstadt. 
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ein Korpus zusammenstellen, das sich aus Texten wie der Kirchenordnung 
von 1528, den Bettelordnungen von 1550, 1638 und 1642 sowie einschlägi-
gen Verfügungen aus den Urkunden-, Brief- und Gedenkbüchern der Stadt 
speist.37 Darüber hinaus aber existiert ein großer Fundus an Ratsprotokollen. 
Dieser umfasst neben den Verlautbarungen der eigentlichen politischen Füh-
rung, des sogenannten Küchenrates38, auch die Verhandlungen der Rats-
mannen mit den gewählten Vertretern der korporativ verfassten Bürgerge-
meinde. Diese Bürgervertreter setzten sich zusammen aus den Gildemeistern 
als den Sprechern der 14 seit 1386 im Rat vertretenen Gilden39 und aus den 
Bürgerhauptleuten als den Repräsentanten der nicht in den Gilden organi-
sierten Bürgerschaft40. Gegenstand der Beratungen waren schwerwiegende, 
die Stadt in ihrer Gesamtheit betreffende Entscheidungen des Rates sowie 
Beschwerden der Bürger über die Politik ihrer Obrigkeit. Ursprünglich nach 
Bedarf einberufen, hielt man seit 1513 zwei Sitzungen pro Jahr ab, die Un-
stimmigkeiten zwischen dem Rat und den Bürgern, die sich unter Umständen 
zu gefährlichen Unruhen auswachsen konnten, vorbeugen sollten. Zunächst 
                                                 
37 Siehe die Bestände: StadtA BS, B I 2; B I 3; B IV 13d Nr. 7; UB BS I - VI; Braunschweiger 
Kirchenordnung 1528. 
38 Der Küchenrat war ein 25-köpfiges Gremium, bestehend aus den Bürgermeistern und den 
wichtigsten Kämmerern der Stadt. Er erledigte für den - mit 103 Mitgliedern eher schwerfäl-
ligen - Rat der Gesamtstadt zentrale Verwaltungsaufgaben und bestimmte zugleich als ge-
heimes Kollegium die Richtlinien der Braunschweiger Politik; siehe dazu: Sauerbrey, S. 22 - 
23; Spieß, Braunschweig im Nachmittelalter, S. 526 - 527; ders., Ratsherren, S. 55 - 57. Die 
erwähnten Verlautbarungen finden sich im Stadtarchiv unter: StadtA BS, B I 4; B I 6. 
39 Ein blutiger Bürgeraufstand, genannt die Große Schicht, beendete im Jahre 1374 die Al-
leinherrschaft der patrizischen Geschlechterfamilien in Braunschweig. Nach langen Ausei-
nandersetzungen wurde 1386 eine neue Ratsverfassung verabschiedet, nach der neben fünf 
sich vorwiegend aus der alten Geschlechterschicht rekrutierenden Gilden - den Wandschnei-
dern in der Altstadt, den Wechslern, den Goldschmieden, den Wandschneidern und Laken-
machern im Hagen sowie den Wandschneidern und Lakenmachern in der Neustadt - auch 
neun Handwerkergilden - den Lakenmachern in der Altewiek, den Gerbern und Schustern, 
den Knochenhauern, den Schmieden, den Beckenwerkern, den Bäckern, den Kramern, den 
Schradern und den Kürschnern - das Recht hatten, eine bestimmte Anzahl von Ratsstühlen 
zu besetzen. Die Nominierung der Kandidaten erfolgte durch die beiden Vorsteher jeder 
Gilde, die sogenannten Gildemeister, zu deren Aufgaben es darüber hinaus gehörte, die 
Position ihrer Gildebrüder in den oben erwähnten Verhandlungen mit dem Rat zu vertreten. 
Zu Hintergründen, Verlauf und Folgen der Großen Schicht siehe: Puhle, S. 240 - 246; Spieß, 
Braunschweig im Nachmittelalter, S. 523 - 524; ders., Ratsherren, S. 25 - 28. 
40 Das Amt des Bürgerhauptmannes wurde 1445/1446 - im Zuge der Beilegung von Bürger-
unruhen, die sich am Unmut der Bevölkerung über eine vom Rat geplante Steuererhöhung 
entzündet hatten - geschaffen. Entsprechend der Einteilung der Stadtgemeinde in 14 Bezir-
ke, auch Baurschaften genannt, bestimmte jeder Bezirk zwei Vertreter, so dass sich die Ge-
samtzahl der Hauptleute, wie die der Gildemeister, auf 28 belief. Auch die Aufgaben der 
Hauptleute glichen denen der Gildemeister. Sie wählten die Männer, die für die nicht in einer 
der 14 Gilden organisierten Bürger im Rat saßen, und nahmen an den genannten Sitzungen 
mit dem Rat und den Gildemeistern teil. Zum Bürgeraufstand von 1445/1446 und seinen 
verfassungsrechtlichen Folgen siehe: Puhle, S. 246 - 247; Spieß, Braunschweig im Nachmit-
telalter, S. 523; zur Funktion der Hauptleute auch: ders., Ratsherren, S. 30 - 31; Walter, S. 
24 - 26. 
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nur mündlich durchgeführt, wurden von den Beteiligten seit dem 16. Jahr-
hundert zunehmend auch schriftliche Erklärungen verfasst, die in eigenen 
Stadtbüchern überliefert sind.41 In seiner Bandbreite bietet dieses Material 
außergewöhnlich günstige Voraussetzungen, die Entstehung und den Wandel 
der Normen des karitativen Handelns in Braunschweig am Übergang vom 
Mittelalter zur Frühen Neuzeit zu untersuchen. 
 
Für den Erfolg des aktuellen Forschungsvorhabens unverzichtbar ist darüber 
hinaus eine serielle Quelle, die Rückschlüsse auf die Entscheidung der Zeit-
genossen zwischen verschiedenen Fürsorgevarianten und die dahinter ste-
henden Fürsorgestrategien ermöglicht. Als eine solche Quelle bieten sich 
letztwillige Verfügungen an, denn sie lassen sich nicht nur quantitativ aus-
werten, sondern eröffnen dem Wissenschaftler darüber hinaus auch die Mög-
lichkeit, die Erblasser und ihre Motive, sich für diesen oder jenen Akt der 
Mildtätigkeit zu entscheiden, in den Mittelpunkt der Analyse zu stellen. Letzt-
willige Verfügungen waren in Braunschweig sowohl in der älteren Form der 
Vergabung von Todes wegen als auch in der des - deutschrechtlichen - Tes-
taments bekannt.42 Überliefert sind sie als Originalurkunden oder - ungleich 
häufiger - als Abschriften in den sogenannten Testamentbüchern. Diese Tes-
tamentbücher wurden seit der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts in den 
fünf - die Gesamtstadt bildenden - Weichbilden Altstadt, Hagen, Neustadt, 
Altewiek und Sack geführt.43 Zu den Einträgen ist zu wissen: Die Braun-
                                                 
41 Siehe den Bestand: StadtA BS, B I 5; zum Ablauf der Sitzungen auch: Walter, S. 17 - 23. 
42 Eine Vergabung war ein Rechtsgeschäft unter Lebenden mit Wirkung auf den Todesfall. 
Der Erblasser übertrug das Eigentum an einer in seinem Besitz befindlichen Sache für den 
Fall, dass er verstarb, auf eine andere Person. Dabei trat der Bedachte schon zu Lebzeiten 
des Schenkers in ein festes Rechtsverhältnis zu dem vergabten Gegenstand. Eine einmal 
getroffene Vereinbarung konnte ohne expliziten Widerspruchsvorbehalt deshalb auch nur mit 
Zustimmung beider Vertragspartner geändert werden; siehe: Piper, S. 95 - 98 u. 107. Starke 
Konkurrenz macht dieser Variante der gewillkürten Erbfolge in Braunschweig seit etwa 1300 
das Testament als einseitige Verfügung auf den Todesfall. Im Unterschied zu seinem römi-
schen Vorbild verzichtete das deutsche Testament dabei auf das Prinzip der institutio here-
dis, das heißt auf die verbindliche Bestimmung eines Nachfolgers in das Gesamtvermögen. 
Das Braunschweiger Testament war demnach eine Zusammenstellung einzelner, vom Erb-
lasser jederzeit widerrufbarer letztwilliger Verfügungen, die die gesetzliche Erbfolge außer 
Kraft setzten; siehe dazu: ebd., S. 34 - 35; zur Entwicklung der gewillkürten Erbfolge allge-
mein auch: ebd., S. 30 - 33. Inhaltlich sind keine signifikanten Unterschiede zwischen 
Vergabung und Testament feststellbar, ja die eindeutige Kennzeichnung einer Verfügung als 
Vergabung oder Testament erweist sich in der Praxis häufig als schwierig. Da es auf forma-
ler Ebene jedoch einige Besonderheiten gibt, die für die Interpretation der Quellen relevant 
sind, muss die Existenz zweier unterschiedlicher Rechtsinstitute grundsätzlich im Blick behal-
ten werden. Zu Inhalt und Form der beiden Verfügungsarten ausführlich: ebd., S. 44 - 50, 
74 - 80, 101 u. 105 - 107. 
43 Die Teilstädte Altstadt, Hagen, Neustadt, Altewiek und Sack, üblicherweise als Weichbilde 
bezeichnet, sind unterschiedlichen Ursprungs und zu verschiedenen Zeiten entstanden. Um 
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schweiger konnten Dispositionen auf den Todesfall sowohl mündlich als auch 
schriftlich vornehmen. Eine mündliche Erklärung musste vor mindestens zwei 
Ratsherren des Weichbildes, in dem der Testierwillige lebte, abgegeben wer-
den. Die Ratsherren informierten im Anschluss den Weichbildrat über den 
Inhalt der Verfügung und ließen sie zur weiteren Beweissicherung im Stadt-
buch vermerken.44 Ein schriftlich fixierter Letzter Wille dagegen war beim 
zuständigen Weichbildrat zu hinterlegen. Starb der Erblasser, wurde das Do-
kument geöffnet, verlesen und ebenfalls in das Testamentbuch übertragen. 
Das Original aber wurde den Personen - Erben beziehungsweise Testaments-
vollstreckern - als Vollmachtsurkunde ausgehändigt, die mit der Liquidation 
des Nachlasses betraut waren.45 Da die Einträge in den Testamentbüchern 
also nicht nur umfangreicher, sondern auch vollständiger sind, kann auf eine 
Einbeziehung erhaltener Einzelurkunden in die Analyse verzichtet und das 
Augenmerk ganz auf die Auswertung der erwähnten Testamentbücher gelegt 
werden. Um interpretatorische Kurzschlüsse zu vermeiden, ist es notwendig, 
die aus den Testamenten gewonnenen Erkenntnis, wo immer möglich, mit 
anderen Quellen aus der vormodernen Fürsorgepraxis in Beziehung zu set-
zen. In Braunschweig stehen dafür die Akten- und Rechnungsbestände der 
verschiedenen in der Stadt ansässiger Armenpflegeeinrichtungen zur Verfü-
gung.46 
 
Die historischen Kulturwissenschaften haben seit den 1990er Jahren das In-
teresse der Forscherinnen und Forscher verstärkt auf den Zusammenhang 
von kultureller Semantik und sozialer Ordnung gelenkt. Im Mittelpunkt der 
                                                                                                                                          
die Interessen der Gesamtstadt nach innen wie außen besser vertreten zu können, unter-
nahmen die Räte der fünf Weichbilde seit Ende des 13. Jahrhunderts verstärkte Anstrengun-
gen, sich zu einem Gemeinen Rat zusammenzuschließen. Nichtsdestotrotz existierten die 
einzelnen Weichbilde als politische Einheiten weiter, mit eigener Ratsversammlung, Finanz-
hoheit und Verwaltung. Seit dem späten 13. Jahrhundert führten sie Stadtbücher, in denen 
vor den Räten vorgenommene Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit sowie andere privat- und 
öffentlich-rechtliche Tatbestände festgehalten wurden. Mit der Zunahme der Zahl der letzt-
willigen Verfügungen wurden aus diesen Büchern spezielle Testamentbücher ausgegliedert. 
Das geschah 1358 in der Altstadt, 1392 in der Neustadt, 1399 im Sack, 1401 im Hagen und 
1408 in der Altewiek. Zur Stadtentwicklung allgemein siehe: Sauerbrey, S. 13 - 21; Spieß, 
Ratsherren, S. 22 - 23; Piper, S. 19 - 21; zur Entstehung der Testamentbücher: ebd., S. 27 - 
29; Mack, Testamente, S. 10 - 13. 
44 Zur mündlichen Form der letztwilligen Verfügung siehe: Piper, S. 39, 55 - 58 u. 102 - 104. 
Obwohl sich diese mündlichen Erklärungen seit der Mitte des 14. Jahrhunderts auf dem 
Rückzug befanden, wurden sie bis zum Ende der Stadtfreiheit nicht vollständig verdrängt. 
45 Aufgesetzt werden konnte das Schriftstück dabei vom Erblasser selbst, seinem Sohn, ei-
nem städtischen Beamten oder, seit dem ausgehenden 16. Jahrhundert, auch von einem 
Notar. Zu den Einzelheiten siehe: ebd., S. 58 - 63; zum Amt des Testamentsvollstreckers 
auch: ebd., S. 87 - 93. 
46 Siehe etwa die Bestände unter: StadtA BS, B IV 11; F I; F II; G II. 
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Untersuchungen stand und steht dabei die Frage, wie eine Kultur sich selbst 
handelnd und wahrnehmend neu entwirft, wie sie ihre jeweils dominanten 
Sinnformationen und Zeichensysteme erzeugt, tradiert und verändert.47 Der 
vorliegenden Arbeit eröffnet dieser methodische Ansatz die Chance, sich von 
der in der Armutsforschung lange Zeit vorherrschenden Fokussierung auf den 
Erfolg beziehungsweise Misserfolg sozialpolitischer Disziplinierungsmaßnah-
men zu lösen und den Blick stattdessen auf das konfliktträchtige gesellschaft-
liche Aushandeln neuer begrifflicher Standardisierungen und neuer sozialer 
Praktiken angesichts der Bedrohung erheblicher Teile der vormodernen Be-
völkerung durch Armut und existentielle Not zu konzentrieren. Dabei gilt es, 
stets im Blick zu behalten, dass an dem Aushandlungsprozess verschiedene 
Akteure mit ganz unterschiedlichen ökonomischen, politischen, sozialen und 
symbolischen Ressourcen beteiligt waren: die Obrigkeit, die ihre Rolle als 
Wohltäterin im Rahmen ihres Herrschaftsverständnisses immer wieder neu 
definieren musste, die Bürgerinnen und Bürger, die ihre eigenen Vorstellun-
gen sowohl von den Aufgaben eines städtischen Armenfürsorgewesens als 
auch vom eigenen Platz im Koordinatensystem formeller und informeller 
Wohltätigkeit hatten, und schließlich die Armen selbst, die ihre Bitte um ein 
Almosen gegenüber den verschiedensten potentiellen Wohltätern überzeu-
gend vertreten mussten.48 
 
In den Braunschweiger Testamentbüchern sind mehrere tausend letztwillige 
Verfügungen aus der Zeit des Mittelalters und der Frühen Neuzeit überliefert. 
Um daraus ein bearbeitbares Quellenkorpus zu generieren, musste eine 
Auswahl getroffen werden. Da das Material einer quantitativen wie qualitati-
ven Analyse zugänglich sein sollte, wurde ein geschlossener Untersuchungs-
zeitraum gewählt. Dessen Ausgangspunkt ist leicht zu benennen: die Einfüh-
rung der Reformation in Braunschweig im Jahre 1528 und die damit einher-
gehende Neuordnung des städtischen Armenfürsorgewesens. Ein Endpunkt 
ist dagegen weit schwieriger zu fassen. Die Phase bis zum offiziellen Ende 
der Stadtfreiheit im Jahre 1671 erwies sich als zu lang und andere sich auf-
drängende Meilensteine in der Braunschweiger Stadtgeschichte gibt es nicht. 
So wurde letztlich eine Entscheidung unter forschungspraktischen Gesichts-
punkten getroffen. Der Schnitt wurde nach dem Jahr 1606 gesetzt, weil das 
nicht nur der Einteilung in den Testamentbüchern entspricht, sondern weil zu 
                                                 
47 Siehe dazu: Jussen u. Koslofsky. 
48 Siehe: Dinges, Aushandeln; ders., Neues in der Forschung, S. 36 - 37; Hatje, S. 73 - 75; 
Tode, S. 167 - 168; Hüchtker, S. 10 - 18. 
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Beginn des 17. Jahrhunderts auch das Ende einer für das Selbstverständnis 
der vormodernen Braunschweiger jahrhundertelang maßgeblichen Ära be-
reits greifbar wird, nämlich das der Stadt Braunschweig als autonomer Bür-
gergemeinde. Im Anschluss daran wurden exemplarisch zwei Weichbilde 
ausgesucht. Die Wahl fiel auf die Altstadt als der ältesten, vermögendsten 
und politisch einflussreichsten der Braunschweiger Teilstädte mit der größten 
- von den patrizischen Fernhandelsdynastien bis zu den Angehörigen der Un-
terschichten reichenden - sozialen Differenzierung. Ihr an die Seite gestellt 
wurde die stärker handwerklich geprägte Neustadt, die nicht nur in der 
Wahrnehmung der Zeitgenossen, sondern auch nach wirtschaftlichen und 
sozialen Gesichtspunkten die dritte Stelle unter den fünf Braunschweiger 
Weichbilden einnahm.49 
 
Tabelle 1: Die untersuchten Braunschweiger Testatoren insgesamt 
 
 Verheiratet Verwitwet Ledig Unbekannt Summe 
Männer 296 15 2 65 378 
Frauen 50 170 10 24 254 
Summe 346 185 12 89 632 
 
Auf diese Weise wurden die letztwilligen Verfügungen von 632 Braunschwei-
gern erfasst. Davon stammten 305 aus der Altstadt und 327 aus der Neu-
stadt. Von den Erblassern waren 59,81 Prozent männlichen Geschlechts und 
40,19 Prozent weiblichen Geschlechts. Das ist vergleichbar mit dem Ge-
schlechterverhältnis unter den Testatoren in anderen uns bekannten vormo-
dernen Städten, wie etwa Strahlsund.50 Von den untersuchten Braunschwei-
ger Testatorinnen und Testatoren waren 54,75 Prozent verheiratet, 29,27 
Prozent verwitwet, 1,9 Prozent ledig und für 14,08 Prozent konnten keine 
verlässlichen Angaben zum Familienstand gefunden werden. Die größten Ein-
zelgruppen stellten die verheirateten Männer mit 46,84 Prozent der Erblasser 
und die verwitweten Frauen mit 26,9 Prozent. Von den Testatoren hatten 
42,09 Prozent zum Zeitpunkt der Testamentserrichtung noch lebende Kinder, 
57,91 Prozent  waren  dagegen  kinderlos. Dabei  war bei den  Männern  das  
                                                 
49 Siehe dazu: Mörke, Rat und Bürger, S. 34 - 44; Rahn, Religiöse Bruderschaften, S. 27 - 
28; Sauerbrey, S. 15 - 21. 
50 Siehe: Schildhauer, S. 14 - 15. Für das mittelalterliche Braunschweig dagegen hat Dietrich 
Mack - bezogen auf die Altstadt - den Anteil der Frauen an den Testierenden lediglich mit 15 
Prozent angegeben; siehe: Mack, Testamente, S. 11. 
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Tabelle 2: Die Häufigkeit von Nachkommen unter den untersuchten 
Braunschweiger Testatoren insgesamt 
 
 Mit Kindern Ohne Kinder Summe 
Männer 181 197 378 
Frauen 85 169 254 
Summe 266 366 632 
 
Verhältnis zwischen den Testatoren mit Kindern und den Testatoren ohne 
Kinder ausgeglichen, während bei den Frauen die kinderlosen Testatorinnen 
klar in der Mehrheit waren. Die untersuchten Erblasser spiegeln ein breites 
Spektrum der frühneuzeitlichen Braunschweiger Stadtgesellschaft. Man be-
gegnet Repräsentanten einer Oberschicht, die sich im Laufe des 16. Jahr-
hunderts in die - in der Altstadt ansässigen - Geschlechter und eine - sich aus 
den alten Fernhandelsfamilien der übrigen Weichbilde und neu aufstreben-
den Kaufmannsfamilien zusammensetzende - jüngere Oberschicht, genannt 
die Familien von den Weißen Ringen, spaltete. Man begegnet Vertretern ei-
ner in unterschiedlichen Handwerken tätigen Mittelschicht, innerhalb der sich 
einige Familien durch ein generationenübergreifendes politisches Engage-
ment zu sogenannten Ratsgildefamilien herausgebildet hatten und infolge-
dessen innerhalb ihrer Schicht eine privilegierte Stellung einnahmen. Und 
man begegnet Menschen aus unterbürgerlichen Schichten wie Alheid Scha-
per oder anderen Zeitgenossen, die von ihrem Eigentum als ihr „... ouerbli-
ven armes gerede ...“51 beziehungsweise ihr „... gering gutlein ...“52 spra-
chen. Dessen ungeachtet sind die Begüterten unter den untersuchten Erblas-
sern überproportional stark vertreten, hatten sie doch aufgrund ihrer Vermö-
genslage besonderen Anlass, ihren Letzten Willen schriftlich zu fixieren. Die-
sem Umstand ist bei der Interpretation des im Folgenden vorgestellten Mate-
rials Rechnung zu tragen. 
 
Ein paar Anmerkungen zum Aufbau der Arbeit: Die Studie gliedert sich in 
zwei Teile. Der erste Teil hat die Auseinandersetzung um den Zuschnitt des 
städtischen Armenfürsorgewesens im frühneuzeitlichen Braunschweig und 
die Rolle des Rates auf diesem Gebiet zum Gegenstand. Kapitel II liefert eine 
                                                 
51 StadtA BS, B I 23 Nr. 14, fol. 42v. 
52 Ebd. Nr. 4, fol. 211v. Zur Sozialordnung der Stadt: Spieß, Braunschweig im Nachmittelal-
ter, S. 465 - 509; Mohrmann, Alltagswelt, S. 122 - 132; zur Bezeichnung der Familien von 
den Weißen Ringen insbesondere: ebd., S. 128. 
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Darstellung des Angebots an institutionalisierter Fürsorge am Beginn des von 
uns betrachteten Untersuchungszeitraums. Die Errungenschaften und die 
Defizite der obrigkeitlichen Fürsorge im Bereich der geschlossenen wie der 
offenen Armenpflege werden herausgearbeitet, um die Ausgangsbasis für die 
Diskussion über eine Neugestaltung des kommunalen Fürsorgewesens in 
Braunschweig im 16. Jahrhundert näher zu bestimmen. In den folgenden 
Kapiteln werden dann die zentralen Etappen dieser sozialpolitischen Diskus-
sion und ihre Konsequenzen für die Organisation der städtischen Armenpfle-
ge analysiert. Kapitel III widmet sich der Einführung der Reformation in 
Braunschweig, der in diesem Zusammenhang eröffneten Armutsdebatte so-
wie der daraus resultierenden Formulierung einer neuen städtischen Armen-
politik in der Kirchenordnung von 1528. Kapitel IV thematisiert den Kampf 
um die Umsetzung des Reformprojekts angesichts der unsicheren innen- wie 
außenpolitischen Lage Braunschweigs in den Jahren 1529 bis 1553. Im Mit-
telpunkt stehen dabei drei Themenkomplexe: die Auseinandersetzung zwi-
schen dem Rat und den Bürgervertretern um die Versorgung der Bevölke-
rung mit Getreide, der Streit über den künftigen Platz der Hospitäler und Ar-
menhäuser im System der kommunalen Fürsorge sowie die Schwierigkeiten 
im Umgang mit dem neu geschaffenen Fürsorgeinstrument Armenkasten. 
Kapitel V schließlich analysiert die Auswirkungen der Krise der politischen 
Führung Braunschweigs an der Wende vom 16. zum 17. Jahrhundert auf den 
Umgang mit den verschiedenen Kategorien von zeitgenössischen Bedürfti-
gen. Geblickt wird sowohl auf die einheimischen Armen als auch auf die von 
auswärts kommenden Bittsteller. Ausgelotet wird das Ausmaß der Diskrimi-
nierung und der Ausgrenzung dieser Personengruppen aus der frühneuzeitli-
chen Braunschweiger Stadtgesellschaft. Im zweiten Teil der Studie wechselt 
dann die Perspektive. Nun steht die Handhabung der verschiedenen Formen 
formeller und informeller Wohltätigkeit durch die Braunschweiger Bevölke-
rung im Zentrum des Interesses. In Kapitel VI wird nach dem Ausmaß der 
Unterstützung für den 1528 neu gestalteten städtischen Fürsorgeapparat 
gefragt. Untersucht wird zum einen die Bereitschaft der Braunschweigerin-
nen und Braunschweiger, in ihren letztwilligen Verfügungen einen Beitrag 
zum Unterhalt der Einrichtungen der institutionalisierten Armenpflege, sprich 
der Hospitäler und Armenkästen, zu leisten, und zum anderen der Grad des 
Festhaltens der Zeitgenossen an der Tradition einer direkten Almosenvertei-
lung an die Notleidenden. Im Anschluss daran wird dem Erscheinungsbild der 
informellen Mildtätigkeit im frühneuzeitlichen Braunschweig nachgespürt. 
Kapitel VII nimmt sich der klassischen Instanz informeller Fürsorge in der 
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Vormoderne an, der Familie. Auf den Prüfstand gestellt wird die Reichweite 
der Solidarität zwischen Eheleuten, zwischen Eltern und Kindern, zwischen 
Geschwistern und weiter entfernten Verwandten. Kapital VIII rundet dann 
die Recherchen ab, indem es Arbeits- und Nachbarschaftsverhältnisse auf 
ihre Tauglichkeit als Anbieter alternativer Formen informeller Wohltätigkeit 
hin untersucht. 
 
Geldbeträge werden im Rahmen der vorliegenden Studie in der Regel in Gul-
den angegeben. Es handelt sich dabei um den - in Braunschweig gebräuchli-
chen - Zählgulden zu 20 Mariengroschen.53 Daneben findet der Taler Ver-
wendung. 1 Taler ist dabei mit 1,14 Gulden zu veranschlagen. 
 
 
                                                 
53 Siehe exemplarisch den entsprechenden Hinweis im Testament des Jobst Kale: StadtA BS, 
B I 23 Nr. 4, fol. 55r; ergänzend auch: Jesse, S. 30. 
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ERSTER TEIL 
DIE FÜRSORGEPOLITIK DER STADT BRAUNSCHWEIG 
IM 16. JAHRHUNDERT 
 
II. Die Kennzeichen der obrigkeitlichen Fürsorgepolitik  
bis zu Beginn des 16. Jahrhunderts 
 
1. Die städtischen Hospitäler und Armenhäuser 
 
Das Kernstück der institutionalisierten Armenfürsorge stellten in Braun-
schweig bis zu Beginn des 16. Jahrhunderts die Hospitäler und Armenhäuser 
dar. Es handelte sich um insgesamt 18 Einrichtungen ganz unterschiedlicher 
Größe und Provenienz, von denen die ältesten in ihren Anfängen bis in das 
13. Jahrhundert zurückzuverfolgen sind. Die bedeutendste dieser frühen 
Gründungen war das Hospital Beatae Mariae Virginis, in den Quellen auch 
das Hospital Unserer Lieben Frau genannt. Es wurde bereits um 1245 von 
vermögenden Braunschweiger Bürgern zur Versorgung gebrechlicher und 
kranker Menschen errichtet.1 Großzügige zusätzliche Stiftungen sowie die 
gewinnbringende Anlage der ihm übertragenen Vermögenswerte machten es 
in den folgenden Jahrhunderten zu dem mit Abstand am besten ausgestatte-
ten Hospital der Stadt. Es verfügte nicht nur über beachtliche Kapitalien und 
Legate, Hypotheken, Zinsen, Zehnte et cetera, sondern auch über einen um-
fangreichen Immobilienbesitz, und wurde damit zu einem eigenständigen 
Faktor im Braunschweiger Wirtschaftsleben. Gleichzeitig war es mit bis zu 35 
Insassen eine der kapazitätsstärksten sozialen Einrichtungen in Braun-
schweig. Ursprünglich wohl offen für Junge und Alte, Männer und Frauen, 
Einheimische wie Ortsfremde, die für kurze Zeit im Falle einer Krankheit oder 
für längere Zeit im Falle von Siechtum Hilfe und Unterstützung benötigten, 
verengte sich - wie das ja bei vielen dieser Institutionen in unterschiedlicher 
Ausprägung und Geschwindigkeit zu beobachten ist - der Nutznießerkreis des 
Spitals sukzessive. Als es gegen Ende des 17. Jahrhunderts in ein Armen-, 
Waisen-, Zucht- und Werkhaus umgewandelt werden sollte, beherbergte es 
nur noch alleinstehende Frauen.2 Zwei weitere wichtige Gründungen des 13. 
                                                 
1 Siehe die Bestätigung der Gründung des Hospitals durch Herzog Otto I. am 13. November 
1245: UB BS II Nr. 112, S. 43 - 44. 
2 Zur Geschichte des Hospitals: Boldt(-Stülzebach), Anfänge des Hospitals. Zur Aufnahmeka-
pazität des Spitals in dieser Frühphase kann die Autorin keine genauen Angaben machen. 
Sie spricht lediglich davon, dass die Einrichtung „... zeitweise das größte Insassenaufkom-
men in der Stadt hatte“; ebd., S. 20. Zur Entwicklung der Insassenzahl des Spitals im 17. 
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Jahrhunderts waren die Hospitäler St. Leonhard und St. Thomae. St. Leon-
hard ist 1230 erstmals urkundlich belegt und diente zur Unterbringung und 
Betreuung von Leprakranken.3 St. Thomae war ursprünglich eine Pilgerher-
berge, die dann im Jahre 1330 mittels Zustiftung einiger vermögender Bürger 
aus der Braunschweiger Altstadt und unter Mitwirkung des dortigen Rates zu 
einem Hospital erweitert wurde. Seit dieser Zeit bot die Einrichtung nicht 
mehr nur Pilgern und anderen Reisenden Übernachtungsmöglichkeiten und 
eine Betreuung im Krankheitsfall an, sondern nahm auch Pfründner, also 
Dauerinsassen, auf. 1409 hatte sie Platz für 17 bis 25 Personen. Über die 
Entwicklung der Gesamtzahl der Pfründner bis 1545 - als das Hospital einer 
grundlegenden Reform unterzogen wurde - liegen keine genauen Angaben 
vor. Annette Boldt, die sich intensiv mit der Geschichte von St. Thomae be-
schäftigt hat, geht aber davon aus, dass die genannte Aufnahmekapazität 
aufgrund der weitgehend positiven wirtschaftlichen Entwicklung des Spitals 
bis in die Anfänge des 16. Jahrhunderts hinein gehalten werden konnte.4 
 
Im 14. Jahrhundert bevorzugten die Braunschweiger dann einen anderen 
Typus von karitativer Stiftung, nämlich das Armenhaus in seiner speziellen 
Ausprägung als Wohnstätte für alleinstehende, vorwiegend ältere Frauen. 
Von diesen Einrichtungen, die in Braunschweig auch als Beginenhäuser be-
zeichnet wurden, ohne dass eine direkte Verbindung zu der gleichnamigen 
religiösen Frauenbewegung bestand5, wurden damals gleich acht gegründet. 
                                                                                                                                          
Jahrhundert: dies., Fürsorgewesen, S. 215 - 229 u. die Grafik unter 11.1.1., Nr. 4, S. 244. 
Ergänzend auch: von Hartmann, S. 18 - 47; Suchel; Rehtmeyer, Teil 1, S. 207 - 210; zur 
Entwicklung der Vermögenswerte des Hospitals insbesondere: Dürre, S. 580 - 588. 
3 Siehe: StadtA BS, G IV 1 Nr. 150, fol. 48r; Boldt, Fürsorgewesen, S. 214 - 215; dies., to 
behouf, S. 78 - 80; von Kurnatowski; Bode, Beiträge, Sp. 590 - 593; Rehtmeyer, Teil 1, S. 
211 - 213. 
4 Zur Geschichte des Hospitals St. Thomae in seiner Frühphase allgemein: Boldt, Fürsorge-
wesen, S. 10 - 33; zur Insassenentwicklung siehe: ebd., S. 27 - 28 u. 97 - 106. Zur Vervoll-
ständigung der Liste der Braunschweiger Hospitalgründungen des 13. Jahrhunderts sei noch 
auf das Hospital St. Johannis hingewiesen, das schon für das Jahr 1224 erstmals nachgewie-
sen ist. Für die Anfangszeit des Spitals gibt es leider nur sehr wenige Belege. Fortlaufende 
Urkundenbestände setzen erst zu Beginn des 16. Jahrhunderts ein. Es ist davon auszugehen, 
dass das Hospital zu dieser Zeit neben Pfründnern auch Kranke aufnahm. Im weiteren Ver-
lauf des 16. und 17. Jahrhunderts ist es dann jedoch zu einer allmählichen Beschränkung 
der Nutznießer auf alleinstehende, zumeist betagte Frauen gekommen; siehe: ebd., S. 213 - 
214. 
5 Die einzige Gemeinsamkeit zwischen diesen beiden Erscheinungen bestand darin, dass hier 
Frauen in einer im weitesten Sinne geistlichen Gemeinschaft, als die man sowohl die Hospi-
täler und Armenhäuser als auch die Beginenkonvente bezeichnen kann, zusammenlebten. 
Eine besondere Affinität zu der speziellen Religiosität der Beginen hat in den Braunschweiger 
Armenhäusern aber, soweit bekannt, nicht bestanden. Zur religiösen Bewegung der Beginen 
ist in den letzten Jahren eine umfangreiche Forschungsliteratur entstanden. Noch immer 
grundlegend: Grundmann. 
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Sie zeichneten sich dadurch aus, dass sie von Anfang an für die Erfordernisse 
einer einzelnen Personengruppe, hier Frauen, eingerichtet wurden und in der 
Regel nicht mehr als 15, mitunter auch deutlich weniger, Bewohnern bezie-
hungsweise Bewohnerinnen Platz boten. Eine Ausnahme bildete der Alte 
Konvent St. Petri, über dessen Anfänge aufgrund einer sehr lückenhaften 
Quellenlage nur wenig bekannt ist, der aber zumindest im 17. Jahrhundert 
zwischen 30 und 40 Frauen beherbergte.6 Neben diesen Armen- oder Begi-
nenhäusern entstand im 14. Jahrhundert lediglich ein weiteres Hospital, das 
Hospital St. Jodoci. Über dessen Verwendungszweck heißt es in der Grün-
dungsurkunde von 1351: „Dat spetal vor deme Wendendore is also begrepen 
und schal also bliven, dat man darin nehmen schal de armen lude, de uppe 
der strate ligget ... Were ok der armen also vele up der strate, dat man da-
rinne nicht al vulpleghen ne mochte so scholdeme jo nehmen de armesten 
un de crankesten. Were ok darinne jenich, de sine not vorwunnen hedde, dat 
eyn ander dar ute grotere not lede, so scholdeme dissen vorwisen unde je-
nen innemen, also dat de aller armeste dar nicht ut ne blive. Queme ok jen-
nich, bede vor deme, de darinne were dat ein ander armer un Kranker darut 
bleve, deren bede schal me mit nichte twiden“.7 Die Stifter - mehrere Bürge-
rinnen und Bürger aus dem Hagen - dachten also ausdrücklich nicht an die 
Aufnahme von Dauerinsassen. Ihr Ziel war vielmehr die Betreuung von mit-
tellosen Kranken, die im Falle der Besserung ihren Platz so schnell wie mög-
lich für andere Bedürftige räumen sollten, damit dafür gesorgt war, dass die 
aller Ärmsten nicht hilflos ihrem Schicksal überlassen blieben. Die zeitliche 
Nähe der Gründung zum ersten Auftreten der Pest in Braunschweig im Jahre 
1350 legt die Vermutung nahe, dass die Stifter sich bei ihrem Projekt von 
dem Gedanken leiten ließen, dass die Pest eine Strafe Gottes für die sündi-
gen Menschen sei und dass es gelte, diesen zürnenden Gott wieder zu ver-
                                                 
6 Zum Alten Konvent St. Petri: Boldt, Fürsorgewesen, S. 216 u. 229 u. Grafik 11.1.1., Nr. 4, 
S. 244; dies., Fürsorgepolitik, S. 8 - 9. Bei den anderen Gründungen des 14. Jahrhunderts 
handelt es sich um den Neuen oder Hunebostelschen Konvent, über dessen ursprüngliche 
Insassenzahl sich wegen der sehr lückenhaften Quellenlage keine Aussage machen lässt, der 
aber im Jahre 1777 17 oder 18 Frauen beherbergte, das Beginenhaus St. Annen in der Burg, 
das im Jahre 1608 eine Aufnahmekapazität von 13 Personen hatte, den Lessen-Konvent mit 
einer Insassenzahl von maximal 13 bis 14 Frauen, das Große van Dammsche Beginenhaus, 
bei dem die Belegung in den Jahren 1608 bis 1677 zwischen drei und elf Frauen schwankte, 
sowie den van-Veltheim-Beginen-Konvent, den van-Ursleben-Konvent und die Steinkammer. 
Zu den drei zuletzt genannten Institutionen sind keine weiteren Angaben möglich, denn sie 
haben in den Quellen so gut wie keine Spuren hinterlassen; siehe: ebd., S. 9 - 16; dies., 
Fürsorgewesen, S. 216 - 219. Schon 1290 gegründet worden war darüber hinaus das Ar-
menhaus bei St. Petri, das laut Gründungsurkunde für zwölf Frauen vorgesehen war; siehe: 
ebd., S. 215 - 216; dies., Fürsorgepolitik, S. 7 - 8; Bode, Beiträge, Sp. 627 - 628.  Einen 
Überblick über die Braunschweiger Armenhäuser gibt auch: Rehtmeyer, Teil 1, S. 215 - 224. 
7 StadtA BS, B I 19 Nr. 8, fol. 64r. 
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söhnen, indem man sich der ärmsten und kränksten seiner Mitmenschen an-
nahm und unter Beweis stellte, dass man dem Gebot der caritas, der christli-
chen Nächstenliebe, gehorchte.8 In der Folgezeit ist das Hospital als Sonder-
siechenhaus für Personen mit ansteckenden Krankheiten genutzt worden.9 
 
Ergänzt wurde dieses Spektrum an karitativen Einrichtungen im 15. Jahrhun-
dert noch durch vier weitere Stiftungen: das Armenhaus St. Annen auf dem 
Werder mit einer Aufnahmekapazität von sieben bis elf Personen, das Kleine 
van Dammsche Beginenhaus für maximal vier Bewohnerinnen10 sowie zwei 
Hospitäler. Von Letzteren ist das eine, St. Antonii et Christophori, als Einrich-
tung für Pockenkranke gegründet worden, während das andere, das Hospital 
St. Elisabeth, ursprünglich als Pilgerherberge vorgesehen war. Trotz deut-
licher Verpfründungstendenzen betreuten die beiden Einrichtungen auch im 
16. Jahrhundert noch überwiegend Opfer infektiöser Krankheiten bezie-
hungsweise in Not geratene Fremde. Erst später kam es zu einer Umwand-
lung beider Institute in Beginenhäuser.11 
 
Braunschweig verfügte damit über ein Angebot an Einrichtungen der ge-
schlossenen Armenpflege, das durchaus typisch war für die deutschen Städte 
des Spätmittelalters: multifunktionale Institutionen wie Beatae Mariae Virgi-
                                                 
8 Auf solche religiös konnotierten Bewältigungsstrategien im Angesicht der Pest hat unter 
anderem Neithard Bulst aufmerksam gemacht. Er betont jedoch, dass das soziale Verant-
wortungsgefühl, auf das hier abgehoben wird, seine Grenzen hatte. Neben die Unterstüt-
zung derer, die es verdienten, trat im Gefolge der Pestepidemien immer häufiger das Bemü-
hen um eine Ausgrenzung und Stigmatisierung der immoral blasphemers ; siehe: Bulst, Hei-
ligenverehrung, S. 66 u. 69 - 70. 
9 Zur Geschichte des Hospitals: Boldt, Fürsorgewesen, S. 217 - 218; dies., Fürsorgepolitik, S. 
12 - 14; dies., to behouf, S. 81 - 82; Gleitz; Bode, Beiträge, Sp. 610 - 614 u. 618 - 620. 
10 Zu den genannten Armenhäusern siehe: Boldt, Fürsorgewesen, S. 218 - 219 u. 220; dies., 
Fürsorgepolitik, S. 15 - 16 u. 18. 
11 Siehe: ebd., S. 16 - 18 u. 20 - 21; dies., Fürsorgewesen, S. 219 - 220 u. 221; dies., to 
behouf, S. 82. Als Belege dafür, dass die Aufnahme in die Häuser im 16. Jahrhundert noch 
nicht auf Frauen beschränkt war, siehe: StadtA BS, B I 4 Nr. 2, S. 176 u. 1154; Nr. 3, S. 
519; Nr. 4, S. 420. Als Einzelstudie zu den Gründungen des 15. Jahrhunderts existiert dar-
über hinaus eine Arbeit von W. Rosenthal über das Hospital St. Antonii et Christophori. Ro-
senthal betont darin den Armenhauscharakter der Einrichtung und hegt offenbar Zweifel 
daran, dass das Spital jemals als Sondersiechenhaus genutzt worden ist; siehe: Rosenthal. 
Dieser Auffassung widerspricht allerdings eine Urkunde vom 10. November 1515, in der 
ausdrücklich von den „... armen pockeden luden tho Sunte antonies vp dem werder hir 
bynnen vnser Stadt ...“ die Rede ist; StadtA BS, A III 11 Nr. 167. Nicht berücksichtigt wurde 
bei der Auflistung der Braunschweiger Armenhäuser des Mittelalters das Alexiushaus. Es ist 
seit 1515 urkundlich belegt und war vermutlich schon seit 1473 in der Stadt existent. Es 
beherbergte zum damaligen Zeitpunkt aber die Angehörigen eines Krankenpflegeordens, die 
sogenannten Troll- oder Alexiusbrüder. Erst in nachreformatorischer Zeit wurde es dann in 
ein Armenhaus in dem uns interessierenden Sinne umgewandelt; siehe dazu: Boldt, Alexius-
brüder; dies., Fürsorgewesen, S. 221; Bode, Beiträge, Sp. 622 - 624; Rahn, Religiöse Bru-
derschaften, S. 53 - 54. 
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nis und St. Thomae, Sondersiechenhäuser für Menschen mit ansteckenden 
Krankheiten wie St. Leonhard, St. Jodoci oder St. Antonii et Christophori so-
wie Wohnstätten für alleinstehende ältere Personen, vorzugsweise weiblichen 
Geschlechts.12  Die Gründungen gingen jedoch ohne Ausnahme auf die Ini-
tiative von Bürgerinnen und Bürgern zurück. Das wirft die Frage auf: Wie 
definierte der Braunschweiger Rat - der sich, wie Manfred Garzmann heraus-
gearbeitet hat, im Verlaufe des 13. und 14. Jahrhunderts immer stärker als 
Obrigkeit begriff13 - seine Verantwortung gegenüber den sozial schwachen 
Mitgliedern des Gemeinwesens, dem er vorzustehen beanspruchte? Entwi-
ckelte er Handlungsstrategien, die es gerechtfertigt erscheinen lassen, von 
einer obrigkeitlichen Fürsorgepolitik zu sprechen? Wenn ja, wo lagen dann 
die Schwerpunkte und wo die Grenzen dieser Fürsorge? 
 
Festgehalten werden kann, dass der Rat der Gesamtstadt, der sogenannte 
Gemeine Rat, und die Weichbildräte schon sehr früh Einfluss auf einzelne 
Hospitäler gewinnen konnten. Bereits erwähnt wurde die Mitwirkung des Ra-
tes der Altstadt bei der Umgestaltung der Pilgerherberge St. Thomae in ein 
Spital. Wenn auch das Geld für diese Maßnahme im Jahre 1330 vornehmlich 
von vermögenden Privatleuten aufgebracht wurde, so spielte der Rat doch 
eine bedeutende Rolle bei der Konzeptionalisierung und rechtlichen Absiche-
rung des Projekts. Er trug zum Beispiel in der Folgezeit den Streit mit dem 
Pfarrer von St. Petri über die Patronats- und Präsentationsrechte an der im 
Zuge der Erweiterung gegründeten Hospitalkapelle aus. Annette Boldt hat in 
Handlungen wie dieser den entscheidenden Anknüpfungspunkt für den An-
spruch des Altstadtrates gesehen, für das Hospital St. Thomae Vormünder, 
sogenannte Provisoren, zu benennen, die das Institut in seinem Namen ver-
walten sollten, und sie geht davon aus, dass der Rat diesen Anspruch nicht 
erst Anfang des 15. Jahrhunderts, als er erstmals schriftlich fixiert wurde, 
sondern bereits im 14. Jahrhundert durchsetzen konnte.14 Auch auf das Hos-
pital St. Jodoci hatten die obersten städtischen Verwaltungsorgane schnell 
weitreichenden Zugriff, denn in diesem Fall hatten die bürgerlichen Stifter 
gleich in der Gründungsurkunde von 1351 bestimmt, dass nach ihrem Tod 
                                                 
12 Was es in Braunschweig im Mittelalter dagegen nicht gab, war das Pendant zu den er-
wähnten Fraueneinrichtungen, sprich spezielle Wohnstätten für Männer, wie etwa die 
Zwölfmännerhäuser Überwasser und Ludgeri in Münster; siehe dazu: Klötzer, S. 73 - 77; 
Jankrift. 
13 Siehe: Garzmann, Stadtherr und Gemeinde. 
14 Siehe: Boldt, Fürsorgewesen, S. 47 - 51. 
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der Rat des Hagen dem Spital vorstehen sollte.15 Für das Hospital Beatae 
Mariae Virginis sind sogar schon für das Jahr 1265 vom Rat bestimmte Ver-
walter nachweisbar.16 
 
Daneben machte die Stadtführung früh Anstalten, die Sonderrechte der in 
Braunschweig ansässigen Kirchen, Klöster und Spitäler - die ja de jure alle 
Gotteshäuser waren - zu beschränken. Sie versuchte zum Beispiel, den um-
fangreichen städtischen Grundbesitz der geistlichen Institutionen zu erfassen 
und, wo möglich, in Grenzen zu halten, ihr Privileg der Steuerfreiheit einzu-
schränken sowie das Stiftungsverhalten der Bürgerinnen und Bürger zu kon-
trollieren.17 Zu diesem Zweck findet sich etwa schon in einer um 1349 zu-
sammengestellten Sammlung von Stadtgesetzen die Bestimmung, dass nie-
mand ein Erbe verkaufen oder vergeben durfte, wenn es dadurch der Stadt-
pflicht, das heißt der städtischen Schoßpflicht, entzogen wurde.18 Wer in der 
Folgezeit Immobilien aussetzte, um mit deren Zinsen geistliche  Personen 
oder Institutionen zu unterstützen, musste sich in der Regel verpflichten, den 
Wert des Grundstücks weiterhin zu verschoßen. Alternativ wurde ihm die 
Möglichkeit eingeräumt, dem Rat einen ewigen Zins an dem belasteten 
Grundstück zu verschreiben.19 Die Stadtoberen versuchten auf diesem Wege, 
dem Problem der Toten Hand entgegenzuwirken, also dem Umstand, dass 
eigentlich steuerpflichtige Vermögenswerte ihrem Zugriff entzogen wurden, 
indem sie an - im Allgemeinen von der Schoßpflicht befreite - kirchliche Ein-
richtungen übergingen. Ebenfalls schon im 14. Jahrhundert bestimmte der 
Rat darüber hinaus, dass in Zukunft die Rechtswirksamkeit eines Testaments 
nur garantiert sein sollte, wenn es in Anwesenheit von Bürgern, Bürgerinnen 
oder Vertretern des Rates abgefasst wurde.20 Er unterband damit die aus 
seiner Sicht unerwünschte Gewohnheit, dass Menschen ihren Letzten Willen 
allein in Gegenwart eines Priesters aufsetzten. Er argwöhnte nämlich nicht 
nur, dass die Geistlichen die Testatoren in ihrem Sinne, sprich zugunsten 
kirchlicher Institutionen, beeinflussen könnten, sondern er wollte sich auch 
einen Überblick über die Stiftungstätigkeit seiner Untertanen verschaffen. 
                                                 
15 Siehe: StadtA BS, B I 19 Nr. 8, fol. 64r. 
16 Siehe die Urkunde vom 18. November 1265, in der die „... Bruseswicensis consules civita-
tis ...“ bestätigten, dass Heinrich von Berklingen auf Güter des Marienhospitals zu Berklingen 
verzichtete und dafür von den nicht namentlich genannten Provisoren des Spitals - „... a 
predicte ecclesie provisoribus ...“ - 2 Mark erhielt: UB BS II Nr. 211, S. 94. 
17 Zum Verhältnis von Kirche und Stadt in Braunschweig allgemein: Hergemöller; zum Fol-
genden insbesondere: ebd., S. 146 - 154; Fahlbusch, S. 111 - 116. 
18 Siehe: UB BS I Nr. 39, S. 44, § 6. 
19 Siehe: ebd. Nr. 53, S. 65 - 66, § 35. 
20 Siehe: ebd., S. 69, § 101. 
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Nach Beendigung der Großen Schicht von 1374/1386 - eines blutigen Bür-
geraufstandes, der die Alleinherrschaft der alten patrizischen Geschlechter-
familien in Braunschweig beendete und eine neue Ratsverfassung unter Be-
teiligung verschiedener Handwerkerzünfte etablierte21 - griff die neue Stadt-
führung das Thema Kirchen und Hospitäler dann erneut auf. Sie erließ eine 
dichte Serie von Ratssatzungen und Verwaltungsvorschriften, in denen sie 
die bisherigen kommunalen Maßnahmen auf diesem Gebiet bündelte und 
konsequent weiterführte. Sie traf zum Beispiel Regelungen für die Bestellung 
von städtischen Älterleuten beziehungsweise Vormündern, die die finanzielle 
Verwaltung der wichtigsten geistlichen Einrichtungen der Stadt übernehmen 
und kontrollieren sollten, erstellte ein Verzeichnis über den Besitzstand der 
Pfarrkirchen, Spitäler und Kapellen, das als Grundlage für eine künftige Be-
steuerung und Rechnungslegung dieser Institutionen dienen sollte, und ver-
fügte, dass die Provisoren in Zukunft keine Finanzgeschäfte mehr ohne Wis-
sen und Zustimmung des Gemeinen Rates tätigen durften.22 Noch nichts ge-
sagt ist damit allerdings zu der Frage, ob all das lediglich als Ausdruck einer 
früh einsetzenden und weit reichenden Kommunalisierung des Braunschwei-
ger Hospitalwesens - im Sinne einer rechtlichen und finanztechnischen An-
bindung der Anstalten an die mittelalterliche Stadtgesellschaft - zu verstehen 
ist, oder ob die geschilderten Zugriffe als Indizien einer gezielten Fürsorgepo-
litik gewertet werden können. 
 
Manfred Garzmann hat in dem System der Provisorenverwaltung einen zent-
ralen Baustein jenes Prozesses gesehen, in dessen Verlauf sich der Braun-
schweiger Rat zum Herrn über die Stadtgemeinde aufschwang, und er hat 
zumindest den Beginn dieser Entwicklung im 13. Jahrhundert angesiedelt. Als 
Beleg für seine These dient ihm die erste urkundliche Erwähnung von Provi-
soren für das Hospital Beatae Mariae Virginis im Jahre 1265.23 Nun ist das 
                                                 
21 Siehe: Kapitel I, S. 11, Anm. 39. 
22 Siehe: StadtA BS, B I 14 Nr. 1, fol. 2r; Hergemöller, S. 147 - 153. Präzisiert und verschärft 
wurden zur gleichen Zeit auch die Bestimmungen zur Schoßpflicht und zur Einrichtung von 
testamentarischen und anderen Schenkungen; siehe dazu: UB BS I Nr. 61, S. 118 - 125, §§ 
212 - 215, 225, 228 u. 229; Nr. 62, S. 140, §§ 143, 145 u. 149. 
23 Siehe: Garzmann, Stadtherr und Gemeinde, S. 200 - 203. Garzmann widerlegt hier die 
These Georg von Hartmanns, dass die Verwaltung des Hospitals Beatae Mariae Virginis bis 
1676, dem Zeitpunkt seiner Umwandlung in ein Armen-, Waisen-, Zucht- und Werkhaus, 
überhaupt keine städtische Angelegenheit gewesen ist. Von Hartmann hatte argumentiert, 
dass die Involvierung des Altstadtrates in die Angelegenheiten des Hospitals lediglich eine 
Folge der weitgehenden Identität von Stiftern und Ratsmitgliedern gewesen sei. Schon bei 
der Gründung des Hospitals hätte es einen kleinen Kreis altbürgerlicher Geschlechter gege-
ben, die nicht nur alleine die Ratsmitglieder gestellt, sondern die auch als Einzige über aus-
reichende finanzielle Mittel verfügt hätten, um eine Stiftung wie Beatae Mariae Virginis ins 
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Vorhandensein von Provisoren sicherlich eine notwendige, aber keineswegs 
eine hinreichende Bedingung für die Existenz einer obrigkeitlichen Fürsorge-
politik. Außerdem fällt auf, dass die Aufmerksamkeit des Braunschweiger Ra-
tes in dieser frühen Phase in erster Linie den wirtschaftlich potenten Einrich-
tungen wie Beatae Mariae Virginis oder St. Thomae galt, während die öko-
nomisch schwächeren Armenhäuser zunächst kaum in sein Blickfeld gerieten. 
Das spricht dafür, dass es vor allem die Funktion der genannten Institutionen 
als Darlehnsgeber für die öffentliche Hand gewesen ist, die das Interesse der 
Stadtoberen erregte.24 Eine Fürsorgepolitik im Sinne der Sorge der Ratsver-
treter für das Leben und Überleben der in eine materielle Notlage geratenden 
Mitglieder ihres Gemeinwesens entwickelte sich deutlich langsamer. 
 
Erste Hinweise auf eine solche Politik finden sich in dem Regelwerk, das der 
Rat im Anschluss an die Große Schicht von 1374/1386 verabschiedete, dem 
sogenannten Ordinarius, in dem die neue Rats- und Verfassungsordnung der 
Stadt niedergelegt war.25 Hier wurde nämlich die schon seit Längerem in Ge-
brauch befindliche Bestellung von zwei Provisoren für das mächtigste der 
Braunschweiger Spitäler, das Hospital Beatae Mariae Virginis, nicht nur erst-
mals schriftlich fixiert, die Verwaltungsorganisation von Beatae Mariae Virgi-
nis wurde vielmehr zum Prototypen kommunaler Herrschaftsausübung über 
diese Art von karitativer Stiftung überhaupt erhoben. Zu diesem Zweck wur-
de der Verwaltungsaufbau der Einrichtung noch einmal ausführlich beschrie-
ben. Es wurde vermerkt, dass für das Spital zwei, durch den Rat der Altstadt 
zu wählende, Vormünder einzusetzen waren. Diese hatten der Anstalt vorzu-
stehen und sie nach besten Kräften zu fördern. Sie verwahrten die Briefe und 
                                                                                                                                          
Leben zu rufen. Da die Stifter entweder selbst oder aber durch ein Mitglied ihres Geschlechts 
im Rat vertreten gewesen seien, sei es die Aufgabe des Weichbildrates geworden, die Provi-
soren für das Hospital zu ernennen; siehe: von Hartmann, S. 24 - 27. Allein aus der Doppel-
funktion eines Bürgers als Stifter und Ratsmitglied lässt sich jedoch nicht auf eine Übertra-
gung von Stifteraufgaben und -rechten an das Ratsgremium schließen. Wie oben noch wei-
ter ausgeführt werden wird, ist das Hospital Beatae Mariae Virginis vor 1676 sehr wohl Ge-
genstand der obrigkeitlichen Politik gewesen. 
24 Beispiele für Darlehnsverträge zwischen dem Rat und verschiedenen karitativen Institutio-
nen finden sich bei Annette Boldt; siehe: Boldt, Fürsorgewesen, S. 49 u. Anm. 22. 
25 Der Ordinarius ist in einer privaten Handschrift aus dem Jahre 1408 überliefert. Ob die 
Ratsverfassung von 1386 bereits früher schriftlich fixiert oder nur mündlich vereinbart wur-
de, lässt sich nicht eindeutig klären. Matthias Puhle geht davon aus, dass man den neuen 
Modus der Ratswahl zunächst nicht schriftlich niederlegte. Die Neuregelungen hätten aber zu 
einer gegenüber früheren Zuständen wesentlich komplexeren Ratsverfassung geführt, so 
dass eine umfassende schriftliche Fixierung dieser Verfassung erforderlich geworden sei, um 
Unstimmigkeiten in Verfahrensfragen vorzubeugen. Der Ordinarius war und blieb jedoch eine 
Privatarbeit und ist nicht zur kodifizierten Ratsverfassung erhoben worden; siehe dazu: Puh-
le, S. 243 - 244. 
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Privilegien des Hospitals und ernannten, mit Zustimmung des Rates, einen 
Hofmeister, der in allem seinem Tun an ihre Weisungen gebunden war. Soll-
te Letzterer seine Pflichten vernachlässigen, konnten die Provisoren ihn - al-
lerdings erst nach Rücksprache mit dem Rat - seines Amtes entheben. Be-
sagter Hofmeister wiederum konnte sowohl Geistlicher als auch Laie sein. Er 
war nicht nur den beiden Vormündern, sondern auch dem Rat rechen-
schaftspflichtig. Seine Aufgabe war es, die Güter des Spitals zu bewirtschaf-
ten, die in der Anstalt anfallenden Arbeiten zu koordinieren und für die Hos-
pitalinsassen nach Vorgabe der Provisoren zu sorgen. Dafür erhielt er eine - 
individuell auszuhandelnde - Entlohnung, während die Tätigkeit der Vormün-
der ehrenamtlicher Natur war.26 Dieses System wurde im Ordinarius für die 
Hospitäler St. Thomae, St. Leonhard und St. Jodoci explizit übernommen27, 
es entwickelte sich darüber hinaus aber auch zu dem dominierenden Verwal-
tungsmodell der Braunschweiger Hospitäler und Armenhäuser insgesamt. 
Eine abweichende Struktur wiesen zu Beginn des 16. Jahrhunderts lediglich 
noch drei Institutionen auf: das Armenhaus St. Annen in der Burg, das von 
dem Dechanten des Stifts St. Blasius verwaltet wurde, sowie die beiden van 
Dammschen Beginenhäuser, die unter der Aufsicht ihrer Stifterfamilie stan-
den.28 
 
Mit diesen formalen Kontrollrechten gaben sich die Braunschweiger Stadt-
oberen jedoch nicht zufrieden. Sie versuchten vielmehr, auch auf die Verwal-
tungspraxis der karitativen Institutionen in ihrem Herrschaftsbereich Einfluss 
zu nehmen. Das zeigt ein Blick in das sogenannte goddeshuse register, das 
der Rat im Jahre 1412 anlegen ließ und in dem neben den jährlichen Re-
chenschaftsberichten der Älterleute oder Kirchenvormünder auch diejenigen 
der Hospitalvorsteher verzeichnet sind.29 Eine Untersuchung der dort na-
mentlich aufgeführten Amtsinhaber, die von Annette Boldt vor einigen Jahren 
exemplarisch für das Hospital St. Thomae durchgeführt worden ist, hat erge-
ben, dass der Rat spätestens seit dem Beginn des 15. Jahrhunderts bei der 
Besetzung der Provisorenstellen eine gezielte Personalpolitik betrieben hat. 
Er vergab die Positionen vorzugsweise an Ratsherren, Angehörige von Rats-
familien oder andere Vertreter der städtischen Führungsschicht und setzte 
                                                 
26 Siehe: UB BS I Nr. 63, S. 162 - 163, §§ 52 - 53. 
27 Siehe: ebd., S. 163, §§ 53a - 54 u. S. 166, § 70. Im Urkundenbuch liegt an dieser Stelle 
ein Fehler in der Numerierung vor. Die Ziffer 53 wurde doppelt vergeben. Um die beiden 
Paragraphen zu unterscheiden, wurde die hier zitierte Textpassage mit 53a benannt. 
28 Siehe: Boldt, Fürsorgewesen, S. 216 - 217 u. 218 - 219. 
29 Zum godeshuse register siehe: Hergemöller, S. 152. 
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sich damit bewusst über eine Bestimmung des Ordinarius hinweg, in der es 
noch geheißen hatte, qualifiziert für das Amt seien generell alle „... fromen 
borghere, de syn in dem rade edder nycht“30. Die Systematik, mit der diese 
Stellenbesetzung betrieben wurde, lässt darauf schließen, dass Boldts Befund 
kein Zufallsprodukt ist, sondern dass es dem Rat tatsächlich darum ging, sich 
einen Einblick in die internen Angelegenheiten der vor Ort ansässigen karita-
tiven Stiftungen zu verschaffen und deren Geschicke in seinem Sinne zu len-
ken.31 
 
Einen weiteren Schritt auf dem Weg zu einer obrigkeitlichen Fürsorgepolitik 
tat der Rat im Jahre 1445. Im sogenannten Großen Brief - einem Vertrag, 
den er mit den Vertretern der Gilden und der Gemeinden als den Repräsen-
tanten der korporativ verfassten Bürgergemeinde abschloss, um einen Auf-
stand zu beenden, der sich im selben Jahr am Unmut der Bevölkerung über 
eine geplante Steuererhöhung entzündet hatte32 - formulierte er erstmals 
verbindliche Richtlinien für die Vergabe von Spitalplätzen. Er stellte klar, dass 
das Hospital St. Leonhard ausschließlich der Betreuung von Leprakranken, 
und zwar in Zukunft nur noch solcher, die sich als Bürger der Stadt auswei-
sen konnten, dienen sollte. Um Ansteckungen zu vermeiden, sollten die Er-
krankten dort so schnell wie möglich und „... vmme godes willen ...“33, sprich 
kostenlos, Aufnahme finden. Mit Blick auf die Hospitäler Beatae Mariae Virgi-
nis, St. Jodoci und St. Thomae vertrat der Rat den Grundsatz, dass die dort 
zur Verfügung stehenden Plätze vorrangig an diejenigen zu vergeben seien, 
„... den se gemakt sin ...“34, das heißt für die sie ursprünglich gedacht waren. 
Erst wenn die genannten Einrichtungen dann noch Kapazitäten frei hatten, 
sollte auch anderen Bürgern - die zum Beispiel auf der Suche nach einem 
Wohnsitz im Alter waren - oder sonstigen armen Leuten der Zutritt gewährt 
werden. Der Kauf einer Pfründe sollte grundsätzlich verboten sein.35 Der Rat 
                                                 
30 UB BS I Nr. 63, S. 161. 
31 Siehe: Boldt, Fürsorgewesen, S. 71 - 95; dies., Wohlfahrtspflege, S. 58 - 59. 
32 Zum Bürgeraufstand von 1445/1446 siehe: Kapitel I, S. 11, Anm. 40. 
33 UB BS I Nr. 88, S. 228 - 229, § 30. 
34 Ebd., S. 229, § 31. 
35 Siehe die vollständige Textpassage: ebd., S. 228 - 229, §§ 30 - 32. Es gibt lediglich zwei 
Belege dafür, dass der Rat schon vor 1445 direkt mit der Insassenpolitik eines Hospitals oder 
Armenhauses befasst gewesen ist. Aus dem Jahr 1334 ist ein Vertrag zwischen dem Rat und 
dem Alten Konvent überliefert, in dem festgehalten wurde, dass Frauen, die durch unkeu-
sches Verhalten gegen die Hausordnung der Einrichtung verstießen, ihr Wohnrecht verlieren 
und das Institut verlassen sollten; siehe: StadtA BS, B I 19 Nr. 1, fol. 95r. Gegenstand der 
Vereinbarung war also nicht die Aufnahmepolitik des Hauses an sich, sondern die Disziplinie-
rung der Konventualinnen, die durch einen formellen Vertrag mit dem Rat abgesichert wer-
den sollte. Der andere Hinweis findet sich im Stadtrecht von 1402. Dort ist zu lesen, dass 
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verfolgte damit eine doppelte Stoßrichtung. Zum einen versuchte er, Ver-
pfründungstendenzen, die sich aus dem Interesse der Spitäler an begüterten 
Klienten, die für ihren Aufenthalt bezahlen konnten, ergaben, entgegenzu-
wirken und den karitativen Charakter der Einrichtungen zu wahren. Zum an-
deren war er bestrebt, das auf diesem Wege gesicherte Fürsorgeangebot vor 
allem den bedürftigen Mitgliedern des eigenen Gemeinwesens zur Verfügung 
zu stellen. „[A]ndere arme lude ...“36, das heißt Fremde, wurden zwar nicht 
prinzipiell von dieser  Form der Wohltätigkeit ausgeschlossen, sie wurden 
aber ganz bewusst an das Ende der Liste der potentiellen Nutznießer gestellt. 
 
In der Zusammenschau lassen sich die geschilderten Maßnahmen als Ele-
mente einer obrigkeitlichen Fürsorgepolitik begreifen. Das Angebot von - 
großzügig gerechnet - 300 Spitalplätzen ist aber kaum als adäquate Antwort 
auf die Bedrohung der Bewohner einer spätmittelalterlichen Großstadt wie 
Braunschweig durch Krankheit und Not zu verstehen. Es stellt sich folglich 
die Frage: Wie sah es mit dem Engagement des Rates für die große Mehrheit 
der außerhalb der Hospitäler und Armenhäuser lebenden Bedürftigen aus? 
Wo sahen die Stadtoberen hier ihre Verantwortung? Welche weiteren Hilfs-
angebote stellten sie den Armen zur Verfügung? 
 
 
 
 
                                                                                                                                          
derjenige, der ohne explizite Erlaubnis einen Kranken in das Hospital Beatae Mariae Virginis 
zu bringen versuchte, mit einer Strafe von 10 Schillingen belegt werden sollte; siehe: UB BS 
I Nr. 61, S. 107, § 63. Auch hier ging es also in erster Linie darum, die Autorität des Rates 
zu nutzen, um Störungen des Anstaltsalltages entgegenzuwirken. Im Blickfeld der Stadt-
obrigkeit standen hier nicht einmal die Bedürftigen selbst, sondern diejenigen Bürgerinnen 
und Bürger, die sich ihrer Kranken auf unlautere Art und Weise zu entledigen suchten, in-
dem sie das offizielle Aufnahmeverfahren des Hospitals unterliefen. Zum Problem der Alters-
versorgung in Braunschweig im Mittelalter und in der Frühen Neuzeit auch: Boldt, Leben im 
Hospital. 
36 UB BS I Nr. 88, S. 229, § 32. 
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2. Das Engagement des Rates für die außerhalb der Hospitäler 
und Armenhäuser lebenden Bedürftigen 
 
Hinweise darauf, dass das Thema Armut den Rat nicht nur in Gestalt der in 
den städtischen Hospitälern und Armenhäusern untergebrachten Bedürftigen 
beschäftigte, finden sich relativ früh in den Braunschweiger Quellen. So ent-
hält bereits die älteste Rechtsaufzeichnung der Stadt - die sogenannten Jura 
et Libertates Indaginis, in denen den Einwohnern des Hagen im Jahre 1227 
von Herzog Otto dem Kind ihre Rechte und Privilegien bestätigt wurden - die 
Bestimmung, dass der Rat von dem Gut eines Fremden, der in der Stadt ver-
starb und auf dessen Besitz innerhalb eines Jahres niemand Anspruch erhob, 
ein Drittel zur Unterstützung der Armen einzog.37 Seit Beginn des 14. Jahr-
hunderts forderte die Stadtführung dieses Drittel dann von jedem erbenlosen 
Besitz, also auch von Braunschweiger Bürgerinnen und Bürgern, die ohne 
rechtmäßige Erben starben.38 Wie der Rat das Geld verwendete, ist nicht ge-
nau bekannt. Er konnte es den Hospitälern und Armenhäusern zugutekom-
men lassen, er konnte es aber auch direkt an die Bedürftigen verteilen. Zwei 
für die zuletzt genannte Vorgehensweise geeignete städtische Almosen-
vergaben sind überliefert. Wie im Ordinarius von 1408 nachzulesen ist, ver-
teilte der Rat regelmäßig am Freitag vor dem Margarethentag - das war An-
fang Juli - und am Freitag vor Kreuzerhöhung - also Anfang September - Al-
mosen aus dem Stadtgut an die Armen. Auf welche Zeit die erste dieser 
Spenden, die sogenannte Hagelspende, zurückgeht, lässt sich nicht mehr 
klären. Wir wissen nur, dass es sich um ein Bittopfer handelte, mit dem Gott 
um eine gute Ernte und die Verschonung vor Hagel und anderem Unwetter 
gebeten wurde.39 Zu der zweiten Spende hatte sich der Rat der Überliefe-
rung zufolge im Jahre 1350 - im Anschluss an das erste Auftreten der Pest in 
Braunschweig - verpflichtet, um dem Sterben, „... dat der stad groten scha-
den dede“40, Einhalt zu gebieten und ihr die Gnade des Allmächtigen wieder 
zuzuwenden. Dazu sollte das Almosen jedes Jahr in allen fünf Weichbilden 
zur gleichen Zeit an die Bedürftigen ausgeteilt werden, und zwar wenn die 
                                                 
37 Siehe: ebd. Nr. 1, S. 2, § 11. In der Braunschweiger Stadtgeschichtsforschung geht man 
davon aus, dass dieses Statut noch wesentlich älter ist und um 1160 als ein auf Heinrich den 
Löwen zurückgehendes landesherrliches Privileg dem Weichbild Hagen verliehen wurde; 
siehe dazu: Piper, S. 22. 
38 Siehe: UB BS I Nr. 16, S. 23, § 39. Wiederholt wurde diese Regelung auch noch einmal in 
einer Niederschrift des Stadtrechts aus dem Anfang des 15. Jahrhunderts; siehe: ebd. Nr. 
61, S. 111, § 122. 
39 Siehe: ebd. Nr. 63, S. 178, § 125. 
40 Ebd., S. 179, § 129. 
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große Glocke der Kirche St. Martini geläutet wurde. Die Bewohner der Stadt 
waren aufgefordert, ebenfalls einen Beitrag zu leisten und den karitativen Akt 
des Rates mit eigenen Spenden zu unterstützen.41 
 
Spätestens an dieser Stelle wird deutlich, dass mittelalterliche Wohltätigkeit 
stets eine doppelte Stoßrichtung hatte: Sie sollte die Not der Almosenemp-
fänger lindern, gleichzeitig sollte sie aber auch das Seelenheil der Almosen-
geber fördern und sie der Gnade Gottes im diesseitigen wie im jenseitigen 
Leben versichern. Für den Rat in seiner Funktion als Obrigkeit umfasste spe-
ziell der zweite Aspekt sowohl die Sorge für den Einzelnen als auch für die 
Stadt insgesamt. Das Fehlverhalten eines Mitglieds des corpus christianum, 
eines politischen Entscheidungsträgers ebenso wie eines einfachen Bürgers, 
hatte nämlich im Verständnis der Zeitgenossen unmittelbare Folgen für das 
Wohlergehen der ganzen Stadtgemeinde. Das karitative Engagement des 
Rates ist deshalb nicht zuletzt als Versuch zu verstehen, die Braunschweiger 
Gesellschaft als ein christliches Gemeinwesen zu erweisen und dadurch die 
Gefahr künftiger Verhängnisse, die der Stadt und ihren Bewohnern schweren 
Schaden zufügen konnten, zu verringern.42 Hinsichtlich des ersten Aspekts, 
der Sorge für die Armen, ist zu konstatieren, dass die bislang vorgestellten 
Maßnahmen sich auf rein punktuelle Zugriffe beschränkten, die wenig geeig-
net erscheinen, den Notleidenden in ihrem täglichen Kampf ums Überleben 
wirkungsvoll unter die Arme zu greifen. Um sich ein umfassendes Bild vom 
sozial-karitativen Handeln des Braunschweiger Rates im Mittelalter zu ver-
schaffen, soll deshalb im Folgenden das Augenmerk noch auf zwei Themen-
komplexe gerichtet werden, die in der historischen Armutsforschung gemein-
hin als klassische Betätigungsfelder obrigkeitlicher Fürsorge gelten: die Ver-
sorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln, speziell Getreide, und die Rege-
lung des Bettelwesens. 
 
2.1. Die Getreidepolitik des Braunschweiger Rates 
 
Getreide war das wichtigste Grundnahrungsmittel der damaligen Zeit. Wäh-
rend Fleisch, Wein oder Bier in Mangelsituationen durch billigere Lebensmit-
tel ersetzt werden konnten, waren auch die unteren sozialen Schichten auf 
                                                 
41 Siehe: ebd. 
42 Auf diesen religiös-ethischen Aspekt obrigkeitlicher Fürsorge, der gegenüber machtpoliti-
schen Erwägungen - sprich der Furcht vor dem Unmut der Untertanen - zuweilen vernach-
lässigt wird, hat etwa Bernd Roeck aufmerksam gemacht; siehe: Roeck, S. 18 - 21. 
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Brot, speziell auf Roggenbrot als dem Hauptnahrungsmittel des gemeinen 
Mannes, angewiesen. Die Versorgung der Bevölkerung mit Getreide bezie-
hungsweise Brot sicherzustellen, gehörte deshalb zu den traditionellen Auf-
gaben mittelalterlicher und frühneuzeitlicher Magistrate.43 Auch im Fall 
Braunschweigs findet sich in den Quellen ein ganzes Arsenal von Maßnah-
men, mit denen der Rat versuchte, auf das städtische Kornangebot regulie-
rend einzuwirken. Schon die bereits erwähnte Sammlung von Stadtgesetzen 
aus dem Jahre 1349 enthält zum Beispiel eine Bestimmung, die es Einheimi-
schen untersagte, auf dem städtischen Markt für Fremde Korn zu kaufen.44 
Gleichzeitig wurde der Kornhandel direkt in den Mühlen unter Strafe gestellt 
und der Rat reklamierte für sich das Recht, jederzeit jedermann, ganz gleich 
ob Ritter, Geistlichem oder Knecht, zu verbieten, Korn, das er in die Stadt 
gebracht hatte, wieder auszuführen. Die Wirte wurden angewiesen, ihre 
auswärtigen Gäste von der Existenz einer solchen Regelung in Kenntnis zu 
setzen.45 Sein Ziel - das verfügbare Getreide auf dem öffentlichen Markt zum 
Verkauf zu bringen und dabei vorrangig den eigenen Bürgern und Einwoh-
nern die Gelegenheit zu geben, sich mit dem praktisch unverzichtbaren Le-
bensmittel Korn zu versorgen - erreichte der Rat mit den geschilderten Vor-
schriften aber offenbar nicht. Die städtische Getreideversorgung entwickelte 
sich im Laufe des Mittelalters vielmehr zu einem immer wiederkehrenden 
Gegenstand obrigkeitlicher Normierungsbemühungen. 
 
Ende des 14. Jahrhunderts etwa sah sich der Rat veranlasst, seine Gesetzge-
bung auf diesem Gebiet deutlich zu verschärfen. Er verbot zunächst einmal 
allen Fremden, mit anderen Fremden in der Stadt Handel zu treiben.46 Aus-
wärtige Anbieter konnten damit ihre Waren, einschließlich Getreide, nur noch 
an einheimische Kunden verkaufen. Darüber hinaus untersagte er seinen 
Bürgern, den Kornwagen entgegenzugehen, um das Getreide noch vor sei-
nem Eintreffen auf dem städtischen Markt zu kaufen47, und erließ weitrei-
chende Beschränkungen gegen die sogenannten Vorhöker oder Vorkäufer, 
also die Zwischenhändler, die die verschiedensten Güter in der Absicht er-
standen, diese anschließend mit Gewinn weiterzuverkaufen. Da er in deren 
                                                 
43 Allgemein siehe: ebd., S. 31; Rogge, S. 211 - 212; Dilcher, S. 159. Zur obrigkeitlichen 
Versorgungspolitik im nordwestdeutschen Raum: Möller, S. 128 - 131; Irsigler. 
44 Siehe: UB BS I Nr. 39, S. 46, § 44. 
45 Siehe: ebd., §§ 42 u. 45. 
46 Siehe: ebd. Nr. 53, S. 66, § 54. 
47 Siehe: ebd., § 56. Siehe auch die inhaltlich weitgehend identische Regelung in der städti-
schen Policeyordnung von 1402: ebd. Nr. 62, S. 131, § 48. 
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Treiben eine Hauptursache für den übermäßigen Preisanstieg vieler Produkte 
erkannt zu haben glaubte, wollte er sie aus der Beziehung zwischen Waren-
produzenten und Endverbrauchern so weit wie möglich heraushalten. Er ver-
bot den Zwischenhändlern, Güter, noch bevor diese den städtischen Markt 
erreicht hatten, aufzukaufen oder während der offiziellen Marktzeiten ihren 
Geschäften nachzugehen. Zuwiderhandlungen bedrohte er mit einer unver-
züglichen Beschlagnahme der unrechtmäßig gehandelten Waren.48 
 
Die Stadtoberen mussten allerdings bald erkennen, dass diese Art der Ange-
botssicherung ein zweischneidiges Schwert war, das unter Umständen genau 
das Gegenteil von dem bewirkte, was es eigentlich bewirken sollte. Es hielt 
nämlich vor allem auswärtige Händler, die ihre Waren anderswo zu günstige-
ren Bedingungen absetzen konnten, von der Stadt fern. Das mochte zwar 
den einheimischen Kaufleuten entgegenkommen, deren Marktposition ge-
genüber ihren fremden Konkurrenten gestärkt wurde, beeinträchtigte aber 
die Warenzufuhr von außen und gefährdete in letzter Konsequenz die Positi-
on Braunschweigs als Handelszentrum.49 Es schien folglich ratsam, das er-
wähnte Instrumentarium nur sehr genau dosiert zum Einsatz zu bringen. 
Dieser Überlegung eingedenk hob der Braunschweiger Rat schon im Jahre 
1412 das generelle Handelsverbot unter Fremden wieder auf, nahm aller-
dings Getreide von dieser Regelung noch ausdrücklich aus.50 1415 befreite er 
dann auch den Kornhandel von allen allgemeinen Beschränkungen und er-
laubte es Bürgern wie Gästen gleichermaßen, auf dem Braunschweiger Markt 
Getreide zu kaufen und zu exportieren. Um dennoch die Versorgung der 
ortsansässigen Bevölkerung gewährleisten zu können, machte er jedoch eine 
Einschränkung: Er räumte den Braunschweigern ein Vorkaufsrecht auf das 
für den Export bestimmte Getreide ein. Sollte also ein Bürger Anspruch auf 
dieses Korn erheben, musste der ursprüngliche Käufer es ihm zu dem glei-
chen Preis abtreten, den er selbst dafür bezahlt hatte. Bedingung war, dass 
der einheimische Interessent das Getreide für den Eigenbedarf, nicht für den 
Handel, benötigte und dass er außerdem dem ersten Käufer die Kosten, die 
diesem zum Beispiel durch die Entrichtung anfallender Zölle und Gebühren 
entstanden waren, ersetzte.51 Daneben hat der Rat bei akuten Versorgungs-
engpässen wohl auch zeitlich befristete Ausfuhrverbote für einzelne Getrei-
                                                 
48 Siehe: ebd. Nr. 53, S. 67, §§ 67 - 68. 
49 Auf diese Problematik haben schon Petra Möller und Franz Irsigler im Rahmen ihrer Unter-
suchungen hingewiesen; siehe: Möller, S. 130 - 131; Irsigler, S. 578 - 579. 
50 Siehe: UB BS I Nr. 62, S. 140, § 148. 
51 Siehe: ebd., S. 141, § 153. 
 34
desorten erlassen. Solche Verbote gehörten zum Standardrepertoire der Ge-
treidepolitik mittelalterlicher und frühneuzeitlicher Magistrate.52 Dass sie im 
vorliegenden Fall erst für den Beginn des 16. Jahrhunderts nachweisbar sind, 
dürfte eher der lokalen Quellenlage geschuldet sein als dass man darin ein 
Indiz dafür sehen müsste, dass dieses Vorgehen dem Braunschweiger Rat 
vor dem Zeitalter der Reformation unbekannt gewesen ist. Eine aus dem 
Jahre 1488 stammende Forderung nach einer Verschärfung bisheriger Ge-
treideexportbestimmungen53 sowie die Art und Weise, wie die Auseinander-
setzung um das Thema in den 1530er Jahren geführt wurde54, legen viel-
mehr den Schluss nahe, dass differenzierte Ausfuhrbeschränkungen auch in 
Braunschweig ein vertrautes Instrument der obrigkeitlichen Fürsorgepolitik 
gewesen sind. 
 
Neben der absolut zur Verfügung stehenden Getreidemenge entschied auch 
der für dieses Getreide geforderte Preis über das Wohlergehen der Bewohner 
vormoderner Städte. Wenn nämlich ein wachsender Teil der Bevölkerung 
seinen Mindestbedarf an Brotkorn - der bei einem Erwachsenen mit ungefähr 
4 Zentnern pro Jahr zu veranschlagen ist55 - nicht mehr decken konnte, weil 
der von den Anbietern verlangte Preis für sie unerschwinglich wurde, war 
eine Hungerkrise vorprogrammiert. Dieser Tatsache war sich auch der 
Braunschweiger Rat bewusst. Er betrieb deshalb schon seit Anfang des 14. 
Jahrhunderts eine aktive Preispolitik. Dazu wandte er sich an die in der Stadt 
ansässigen Bäcker und traf mit ihnen Vereinbarungen darüber, welches Ge-
wicht ein Weizen- oder Roggenbrot bei welchem Getreidepreis mindestens 
haben musste. Zuwiderhandlungen, sprich das Backen von zu leichten Bro-
ten, bedrohte er mit schweren Strafen.56 Auf diese Weise wollte er dafür 
Sorge tragen, dass auch die weniger gut betuchten Stadtbewohner für ihr 
Geld eine Mindestmenge an Brot erwerben konnten. 
 
Eine dritte Möglichkeit, die Grundversorgung der Bevölkerung mit Brot zu 
sichern, bestand darin, in guten Zeiten aus städtischen Mitteln Getreidevorrä-
te anzulegen, die dann in Notsituationen an bedürftige Bürgerinnen und Bür-
                                                 
52 Siehe dazu: Möller, S. 129; Irsigler, S. 592; Roeck, S. 121 - 122; Rogge, S. 212. 
53 Siehe: UB BS I Nr. 111, S. 256, § 58. Inhalt und Entstehungskontext dieser Forderung 
werden weiter unten noch erläutert. 
54 Siehe: Kapitel IV, S. 103, 104 u. 107. 
55 So übereinstimmend die Angaben bei: Möller, S. 128; Irsigler, S. 571. 
56 Siehe zum Beispiel: UB BS IV, Supplemente zum Stadtrecht Nr. 3, S. 582, § 19; UB BS I 
Nr. 61, S. 119 - 120, §§ 231 - 232. 
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ger zu subventionierten Preisen verkauft oder kostenlos abgegeben werden 
konnten. Von dieser Option ist in den deutschen Städten und Territorien of-
fenbar in ganz unterschiedlicher Intensität Gebrauch gemacht worden. Aus 
Köln - der mit 35 000 bis 40 000 Einwohnern mit Abstand größten Stadt des 
Reiches - sind zum Beispiel schon seit dem 15. Jahrhundert städtische Ge-
treidekäufe beträchtlichen Umfangs bekannt. Um diese Vorräte lagern zu 
können, ließ der Kölner Rat seit 1439 spezielle Speicher, sogenannte Korn-
häuser, errichten.57 Vergleichbare Aktivitäten sind aus dem nordwestdeut-
schen Raum in der Regel erst ab dem 16. Jahrhundert überliefert.58 Auch in 
Braunschweig scheint sich das obrigkeitliche Engagement auf diesem Gebiet 
in Grenzen gehalten zu haben. Zumindest tauchen in den Stadtrechnungen, 
wie den Studien von Hermann Dürre und Otto Fahlbusch zu entnehmen ist, 
bis zum Ende des 15. Jahrhunderts nennenswerte Ausgaben für den Ankauf 
von Brotgetreide nicht auf.59 Das schließt das Vorhandensein eines städti-
schen Kornkontingents nicht aus, denn wie einem - aus dem 16. Jahrhundert 
stammenden - Hinweis in den Ratsprotokollbüchern zu entnehmen ist, ver-
fügte die Stadt von alters her über verschiedene ländliche Besitzungen, die 
einen Teil ihrer Ernteerträge an den Rat abzuführen hatten.60 Wie groß die-
ses Kornkontingent allerdings war, wissen wir nicht. Was die Lagerung be-
trifft, so scheint der Rat in erster Linie auf vorhandene Gebäude zurückge-
griffen zu haben. Eine breit angelegte Diskussion über die Notwendigkeit des 
Baus besonderer Kornhäuser ist in Braunschweig jedenfalls erst gegen Ende 
der 1520er Jahre geführt worden.61 
 
Zeigten die geschilderten Aktivitäten den gewünschten Erfolg? Waren die 
Braunschweigerinnen und Braunschweiger mit der Kornpolitik ihres Rates 
zufrieden? Die Antwort auf diese Fragen muss wohl lauten: allenfalls tempo-
rär. Massive Kritik artikulierte sich zum Beispiel im Jahre 1488. Hintergrund 
war ein Bürgeraufstand, der sich am Unmut der Bevölkerung über ein vom 
Rat verabschiedetes Münzedikt entzündete. Dieses Edikt erklärte den Braun-
schweiger Pfennig zur neuen Leitwährung der Stadt und wertete eine ganze 
Reihe von auswärtigen Geldsorten ihm gegenüber ab. Verschiedene Münzen 
wurden sogar komplett verboten. Die Leidtragenden dieses Vorgangs waren 
in erster Linie die Handwerker und die Besitzer kleinerer Einkommen, die bei 
                                                 
57 Siehe: Irsigler, S. 575 - 576 u. 589 - 590. 
58 Siehe: Möller, S. 128 u. 130. 
59 Siehe: Dürre, S. 333 - 345; Fahlbusch, S. 84 - 100 u. 135 - 163. 
60 Siehe: StadtA BS, B I 5 Nr. 3, fol. 74v - 115v. 
61 Siehe: ebd. Nr. 1, fol. 99r, 102r, 106v u. 278r. 
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der Abwicklung ihrer täglichen Geschäfte mit den kleinen und tendenziell 
schlechteren Münzen zu tun hatten. Ihr Geld verlor an Wert.62 Dagegen pro-
testierten die Schuhmacher und die Kürschner. Sie schlossen sich zu einem 
Verbund zusammen, dem nach und nach auch die meisten anderen Braun-
schweiger Gilden und die Gemeinden in den fünf Weichbilden beitraten. Am 
5. Februar 1488 konfrontierte dieser Verbund den Rat dann mit einem um-
fangreichen Forderungenkatalog, in dem er nicht nur die unerträglich gewor-
dene Belastung der unteren sozialen Schichten, der „... armode ...“63, durch 
die Finanzpolitik des Rates kritisierte, sondern auch auf weitere Missstände 
hinwies, die die Stadtoberen hätten einreißen lassen und die den Stadtbe-
wohnern schweren Schaden zufügen würden. Die ausgesprochen explosive 
Stimmung in der Bevölkerung veranlasste den Rat, auf die Beschwerden der 
Aufständischen einzugehen. Er unterzeichnete eine Vereinbarung mit den 
Gilden und den Gemeinden, in der er sich verpflichtete, Reformen einzuleiten 
und den Bürgervertretern in Zukunft ein größeres Mitspracherecht in der 
Stadtpolitik einzuräumen. Ein sogenanntes Kollegium der 24 wurde geschaf-
fen, das - von den Repräsentanten der Gilden und der Gemeinden beschickt - 
dem Rat in der Folgezeit die Führung der Stadt streitig machte. Die Leitfigur 
dieser Revolte gegen die Ratsverfassung von 1386 war der Kürschner Ludeke 
Holland.64 
 
Eine zentrale Rolle im Programm der Aufständischen spielten sozialpolitische 
Forderungen. Ob Holland und seine Mitstreiter damit vor allem der eigenen 
Furcht vor Verelendung entgegenwirken wollten oder ob es ihnen eher da-
rum ging, die Sympathien der Massen für ihr politisches Unterfangen zu ge-
winnen, sei dahingestellt. Für unseren Diskussionszusammenhang entschei-
dend ist der Umstand, dass sie im Zuge der Auseinandersetzung den Finger 
in einige Wunden der Braunschweiger Getreidepolitik legten. So kritisierten 
sie zum Beispiel das Vorgehen des Rates gegen den Vorkauf. Sie brandmark-
ten es als weitgehend ineffizient und forderten, umgehend Maßnahmen zu 
ergreifen, die diesem für die Bürger so schädlichen Treiben nicht nur in 
Braunschweig selbst, sondern auch in den zur Stadt gehörenden Landgebie-
                                                 
62 Die Bedeutung des Geldes, genauer gesagt bestimmter Geldsorten, für die Ökonomie der 
städtischen Mittel- und Unterschichten in der Vormoderne hat Valentin Groebner am Beispiel 
Nürnbergs untersucht; siehe: Groebner, Ökonomie ohne Haus, S. 26 - 60. 
63 UB BS I Nr. 111, S. 252, § 1. 
64 Zur Schicht Hollandes siehe: Puhle, S. 248 - 250; Spieß, Ratsherren, S. 31 - 34; Dürre, S. 
246 - 254. Ergänzend siehe auch den ausführlichen Bericht von Hermen Bote in seinem 
Schichtbuch aus dem Jahre 1514: Chroniken der deutschen Städte, Bd. 16, S. 349 - 391. 
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ten Einhalt geboten.65 Darüber hinaus beklagten sie sich, dass der alten Vor-
schrift, dass Einheimische mit fremder Leute Geld kein Korn in der Stadt kau-
fen sollten, viel zu wenig Geltung verschafft würde und dass die Bestimmun-
gen zur Kornausfuhr generell zu lax gehandhabt würden. Sie bestanden da-
rauf, feste Zeiten einzuführen, in denen der Getreideexport grundsätzlich 
untersagt sein sollte. Als eine solche Karenzzeit schwebte ihnen die Periode 
von Ende September bis Weihnachten vor.66 Die Verhängung von Ausfuhr-
verboten hätte damit nicht länger im alleinigen Ermessen des Rates gelegen, 
der im Zweifelsfall geneigt sein konnte, anderen Interessen - etwa denen der 
Kornhändler - Vorrang vor dem Versorgungsbedürfnis der Bevölkerung mit 
billigem Getreide einzuräumen. Stattdessen hätte die Möglichkeit bestanden, 
das vorhandene Kornangebot „... der gantzen meynheit to gude ...“67 zu 
verwahren, sprich Vorräte anzulegen. In der mangelnden Vorratsbildung sa-
hen die Aufständischen überhaupt das größte Manko der Braunschweiger 
Getreidepolitik. Sie plädierten deshalb dafür, nicht nur die private Vorratsbil-
dung zu fördern, sondern insbesondere auch die Rolle des Rates auf diesem 
Gebiet zu erweitern. Ihr Vorschlag lautete: Die Stadtoberen sollten alle Per-
sonen, die dem Rat in irgendeiner Weise Geld schuldeten, anweisen, für die 
ausstehende Summe Roggen zu kaufen. Das Getreide sollte anschließend 
dem Rat überantwortet werden, damit dieser es den „... armen luden, wen 
des not wore, vmbe eynen gelicken pennigk ...“68 wieder austeilen konnte. 
Als Lagerstätte für das auf diesem Wege zusammengetragene Korn empfah-
len Holland und seine Freunde ein bei der Kirche zu den Brüdern gelegenes, 
im Besitz des Rates befindliches Haus respektive jedes andere für die fachge-
rechte Lagerung von Getreide geeignete Gebäude. Ob es sich bei dem zuerst 
erwähnten Bau zum damaligen Zeitpunkt schon um einen städtischen Korn-
speicher handelte oder ob das Haus eigentlich anderen Zwecken diente, lässt 
sich auf der Basis der zur Verfügung stehenden Quellen heute nicht mehr 
sagen. Fest steht nur, dass es in späterer Zeit an besagter Stelle ein Korn-
haus gegeben hat.69 Zur Überwachung der Vorräte wollten die Aufständi-
schen zwei Männer, einen vom Rat und einen von der Bürgerschaft, bestel-
                                                 
65 Siehe: UB BS I Nr. 111, S. 255, § 46. 
66 Siehe: wie Anm. 53. 
67 UB BS I Nr. 111, S. 256, § 58. Zum Begriff des gemeinen Besten beziehungsweise des 
gemeinen Nutzens allgemein siehe: Walf; Eberhard. 
68 UB BS I Nr. 111, S. 253, § 15. 
69 Die frühesten mir bekannt gewordenen Belege stammen aus den 1590er Jahren; siehe: 
StadtA BS, B I 3 Nr. 15, S. 135 - 136 u. 443 - 444. 
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len, die das ihnen anvertraute Korn getreulich verwalten und über ihr Tun 
und Lassen regelmäßig Rechenschaft ablegen sollten.70 
 
Der Aufstand des Ludeke Holland scheiterte. Bereits Anfang des Jahres 1490 
verloren er und seine Anhänger den Rückhalt in der Bevölkerung und die 
Vertreter der alten politischen Elite drängten mit Macht darauf, den früheren 
Verfassungszustand wiederherzustellen. Das Kollegium der 24 wurde aufge-
löst, Holland der Stadt verwiesen und der Vertrag von 1488 feierlich ver-
brannt. Die zeitgenössische Chronistik stilisierte darüber hinaus die Schicht 
Hollandes zu einem dunklen Kapitel in der Braunschweiger Stadtgeschichte.71 
Die Diskussion über die Verantwortung der Stadtführung für die Grundver-
sorgung ihrer Untertanen mit Getreide und die Art und Weise, wie sie ver-
suchte, dieser Verantwortung gerecht zu werden, ließ sich jedoch nicht so 
einfach vom Tisch fegen. Sie war und blieb eine latente Herausforderung für 
den Braunschweiger Rat als Obrigkeit. Er sah sich gezwungen, seine Position 
in dieser Sache immer wieder neu zu überdenken und sie den sich verän-
dernden politischen und ökonomischen Rahmenbedingungen anzupassen. 
 
2.2. Die Bettelgesetzgebung 
 
Als ein weiteres wichtiges Indiz für die Entfaltung einer obrigkeitlichen Für-
sorgepolitik gilt in der Geschichtswissenschaft die Einführung einer Almosen- 
beziehungsweise Bettelgesetzgebung durch die städtischen und territorialen 
Herrschaftsträger. Dabei gehen die Forscherinnen und Forscher in ihrer 
Mehrheit davon aus, dass die diesen Gesetzesinitiativen zugrunde liegende 
Klage über eine Zunahme des Bettel(un)wesens weniger auf den tatsäch-
lichen Anstieg der Zahl der Bedürftigen zurückzuführen ist, als vielmehr auf 
eine sich verändernde Einstellung der Zeitgenossen gegenüber dem Betteln 
und dem Almosenempfang. Die weltlichen Obrigkeiten sind diesem Interpre-
tationsansatz zufolge sowohl die Träger als auch die Vollstrecker eines Men-
talitätenwandels, der sich in einem überwiegend repressiven Eingreifen in 
das bis dahin weitgehend unreglementierte Verhältnis zwischen Almosenge-
bern und Almosennehmern niederschlug. Die Folgen dieser Herrschaftsinten-
sivierung waren - zumindest auf lange Sicht - für die Hilfesuchenden gravie-
rend: Das Betteln als tradierte Form der Armenversorgung verlor an gesell-
                                                 
70 Siehe: UB BS I Nr. 111, S. 253, § 15. Das hier angesprochene Institut der Kornherren ist 
im Falle Kölns schon für das Jahr 1439 nachweisbar; siehe: Irsigler, S. 577 - 579. 
71 Siehe: wie Anm. 64. 
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schaftlicher Akzeptanz, die einheimischen Bittsteller wurden verstärkten Kon-
trollen unterworfen und die fremden Bettler unter Umständen ganz aus dem 
Bezugssystem formeller und informeller Wohltätigkeit ausgegrenzt.72 
 
Bekannt sind solche Vorgänge unter anderem aus Nürnberg, Augsburg und 
Köln. Der Nürnberger Rat etwa verabschiedete schon um das Jahr 1370 eine 
erste Ordnung, die den Bettlern den Aufenthalt an bestimmten Orten in der 
Stadt - speziell in und vor den Kirchen - untersagte und eine generelle Unter-
scheidung zwischen erlaubtem und unerlaubtem Almosenheischen einführte. 
Geduldet sein sollte demnach nur noch das Betteln von Personen, die im Be-
sitz eines besonderen Zeichens waren. Dieses Zeichen wiederum sollte nach 
dem Willen des Rates nur noch an einheimische Arme ausgegeben werden, 
deren Bedürftigkeit von mindestens zwei glaubwürdigen Zeugen bestätigt 
worden war. Fremde Bettler wollte man dagegen möglichst fernhalten. Sie 
sollten sich in Zukunft nur noch drei Tage lang in Nürnberg aufhalten und die 
Bürger um Spenden angehen dürfen. Danach mussten sie die Stadt wieder 
verlassen. Diese Vorschriften wurden in der Folgezeit kontinuierlich ver-
schärft.73 Für Augsburg sind vergleichbare obrigkeitliche Aktivitäten ab der 
zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts belegt74 und aus Köln sind zwar keine 
kompletten Bettelordnungen überliefert, wohl aber eine Reihe von Statuten 
und Edikten, die auf eine intensive Beschäftigung mit dem Thema schließen 
lassen. In diesem Zusammenhang lenkte der Kölner Rat den Blick mit Nach-
druck auf eine auch schon von der Nürnberger Stadtführung unterstellte Ur-
sache der Armut beziehungsweise des um sich greifenden Bettelns. Er be-
mängelte die indifferente Haltung vieler Betroffener gegenüber dem Thema 
Arbeit und stellte klar, dass er starke und gesunde Menschen, die ihren Le-
bensunterhalt durchaus selbst erwerben konnten, es aber vorzogen, ihr Brot 
durch Betteln zu gewinnen, nicht länger tolerieren würde. Nur noch wirklich 
arbeitsunfähigen Personen wollte er das Betteln erlauben. Alle anderen stell-
te er - seit 1435 - vor die Wahl, sich entweder umgehend eine Beschäftigung 
zu suchen oder die Stadt zu verlassen. Zuwiderhandlungen bedrohte er mit 
einem Jahr Turmhaft bei Wasser und Brot. Mit besonderem Argwohn be-
                                                 
72 Siehe den Forschungsüberblick bei: von Hippel, S. 44 - 45 u. 104 - 105; ergänzend auch: 
Rogge, S. 218 - 220; Kreiker, S. 29 - 33; Simon-Muscheid, Missbrauchte Gaben. 
73
 Siehe: Sachße u. Tennstedt, Geschichte, S. 30 - 35 u. 63 - 76. Zum Sonderproblem des 
Bettelns von Kindern und Jugendlichen und dessen Handhabung durch den Nürnberger Rat 
auch: Harrington, Singing for his Supper; zu den vorreformatorischen Maßnahmen siehe 
insbesondere: ebd., S. 30 - 31. 
74 Siehe: Rogge, S. 221 - 228. 
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trachtete man auch in Köln die fremden Bettler. Der Magistrat erließ deshalb 
seit 1437 wiederholt Artikel, die speziell auf diese Personengruppe Bezug 
nahmen und die Bürgerinnen und Bürger vor den angeblich besonders zahl-
reichen Gaunern unter ihnen schützen sollten. Um die einheimischen Bettler 
zu beaufsichtigen und zu verhindern, dass sich arbeitsfähige Fremde uner-
laubterweise einschlichen, setzte der Rat schon vor 1513 spezielle Bedienste-
te, sogenannte Bubenkönige, ein.75 
 
Auch in Braunschweig gibt es Hinweise darauf, dass die Stadtoberen das Bet-
teln als ein Problem wahrnahmen, das ihr Eingreifen erforderlich machte. So 
verbot der Rat zum Beispiel schon im Jahre 1400 das sogenannte heylen, 
eine besondere Form des Almosenbittens, die sich dadurch auszeichnete, 
dass sie unter Überbringung von Glückwünschen vorgetragen wurde.76 Was 
den Rat zu diesem Schritt veranlasste, lässt sich nur vermuten. Wahrschein-
lich unterstellte er einen Missbrauch durch unerwünschte Personen oder be-
fürchtete eine Störung der inneren Ruhe und Ordnung. Mit solchen Argumen-
ten ist man jedenfalls in anderen Städten gegen vergleichbare Betteltraditio-
nen vorgegangen. Der Augsburger Rat etwa erließ im Jahre 1459 strenge 
Vorschriften gegen den Brauch, dass Männer und Frauen von Tür zu Tür zo-
gen, um für arme Wöchnerinnen und Hausarme zu sammeln. Da er gute 
Gründe zu haben glaubte, anzunehmen, dass sich ein Großteil der Sammler 
die Spenden bislang in die eigene Tasche gesteckt hatte, wollte er diese 
Form des Bettelns in Zukunft, wenn überhaupt, dann nur noch unter strenger 
obrigkeitlicher Kontrolle zulassen. Er erklärte, Umgänge dieser Art seien ab 
sofort nur noch mit ausdrücklicher Genehmigung der Bürgermeister gestat-
tet.77 Ähnliche Überlegungen mögen den Braunschweiger Rat im Falle des 
heylens geleitet haben. Denkbar wäre aber auch, dass es im Zusammenhang 
mit der hier inkriminierten Form des Bittens zu Ruhestörungen oder ähnli-
chen Zwischenfällen gekommen ist, die die Stadtführung als eine unzumut-
bare Belästigung ihrer Untertanen ansah, gegen die vorzugehen war. Dane-
ben existierte in Braunschweig eine - ebenfalls aus dem frühen 15. Jahrhun-
dert stammende - Bestimmung, in der der Rat den Henker anwies, während 
der Erntezeit alle Personen, die wohl arbeiten konnten, stattdessen aber lie-
ber in der Stadt Betteln gingen, aufzugreifen und auf die Felder zum Ern-
teeinsatz zu schicken. Auf diese Weise sollte, so die Erklärung, sichergestellt 
                                                 
75 Siehe: Irsigler u. Lassotta, S. 24 - 31. 
76 Siehe: UB BS I Nr. 62, S. 137, § 116. 
77 Siehe: Rogge, S. 222. 
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werden, dass es beim Einbringen der für die Ernährungslage der Stadt so 
wichtigen Ernte nicht an Arbeitskräften mangelte. Dass der Rat durchaus mit 
Widerstand gegen seine Anordnung rechnete, belegt die Tatsache, dass er 
den Henker ermahnte, während seines Vorgehens gegen die Bettler nieman-
den „... schedelik [zu] slan“78, sprich zu verletzen, oder Geschenke dafür an-
zunehmen, dass er einzelne Personen vom zwangsweisen Arbeitseinsatz be-
freite. 
 
Zentrale Bausteine der erwähnten neuen Bettelpolitik waren also durchaus 
vorhanden: Der Braunschweiger Rat lancierte die Unterscheidung zwischen 
würdigen und unwürdigen Bettlern und bediente sich dazu nicht zuletzt des 
Kriteriums der Arbeit. Außerdem setzte er städtische Amtsträger - wenn auch 
keine Bubenkönige - zur Überwachung der sich in seinem Herrschaftsgebiet 
aufhaltenden Almosenempfänger ein. Woran es jedoch bis in das erste Drittel 
des 16. Jahrhunderts hinein fehlte, waren Anzeichen für ein daraus resultie-
rendes, weiterreichendes obrigkeitliches Normierungsbemühen. Der Zugriff 
auf die arbeitsfähigen Bettler blieb in Braunschweig zeitlich befristet. Hinwei-
se darauf, dass der erwähnte Ernteeinsatz zu einem generellen Arbeitsgebot, 
wie es zum Beispiel aus Köln überliefert ist, erweitert wurde, gibt es nicht. 
Maßnahmen, die auf eine dauerhafte Überprüfung der Bedürftigkeit von Bitt-
stellern abzielten - etwa die Einführung von Bettelbescheinigungen, mit de-
nen nicht nur in Nürnberg, sondern auch in Städten wie Dresden oder Wit-
tenberg experimentiert wurde79 - sind nicht bekannt. Ebenso wenig scheint 
die Braunschweiger Stadtführung der Unterscheidung zwischen einheimi-
schen und fremden Bettlern besondere Bedeutung beigemessen zu haben. 
Gesetzesinitiativen, die auf diese Differenz als neues Ordnungskriterium der 
städtischen Armenfürsorge abgehoben hätten, sind jedenfalls nicht überlie-
fert.80 All das zeigt, dass die vorreformatorische Bettelgesetzgebung - trotz 
mancher Ähnlichkeiten in der Problemwahrnehmung - in den Städten und 
                                                 
78 UB BS I Nr. 63, S. 178, § 126. 
79 Das Dresdener Stadtregiment erklärte schon im März 1487, dass es in Zukunft keine Bett-
ler mehr in der Stadt dulden werde, es sei denn, sie verfügten über ein vom Rat vergebenes 
Bettelzeichen. Die Wittenberger Stadtstatuten von 1504 wiederum bestimmten, dass kein 
Bettler mehr ohne Erlaubnis des Pfarrers und des Richters in den Häusern bitten gehen soll-
te. Wer sich über dieses Gebot hinwegsetzte, dem sollten die Stadtknechte die unrechtmäßig 
gesammelten Almosen wieder abnehmen; siehe zu den Einzelheiten: Bräuer, Leipziger Rat, 
S. 24. 
80 Dabei sind solche Maßnahmen auch aus kleineren Städten bekannt. Der Zwickauer Rat 
beschloss zum Beispiel schon im Jahre 1517, fremde Bettler nicht mehr in die Stadt zu las-
sen, und begründete sein Vorgehen damit, dass sich unter den genannten Personen Diebe 
und Brandstifter befänden; siehe: ebd. 
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Regionen des Reiches sehr unterschiedlich ausgeprägt war, dass es ihr an 
Kontinuität fehlte und insbesondere ein Süd-Nord-Gefälle zu konstatieren 
ist.81 Forschungsansätze, die sich zu einseitig an den wohlbekannten Regulie-
rungsbeispielen vornehmlich süddeutscher Reichsstädte orientieren, laufen 
deshalb Gefahr, den Ordnungs- beziehungsweise Disziplinierungswillen der 
spätmittelalterlichen Magistrate zu überschätzen. 
 
Mit Blick auf den vorliegenden Fall lässt sich resümieren: Seit dem Übergang 
vom 14. zum 15. Jahrhundert beschäftigte sich der Braunschweiger Rat zu-
nehmend intensiver mit den karitativen Pflichten, die ihm aus seiner Funktion 
als Stadtobrigkeit erwuchsen. Sein Engagement erstreckte sich dabei auf alle 
gängigen Bereiche institutionalisierter Wohltätigkeit. Er nahm aktiven Anteil 
an der Verwaltung der städtischen Hospitäler und Armenhäuser und bemühte 
sich um eine Insassenpolitik zugunsten der bedürftigen Mitglieder des eige-
nen Gemeinwesens. Er sorgte sich um die Getreideversorgung seiner Unter-
tanen und verteilte Almosen  aus dem Stadtgut an die Bedürftigen.  Doch 
ebenso unverkennbar wie diese Aktivitäten sind die Grenzen, an die die 
Stadtoberen mit ihrem sozialpolitischen Handeln stießen. Die Zahl der zur 
Verfügung stehenden Hospitalplätze war eng begrenzt und ihre Nutzung ein 
offenes Problem. Anstrengungen, den karitativen Charakter der Einrichtun-
gen zu wahren, kollidierten mit unübersehbaren Verpfründungstendenzen. 
Über die Defizite der Getreidepolitik wurde spätestens seit 1488 in der Stadt-
öffentlichkeit kontrovers diskutiert und die auf dem Gebiet der offenen Ar-
menpflege sonst zur Verfügung stehenden Regulierungsmechanismen waren 
nur schwach entwickelt. Dass sie den sozialen Herausforderungen einer 
prosperierenden vormodernen Großstadt wie Braunschweig gewachsen sein 
würden, stand nicht zu erwarten. Es hätte also ausreichend Gründe gegeben, 
sich über eine grundlegende Reform des Braunschweiger Armenfürsorgewe-
sens Gedanken zu machen. Bevor es dazu kam, bedurfte es jedoch eines 
zusätzlichen Anstoßes, nämlich der Reformation und der in diesem Zusam-
menhang geführten Armutsdebatte. 
 
 
                                                 
81 Auf das Problem der fehlenden Kontinuität von spätmittelalterlichen Almosenstatuten hat 
Ernst Schubert mit Nachdruck hingewiesen; siehe: Schubert, Hausarme Leute, S. 302 - 304 
u. 309 - 312; zum Süd-Nord-Gefälle: ders., Der Fremde, S. 36 - 37 u. 42. 
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III. Die Reformation und die Formulierung einer neuen städtischen 
Armenpolitik 
 
1. Die Reformation in Braunschweig 
 
1528 wurde in Braunschweig die Reformation eingeführt, so ist in der Stadt-
geschichtsschreibung allenthalben zu lesen, denn damals nahmen „... eyn 
Erbar Radt vnde de gantze Stadt edder gemeyne ... eyndrechtichlick ...“, wie 
es ausdrücklich hieß, die von Johannes Bugenhagen ausgearbeitete neue 
evangelische Kirchenordnung an. Und „[d]e anneminge vnde eyndrechtige 
voreynninge is geschehn/ des Sunnauendes vor Natiuitatis Marie im iare MD. 
XXVIII“, also am 5. September 1528, „vnde vth gescryet in allen kerken van 
den predickstolen des andern dages / darum ock de borgere ouer de gantze 
Stadt in allen kerken/ tor dancksegginge gesungen hebben: Te Deum lau-
damus“1. Wie ist es aber zu diesem Schritt gekommen? 
 
Erste Anzeichen für ein Umsichgreifen reformatorischen Gedankenguts gab 
es bereits zehn Jahre früher. Der Braunschweiger Buchdrucker Hans Dorn 
brachte im Jahre 1518 eine niederdeutsche Übersetzung von Luthers Sermon 
von Ablass und Gnade heraus.2 Etwa zur gleichen Zeit, spätestens jedoch zu 
Beginn der 1520er Jahre, entstanden darüber hinaus erste reformatorische 
Zirkel, deren Mitglieder sich intellektuell mit den theologischen Kontroversen 
der Zeit auseinandersetzten. Als die zentralen Figuren dieser Kreise werden 
von der Braunschweiger Reformationsforschung üblicherweise zwei Personen 
genannt. Die erste ist ein Mönch aus dem Benediktinerkloster St. Ägidien mit 
Namen Gottschalk Kruse. Kruse hielt im Jahre 1521 und dann noch einmal 
von Ende 1522 bis Anfang 1523 in seinem Kloster Vorlesungen, in denen er 
das Matthäusevangelium und den Römerbrief im Sinne der Lehren Martin 
Luthers auslegte. Der Überlieferung zufolge haben an diesen Unterweisungen 
nicht nur die Novizen des Klosters und andere Geistliche, sondern auch eine 
wachsende Zahl interessierter Laien teilgenommen.3 Belegt sind außerdem 
                                                 
1 Braunschweiger Kirchenordnung 1528, S. 149. 
2 Der bibliographische Nachweis lautet: [Martin Luther] Eyn Sermon van // dem Aflath vnd 
genade. // dorch den werdige doctoru Mar=//tinu Luther Augustiner // tho Wittenbergk 
[Braunschweig, Hans Dorn 1518]. Dazu, zur Person des Hans Dorn und seiner Drucktätigkeit 
siehe: Claus. 
3 Kruse selbst hat darüber berichtet, und zwar in einer Schrift, die er 1523 zur Rechtferti-
gung seiner Glaubensüberzeugungen und seiner Flucht aus dem Kloster verfasste; siehe: 
[Kruse] To allen Christ//geloeuigen, Bl. B4r. Zu Kruse und seiner Bedeutung für die Braun-
schweiger Reformation auch: Lange, S. 100 - 110 u. 141 - 142; Spieß, Braunschweig im 
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enge Kontakte Kruses zu einigen namentlich bekannten Braunschweiger Bür-
gern. Darunter befand sich zum Beispiel der Brauer Hans Hornburg, der mit 
seiner - offenbar auch öffentlich gemachten - Kritik am traditionellen Kir-
chenwesen schon früh für Aufsehen gesorgt hatte und deshalb 1522 aus der 
Stadt verbannt worden war.4 In dieses Umfeld gehörten aber auch der Kra-
mer und Fernhändler Hinrik Reinhusen, dem Kruses 1522 veröffentlichte In-
terpretation der Heilsgeschichte - laut Klaus Jürgens die erste Reformations-
schrift Niedersachsens5 - gewidmet war, sowie Peter Hummel, von dem be-
richtet wird, dass er es gewesen ist, der Kruse 1518 auf Luther und dessen 
Ablasssermon aufmerksam gemacht hat6. Was wir hier vor Augen haben, ist 
also eine, wenn auch informelle, Gruppe von Personen, die sich intensiv mit 
der neuen Glaubenslehre auseinandersetzte und für ihre Verbreitung eintrat. 
Wie ernst diese Bemühungen von kirchlicher wie weltlicher Seite genommen 
wurden, zeigt die Tatsache, dass sich Kruse im Frühjahr 1523 der Verfolgung 
durch die Union - einem Zusammenschluss der führenden altgläubigen Geist-
lichen Braunschweigs - und durch Herzog Heinrich d.J., dem Patron des Ägi-
dienklosters, nur noch durch eine Flucht aus der Stadt entziehen zu können 
glaubte.7 
 
                                                                                                                                          
Nachmittelalter, S. 48 - 49; Zimmermann, Gottschalk Kruse; Jürgens, S. 27 - 32; Mörke, Rat 
und Bürger, S. 122 - 125; ders., Stadt und Reformation, S. 76. Zur Rolle, die die Braun-
schweiger Reformationsgeschichtsschreibung Kruse zuschreibt: Bräuer, Beginn der Reforma-
tion, S. 91 - 93. 
4 Kruse hat sich in seiner Rechtfertigungsschrift von 1523 zu diesen Vorgängen geäußert. Zu 
den konkreten Aktivitäten Hornburgs sagt er allerdings wenig. Er berichtet nur ganz allge-
mein, dass Hornburg von den altgläubigen Geistlichen der Stadt öffentlich als Ketzer ange-
klagt worden sei, weil er Schwachgläubige durch sein Auftreten an traditionellen kirchlichen 
Gewohnheiten habe irre werden lassen; siehe: [Kruse] To allen Christ//geloeuigen, Bl. B4v. 
Siegfried Bräuer vermutet, es habe sich hier in erster Linie um einen demonstrativen Bruch 
der Fastengebote gehandelt; siehe: Bräuer, Beginn der Reformation, S. 97 - 98. Zum Politi-
kum wurde der Fall Hornburg, als Herzog Heinrich d.J. von Braunschweig-Wolfenbüttel am 
19. März 1523, Landesgrenzen nicht achtend, einen auf braunschweig-lüneburgischem Ge-
biet liegenden Klosterhof St. Ägidiens in Volkmarode überfallen und dabei Hornburg gefan-
gen nehmen ließ. Hornburg, der schon mit dem Braunschweiger Rat in Verhandlungen über 
die Bedingungen seiner Rückkehr in die Stadt gestanden hatte, musste das folgende Jahr in 
herzoglicher Gefangenschaft verbringen. Nach seiner Freilassung lebte er in Magdeburg im 
Exil. Noch 1530 setzte sich der Braunschweiger Rat vergeblich beim Herzog für seine Rück-
kehr ein; siehe dazu: ebd., S. 98 - 99, 111 u. Anm. 103; Rehtmeyer, Teil 3, S. 12 - 15. 
5 Siehe: Jürgens, S. 29. Die Schrift trug den Titel Van adams vnd vnsem valle vnd wedder 
vperstandinghe. Gedruckt wurde sie bei Hans Dorn. Siehe den Nachweis bei: Claus, S. 56, 
Nr. 35; zur Person des Hinrik Reinhusen: Bräuer, Beginn der Reformation, S. 96. 
6 Quelle für diese Information ist Kruse selbst, der darüber in seiner Rechtfertigungsschrift 
berichtet hat; siehe: [Kruse] To allen Christ//geloeuigen, Bl. B2v. Hummels Beruf ist nicht 
bekannt. Die zu seiner Person verfügbaren Informationen bei: Bräuer, Beginn der Reforma-
tion, S. 96 - 97. 
7 Zu diesen Vorgängen siehe: [Kruse] To allen Christ//geloeuigen, Bl. B1v - B2r; Lange, S. 
105 - 107; Jürgens, S. 30. 
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Als zweite Symbolfigur der frühen Braunschweiger Reformation gilt im Allge-
meinen der Arzt und Humanist Euricius Cordus. Er hielt sich von Ende 1523 
bis Anfang des Jahres 1526 in Braunschweig auf, wo er das Amt eines Stadt-
arztes bekleidete.8 Bekannt ist Cordus neben seinen wissenschaftlichen Ar-
beiten9 vor allem für sein literarisches Werk, das er als entschiedener Anhän-
ger Luthers in den Dienst der Reformation stellte. So übte er nicht nur in ei-
ner ganzen Reihe von Epigrammen harsche Kritik am Zustand der Kirche im 
Allgemeinen und an der Habsucht und Ignoranz einzelner Mönche und Geist-
licher im Besonderen, sondern verfasste 1525, noch während seines Aufent-
halts in Braunschweig, auch eine Apologie auf Luther, die er an Kaiser Karl V. 
und die deutschen Fürsten adressierte.10 Zu seinen gleichgesinnten Freunden 
zählten unter anderem Levin van Emden, seit 1526 Stadtsyndicus in Braun-
schweig, Bertram van Damm, wie Cordus Arzt und Mitglied einer einflussrei-
chen Braunschweiger Geschlechterfamilie, sowie der Lehrer an der Stifts-
schule St. Cyriacus und spätere Rektor des Martineums, Johannes Laffer-
des.11 Letzterer ist insofern von besonderem Interesse, als er in Zusammen-
hang gebracht wird mit einem Ereignis, das als „... die erste öffentliche Aus-
einandersetzung über die Sache Luthers in Braunschweig“12 gilt. Im Sommer 
des Jahres 1524 nämlich soll anlässlich eines Provinzialkapitels der Franzis-
kaner eine öffentliche Disputation angesetzt worden sein, bei der der Kon-
ventsprediger der Franziskaner, Eberhard Runge, und der Dominikaner An-
dreas Lüder die Heiligenverehrung und das Messopfer gegen die Kritik der 
Anhänger der neuen Glaubenslehre zu verteidigen beabsichtigten. Der Über-
lieferung zufolge sprengten jedoch einige Zuhörer die Veranstaltung, indem 
sie den beiden Predigern vorhielten, dass ihre Argumentation nicht schrift-
gemäß sei. Besonders hervorgetan haben sollen sich dabei eben der besagte 
Magister Johannes Lafferdes sowie der Jurist Autor Sander, der in der Ge-
schichte der Braunschweiger Reformation noch eine wichtige Rolle spielen 
sollte.13 
                                                 
8 Siehe: Cunze; Dolezal, S. 358 - 359; Mirbt, S. 285 - 287. 
9 Vor allem Ain Regiment, wie man sich vor der newen Plage, der englisch Schweiß genannt, 
bewaren soll, erschienen in Marburg 1529 und Botanologicon, erschienen in Köln im Jahre 
1534. Die bibliographischen Nachweise bei: Dolezal, S. 359; Mirbt, S. 287. 
10 Siehe: ebd. 
11 Siehe: Jürgens, S. 32 - 34. Cordus und Bertram van Damm hatten sich schon während 
ihres gemeinsamen Aufenthalts an der Universität Erfurt kennengelernt. Dazu und zur Per-
son des Bertram van Damm: von Damm; zur Familie allgemein auch: Spieß, Braunschweig 
im Nachmittelalter, S. 477; ders., Ratsherren, S. 93 - 95; Reidemeister, S. 42 - 47. 
12 Jürgens, S. 33. 
13 Referiert wird dieses Ereignis in allen gängigen Arbeiten zur Braunschweiger Reformation; 
siehe: Jürgens, S. 33; Mörke, Rat und Bürger, S. 123; Bräuer, Beginn der Reformation, S. 
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Alles bislang Gesagte spricht für eine erste Manifestation reformatorischer 
Bestrebungen in Braunschweig in den 1520er Jahren. Neueren Forschungen 
zufolge muss man aber vermutlich schon einige Jahre früher ansetzen. Ulrich 
Bubenheimer und Siegfried Bräuer vertreten jedenfalls die These, dass be-
reits in der zweiten Hälfte der 1510er Jahre ein erster kleiner Kreis Braun-
schweiger Bürger existierte, die reformatorischen Gedankengängen aufge-
schlossen gegenüberstanden und die enge Kontakte zu Thomas Müntzer - 
der späteren Leitfigur einer radikalen politisch-eschatologischen Bewegung, 
die in den allgemeinen Bauernaufstand der Jahre 1524 bis 1526 mündete - 
pflegten. Müntzer hatte zeitweilig ein Altarlehen an der Braunschweiger Mi-
chaeliskirche inne und hielt sich wohl auch einige Zeit - 1514/1515 und dann 
noch einmal 1517/1518 - in der Stadt auf.14 Seine Beziehungen zu Braun-
schweiger Bürgern sollen jedoch bis in die 1520er Jahre hinein Bestand ge-
habt haben. Bubenheimer und Bräuer verweisen in diesem Zusammenhang 
auf Namen wie Hans Hornburg, Peter Hummel, den Rektor der städtischen 
Lateinschule Heinrich Hanner und den Fernhändler Hans Pelt. Es handelt sich 
dabei um Personen, die zum Teil auch in den reformatorischen Gruppen der 
1520er Jahre eine wichtige Rolle gespielt haben.15 Vieles an den Beziehungen 
innerhalb und zwischen den verschiedenen Gruppen ist unklar. Gleiches gilt 
beim jetzigen Stand der Forschung auch für die Frage, inwieweit theologi-
sche Differenzen - etwa zwischen den Anhängern Luthers und den Sympathi-
santen einer radikaleren, stärker an Müntzer orientierten Glaubensrichtung - 
bestanden haben oder ob in dieser frühen Phase der Reformation, wie Sieg-
fried Bräuer argumentiert hat, solche Unterschiede noch ohne Bedeutung 
waren, weil sie, soweit sie sich überhaupt schon herauskristallisiert hatten, 
von der gemeinsamen Frontstellung gegen das Papsttum und die traditionel-
le Kirche überlagert wurden.16 Festgehalten werden aber kann: Es gab in 
                                                                                                                                          
112. Eine Ausnahme ist die Studie von Philipp Julius Rehtmeyer, die lediglich den Hinweis 
enthält: „... zu dieser Zeit anno 1524 hielten  allhier die Minoriten  oder Barfüßer-Mönch 
abermals ihren Convent und Capitel, vielleicht auch wegen der Evangelischen Lehre“; Reht-
meyer, Teil 3, S. 22. Der einzige mir bekannt gewordene Quellenbeleg für die Disputation 
von 1524 stammt aus dem Jahr 1586 und findet sich bei Hermann Hamelmann: Hamelmann, 
Opera genealogico-historica, S. 906. Dazu auch: Bubenheimer, Teil 1, S. 60 - 61 u. Anm. 
158. 
14 Über die Beziehungen Müntzers zu Braunschweig: ebd., S. 37 - 44, 55 - 56 u. 66 - 67, 
Beilage 1.4; Bräuer, Beginn der Reformation, S. 95 - 96 u. 99 - 103. 
15 Zu Heinrich Hanner und seiner Verbindung zu Müntzer: ebd., S. 103; Bubenheimer, Teil 2, 
S. 83 u. Teil 1, S. 70 - 71, Beilage 2.4. Zu Hans Pelt: ebd., Teil 2, S. 85 - 98; Teil 1, S. 67 - 
68, Beilage 2.1 u. S. 71 - 76, Beilage 2.5; Bräuer, Beginn der Reformation, S. 105 - 110. 
16 Siehe: ebd., S. 109 u. 115; ders., Thomas Müntzers Beziehungen, Sp. 638. Bräuer argu-
mentiert hier gegen Bubenheimer, der die These von der Existenz einer versunkenen vorbu-
genhagenschen, möglicherweise radikaleren Frühphase der reformatorischen Bewegung in 
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Braunschweig relativ früh ein beachtliches reformatorisches Potential, das 
sich aus Mitgliedern des Klerus einerseits und intellektuell aufgeschlossenen 
Laien andererseits zusammensetzte. Von den Laien kam der eine Teil nicht 
aus Braunschweig und hielt sich - wie Euricius Cordus und Levin van Emden - 
mitunter auch nur vorübergehend dort auf. Es handelte sich um Vertreter 
einer Funktionselite, deren akademisches Wissen für die Verwaltung früh-
neuzeitlicher Städte zunehmend unentbehrlich wurde.17 Der andere Teil be-
stand aus Braunschweiger Bürgern, die entweder - wie die van Damms - 
schon lange zur politischen Elite der Stadt gehörten oder die einer Gruppe 
aufstrebender Fernhändler zuzurechnen sind, die zum Teil noch nicht lange 
in Braunschweig ansässig waren, von denen aber eine ganze Reihe nach 
1528 den Sprung in den Rat und andere öffentliche Ämter schaffte. Viele 
dieser Männer waren nachweislich universitär gebildet und pflegten enge 
Kontakte zu namhaften reformatorischen Theologen.18 
 
Nun ist nicht nur die Mitgliederzahl, sondern auch die öffentliche Wirksamkeit 
solcher intellektuellen Zirkel notwendigerweise begrenzt. Wie stand es mit 
der Anziehungskraft der Reformation in der breiten Masse der Bevölkerung? 
Aussagen sind hier weit schwieriger zu treffen, weil sich diese Menschen in 
der Regel nicht selbst schriftlich geäußert haben und wir deshalb auf Berichte 
Dritter über ihr Handeln und die diesem Handeln zugrunde liegenden Motive 
angewiesen sind. Zu konstatieren ist: Es gibt im Zusammenhang mit der Re-
formation in Braunschweig keine Hinweise auf größere innerstädtische Unru-
hen. Die einzige Nachricht über so etwas wie eine spontane Massenaktion 
stammt von dem Rentmeister des Augustiner-Chorherrenstifts Böddeken bei 
Paderborn, Göbel Schickenberg. Er berichtet, dass sich während seines Auf-
enthalts in der Stadt im Jahre 1527 etwa 20 bis 40 Bürger zusammengerottet 
                                                                                                                                          
Braunschweig stark zu machen versucht hat; siehe dazu: Bubenheimer, Teil 1, S. 48 u. Teil 
2, S. 94 - 98. 
17 Auf die besondere Bedeutung dieser upper civil servants für die Durchsetzung der Refor-
mation hat Miriam Usher Chrisman am Beispiel süddeutscher Reichsstädte aufmerksam ge-
macht. Sie stellt dabei insbesondere auf die Rolle dieser akademisch gebildeten Funktions-
träger als Vermittler zwischen den Reformatoren und den städtischen Magistraten ab; siehe: 
Chrisman, S. 34 - 37 u. 207 - 226. Nun lässt sich Braunschweig schwerlich etwa mit Nürn-
berg vergleichen, wo die Zusammenarbeit des Stadtschreibers Lazarus Spengler mit dem 
Reformator Andreas Osiander den Verlauf der Reformation maßgeblich geprägt hat. Gleich-
wohl ist festzuhalten, dass auch in Braunschweig Vertreter dieser sozialen Gruppe entschie-
den für den neuen Glauben eingetreten sind. 
18 Hinrik Reinhusen und Peter Hummel hatten zum Beispiel erst 1500 beziehungsweise 1489 
das Braunschweiger Bürgerrecht erworben; siehe: Bräuer, Beginn der Reformation, S. 96 - 
97. Zu den Karrieren, die Hans Pelt und andere Vertreter dieser Gruppe nach 1528 gemacht 
haben: ebd., S. 110 - 111; zum Sozialprofil der reformatorischen Zirkel in Braunschweig 
auch: Mörke, Rat und Bürger, S. 176 - 178. 
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hätten, um vor den Rat zu ziehen und diesen aufzufordern, zu Ostern auch in 
Braunschweig zu gestatten, dass das Abendmahl in beiderlei Gestalt, das 
heißt mit Brot und Wein, gefeiert wurde. Andernfalls würden sie sich über 
den Pfarrzwang und ein bestehendes Ratsmandat gleichermaßen hinwegset-
zen und für sich in Anspruch nehmen, einen ihren religiösen Vorstellungen 
gemäßen Gottesdienst außerhalb der Stadt zu besuchen.19 Da die Grenze 
zum Herzogtum Braunschweig-Lüneburg, in dem Ernst der Bekenner als ei-
ner der ersten deutschen Territorialfürsten die Reformation eingeführt hatte, 
nicht weit war, hatten die Braunschweiger die Möglichkeit, nach dorthin aus-
zuweichen. Inwieweit von dieser Option tatsächlich Gebrauch gemacht wur-
de, lässt sich jedoch nur schwer sagen. Fest steht, dass die zeitgenössischen 
Chronisten wiederholt auf diese Praxis abgehoben und sie als ein Indiz für 
das Anwachsen reformatorischer Bestrebungen unter den einfachen Bürgern 
gewertet haben.20 Daneben existieren lediglich einige Mitteilungen über - 
vorwiegend wohl verbale - Angriffe auf Mönche21, Predigtstörungen22 und 
das öffentliche Singen von Lutherliedern23 in der Stadt. 
 
Dass die Reformation in den Jahren 1525 bis 1527 gleichwohl zu einem Mas-
senphänomen und zu einer „... öffentlichen Massenbewegung ...“24 gewor-
den war, veranschaulicht das Schicksal einer Gruppe von Klerikern, die für 
ihre protestantischen Neigungen bekannt waren. Gleich vier dieser Geistli-
chen erhielten nämlich im Jahre 1525 eine Anstellung in Braunschweig und 
                                                 
19 Siehe: Chronik Bruder Göbels, S. 264. Über die Existenz eines Ratsmandats, das den Bür-
gern 1527 das sogenannte Auslaufen in auswärtige Gottesdienste verbot, berichtet Bruder 
Göbel an der gleichen Stelle; siehe: ebd. Zur reformatorischen Abendmahlslehre: Kaufmann. 
20 Der reformatorisch gesinnte Prediger Heinrich Lampe hat über solche Vorgänge schon für 
das Jahr 1524 berichtet. Siehe seinen - in einer anonymen zeitgenössischen Abschrift über-
lieferten - Bericht im Stadtarchiv Braunschweig: [Lampe] Was vor ein zwstannth zw Braun-
schweich Im Kirchenn Regemennth gewesen. Anno 1523 ; StadtA BS, H III 7 Nr. 1, S. 3. 
21 Siehe: Chronik Bruder Göbels, S. 264. 
22 Beispiele bei: Jürgens, S. 37 u. 38. Jürgens bezieht sich dabei auf: Rehtmeyer, Teil 3, S. 
29 u. 31 - 32. 
23 In der Forschungsliteratur immer wieder angeführt wird in diesem Zusammenhang zum 
Beispiel, dass der Prediger Ludolf Petersen im Jahre 1526 an einem Festtag nach der Predigt 
in der Martinikirche statt des üblichen lateinischen Liedes auf die Himmelskönigin Maria ein 
Lutherlied angestimmt hätte, das von der Gemeinde mitgesungen worden sei. Auch in der 
Stiftskirche St. Blasius soll am ersten Osterfeiertag des Jahres 1526 ein deutsches Lied ge-
sungen worden sein. Darüber hinaus sei es zu einer handgreiflichen Auseinandersetzung 
zwischen einigen altgläubigen Geistlichen und einer Gruppe von Handwerkern auf der 
Schuhstraße gekommen, weil die Kleriker den Handwerkern hätten verbieten wollen, bei 
ihren Hausandachten deutsche Lieder zu singen; siehe: Jürgens, S. 34 u. 36; Mörke, Rat und 
Bürger, S. 126. Die Autoren beziehen sich dabei auf die Ausführungen Philipp Julius Reht-
meyers; siehe: Rehtmeyer, Teil 3, S. 25 - 26. Wie schon Siegfried Bräuer kritisch angemerkt 
hat, existieren für die Ereignisse keine zeitgenössischen Belege; siehe: Bräuer, Beginn der 
Reformation, S. 113 - 114. 
24 Mörke, Stadt und Reformation, S. 76. 
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konnten sich - anders als andere vor ihnen25 - gegen Disziplinierungsversu-
che der Union behaupten. Das wäre ohne die Unterstützung, die ihnen von 
einflussreichen Persönlichkeiten wie dem Syndicus Levin van Emden und 
namenlos gebliebenen Gemeindemitgliedern gleichermaßen entgegenge-
bracht wurde, kaum möglich gewesen.26 Darüber hinaus gelang es den Bür-
gern der Altewiek mit ihrem Sprecher Autor Sander sogar, einen am alten 
Glauben festhaltenden Geistlichen absetzen und durch einen ihnen geneh-
men, lutherisch orientierten, ersetzen zu lassen.27 Die Pfarrkirche des Weich-
bildes, St. Magni, verfügte damit über zwei reformatorische Prediger: den 
schon seit Beginn des Jahres 1526 dort tätigen Heinrich Lampe und den auf-
grund seines Eintretens für die evangelische Lehre aus Hamburg vertriebe-
nen Johann Oldendorp. Diese beiden machten sich in den folgenden Mona-
ten zur Speerspitze der Verfechter des neuen Glaubens, indem sie sich, nach 
Lampes eigener Schilderung, über ein Ratsmandat vom 12. April 1526, das 
die Einführung kirchlicher Neuerungen verbot, hinwegsetzten und im Advent 
des Jahres 1527 nicht nur die ersten Kinder in deutscher Sprache tauften, 
sondern auch zum ersten Mal das Abendmahl in beiderlei Gestalt zelebrier-
ten.28 Das war eine bewusste Provokation, wenn nicht gar, wie Olaf Mörke 
gemeint hat, ein offener Bruch mit dem Rat als Obrigkeit.29 Eine besondere 
Brisanz erhielten die Vorgänge dadurch, dass der Rat der Altewiek sich zum 
Fürsprecher seiner Bürger gemacht und beim Pfarrherrn von St. Magni gegen 
die unbiblische Predigtweise des altgläubigen Vorgängers Oldendorps inter-
veniert hatte. Damit hatte nämlich nicht nur ein Instrument der obrigkeitli-
chen Herrschaftsausübung erstmals im Sinne der neuen Glaubensrichtung 
„... unmittelbaren Einfluss auf die inhaltliche Ausrichtung der kirchlichen Pre-
digt ...“30 genommen, es wurde vielmehr offenkundig, dass diese Obrigkeit in 
                                                 
25 Beispiele für die Ausweisung lutherisch gesinnter Geistlicher bei: Jürgens, S. 34. 
26 Zu der Gruppe reformatorischer Geistlicher gehörten 1525 Heinrich Lampe, der an der 
Pfarrkirche St. Michaelis, seit Beginn 1526 an der Kirche St. Magni Dienst tat, Ludolf Peter-
sen, der an der Kirche St. Martini tätig war, Konrad Dume, der an der Kirche St. Andreas 
arbeitete und Johann Kopmann, der das Amt des Geistlichen im Hospital Beatae Mariae Vir-
ginis versah; siehe dazu Lampes eigenen Bericht: StadtA BS, H III 7 Nr. 1, S. 5 - 6. Klaus 
Jürgens nennt zusätzlich noch Johann Bessel, den Prediger an der Kapelle des Siechenhospi-
tals St. Leonhard; siehe: Jürgens, S. 34 - 35. Zu den vergeblichen Versuchen der Union, 
gegen diese Geistlichen vorzugehen: ebd., S. 35 - 36 u. 37 - 38. 
27 Zu diesen Vorgängen siehe: Rehtmeyer, Teil 3, S. 27 - 30; Jürgens, S. 37; Mörke, Rat und 
Bürger, S. 126 - 127; zu Autor Sander insbesondere: Tschackert, S. 1 - 9. 
28 Siehe: StadtA BS, H III 7 Nr. 1, S. 6; Rehtmeyer, Teil 3, S. 30; Jürgens, S. 40; Mörke, Rat 
und Bürger, S. 127; zu Heinrich Lampe insbesondere: Hessenmüller. Zur Rolle, die die For-
schung Lampe für die Braunschweiger Reformation zugewiesen hat: Bräuer, Beginn der 
Reformation, S. 88 - 90. 
29 Siehe: Mörke, Rat und Bürger, S. 127. 
30 So die These von Klaus Jürgens: Jürgens, S. 37. 
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der Religionsfrage keine Geschlossenheit mehr aufwies. Es ist nicht davon 
auszugehen, dass die Ratsherren aus der Altewiek alle Anhänger der Refor-
mation waren, aber immerhin waren sie - anders als zur gleichen Zeit der Rat 
der Gesamtstadt - bereit, auf grundlegende Forderungen des reformatorisch 
gesinnten Teils ihrer Bürgerschaft einzugehen.31 Das stark handwerklich ge-
prägte Weichbild Altewiek, das schon während der Unruhen des Jahres 1513 
- als eine massive Erhöhung der direkten und indirekten Steuern durch den 
Rat für Unmut und offenen Aufruhr in der Bevölkerung gesorgt hatte - ein 
Zentrum dissidenten Verhaltens gewesen war32, wurde nun zum Mittelpunkt 
der reformatorischen Bewegung in Braunschweig. Das lag nicht zuletzt da-
ran, dass die Bürger hier in dem bereits erwähnten Autor Sander, der in der 
Altewiek lebte, einen kompetenten, universitär gebildeten und religiös enga-
gierten Sprecher gefunden hatten. Vergleichbare Bedingungen gab es in den 
anderen Weichbilden nicht. Aber immerhin war das Bedürfnis der Bürgerin-
nen und Bürger nach evangelischer Predigt so stark, dass bis zum Herbst des 
Jahres 1527 ein Netz von insgesamt sieben reformatorischen Geistlichen ent-
stehen konnte, die auch ohne offizielle Erlaubnis des Rates weitgehend un-
behelligt in der Stadt arbeiten und für den neuen Glauben werben konnten.33 
 
Eine neue Stufe erreichte die Auseinandersetzung um die Reformation in 
Braunschweig Anfang des Jahres 1528, als ein sogenannter Bürgerausschuss 
gebildet wurde, der von nun an die Forderungen des evangelisch gesinnten 
Teils der Bevölkerung zu bündeln und gegenüber dem Rat zu vertreten be-
anspruchte. Dieser Ausschuss war ein 140-köpfiges Gremium, bestehend aus 
Vertretern aller fünf Weichbilde. Er setzte sich zusammen aus den 28 Bür-
gerhauptleuten - als den Sprechern der Gemeinden - und 112 Geschickten, 
                                                 
31 So auch die Sichtweise von Olaf Mörke; siehe: Mörke, Rat und Bürger, S. 127. 
32 Zum sogenannten Uployp van twen schoten und seinen sozialen Trägerschichten ausführ-
lich: ebd., S. 79 - 85. Mörke hat die bürgerliche Mittelschicht und einzelne Vertreter aus dem 
Bereich der Ratsfamilien als Führer und Organisatoren des Aufstandes identifiziert und damit 
die - ältere - Interpretation von Werner Spieß widerlegt, der in dem Aufstand von 1513/14 
primär einen Aufruhr der Armut, also der Unterschichten, gesehen hat; siehe dazu: Spieß, 
Braunschweig im Nachmittelalter, S. 36 - 43. 
33 Zu den bereits in Anm. 26 erwähnten kamen noch hinzu: Johann Oldendorp an der Kirche 
St. Magni, Henning Pape an der Kirche St. Petri und Richard Schweinfuß an der Kirche St. 
Ulrici; siehe: StadA BS, H III 7 Nr. 1, S. 8; Jürgens, S. 38; Mörke, Rat und Bürger, S. 126. 
Zur Rolle der Prädikaturen als Brückenköpfen der reformatorischen Bewegung und ihrer 
Bedeutung für die Durchsetzung der reinen Lehre in der frühen Phase der Stadtreformation 
auch: Blickle, S. 94 u. 97. 
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das heißt gewählten Vertretern der Fernhändler- und Handwerkergilden.34 
Für den Rat hatte die Entwicklung damit einen kritischen Punkt erreicht. Für 
ihn ging es nicht allein um die Frage, an welchen Glaubensinhalten sich das 
Zusammenleben der Menschen in seiner Stadt in Zukunft orientieren sollte. 
Mit dem Bürgerausschuss war ihm auf gesamtstädtischer Ebene ein Instru-
ment der genossenschaftlich organisierten Bürgergemeinde gegenüberge-
stellt worden, das sich zu einer Gefahr für seine Legitimation als gewähltes 
Vertretungsorgan aller Bürger und oberste Entscheidungsinstanz in allen 
städtischen Angelegenheiten entwickeln konnte. Der Friede der Stadt war in 
dieser Situation akut gefährdet. Die obrigkeitlichen Gebote und Verbote - 
etwa das Verbot lutherischer Schriften, die Abstrafung und Verbannung re-
formatorisch gesinnter Persönlichkeiten oder das generelle Verbot kirchlicher 
Neuerungen35 - waren nicht in der Lage gewesen, die Forderung nach einer 
grundlegenden Reform des Kirchenwesens zu unterdrücken und den status 
quo ante wieder herzustellen. Gleichzeitig konnte aber auch die Entschei-
dung, in das reformatorische Lager überzuwechseln, schwerwiegende Folgen 
haben. Es stand nämlich nicht zu erwarten, dass der am alten Glauben fest-
haltende Herzog Heinrich d.J., dem Braunschweig formal unterstand, einen 
solchen - eigenmächtigen - Schritt der größten und wichtigsten Stadt seines 
Territoriums widerspruchslos akzeptieren würde, und die Rechtsposition 
Braunschweigs war schwach. Auch die Braunschweiger Reformationsanhä-
nger beriefen sich zwar auf den Reichstagsabschied von Speyer aus dem 
Jahre 1526, in dem man so verblieben war, dass sich jeder Reichsstand in 
der Religionsfrage bis auf Weiteres so verhalten sollte, „... wie ein jeder sol-
ches gegen Gott und Kayserliche Majestät hoffet und vertraut zu verantwor-
ten“36. Die evangelische Seite hatte das dahingehend interpretiert, dass es 
den Ständen freistehe, beim alten Glauben zu bleiben oder zum evangeli-
schen überzutreten und leitete daraus ein jus reformandi der Fürsten und 
Städte ab. Aber Braunschweig war genau genommen kein Reichsstand, auch 
wenn es wiederholt die faktische Position einer reichsfreien Stadt für sich in 
Anspruch genommen hatte.37 
                                                 
34 Die Namen der Mitglieder sind in den Ratsprotokollbüchern überliefert; siehe: StadtA BS, B 
I 5 Nr. 2, fol. 16r. Zum Wahlmodus und zur sozialen Zusammensetzung des Bürgeraus-
schusses siehe auch: Mörke, Rat und Bürger, S. 205 - 219. 
35 Zu den Abwehrmaßnahmen des Rates bis Ende 1527 siehe: Bräuer, Beginn der Reformati-
on, S. 112 - 113; Jürgens, S. 33 u. 38. 
36 Reichs-Abschiede, Bd. 2, S. 274.  
37 Ausdrücklich Bezug auf den Reichstagsabschied von 1526 nahmen zum Beispiel im März 
1528 die Hauptleute aus der Altewiek, die die Rechtmäßigkeit ihres Handelns mit dem Hin-
weis zu untermauern suchten, dort wäre „... under anderm nachgegeven, dat jeder Fürst 
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Die nun folgenden Ereignisse waren prägend für das Erscheinungsbild der 
Braunschweiger Reformation: Ohne durch eine Eskalation der Verhältnisse in 
offene Gewalt und Bürgerunruhen dazu gezwungen worden zu sein, ent-
schied sich der Rat für Verhandlungen mit seinen evangelisch gesinnten Bür-
gern und machte ihnen schnell weitreichende Zugeständnisse. Er entsprach 
insbesondere der Forderung nach der Berufung eines gelehrten Theologen 
und entsandte schon am 3. Februar 1528 eine Delegation, bestehend aus 
Abgesandten des Rates und einem Vertreter des Bürgerausschusses - Autor 
Sander -, nach Jena, um den dort tätigen Reformator Heinrich Winkel für 
eine schriftgerechte Neuordnung des Braunschweiger Kirchenwesens zu ge-
winnen.38 Den Ratsherren muss bewusst gewesen sein, dass sie damit ein-
schneidenden Reformen zugestimmt hatten. Es waren vermutlich drei Fakto-
ren, die sie zu diesem Schritt veranlassten. 
 
An erster Stelle zu nennen ist hier die relativ stark ausgeprägte soziale Hete-
rogenität des Braunschweiger Rates. Wenn auch die alten Fernhandelsge-
schlechter, die bis zur Großen Schicht von 1374/1386 den Rat fast alleine 
gestellt hatten, bis weit in das 16. Jahrhundert hinein einen maßgeblichen 
Einfluss auf die Ratspolitik ausübten, so waren seit der Verfassungsänderung 
von 1386 eben doch auch etliche Handwerkerzünfte in dem Gremium vertre-
ten. Die Auseinandersetzung um die Reformation entwickelte sich deshalb in 
Braunschweig - anders als zum Beispiel in der Nachbarstadt Lüneburg, wo 
mit den Sülfmeistern bis zum 16. Jahrhundert eine kleine, sozial homogene 
Gruppe das Stadtregiment stellte - nicht zu einem Kampf neu aufstrebender 
Schichten um ihre Teilhabe an der politischen Macht.39 Das nahm der Situati-
on ein entscheidendes konfliktverschärfendes Moment.40 Schwierig zu be-
antworten ist dagegen die Frage, inwieweit die Verhandlungsbereitschaft des 
Rates als ein Indiz für die Existenz von Anhängern der neuen Glaubenslehre 
unter den Ratsherren selbst zu werten ist. In der lokalen Forschungsliteratur 
wird das wiederholt angedeutet, ohne allerdings konkrete Belege für diese 
                                                                                                                                          
edder Stadt mit den irigen eine gude christlike ordenung anrichten mochte ...“; StadtA BS, B 
I 5 Nr. 2, fol. 46r - v. Zur schwierigen außenpolitischen Lage Braunschweigs in den Jahren 
1528 bis 1530 auch: Mörke, Rat und Bürger, S. 143 - 145. 
38 Siehe: StadtA BS, H III 7 Nr. 1, S. 11; Spieß, Braunschweig im Nachmittelalter, S. 57 - 58; 
Mörke, Rat und Bürger, S. 129; Jürgens, S. 42 - 43. Zu Heinrich Winkel auch: Jacobs; zu 
seinem Wirken in Braunschweig insbesondere: ebd., S. 13 - 18. 
39 Zum Fall Lüneburg: Mörke, Rat und Bürger, S. 97 - 120, 175 - 176, 185 - 186, 199 - 205, 
221 - 223 u. 228 - 252; ders., Stadt und Reformation, S. 77 - 79. 
40 Siehe dazu: ders., Rat und Bürger, S. 183. 
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These anführen zu können.41 Fest steht lediglich: Einzelne Mitglieder altein-
gesessener Familien - wie zum Beispiel Bertram van Damm - waren früh An-
hänger der Reformation und es gab Gruppen innerhalb des Rates - etwa die 
Ratsherren aus der Altewiek -, die früher als andere bereit waren, Zuge-
ständnisse zu machen. 
 
Ein zweiter wichtiger Faktor für die Verhandlungsbereitschaft des Rates dürf-
te der Konfliktgegner, genauer gesagt die Zusammensetzung des Bürgeraus-
schusses, gewesen sein. In ihm verbanden sich, wie bereits dargelegt, die 28 
Bürgerhauptleute mit 112 gewählten Vertretern der Gilden, den sogenannten 
Geschickten, um den Forderungen der Bürger gegenüber dem Rat Nachdruck 
zu verleihen. Solche Vorgänge waren dem Braunschweiger Rat nicht unbe-
kannt. Wenn auch der Bürgerausschuss an sich nicht von der Stadtverfas-
sung gedeckt war und damit so etwas wie ein revolutionäres Moment42 dar-
stellte, so waren doch die Bürgerhauptleute als die gewählten Vertreter der 
Gemeinden seit 1445 ein fester Bestandteil des politischen Systems. Der Rat 
konnte Entscheidungen von einiger Tragweite - außerordentliche Steuerer-
höhungen, Veränderungen der Münze, die Abänderung oder Neufassung von 
Statuten, Entscheidungen über Krieg und Frieden - nicht ohne ihre Zustim-
mung treffen. Die Einführung der Reformation lässt sich durchaus als ein in 
diesem Zusammenhang zu behandelndes Thema begreifen.43 Die Geschick-
ten waren dagegen nicht die üblichen Gesprächspartner des Rates. Das wä-
ren eigentlich die Gildemeister gewesen, die laut Verfassung gemeinsam mit 
den Bürgerhauptleuten an den vom Rat einzuberufenden Ratschlägen über 
die Stadtpolitik teilzunehmen hatten. Aber auch die Geschickten wichen, wie 
                                                 
41 Siehe zum Beispiel: Jürgens, S. 40 u. 44; Spieß, Braunschweig im Nachmittelalter, S. 55. 
42 Dieses revolutionäre Element wird besonders von Klaus Jürgens betont; siehe: Jürgens, S. 
40. 
43 Ich weise hier den Bürgerhauptleuten eine wesentlich aktivere Rolle bei der Durchsetzung 
der Reformation zu als Jörg Walter das in seiner Studie aus dem Jahre 1971 getan hat. Er 
bestreitet generell, dass die Bürgerhauptleute vor 1576 als politische Führer der Gemeinden 
zu betrachten sind. Auch in der Reformation hätten sie sich dem Rat gegenüber loyal verhal-
ten und den von der Bürgerschaft gewählten „... sogenannten Verordneten oder Geschickten 
...“ die Aufgabe überlassen, einen zaudernden Rat aufzufordern, die neue Lehre anzuneh-
men; Walter, S. 25 - 26. Gegen diese Argumentation spricht nicht nur, dass, wie Olaf Mörke 
nachgewiesen hat, alle 28 Bürgerhauptleute im Bürgerausschuss vertreten waren, sondern 
auch der Umstand, dass sich, wie der Fortgang der vorliegenden Studie zeigen wird, gerade 
die Hauptleute aus dem Hagen und aus der Altewiek in den Verhandlungen mit dem Rat 
besonders vehement für die Reformation eingesetzt haben. Davon abgesehen verwechselt 
Walter Verordnete und Geschickte. Während es sich bei den Geschickten um die gewählten 
Vertreter der Gilden gehandelt hat, bezeichnet der Begriff Verordnete die Gesamtheit der 
Hauptleuten und Geschickten im Bürgerausschuss; siehe dazu: Mörke, Rat und Bürger, S. 
128, Anm. 150. 
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Olaf Mörke nachgewiesen hat, in ihrer sozialen Rekrutierung nicht sonderlich 
stark von den bisherigen politischen Entscheidungsträgern ab. Es handelte 
sich bei ihnen vielmehr zum großen Teil um Kaufleute und um Mitglieder von 
Handwerkerzünften, die für die Wirtschaftsstruktur ihrer Weichbilde durchaus 
als typisch gelten können, denen es jedoch vor 1528 an institutionellem Ein-
fluss in öffentlichen Ämtern fehlte und die insofern nicht zum Establishment 
ihrer ständischen Gruppe zu zählen sind. Sie ließen sich aber - wie die indivi-
duellen Karrieren beweisen, die zahlreiche der Ausschussmitglieder nach 
1528 machten - relativ problemlos in das bestehende politische System in-
tegrieren.44 Insgesamt betrachtet war damit für den Rat von Anfang an die 
Diskrepanz zum Alltag der kodifizierten Entscheidungsfindung nicht sonder-
lich groß. Das dürfte seiner Verhandlungsbereitschaft förderlich gewesen 
sein. 
 
Nicht zu unterschätzen ist, drittens, die Tatsache, dass sich der Braun-
schweiger Rat zu Beginn des Jahres 1528 in der Defensive befand. Mit seinen 
bisherigen - restriktiven - Maßnahmen hatte er die Situation nicht bereinigen 
können. Darüber hinaus sah er sich auf protestantischer Seite einem intellek-
tuellen Potential gegenüber, das sich nicht in der Forderung nach evangeli-
scher Predigt oder dem provokativen Singen von Lutherliedern erschöpfte. 
Dass das so war, dürfte in erster Linie an Männern wie Autor Sander und 
Hans Pelt gelegen haben, die wir schon aus der Frühphase der Reformation 
kennen und die uns 1528 als führende Mitglieder des Bürgerausschusses 
wieder begegnen. Diese Männer hatten genaue Vorstellungen von den von 
ihnen angestrebten Neuerungen und sie waren in der Lage, den Reformwil-
len der Bevölkerung zu bündeln und - wie sie zum Beispiel in der Altewiek 
unter Beweis gestellt hatten - in gemeinschaftliches Handeln umzusetzen. 
Für den Rat bedeutete das: Er war konfrontiert mit einem programmatischen 
und organisatorischen Vorsprung der Reformationsbefürworter. Um das Heft 
des Handels wieder in die Hand zu bekommen, war er gezwungen, in eine 
Diskussion über die Richtung und die Geschwindigkeit des antizipierten Wan-
dels einzutreten.45 
 
Verfolgen lässt sich dieser Vorgang anhand der zeitgenössischen ratsproto-
kollarischen Überlieferung. Das als relevant zu erachtende Quellenkorpus 
umfasst dabei das erste Kompromissangebot des Rates - die Propositio Sena-
                                                 
44 Siehe: ebd., S. 218 - 219. 
45 Siehe: ders., Stadt und Reformation, S. 77. 
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tus vom 11. März 1528, die noch zwischen altgläubigen und reformatorischen 
Positionen zu vermitteln versuchte -, die Artikelsammlung der Gemeinheit im 
Hagen - ein Positionspapier der reformatorisch gesinnten Bürgervertreter -, 
die Korte vortekeninge (Kurze Aufzeichnung) des Johannes Bugenhagen, der 
im Mai 1528 Heinrich Winkel als oberster Reformator abgelöst hatte46, sowie 
die schließlich am 5. September 1528 vom Rat und der ganzen Gemeinde „... 
eyndrechtichlick ...“47 angenommene Braunschweiger Kirchenordnung. Wich-
tige Aufschlüsse über die Bandbreite der hier geführten Debatte, über 
Schwerpunktsetzungen, abweichende Meinungen und grundlegende Argu-
mentationsmuster geben aber auch die - in Form der bereits erwähnten Rat-
schläge erhobenen - Stellungnahmen der Gilden und der Gemeinden zu den 
einzelnen Papieren.48 Sie zeigen, dass die Einführung der Reformation in 
Braunschweig von einem intensiven Kommunikationsprozess zwischen dem 
Rat und den Bürgervertretern begleitet wurde, in dem sich die Bürgerkorpo-
rationen mit ihren Vorstellungen zwar im Einzelnen nicht immer durchsetzen 
konnten, in dem sie aber durchaus in der Lage waren, Akzente zu setzen und 
Positionen zu definieren, hinter die auch der Rat nicht mehr zurückweichen 
konnte, wenn er das Projekt Reformation nicht grundsätzlich verwerfen und 
damit seine Glaubwürdigkeit in Frage stellen wollte. 
 
Einen breiten Raum nahm in den Verhandlungen das Thema Armut ein, ihre 
theologische und soziale Bewertung sowie die Konsequenzen, die daraus in 
Hinblick auf die Organisation des städtischen Armenwesens zu ziehen waren. 
Es bietet sich damit die Gelegenheit, die im Jahre 1528 in Braunschweig er-
öffnete Armutsdebatte einer detaillierten Analyse zu unterziehen.49 Wo lagen 
                                                 
46 Zu den Gründen für die Ablösung Heinrich Winkels und die Berufung Johannes Bugenha-
gens siehe: Jürgens, S. 42 - 43 u. 54 - 60; Spieß, Braunschweig im Nachmittelalter, S. 56 - 
61; Mörke, Rat und Bürger, S. 135 - 136. 
47 Braunschweiger Kirchenordnung 1528, S. 149. 
48 Siehe: StadtA BS, B I 5 Nr. 2, fol. 32r - 101v. Zu Worte kamen die Gemeinheiten in der 
Altstadt, im Hagen, in der Neustadt, im Sack und in der Altewiek sowie die Wandschneider in 
der Altstadt, die Wechsler, die Goldschmiede, die Wandschneider und Lakenmacher im Ha-
gen, die Wandschneider und Lakenmacher in der Neustadt, die Lakenmacher in der Alte-
wiek, die Gerber und Schuster, die Knochenhauer, die Schmiede, die Beckenwerker, die 
Bäcker, die Kramer, die Schrader und die Kürschner; siehe dazu: Kapitel I, S. 11, Anm. 39 u. 
Anm. 40. Dabei beanspruchten einzelne Körperschaften, etwa die Gemeinheit in der Alte-
wiek, anfangs ausdrücklich das Recht, ihr Votum gemeinsam mit den Vertretern des Bürger-
ausschusses ihres Weichbildes abzugeben, was einer Forderung nach der Anerkennung des 
reformatorischen Ausschusses als Vertretungsorgan der Bürgergemeinde gleichkam; siehe: 
StadtA BS, B I 5 Nr. 2, fol. 46r - v. Im weiteren Verlauf der Verhandlungen wurde der Bür-
gerausschuss dann jedoch zunehmend verdrängt. 
49 Das hier in Rede stehende Quellenmaterial ist seit Langem bekannt. Ludwig Hänselmann, 
Otmar Hesse, Klaus Jürgens und Olaf Mörke haben es genutzt, um der Frage nachzugehen, 
wo innerhalb der Braunschweiger Bevölkerung der Träger der Reformation anzusiedeln sind; 
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die Anknüpfungspunkte für die Debatte? Was waren die Positionen, die dabei 
vom Rat und den verschiedenen Bürgerkorporationen vertreten wurden? 
Welches waren die Denkmodelle beziehungsweise Konzepte, die diesen Posi-
tionen zugrunde lagen? 
 
2. Die Armutsdebatte des Jahres 1528 
 
Die Braunschweiger Armutsdebatte entzündete sich im Frühjahr 1528 an ei-
nem Problem, das der Rat ursprünglich gar nicht unter diesem Gesichtspunkt 
hatte diskutieren wollen, das den Menschen in den Straßen und Gassen aber 
offenbar unter den Nägeln brannte, an der Frage nämlich, wie man in Zu-
kunft - das heißt nach der Annahme der neuen Glaubensordnung - mit den in 
der Stadt ansässigen Klöstern im Allgemeinen und mit den beiden Bettelor-
denskonventen der Franziskaner und der Dominikaner im Besonderen umge-
hen sollte. Die Ordensgemeinschaften passten nämlich mit ihrem Verständnis 
von den ewigen Gelübden nicht nur nicht mehr in eine Gesellschaft, die ihre 
Rechtfertigung allein im Glauben zu finden meinte,50 das Verhalten der Mön-
che galt vielen Zeitgenossen schlicht als überheblich und anmaßend. Wie 
ausgeprägt die antimönchische Stimmung in der Bevölkerung war, musste 
zum Beispiel der bereits erwähnte Bruder Göbel während einer Reise, die ihn 
im Jahre 1526 nach Hameln, Hildesheim und Braunschweig führte, am eige-
nen Leib erfahren. Er berichtet, dass ihm überall, wo er hingekommen sei, 
die gleiche feindselige Stimmung entgegengeschlagen sei. Sobald die Men-
schen seiner ansichtig geworden wären, hätten sie - gleichsam um ihre Mit-
bürger zu warnen - ein lautes Geschrei angefangen und gerufen: „Wolff, 
wolff, monick, monick, als off se geseyn hetten eynen dollen hont“51. 
 
Was war also zu tun? Sollte man, wie man das im Jahre 1524 in Brandenburg 
versucht hatte, alle Klöster gleichzeitig schließen oder sollte man sich doch 
lieber der gemäßigten Haltung Luthers anschließen, der das Verhalten der 
Mönche im Einzelnen zwar scharf kritisiert hatte, es den Laien aber nur im 
Ausnahmefall gestatten wollte, Klostergut zu beschlagnahmen?52 Der Braun-
                                                                                                                                          
siehe: Bugenhagens Kirchenordnung, S. XXVII - LII; Hesse; Jürgens, S. 43 - 54 u. 60 - 68; 
Mörke, Rat und Bürger, S. 129 - 143. Für das Thema Armut und seine Bedeutung in den 
Auseinandersetzungen des Jahres 1528 hat sich die Forschung dagegen bislang nicht näher 
interessiert. Auch Frank Hatje und Tim Lorentzen erwähnen den Bestand zwar, verzichten 
jedoch auf eine detaillierte Auswertung; siehe: Hatje, S. 81; Lorentzen, S. 28 - 29. 
50 Beispiele aus zeitgenössischen Flugschriften bei: Ocker, S. 136 - 137 u. Anm. 28. 
51 Chronik Bruder Göbels, S. 246 - 247. 
52 Zur Haltung Luthers in dieser Frage siehe: Stamm. 
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schweiger Rat hatte sich dieser schwierigen, mit vielen Unwägbarkeiten ver-
bundenen Frage anfangs nur mit äußerster Zurückhaltung nähern wollen. Er 
schlug deshalb im März 1528 den Gilden und den Gemeinden vor, die geistli-
chen Einrichtungen, an denen der Landesherr besondere Rechte hatte - 
sprich die Stifter St. Blasius und St. Cyriacus sowie das Benediktinerkloster 
St. Ägidien - bis auf Weiteres nicht anzutasten, sondern sie wie bisher beste-
hen zu lassen.53 Da Herzog Heinrich d.J. sich bereits gegen ein eigenmächti-
ges Vorgehen des Rates in dieser Angelegenheit verwahrt hatte54, schien das 
das Gebot der Stunde zu sein, um das ohnehin angespannte Verhältnis zum 
Landesherrn nicht weiter zu belasten. Die Franziskaner und die Dominikaner 
jedoch, bei denen eine solche Rücksichtnahme nicht notwendig war, wollte 
der Rat stärker in die Stadtgesellschaft integrieren. Um das zu erreichen, 
wollte er sie zu den Unterredungen mit den übrigen Geistlichen hinzuziehen 
und so auf einer möglichst breiten Basis versuchen, Einigkeit über die Gestal-
tung des künftigen Kirchenwesens zu erzielen.55 
 
Abgesehen davon, dass nicht ersichtlich wird, wie der Rat sich das konkret 
vorstellte, das heißt wo seiner Meinung nach die Grundlage für derartige 
Verhandlungen gelegen hätte, machten ihm die überwiegend ablehnenden 
Reaktionen der Vertreter der Gilden und der Gemeinden56 schnell klar, dass 
der Zeitpunkt für theologische Disputationen bereits überschritten war. Die 
Ratsherren sahen sich daraufhin gezwungen, ihre Haltung zu revidieren und 
wesentlich eindeutiger gegen die Bettelorden Stellung zu beziehen. In ihrer 
Antwort auf die Artikelsammlung der Gemeinheit im Hagen von Ende März / 
Anfang April 1528 informierten sie die Bürgervertreter darüber, dass die Klös-
ter selbst inzwischen geschlossen worden und nur die zu den Klöstern gehö-
renden Kirchen noch geöffnet seien. Darüber hinaus bekundeten sie nun-
mehr ihre Absicht, die Mönche notfalls auch gegen ihren Willen mit der neu-
en Glaubenslehre vertraut zu machen. Dazu sollten zwei gelehrte Theologen 
bestellt werden, deren Aufgabe es sein sollte, regelmäßig in den Konventen 
zu predigen. Die Aufnahme neuer, fremder Mönche beabsichtigte der Rat in 
                                                 
53 Siehe: StadtA BS, B I 5 Nr. 2, fol. 37v. 
54 Siehe die entsprechende Randnotiz in den Ratsprotokollbüchern: ebd. 
55 Siehe: ebd., fol. 35v. 
56 Allgemein zustimmend reagierten lediglich die Wandschneider aus der Altstadt, dem Ha-
gen und der Neustadt, die Lakenmacher in der Altewiek, die Wechsler sowie die Hauptleute 
aus der Altstadt auf die Vorschläge des Rates. Es handelt sich um jene Gilden, in denen die 
vermögenden Geld- und Fernhändler, zum Teil aus den alten Geschlechterfamilien, organi-
siert waren. Siehe dazu: Mörke, Rat und Bürger, S. 133. Zum Verhältnis der Geschlechter zu 
den Gilden auch: Spieß, Braunschweig im Nachmittelalter, S. 469 - 471. 
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Zukunft zu unterbinden. Nur die bereits vorhandenen Ordensbrüder wollte er 
noch in der Stadt dulden und auch nur ihnen gestatten, ihren Lebensunter-
halt weiter durch das Bitten um die milden Gaben der Gläubigen, sprich Bet-
teln, zu bestreiten.57 
 
Das waren schwerwiegende Eingriffe in das Leben der beiden Ordensge-
meinschaften mit dem Ziel, dieses über kurz oder lang möglichst ganz zum 
Erliegen zu bringen. Aber auch mit diesem Lösungsansatz traf der Braun-
schweiger Rat in den Augen der reformatorisch gesinnten Bürgervertreter 
nicht den Kern des Problems. Der war für sie nämlich grundsätzlicher Natur 
und lag in den beiden Orden selbst begründet, in ihrem Selbstverständnis 
und in ihrer Rolle in der Stadt als Sakralgemeinschaft. Bereits in den Antwor-
ten auf die Propositio Senatus findet sich deshalb der altbekannte - hier vor 
allem von den Handwerkern und den Vertretern der Gemeinden vorgetrage-
ne - Vorwurf, dass die Franziskaner und die Dominikaner in untolerierbarer 
Weise dem Pfarrklerus Konkurrenz machten. Speziell mit dem Instrument der 
Beichte würden sie die Menschen an sich binden und sie damit ihren Ge-
meinden und den diese betreuenden Geistlichen entfremden. Um dem zu 
begegnen, hielten es die Schmiede, die Bäcker, die Schuhmacher und Gerber 
sowie die Hauptleute aus der Altewiek für zwingend erforderlich, dass der 
Rat dafür Sorge trug, dass die Menschen in Zukunft wieder in ihren Pfarreien 
und nicht mehr in den Klöstern zur Beichte gingen.58 Gleichfalls in die Kritik 
geraten war aber auch die von den Mönchen praktizierte Form der (Ohren-) 
Beichte. Das Argument lautete: Diese sei so von Christus nicht eingesetzt 
worden, also nicht schriftgemäß und deshalb auch nicht verbindlich.59 Dabei 
schwang stets, besonders ausgeprägt bei den Kürschnern60, die Unterstel-
lung mit, dass es den Mönchen bei ihrem Festhalten an diesem Ritual mehr 
um sie selbst als um das Wohlergehen der nach Vergebung suchenden Men-
schen ginge. Die - mitunter ausgesprochen großzügigen - Spenden, mit de-
nen die reuigen Sünder im Anschluss an ihre Beichte Buße taten, kamen 
nämlich nicht zuletzt auch ihnen zugute. Im Ergebnis brachte die hier kriti-
sierte Beichtpraxis also eine unzulässige Bevorzugung der Reichen bei der 
                                                 
57 Siehe: StadtA BS, B I 5 Nr. 2, fol. 48v. 
58 Siehe: ebd., fol. 40v, 41v, 42v u. 46r. 
59 Siehe die entsprechende Argumentation bei den Kürschnern und den Hauptleuten aus 
dem Hagen: ebd., fol. 44v u. 45r. Die Kramer zeigten sich insofern kompromissbereit, als sie 
meinten, das Beichtehören durch die Mönche könne dann toleriert werden, wenn die Mön-
che in dieser Angelegenheit zu einer Verständigung mit den übrigen Geistlichen der Stadt 
kämen; siehe: ebd., fol. 43v. 
60 Siehe: ebd., fol. 44v. 
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Sündenvergabe und gleichzeitig einen von den Orden zu Unrecht erworbenen 
Besitz an Kleinodien, wertvollen Messgewändern, Kruzifixen, Kelchen et cete-
ra, von dem nicht nur die Bäcker und die Schmiede gleich zu Beginn der Be-
ratungen im März 1528 meinten, dass er den Orden zu entziehen und dem 
Rat zur Verwahrung zu übergeben sei.61 Die zitierten Vorwürfe waren im 
Grunde genommen nicht auf die Bettelorden beschränkt. Sie trafen vielmehr 
das Papsttum und seine Kirche insgesamt. Was ihnen im Fall der Franziska-
ner und der Dominikaner jedoch eine besondere Brisanz und Eingängigkeit 
verlieh, war der Umstand, dass im Selbstverständnis gerade dieser beiden 
Orden Armut eine zentrale Rolle spielte. 
 
Damit ist bereits der zweite Faktor angesprochen, der die Einstellung der 
Sprecher der Braunschweiger Gilden und Gemeinden gegenüber den Bettel-
orden prägte: Sie repräsentierten ein Armutsideal, das in dieser Form viele 
der Bürgervertreter nicht mehr überzeugte. Zumindest angerissen wurde das 
Thema schon in den Stellungnahmen der Bürgerhauptleute aus dem Hagen 
und aus der Neustadt zur Propositio Senatus. Übereinstimmend erhoben die-
se Gemeindevertreter die Forderung, die Franziskaner und die Dominikaner 
sollten doch, wenn sie könnten, ihren Orden - und damit auch die ihn kenn-
zeichnenden Besonderheiten wie etwa das Bitten um die milden Gaben der 
Gläubigen als Ausdruck christlicher Armut und Demut - „... mith der schrifft 
bewisen ...“62. Sollte ihnen das - erwartungsgemäß - nicht gelingen, sei es 
notwendig, Konsequenzen zu ziehen. Wie die aussehen könnten, ist zunächst 
in vergleichsweise moderater Form von den Schmieden und den Bäckern an-
gedacht worden. Sie schlugen vor, möglichst viele Mönche dazu zu bewegen, 
das Kloster, dem sie als Form religiösen Lebens keine Legitimität mehr zuer-
kannten, freiwillig zu verlassen. Für diejenigen Mönche aber, die sich auch 
unter den veränderten Rahmenbedingungen weigern würden, ihr bisheriges 
Leben aufzugeben, waren sie insofern bereit Verantwortung zu übernehmen, 
als sie meinten, dass es wohl oder übel notwendig sein werde, diese bis an 
ihr Lebensende nach Notdurft zu versorgen.63 Nicht ausdrücklich erwähnt, 
aber impliziert, war dabei der Gedanke, dass das Betteln im Leben der Mön-
che keinen Platz mehr haben konnte. Im gleichen Sinne, wenn auch nicht 
                                                 
61
 Siehe: ebd., fol. 41v u. 42v. Ebenso die Stellungnahmen der Schrader, der Hauptleute im 
Hagen und der Hauptleute im Sack; siehe: ebd., fol. 44r, 45r u. 46v. Zu der hier vorgetrage-
nen Kritik an der Beichte siehe auch: Chrismann, S. 168 - 172. 
62 Hauptleute in der Neustadt: StadtA BS, B I 5 Nr. 2, fol. 45v. Zu der entsprechenden Äuße-
rung der Hauptleute im Hagen siehe: ebd., fol. 45r. 
63 Siehe: ebd., fol. 41v u. 42v. 
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ganz so detailliert, äußerten sich auch die Schrader (Schneider) sowie die 
Hauptleute aus dem Hagen und aus der Altewiek.64 Schon an dieser Stelle 
war also absehbar, dass sich der Rat auch mit seinem zweiten Vorschlag, 
nämlich zumindest den in der Stadt zurückbleibenden Mönchen zu gestatten, 
ihren Lebensunterhalt durch Bitten zu bestreiten, kaum würde durchsetzen 
können. Das Betteln an sich war für diejenigen unter den Bürgervertretern, 
die sich für eine grundlegende Reform der kirchlichen und gesellschaftlichen 
Verhältnisse stark machten, einfach keine annehmbare Option mehr. 
 
Noch deutlicher trat das einige Monate später - in den Antworten der Gilden 
und der Gemeinden auf die Korte vortekeninge des Johannes Bugenhagen - 
zu Tage. Die Argumentation basierte jetzt ausdrücklich auf der Gegenüber-
stellung von Armut und Arbeit. Die Bürgervertreter begnügten sich nicht 
mehr damit, die Mönche aufzufordern, das Kloster und ihr bisheriges kon-
templatives Leben hinter sich zu lassen, sondern sie vertraten ganz offensiv 
die Auffassung, dass der religiöse Dienst der Mönche keine richtige Arbeit sei 
und konfrontierten sie, wie zum Beispiel die Vertreter der Gemeinheit in der 
Altewiek, mit der ultimativen Forderung, endlich zu lernen, „... sick van dem 
swete oeres angesichts als Moses secht christlich ... [zu] erneren ...“65, statt 
noch länger auf Kosten anderer zu leben. Sie legten ihnen deshalb nahe, ein 
Handwerk zu erlernen und erklärten sich bereit, dabei zu helfen, die ehema-
ligen Ordensbrüder „... by frome redelike handtwercks lude ...“66 unterzu-
bringen. Wenn sich unter den Mönchen welche fänden, die Willen und Talent 
zum Kirchendienst zeigten, so seien sie alternativ auch bereit, diesen zu er-
möglichen, „... dat ße studeren vnd der gemeyne dehnen“67. Es unterstrich 
lediglich die geringe Meinung, die die Gemeindevertreter von der religiösen 
Ernsthaftigkeit der Bettelmönche hatten, wenn sie in diesem Zusammenhang 
anmerkten, dass sich für diesen zweiten Weg wohl nicht viele geeignete 
Kandidaten finden lassen würden.68 Diejenigen Mönche aber, die sich weiger-
                                                 
64 Siehe: ebd., fol. 44r, 45r u. 46r. 
65 Ebd., fol. 60r - v. In den Ratsprotokollen selbst werden die Verfasser dieses Schreibens 
nicht explizit genannt. Indem ich das Schriftstück den Hauptleuten aus der Altewiek zuordne, 
folge ich der Argumentation Otmar Hesses, der das Problem der nicht identifizierten Ant-
wortschreiben auf die Korte vortekeninge des Johannes Bugenhagen untersucht hat. Ent-
sprechend zitiere ich im Folgenden auch die Erklärung einer unbekannten Gilde als Antwort 
der Schuhmacher und Gerber und die Stellungnahme einer alia gilda als Antwort der Kürsch-
ner; siehe: ebd., fol. 79r - 82r u. 97r - 98r; Hesse. 
66 StadtA BS, B I 5 Nr. 2, fol. 60r - v. 
67 Ebd., fol. 60v. 
68 Siehe: ebd. Die gleichen Alternativen propagierten auch die Lakenmacher im Hagen und 
die Vertreter der Gemeinheit im Hagen; siehe: ebd., fol. 75v u. 100v - 101r. 
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ten, von dem skizzierten Angebot Gebrauch zu machen, wollten sie auf kei-
nen Fall mehr - wie noch die Bäcker und die Schmiede im März 1528 - aus 
öffentlichen Mitteln unterhalten wissen, sondern sie stellten sie, wenn sie 
jung und kräftig und damit arbeitsfähig waren, auf eine Ebene mit „... bouen, 
Morder edder Struchdoven ...“ (Buben, Mördern oder Strauchdieben)69. 
 
Die Braunschweiger Gemeindevertreter rekurrierten hier auf einen Topos, 
der unter anderem von Sebastian Brant in seinem berühmten Narrenschiff 
oder von Martin Luther in seiner Vorrede zum Liber vagatorum, einem der 
bekanntesten Gaunerbücher der Zeit, kolportiert worden war und der sich - 
wie Christopher Ocker gezeigt hat - im frühen 16. Jahrhundert zu einem Ge-
meinplatz in der Polemik gegen die Bettelorden entwickelt hatte, nämlich auf 
die Gleichsetzung von Bettelmönchen und Buben, also Gaunern, die ähnlich 
wie die Mönche umherzogen und den Leuten mit falschen (Heils-) Verspre-
chen das Geld aus der Tasche zogen.70 Die Mönche taten das, der gängigen 
Argumentation zufolge, mit Genehmigung und im Auftrag des Papstes, die 
fahrenden Bettler, indem sie das Volk zum Beispiel mit dem Verkauf von fal-
schen Reliquien hinters Licht führten. In beiden Fällen, so Sebastian Brant, 
war die demonstrativ zur Schau gestellte Armut der um eine milde Gabe Bit-
tenden jedoch lediglich Teil einer Inszenierung, sozusagen eine Masche, die 
an das Mitgefühl der Menschen appellieren sollte, in Wahrheit aber die wirk-
lich Bedürftigen um das so dringend von ihnen benötigte Almosen betrog. 
Deshalb verfielen auch die Bettelmönche und die große Mehrheit der profa-
nen Bettler dem gleichen Urteil: Sie wurden als unwürdige Arme gebrand-
markt, als Betrüger und Müßiggänger, denen in Zukunft kein Christ mehr 
etwas geben sollte, weil sie ihren Lebensunterhalt, wenn sie nur wollten, 
auch durch ehrliche Arbeit bestreiten konnten. 
 
Die Gemeindevertreter gingen aber noch einen Schritt weiter. Sie bezogen 
auch Mörder und Strauchdiebe in ihren Vergleich mit ein. Sie betonten damit 
die kriminelle Natur des von ihnen angeprangerten Verhaltens. Nun waren 
Gerüchte über kriminelle Machenschaften - einschließlich Mord - im Zusam-
menhang mit den Bettelorden keineswegs neu. Sie waren vielmehr so geläu-
fig, dass zum Beispiel Erasmus von Rotterdam Geschichten von Mordfällen in 
                                                 
69 Ebd., fol. 60r - v. 
70 Siehe: Sebastian Brant, Narrenschiff, 63: Von bettleren, S. 312 - 316; Luthers Vorrede zu 
Von der falschen Bettler Büberei : WA, Bd. 26, S. 638 - 639. Zu den vorreformatorischen 
Wurzeln dieses Topos und seiner Verbreitung in der Reformationszeit ausführlich: Ocker. 
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Konventen völlig plausibel erschienen71 und Luther in einer papstfeindlichen 
Schrift, die er kurz nach dem Bauernkrieg veröffentlichte, nicht nur die seiner 
Meinung nach wohlbekannte Anklage zitierte, dass die Dominikaner einen 
französischen König ermordet hätten72, sondern die Mönche wenige Jahre 
später auch der Brandstiftung für fähig hielt73. Die Frage, die sich stellt, ist, 
in welchem Kontext solche Aussagen jeweils zu verorten sind. Dienten sie 
lediglich als Belege für die geradezu sprichwörtliche Gier der Bettelmönche, 
die, wie Konrad von Megenberg74 schon im 14. Jahrhundert argumentiert 
hatte, die traditionelle Kirchenhierarchie nicht respektierten, sondern zu ih-
rem eigenen Vorteil die bischöfliche Macht umgingen, Pfarreirechte verletz-
ten, sich in die Kirchen- und Reichspolitik einmischten und, so ließe sich er-
gänzen, dabei im Zweifelsfall eben auch vor Gewalt nicht zurückschreckten? 
Oder ging es den Vertretern der Gemeinheit in der Altewiek im Jahre 1528 
um etwas anderes, tendenziell neues, nämlich um die Konstruktion eines 
kriminellen Milieus, das die Falschheit und potentielle Gefährlichkeit dieser 
unerwünschten Armen unterstreichen und es so möglich machen sollte, sie 
von jedwedem Akt der Fürsorge auszuschließen? 
 
Die Braunschweiger Gemeindevertreter waren weit davon entfernt, das Bild 
eines komplexen, die städtische Ordnung bedrohenden Milieus der Nacht, 
bestehend aus Gewalttätern, Bettlern, Prostituierten und Migranten, zu ent-
werfen, wie Frank Rexroth das zum Beispiel für das spätmittelalterliche Lon-
don herausgearbeitet hat.75 Was sie allerdings taten, war, bestimmte Merk-
male zu benennen, die die Bettelmönche in eine diskreditierende Nähe zu 
derartigen Gestalten rückten. Das erste dieser Merkmale war das Vagabun-
dieren, das auf Dauer angelegte, scheinbar ziellose und müßiggängerische, 
von der steten Bitte um ein Almosen begleitete Umherwandern, das in kras-
sem Gegensatz stand zu der Alltagserfahrung der meisten ehrlichen Hand-
werker und Gewerbetreibenden, die Tag für Tag hart arbeiten mussten, um 
sich und ihre Familien zu ernähren. Gerade in diesem Punkt waren für die 
Zeitgenossen die Ähnlichkeiten offenbar so groß, dass ihnen, wie Christopher 
Ocker dargelegt hat, die Unterscheidung zwischen profanen Vagabunden und 
                                                 
71 Siehe: Erasmus von Rotterdam, Opus epistularum, Ep. 447, Zeile 496 - 511. 
72 Siehe Luthers Ausführungen zum Papsttum mit seinen Gliedern : WA, Bd. 19, S. 13 Nr. 11. 
73 Er schrieb Brände in Mittel- und Norddeutschland im Jahre 1540 mönchischer Brandstif-
tung zu; siehe: WA Tr, Bd. 4, S. 678. 
74 Siehe: Konrad von Megenberg, Planctus ecclesiae in Germaniam, II. 1-35, S. 106 - 149. 
75 Siehe: Rexroth, Milieu der Nacht; zu den grundsätzlichen Kennzeichen dieses Milieus ins-
besondere: ebd., S. 62 - 72; zu den Armen als potentiellem Rekrutierungsfeld: ebd., S. 177 - 
193. 
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umherziehenden Bettelmönchen im Einzelfall nicht nur unmöglich, sondern 
geradezu überflüssig erschien. Wie die Vagabunden als betrügerische Imita-
toren der Mönche galten, galten die Bettelmönche als den verachteten Vaga-
bunden nur allzu verwandt.76 Das zweite Merkmal, auf das die Gemeindever-
treter abhoben, war, dass beide Gruppen dieses Leben freiwillig gewählt hat-
ten. Es war nicht Ausdruck einer wirklichen materiellen Notlage. Die zur 
Schau gestellte Armut war vielmehr inszeniert, Mittel zum Zweck, und dieser 
Zweck lautete, möglichst nicht selbst zu arbeiten, sondern ein angenehmes 
Leben auf Kosten anderer zu führen. Als eine dritte Gemeinsamkeit ließe sich 
auf eine generelle Gewaltbereitschaft verweisen, die man den Bettelmönchen 
wie den Dieben und Mördern gleichermaßen zuschreiben konnte. Das reichte 
aus, um der Idee von der Existenz einer kriminellen Armut die notwendige 
Plausibilität zu verleihen. Welche Konsequenzen daraus im Einzelnen gezo-
gen wurden, wird im weiteren Verlauf dieser Studie noch zu klären sein. 
 
Aber es ging in der Auseinandersetzung zwischen dem Rat und den Bürger-
vertretern nicht nur um eine grundsätzliche Unterscheidung zwischen würdi-
gen und unwürdigen Armen. Ebenso kontrovers diskutiert wurde die Frage, 
ob man in Zukunft nicht weiterreichende Anforderungen an die um Hilfe bit-
tenden Menschen stellen sollte und wie weit beziehungsweise wie eng die 
Fürsorgepflicht der Gemeinschaft dabei zu fassen war. Die ganze Tragweite 
des Problems offenbarte sich noch einmal am Fall der Bettelmönche, die man 
gerade noch so eindeutig und scheinbar endgültig auf die Seite der unwürdi-
gen, jeglicher Unterstützung unwerten Armen verbannt zu haben glaubte. 
Wenn nämlich auch das Urteil über die arbeitsfähigen unter ihnen gefällt 
war, so war das Problem der alten und kranken, oder mit anderen Worten 
arbeitsunfähigen, Mönche damit noch keineswegs gelöst. Bestand nicht zu-
mindest ihnen gegenüber eine Verantwortung, die auch das zur neuen Glau-
bensordnung übergetretene Gemeinwesen band? Die Lakenmacher im Hagen 
und die Hauptleute aus der Neustadt bejahten das ausdrücklich. Ihre Stel-
lungnahmen zu dem Thema waren deshalb kurz und bündig: „De kloster ton 
barvoten [Barfüßer = Franziskaner] vnd pewelern [Pauliner = Dominikaner] 
de Junge dar uth gan laten, de old or leuedage dar In tovorsorgen ...“.77 An-
dere Bürgervertreter dagegen wollten eine solche pauschale Verpflichtung 
nicht mehr akzeptieren. Sie formulierten zusätzliche Bedingungen, die ihrer 
                                                 
76 Siehe: Ocker, S. 155. 
77 Hauptleute in der Neustadt: StadtA BS, B I 5 Nr. 2, fol. 85r. Inhaltlich identisch war die 
Antwort der Lakenmacher im Hagen; siehe: ebd., fol. 75v. 
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Meinung nach erfüllt sein mussten, wenn die Mönche in Zukunft noch in den 
Genuss der Solidarität des städtischen Gemeinwesens kommen wollten. Die 
Vertreter der Gemeinheit in der Altewiek zum Beispiel meinten, unterstüt-
zungsberechtigt sollten nur diejenigen Ordensbrüder sein, die auch in Braun-
schweig eingekleidet worden seien oder die zumindest zehn Jahre in der 
Stadt beziehungsweise dem hiesigen Konvent gelebt hätten. Darüber hinaus 
dürften sie auch „... de warheit nicht vorlesteren ...“78, das heißt öffentlich 
gegen die neue Glaubenslehre opponieren, und müssten den Nachweis füh-
ren, dass sie über keine anderweitigen Mittel verfügten, von denen sie hätten 
leben können. Wenn diese Voraussetzungen allerdings erfüllt seien, sei es 
eine Frage des Anstandes, dass „... wy ohm als Christen ... tho hulpe ko-
men“79. Ganz ähnlich argumentierte auch die Gemeinheit im Hagen. Nur 
brachte sie noch entschiedener als die Gemeinheit in der Altewiek das Hei-
matprinzip gegen die Mönche in Stellung. Sie meinte nämlich, Anspruch auf 
Hilfe könne grundsätzlich nur haben, wer auch in Braunschweig eingekleidet 
worden sei. Alle anderen Brüder sollten doch im Zweifelsfall „... tho hus 
zyhen, dat se dar vorsorget werden“80. Noch einen Schritt weiter gingen die 
Schmiede, die sich ja auch sonst durch ihr vehementes Eintreten für die Re-
formation hervortaten. Sie erkannten zwar eine grundsätzliche Fürsorge-
pflicht für die alten Mönche, „... de to arbeiden untuchtich syn ...“, an, mach-
ten aber zur Bedingung, dass sich die Ordensbrüder „... ym worde underrich-
ten laten ...“81. Sollten sie sich dem verweigern, ende auch jede gemeindli-
che Verantwortung für sie und man solle seine Aufmerksamkeit stattdessen 
doch lieber den „... hueßgenoten des gelouens ...“82, das hieß in diesem Fall 
den bedürftigen Anhängern der Reformation, zuwenden. Die Schmiede berie-
fen sich mit dieser Haltung auf den Brief Paulus’ an die Galater, wo es im 6. 
Kapitel, Vers 9 bis 10 heißt: „Lasset uns aber Gutes tun und nicht müde wer-
den; denn zu seiner Zeit werden wir auch ernten, wenn wir nicht ablassen. 
Darum, solange wir noch Zeit haben, lasset uns Gutes tun an jedermann, 
allermeist aber an des Glaubens Genossen“.83 Ihre Interpretation dieser Bi-
belpassage lief jedoch auf eine ziemlich einseitige Bevorzugung der eigenen 
Glaubensbrüder hinaus und lancierte die Vorstellung, dass es in Zukunft ge-
rechtfertigt sein könnte, städtische Fürsorge konfessionell zu differenzieren. 
                                                 
78
 Ebd., fol. 60v. 
79 Ebd. 
80 Ebd., fol. 100v - 101r. 
81 Ebd., fol. 92r. 
82 Ebd. 
83 Bibel, NT, S. 251. 
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Die vorgetragenen Überlegungen zielten natürlich nicht nur auf die Bettel-
mönche. Sie waren vielmehr grundsätzlicher Natur und kulminierten in der 
Frage: Wie muss das kommunale Armenfürsorgewesen verändert werden, 
um die vorgefundenen Missstände und Mängel zu beheben und gleichzeitig 
dem Gebot der christlichen Nächstenliebe zu gehorchen? Eine mögliche Ant-
wort bestand in der Errichtung eines gemeinen Kastens, der das Chaos einer 
weitgehend unreglementierten Almosenvergabe beenden, die finanziellen 
Mittel der verschiedenen kirchlichen und karitativen Institutionen bündeln 
und auf diesem Wege die Versorgung der rechten Armen sicherstellen sollte. 
Martin Luther hatte eine solche Lösung ausdrücklich befürwortet84 und in 
einer Reihe von Städten, wie zum Beispiel 1523 in Leisnig oder 1524 in Mag-
deburg, war sie auch schon in die Praxis umgesetzt worden. Sie war aller-
dings keine genuin reformatorische Idee, sondern ein Konzept, das bei An-
hängern wie Gegnern der neuen Lehre gleichermaßen Anklang fand. In den 
1520er und 1530er Jahren waren es jedoch - von Ausnahmen wie Ypern und 
Nîmes einmal abgesehen - in erster Linie die sich zum Protestantismus be-
kennenden Städte, die bei der Neugestaltung ihres Armenwesens auf das 
Modell rekurrierten.85 
 
In Braunschweig war es die Gemeinheit im Hagen, die in ihrer Funktion als 
Sprecherin der reformatorisch gesinnten Kräfte als Erste auf den Zusammen-
hang von Glauben und guten Werken abhob und ihre Artikelsammlung vom 
März 1528 gleich mit der Forderung eröffnete: „[E]yn E[hrbarer] R[at] wolde 
myth flyte da tho trachten, nach dem wy uns des ewangelio lewen wolden, 
ock als denne vullbryngung dess suluen vornemen, nomlich eyn gemeyn kes-
ten anthorychten tho sture der armen vnd da mochten loffwerdige menne 
tho verordent werde vth dem Rade, houethlude, gyldemestern vnd gemeyne, 
da tho drechlych de almyßen na goddes beuell den huesarmen vth tho delen. 
Und dat de suluigen vorordente thom male twe vnd twe umme beden myt 
budeln, to sture wy vorperedet den armen, ock dede to grawe den doden 
volgen da in oppern wede wyll“.86 Inwieweit diesem Artikel Kenntnisse von 
anderen, bereits existierenden Kastenordnungen zugrunde lagen, lässt sich 
nicht sagen. Hinweise, dass man sich in dieser Angelegenheit an andere 
Städte gewandt und nach den dortigen Regelungen erkundigt hätte, gibt es 
                                                 
84 Siehe Luthers Vorrede zur Ordnung eines gemeinen Kastens : WA, Bd. 12, S. 11. 
85 Einen Überblick über die Ansätze zu einer Zentralisierung der Armenfürsorge im frühneu-
zeitlichen Europa gibt: Jütte, Poverty and Deviance, S. 105 - 125. 
86 StadtA BS, B I 5 Nr. 2, fol. 52r. 
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in den Braunschweiger Quellen nicht. Das Grundmodell war den Vertretern 
der Gemeinheit im Hagen aber offensichtlich hinreichend vertraut, denn sie 
kamen gleich auf einige der zentralen Punkte dieses neuen Instruments der 
offenen Armenpflege zu sprechen. Sie definierten zum Beispiel dessen Nutz-
nießerkreis. Den sahen sie in den Hausarmen, also in denjenigen vor Ort an-
sässigen Bedürftigen, die nicht in den städtischen Hospitälern und Armen-
häusern versorgt wurden, die sich aber gleichwohl schämten, ihren Lebens-
unterhalt durch Betteln zu bestreiten. Gerade diese Armen galten den Zeit-
genossen nämlich als die eigentlichen Verlierer der traditionellen caritas, die 
ihre Aufmerksamkeit nur allzu oft an „... verlauffene, verzweiffelte buben ...“ 
beziehungsweise an die „... Stifft, Kloster, kirchen, kappellen, bettel mönche 
...“87 verschwendet hatte. Das sollte sich nun ändern. Darüber hinaus mach-
ten die Gemeidesprecher Vorschläge zur Organisation und Verwaltung des 
Kastens. Die von ihnen vertretene Grundidee war, vertrauenswürdige Männer 
zu bestellen, die Kraft ihrer moralischen Autorität nicht nur das Almosen nach 
Gottes Befehl an die würdigen Armen austeilen, sondern die auch regelmäßig 
umgehen und für diese Armen bei den Bürgern sammeln sollten. Dabei leg-
ten die Bürgervertreter Wert darauf, dass diese Aufgaben nicht den Mitglie-
dern des Rates allein überlassen blieben, sondern dass ihnen ein Mitsprache-
recht eingeräumt wurde. Sie forderten folgerichtig, dass es sich bei besagten 
Männern um Verordnete des Rates und der Gilden und der Gemeinden 
gleichermaßen handeln sollte. Nur gestreift wurde dagegen die Frage der 
Finanzierung des Kastens. Die einzigen Einnahmequellen, auf die die Reprä-
sentanten der Gemeinheit im Hagen in ihrem Artikel von 1528 zu sprechen 
kamen, waren die bereits angeführten regelmäßigen Sammlungen durch die 
Armenkastenvorsteher sowie die traditionellen Armenspenden anlässlich von 
Begräbnissen. 
 
Der Braunschweiger Rat hatte gegen die mit der Einführung eines gemeinen 
Kastens intendierte Vereinheitlichung und Zentralisierung der offenen Ar-
menpflege keine Einwände. Sie entsprach einer Politik, wie er sie gegenüber 
den Hospitälern und Armenhäusern der Stadt bereits seit dem Spätmittelalter 
verfolgt hatte. Deshalb stimmte er auch dem Ansinnen der Bürgervertreter 
umgehend zu.88 Was Johannes Bugenhagen dann im August und September 
des Jahres 1528 noch tat, war, dieser Kastenordnung ihr spezielles Gesicht 
                                                 
87 Luthers Vorrede zu Von der falschen Bettler Büberei : WA, Bd. 26, S. 639. 
88 Siehe die Replik des Rates auf die Artikelsammlung der Gemeinheit im Hagen: StadtA BS, 
B I 5 Nr. 2, fol. 48r. 
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zu geben. Die auffälligste Neuerung gegenüber älteren Ordnungen, die er 
dabei ins Gespräch brachte, war, an den fünf Hauptpfarrkirchen der Stadt - 
St. Martini in der Altstadt, St. Katharinen im Hagen, St. Andreas in der Neu-
stadt, St. Magni in der Altewiek und St. Ulrici für das Weichbild Sack - jeweils 
zwei voneinander unabhängige Kästen einzurichten. Von diesen Kästen sollte 
der eine der Finanzierung kirchlicher Aufgaben - etwa der Bestellung der 
Prediger oder der Unterhaltung der Kirchengebäude - dienen, während der 
andere allein für die Versorgung der Armen genutzt werden sollte. Bugenha-
gen umging damit die von den Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts 
durchaus unterschiedlich beantwortete Frage, welcher der Aufgaben des ge-
meinen Kastens denn im Zweifelsfall der Vorrang einzuräumen war, der Be-
soldung der Kirchenbediensteten oder der Versorgung der Armen.89 Außer-
dem betonte er, dass bei der von ihm favorisierten Regelung die Geistlichen 
viel besser für die Armen bitten konnten. Da sie selbst nicht aus dem Armen-
fonds, sondern aus dem sogenannten Schatzkasten entlohnt werden sollten, 
konnte niemand ihnen den Vorwurf machen, sie verfolgten mit ihren Spen-
denaufrufen lediglich eigennützige Ziele.90 Dass die Kirchenbediensteten un-
ter den beschriebenen Umständen gleichzeitig dem möglicherweise als dis-
kriminierend empfundenen Tatbestand entgingen, aus der gleichen Kasse 
finanziert zu werden wie die Armen, dürfte ein nicht unerwünschter Nebenef-
fekt gewesen sein. Für die Bürgervertreter entstand aus all dem kaum ein 
Diskussionsbedarf.91 Ebenso wenig konnte eine Kontroverse über mögliche 
weitere Einnahmequellen92 den Grundkonsens über die Vorzüge des neuen 
                                                 
89 So schrieb zum Beispiel die Northeimer Ordnung von 1539 den Vorrang der institutionellen 
Bedürfnisse der Kirche vor den Bedürfnissen der Notleidenden fest, während in der Wolfen-
bütteler Ordnung von 1543 den Armen Vorrang vor den Kirchenbediensteten eingeräumt 
wurde; siehe: Die Evangelischen Kirchenordnungen, Bd. 6,2, S. 933 - 934 u. Bd. 6,1, S. 76 - 
77. 
90 Siehe: Korte vortegeninge, zitiert nach: Bugenhagens Kirchenordnung, S. LXXX. 
91 Der einzige Änderungsvorschlag kam von den Lakenmachern im Hagen, die zwei zusätzli-
che Armenkästen, einen an der Kirche St. Petri und einen an der Kirche St. Michaelis, die 
allerdings unter der Kontrolle der Armendiakone von St. Martini stehen sollten, für notwen-
dig hielten, um die Versorgung der Hausarmen flächendeckend zu gewährleisten; siehe die 
Argumentation: StadtA BS, B I 5 Nr. 2, fol. 74r. 
92 Dabei ging es in der Regel um die Frage, ob bestimmte Abgaben, die zur Finanzierung der 
Armenkästen vorgeschlagen wurden, überhaupt noch erhoben werden sollten. Als typisch 
kann hier die Diskussion um das sogenannte Totenläuten - also das Läuten der Glocke im 
Todesfall und die bei dieser Gelegenheit bislang erhobene Abgabe für die Armen - gelten. 
Eine Mehrheit der Gildevertreter und Hauptleute argumentierte, dass das Läuten generell 
abgeschafft gehöre. Was jedoch das Almosen für die Armen betreffe, so würde man es be-
grüßen, wenn die Bürger sich entschließen könnten, dieses - jedoch ausschließlich auf frei-
williger Basis - weiterhin zu entrichten. So zum Beispiel die Stellungnahmen der Lakenma-
cher im Hagen, der Schuhmacher und Gerber, der Kramer und der Schrader; siehe: ebd., 
fol. 74r, 80r - v, 89v u. 95v. 
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Flaggschiffs der Braunschweiger Armenpflege in Frage stellen. 
 
Etwas anders lagen die Dinge im Fall der bisherigen Hauptstütze des kom-
munalen Fürsorgewesens: der Hospitäler und Armenhäuser. Sie gerieten im 
Zuge der Armutsdebatte des Jahres 1528 unter einen erheblichen Legitimati-
onsdruck, der sich exemplarisch am Hospital Beatae Mariae Virginis nachvoll-
ziehen lässt. Über die Vorstellungen, die unter den Bürgervertretern hinsicht-
lich des Vermögensstandes gerade dieses Hospitals - als einer der ältesten 
und angesehensten karitativen Einrichtungen der Stadt - kursierten, gibt eine 
Auseinandersetzung Aufschluss, die für unsere Untersuchung eigentlich nur 
am Rande von Bedeutung ist, nämlich der Streit um den Fortbestand einer 
Predigerstelle an besagtem Spital. Während Bugenhagen die Streichung der 
Stelle befürwortete und das mit dem Hinweis rechtfertigte, es gebe in Braun-
schweig ohnehin schon zu viele Geistliche, die unterhalten werden müssten, 
und die religiöse Betreuung der Hospitalinsassen könne ebenso gut von den 
Predigern der Pfarrkirche St. Magni mit übernommen werden, bestanden die 
Bürgervertreter in ihrer Mehrheit auf einer Beibehaltung der Stelle bezie-
hungsweise auf einer Weiterbeschäftigung des aktuellen Amtsinhabers, des 
Predigers Johann Kopmann.93 In diesem Zusammenhang argumentierten die 
Schuhmacher und Gerber, dass das in Frage stehende Hospital so gut ausge-
stattet sei, dass es mühelos wohl 100 arme Bürgerinnen und Bürger versor-
gen und daneben einen Geistlichen, den es im Übrigen von alters her dort 
gegeben habe, unterhalten könne.94 Ob es sich hier um eine realistische Ein-
schätzung der Vermögensverhältnisse des Hospitals handelt oder ob mit dem 
Zahlenbeispiel lediglich der grundsätzliche Reichtum der karitativen Stiftung 
betont werden sollte, sei dahingestellt. Für uns interessant ist der Streit des-
halb, weil eine ganze Reihe von Bürgervertretern - und zwar in erster Linie 
die Repräsentanten der Handwerkergilden - in ihren Stellungnahmen zu dem 
Reformvorhaben unterstellten, dass Vermögensakkumulationen wie die 
soeben skizierte unrechtmäßig seien, weil die Hospitäler und Armenhäuser 
ihrer eigentlichen Aufgabe, sprich den Armen und Kranken zu dienen, schon 
längst nicht mehr gerecht würden. Wenn dem aber so war, war es notwen-
dig, sich über die Rolle, die diese Form der institutionalisierten Fürsorge in 
                                                 
93 Zur Position Bugenhagens siehe: Korte vortekenige, zitiert nach: Bugenhagens Kirchen-
ordnung, S. LXXVI. Bei diesem Streit ging es im Wesentlichen um die Person des damaligen 
Amtsinhabers, Johann Kopmann. Zu den Hintergründen des Streits und den Stellungnahmen 
der Gilden und der Gemeinden finden sich ausführliche Informationen bei Ludwig Hänsel-
mann; siehe dazu: ebd., S. XXXIII - XXXV. 
94 Siehe: StadtA BS, B I 5 Nr. 2, fol. 79v. 
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Zukunft überhaupt noch spielen sollte, Gedanken zu machen. In diesem Zu-
sammenhang schlugen zum Beispiel die Schmiede, die Kramer und die 
Schrader vor, nicht allein von Beatae Mariae Virginis, sondern auch von den 
Hospitälern St. Thomae, St. Jodoci, St. Leonhard und St. Elisabeth Rechen-
schaft zu fordern und sich einen Überblick darüber zu verschaffen, über wel-
che Einkünfte die Einrichtungen verfügten und welche Summen sie davon für 
die  Unterstützung der Armen und Bedürftigen aufwandten. Auftretende 
Überschüsse sollten die Hospitäler in Zukunft an die Armenkästen abführen, 
weil, so die Argumentation der Schmiede, diese Gelder „... io doch den ar-
men sunst gemaket syn ...“95 und Zweckentfremdungen nicht länger gedul-
det werden könnten. Noch einen Schritt weiter gingen die Lakenmacher und 
die Gemeinheit im Hagen sowie die Hauptleute aus der Altewiek. Um sicher-
zustellen, dass das Vermögen der Hospitäler und Armenhäuser nicht länger 
brach lag, sondern dass die dort „... tovorhopende nicht geringe guder na 
der meynung der fundatorun In den rechten christlicken gebruck wedder 
gekert werden“96, wollten sie die Vorsteher der Spitäler zwingen, allen Besitz 
der Stiftungen, mit Brief und Siegel, dem Rat beziehungsweise den zu bestel-
lenden Armenkastenherren zu übergeben. Aus den Kästen, denen man, so 
die erklärte Hoffnung der Bürgervertreter, auf diesem Wege eine tragfähige 
finanzielle Basis verschaffen würde, sollten dann nicht nur die Hausarmen, 
sondern auch diejenigen, „... dede Itzunder in den hospitalen syn ...“ 97, ver-
sorgt werden. Ob damit auch gemeint war, dass in Zukunft keine neuen 
Hospitalinsassen mehr aufgenommen werden und diese Art der Fürsorge 
mittelfristig ganz wegfallen sollte, muss offen bleiben. Die von den Hauptleu-
ten aus der Altewiek gewählte Formulierung lässt eine solche Interpretation 
zumindest zu. Völlig eindeutig ist dagegen, dass die Hospitäler und Armen-
häuser ihre bisherige finanzielle und organisatorische Eigenständigkeit verlo-
ren hätten, wenn sie in der hier skizzierten Form in das neue Kastensystem 
integriert worden wären. 
 
Mit ihren Vorschlägen gingen die Braunschweiger Bürgervertreter den Rats-
herren eindeutig zu weit. Letztere wollten auf die geschlossene Armenpflege 
als Teil des kommunalen Fürsorgeangebots keinesfalls verzichten und formu-
lierten deshalb einen Gegenvorschlag. Um der an den Hospitälern und Ar-
                                                 
95 Ebd., fol. 91r. Im gleichen Sinne auch die Argumentation der Kramer, der Schrader sowie 
der Schuhmacher und Gerber; siehe: ebd., fol. 80v - 81r, 89v u. 96r. 
96 Ebd., fol. 57v - 58r. 
97 Ebd. Im gleichen Sinne auch die Lakenmacher im Hagen und die Gemeinheit im Hagen; 
siehe: ebd., fol. 75r u. 99v - 100r. 
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menhäusern laut gewordenen Kritik Rechnung zu tragen, solle man doch den 
karitativen Charakter der Einrichtungen wieder stärker in den Vordergrund 
rücken. Dazu sei es notwendig, den Nutznießerkreis der Häuser schärfer zu 
fassen. Johannes Bugenhagen entwarf eine entsprechende Regelung. Sie 
lautete: Niemand solle mehr gegen Geld aufgenommen werden. Anspruch 
auf einen Platz hätten allein die armen und alten Bürgerinnen und Bürger, 
die ehrlich, redlich und christlich in der Stadt gelebt hätten. Personen, die 
keinen guten Leumund hätten, sollten zwar nicht grundsätzlich von jeder 
Form der Unterstützung ausgeschlossen sein, in den Institutionen der ge-
schlossenen Armenpflege sollten sie jedoch keine Aufnahme mehr finden. 
Auch übel beleumundete Diener und Dienerinnen sowie generell Personen, 
die das Wort Gottes lästerten, seien nicht länger gelitten. Als die idealtypi-
schen Hospitalbewohner der Zukunft propagierte Bugenhagen die „... fro-
men, olden, erliken luden ...“98. Mit seiner Betonung des Heimatprinzips, das 
heißt der Konzentration auf die Versorgung der in der eigenen Gemeinde 
Bürgerrecht besitzenden Armen, und der verstärkten Formulierung von An-
forderungen an das soziale und moralische Wohlverhalten der Begünstigten 
entsprach Bugenhagens Vorschlag in weiten Teilen Vorstellungen, wie sie 
von den Bürgervertretern selbst im Zusammenhang mit den Bettelmönchen 
erörtert worden waren. Man hätte folglich erwarten können, dass der Vor-
schlag ein Mindestmaß an Unterstützung fand. Ihre Zustimmung signalisier-
ten im Herbst 1528 jedoch lediglich die Schmiede und die Kürschner.99 Der 
weitaus größere Teil der Bürgervertreter bestand dagegen auf weiterreichen-
den Maßnahmen. Lag das daran, dass die Sprecher der Gilden und der Ge-
meinden dem Bugenhagenschen Entwurf zu geringe Erfolgsaussichten ein-
räumten? Schließlich hatten die Stadtoberen ja schon seit 1445 - und das 
offenbar ohne überzeugende Resultate - versucht, die Insassenaufnahme der 
Braunschweiger Hospitäler zu reglementieren. Sie hatten den bedeutenderen 
unter ihnen verboten, Bewohner gegen Geld aufzunehmen, und hatten den 
eignen Bürgerinnen und Bürgern ein Vorrecht bei der Pfründenvergabe ein-
geräumt.100 Der Vorschlag von 1528 setzte diese Politik nur konsequent fort, 
indem er Fremde nunmehr grundsätzlich von dieser Form der Hilfe aus-
schließen und den Unterstützungsempfängern ein besonderes Maß an mora-
lischer Integrität abverlangen wollte. 
 
                                                 
98 Korte vortekenige, zitiert nach: Bugenhagens Kirchenordnung, S. LXXXII - LXXXIII. 
99 Siehe: StadtA BS, B I 5 Nr. 2, fol. 91v u. 97v. 
100 Siehe: Kapitel II, S. 28 - 29. 
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Doch wie immer das System der städtischen Armenpflege in Braunschweig 
letzten Endes auch gestaltet sein würde, das Thema, mit dem für die Bürger-
vertreter das Projekt Fürsorgereform stand und fiel, war die Regelung der 
Bettelfrage. Die Schrader sowie die Schuhmacher und Gerber machten das 
im Anschluss an ihre Stellungnahmen zur Korten vortekeninge noch einmal 
unmissverständlich klar. Sie forderten den Rat auf, dafür Sorge zu tragen, 
dass die alten, gebrechlichen, um Almosen heischenden Menschen von den 
Straßen und Kirchhöfen der Stadt verschwanden. Die hatten dort nämlich 
ihrer festen Überzeugung nach nichts mehr verloren. Für die Fremden unter 
ihnen fühlte man sich nicht mehr verantwortlich, die sollte die Stadtführung 
„... an de orde da se her gekomen syn wysen“101. Die eigenen Bürgerinnen 
und Bürger aber hatte eine rechte, den wahren christlichen Glauben verteidi-
gende Obrigkeit so zu unterstützen, dass sie nicht mehr gezwungen waren, 
für ihren Lebensunterhalt zu betteln.102 
 
3. Die Neuordnung des Braunschweiger Fürsorgewesens 
 
Wie sah das neue Braunschweiger Fürsorgesystem nun tatsächlich aus? Wel-
che Hilfsangebote wollte man welchen Bedürftigen unter welchen Bedingun-
gen zur Verfügung stellen und wie beabsichtigte man, das Bettelproblem zu 
lösen? Das waren die Fragen, auf die Johannes Bugenhagen eine - konsens-
fähige - Antwort finden musste als er daran ging, die neue evangelische Kir-
chenordnung in ihre endgültige Form zu kleiden. Ihren speziellen Charakter 
erhielt die Ordnung dabei dadurch, dass Bugenhagen diese Aufgabe mit dem 
Anliegen verband, den Bürgerinnen und Bürgern die theoretischen Grundla-
gen einer reformatorischen Armenfürsorge zu vergegenwärtigen. Er wollte 
damit, wie er in seinen einleitenden Worten schrieb, den Braunschweigern, 
die ihren neuen Glauben ja erst in der Praxis unter Beweis stellen mussten, 
die Gelegenheit geben, „... in oren husen etlike stucke [zu] lesen de ick by en 
geprediget hebbe wedder etlike misbruke / vnde ... also eyn weynich to 
schanden make den duuel / de mit der tidt gerne wolde in synen gesellen 
legen / ick hedde sulke stucke anders geleret“103. Das hatte zur Folge, dass 
der Predigtcharakter der Braunschweiger Kirchenordnung sehr ausgeprägt 
war. Ihr Ziel war über weite Strecken die Ermahnung und Unterweisung der 
                                                 
101 StadtA BS, B I 5 Nr. 2, fol. 96v. 
102 Siehe: ebd., fol. 81v. Zu der entsprechenden Argumentation bei Martin Luther und An-
dreas Bodenstein von Karlstadt auch: Lindberg, S. 329. 
103 Braunschweiger Kirchenordnung 1528, S. 5. 
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Gläubigen. Das unterschied sie von späteren Ordnungen, in denen der Ge-
setzescharakter wesentlich stärker hervortritt.104 
 
Ausgangspunkt der Bugenhagenschen Ausführungen war nicht das beson-
ders intensiv von den Vertretern der Handwerkergilden erörterte Problem der 
Bettelmönche105, sondern das schon in der Artikelsammlung der Gemeinheit 
im Hagen in den Vordergrund gerückte - theologisch schwerwiegendere - 
Problem des rechten Verständnisses der guten Werke.106 Der Reformator 
kritisierte mit Nachdruck die großzügigen Spenden an Kirchen, Klöster und 
sonstige religiöse Einrichtungen, mit denen die sündigen Menschen, die nicht 
selten einen Großteil ihres Lebens mit der Anhäufung materiellen Reichtums 
verschwendet hätten, versuchen würden, sich doch noch einen Platz im 
Himmel zu erkaufen. Die Gläubigen müssten sich stets darüber klar sein: Alle 
Werke, die in dieser Absicht getan wurden, waren vergeblich. Die Rechtferti-
gung käme allein aus dem Glauben, dem Glauben an die Barmherzigkeit Got-
tes, der seinen Sohn für die sündige Menschheit am Kreuz geopfert hatte. 
Die einzig wahren guten Werke eines Christen könnten deshalb sein, diesen 
Glauben in der Liebe zu Gott und zu seinen Mitmenschen zu üben. Nächsten-
liebe aber bedeute, sich „[a]ller notrofft liues vunde der selen vnser brodern 
...“ anzunehmen, vor allem aber „... der armen lude de neyn gelt hebben / 
vnde der haluen moten mennigerleye not liden“107. Der rechte Gottesdienst 
zeige sich in der Sorge um die Armen als den „... rechten bilden Gades ...“108, 
oder wie die Gemeinheit im Hagen es formuliert hatte: Wer sich zu dem neu-
en Glauben bekennen und nach ihm leben wollte, musste diesen Glauben 
auch in der Tat, und das hieß nicht zuletzt in der tatkräftigen Hilfe für seine 
notleidenden Mitmenschen, beweisen. 
 
Wer aber waren diese rechten Bilder Gottes, deren Wohlergehen einem je-
den Christenmenschen anvertraut war? Bugenhagen nannte fünf Gruppen: 
erstens die Hausarmen, Handwerker und Arbeiter, die ihr Vermögen nicht 
vertranken oder auf andere Weise unnütz durchbrachten, sondern die fleißig 
                                                 
104 Siehe dazu: Schubert, Niedersächsische Kirchenordnungen, S. 124 - 125. 
105 Zur Polemik gegen die Bettelmönche in der Braunschweiger Kirchenordnung siehe: 
Braunschweiger Kirchenordnung 1528, S. 25, 62 - 63 u. 139. In Hinblick auf die künftige 
Versorgung der Mönche traf man letztlich die Entscheidung, dass sie, wenn sie Not litten, 
ansonsten aber redlich lebten und den neuen Glauben nicht behinderten, aus dem Armen-
kasten zu unterstützen seien; siehe: ebd., S. 147. 
106 Siehe zum Folgenden insbesondere: ebd., S. 24 - 25 u. 136 - 138. 
107 Ebd., S. 136. 
108 Ebd., S. 137. 
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arbeiteten, ehrlich und redlich lebten, aber durch Unglücksfälle - und damit 
ohne eigene Schuld - in Not geraten waren, zweitens Menschen, die wegen 
Krankheiten oder des Fehlens von Gliedmaßen ihren Lebensunterhalt nicht 
mehr aus eigener Kraft erwerben konnten, drittens Witwen und Waisen, die 
mittellos waren, nichts arbeiten oder verdienen konnten und auch sonst kei-
ne Verwandten hatten, die sich ihrer annehmen konnten oder wollten, vier-
tens arme Jungfrauen und ehrliche Dienstmägde mit guten Zeugnissen, die 
in ihrer Not niemanden fanden, der sie unterstützte, und fünftens zeitweilig 
Erkrankte.109 Die Aufzählung war geprägt von der gleichen Gegenüberstel-
lung von Armut und Arbeit, die auch schon die Diskussion der Vertreter der 
Gilden und der Gemeinden - dort allerdings unter negativen Vorzeichen, das 
heißt in Form einer Identifizierung der unerwünschten Armen - gekennzeich-
net hatte. Arbeitsunfähigkeit war hier wie dort das entscheidende Kriterium 
für die Gewährung von Hilfe. Als legitime Ursachen von Bedürftigkeit wurden 
anerkannt: körperliche Gebrechen, Unfälle und sonstige Schicksalsschläge - 
zu denken wäre etwa an Missernten, Kriege oder Brände - sowie die Er-
werbsunfähigkeit aufgrund von Alter und Geschlecht. Kaum reflektiert wurde 
dagegen das Problem der Arbeitslosigkeit oder das Phänomen der arbeiten-
den Armut, also der Umstand, dass Menschen, obwohl sie arbeiteten, einfach 
nicht genug verdienten, um ihren Lebensunterhalt allein zu bestreiten. Das 
ist durchaus erklärungsbedürftig, denn schließlich waren den Zeitgenossen 
diese Tatbestände nicht unbekannt. Miriam Uscher Chrisman hat gezeigt, 
dass zu Beginn des 16. Jahrhunderts in Handwerkerkreisen das Thema Ar-
menfürsorge noch unter einem vergleichsweise weiten Blickwinkel diskutiert 
worden ist. Dabei konzentrierte sich die Aufmerksamkeit keineswegs nur auf 
die indigent, die Bedürftigen im engeren Sinne, sondern zielte auf eine Ver-
besserung der Lebensumstände der unteren sozialen Schichten insgesamt 
ab. Als Beleg anführen lassen sich in diesem Zusammenhang etwa die 46 
Artikel der Gemeyn der Statt Franckfort aus dem Jahre 1525, die spezielle 
Maßnahmen vorsahen, um das Einkommen der Tagelöhner zu erhöhen und 
ihnen einen gerechten Lohn für ihre Arbeit zu garantieren.110 Aber auch in 
der Wittenberger Armenordnung von 1522 findet sich ein Passus, der festleg-
te, dass arme Handwerker zur Überbrückung ökonomischer Krisensituationen 
Kredite aus dem gemeinen Kasten erhalten konnten.111 Ernst Schubert und 
Sebastian Kreiker greifen hier zu kurz, wenn sie argumentieren, die Kirchen-
                                                 
109 Siehe: ebd., S. 136. 
110
 Siehe dazu: Chrisman, S. 197 - 200. 
111 Siehe: Die Evangelischen Kirchenordnungen, Bd. 1,1, S. 697. 
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ordnungen seien „... in weiten Teilen ein gelehrtes Implantat ...“112 und hät-
ten deshalb keinen Blick für die konkreten Lebensumstände der Menschen 
und die aus diesen resultierenden besonderen Armutsrisiken. Vielmehr 
scheint man die Entstehungsumstände der einzelnen Ordnungen etwas ge-
nauer in Augenschein nehmen zu müssen. Im Jahre 1528 etwa hatten die 
Gewaltexzesse des Bauernkrieges eine sozialrevolutionäre Interpretation der 
Reformation weitgehend diskreditiert und offenbar auch bei den Verfechtern 
der Braunschweiger Reformation, den aufstrebenden Kaufleuten und Hand-
werkern, Vorbehalte gegenüber den potentiellen Träger einer solchen Bewe-
gung geschürt.113 In diese Richtung weisen zumindest verschiedene Einträge 
in den Ratsprotokollbüchern. So enthält die Antwort der Gemeinheit im Sack 
auf die Propositio Senatus zum Beispiel die Forderung, ein wachsames Auge 
auf die Handwerksknechte zu haben, damit „... se nenne unstummgkeit ed-
der gewolt dunen“114. Ob es einen aktuellen Anlass für derartige Befürchtun-
gen gegeben hat, bleibt unklar. In den zur Verfügung stehenden Quellen hat 
sich bislang jedenfalls kein Hinweis auf entsprechende Aktivitäten dieser oder 
einer anderen unterbürgerlichen Gruppe finden lassen. Das würde dafür 
sprechen, dass es eher die Vorstellung von den Unterschichten als einer 
möglichen Bedrohung der städtischen Ruhe und Ordnung gewesen ist, die 
hier zum Tragen kam, als konkrete Aufstandsbestrebungen. Doch wie dem 
auch sei, die Folgerungen für die Braunschweiger Fürsorgereform waren un-
missverständlich: Bei der Definition der Unterstützungsberechtigten wollten 
sowohl der Rat beziehungsweise Bugenhagen als auch die Bürgervertreter 
Gruppen, die in dem Geruch standen, die ihnen gewährte Mildtätigkeit für 
ihre eigenen, dunklen Zwecke zu missbrauchen, so weit wie möglich aus-
grenzen. Adressat der Hilfe war ausdrücklich die ehrbare Armut. 
 
Welche Konsequenzen das für die Neuordnung des städtischen Armenwesens 
im Einzelnen hatte, wird noch zu klären sein. Für Johannes Bugenhagen ging 
                                                 
112 Schubert, Niedersächsische Kirchenordnungen, S. 109; zur vollständigen Argumentation 
siehe: ebd., 116 - 119; ergänzend auch: Kreiker, S. 80 - 81. 
113 Olaf Mörke schätzt den direkten Einfluss des Bauernkrieges auf den Verlauf der Reforma-
tion in Braunschweig als eher gering ein. Es gibt aber Hinweise darauf, dass die Braun-
schweiger von aus ihren zerstörten Klöstern geflohenen Mönchen und Nonnen, die in der 
Stadt um Asyl baten, über die Greueltaten der aufständischen Bauern informiert worden 
sind; siehe: StadtA BS, H III 7 Nr. 1, S. 5; Mörke, Rat und Bürger, S. 124. 
114 StadtA BS, B I 5 Nr. 2, fol. 46v. Auch im Vorfeld der Entstehung der Propositio Senatus 
hat diese Angelegenheit offenbar einigen Staub aufgewirbelt. Jedenfalls findet sich in einem 
vermutlich als Verhandlungsprotokoll zu diesem Papier erstellten Manuskript der Vermerk: 
„Mith der unstimicheit der hantwerksknechte“; ebd., fol. 19r. Leider ist das Thema dann 
nicht weiter ausgeführt worden. Auch in den eigentlichen Ratsentwurf hat der Punkt keinen 
Eingang gefunden. 
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es zunächst einmal darum, das diesem System zugrunde liegende Fürsorge-
gebot theoretisch weiter zu entwickeln. Dazu griff er auf ein Argument zu-
rück, das schon die Schmiede in die Diskussion über die Grenzen privater 
und öffentlicher Wohltätigkeit eingebracht hatten, er zitierte Galater Kapitel 
6, Vers 9 bis 10. Allerdings interpretierte er das Bibelzitat auf signifikant an-
dere Weise als die Schmiede das getan hatten. Er benutzte es nämlich nicht, 
um den Ausschluss von Angehörigen anderer Glaubensrichtungen aus dem 
städtischen Fürsorgesystem zu rechtfertigen, sondern setzte das Pauluswort 
in Beziehung zu einigen weiteren Bibelstellen - 2. Brief an die Korinther, Ka-
pitel 8 und 9, 1. Brief an Timotheus, Kapitel 5, Vers 8, Matthäusevangelium, 
Kapitel 5, Vers 24 - und entwickelte daraus so etwas wie eine Rangfolge der 
Bedürftigen. Danach hatte sich jeder Christ zuerst einmal um diejenigen Per-
sonen zu kümmern, zu denen er in einer unmittelbaren Beziehung stand, „... 
de“, wie Bugenhagen es ausgedrückte, „vns tokamen vnde vns beualen synt 
edder in vnsem denste ...“ stehen, die „... husgenaten ...“115 im engeren Sin-
ne. Danach kamen die Nachbarn und andere Bekannte, darunter insbesonde-
re diejenigen, „... de mit vns louen dem Euangelio ...“116, oder, wie die 
Schmiede sie genannt hatten, die Hausgenossen des Glaubens. An dritter 
Stelle schließlich standen alle übrigen Menschen, einschließlich derjenigen, 
„... de vns beleydiget hebben ...“, aber gleichwohl „... in orer not vnser beda-
ruen ...“.117 Bugenhagen stellte damit klar, dass aus theologischer Sicht Ein-
schränkungen des Gebots der christlichen Nächstenliebe, wie sie zum Bei-
spiel von den Schmieden ins Gespräch gebracht worden waren, nicht akzep-
tabel waren. Weil aber ein solch umfassendes Fürsorgegebot auch den 
wohlmeinendsten Christen auf Dauer überfordern musste, hielt Bugenhagen 
eine Art Arbeitsteilung für gerechtfertigt. Während der Einzelne primär ver-
pflichtet sein sollte, für die Seinen zu sorgen - wobei der Bezugspunkt das 
Haus und nicht die Familie im Sinne der Verwandtschaft war -, sollte die Kli-
entel der öffentlichen Fürsorge in erster Linie aus denjenigen Armen beste-
hen, „... de vorlaten synt van allen ...“118. Um Letzteres zu gewährleisten, 
sollte ein gemeiner Schatz zusammengetragen werden, der sich speisen soll-
te aus den milden Gaben der Gläubigen zu Lebzeiten und testamentarischen 
Schenkungen.119 Private oder informelle Wohltätigkeit, auch über den Kern-
                                                 
115 Braunschweiger Kirchenordnung 1528, S. 138. 
116 Ebd. 
117 Ebd. 
118 Ebd., S. 145. 
119 Siehe: ebd., S. 138 - 139. Bugenhagen nahm in diesem Zusammenhang Bezug auf die 
Lehre vom Gemeineigentum aller Christen, wie sie von Thomas Müntzer formuliert worden 
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bereich der Hausgenossen hinaus, war aber auch weiterhin ausdrücklich er-
wünscht. Insbesondere die wohlhabenderen Gemeindemitglieder blieben 
aufgefordert, ihr karitatives Engagement, mit dem sie „... touorn etliken not-
rofftigen ... besundergen geholpen ...“120 hatten, auch in Zukunft aufrecht zu 
erhalten. Das Subsidiaritätsprinzip, das heißt der Grundsatz, dass die städti-
sche Fürsorge erst dann greifen sollte, wenn die Bedürftigen niemanden 
mehr hatten, von dem sie sonst Hilfe erwarten konnten, tritt hier deutlich zu 
Tage. 
 
Was nun die Gestaltung des städtischen Fürsorgewesens im Einzelnen be-
trifft, so bestand die einschneidendste Neuerung sicherlich in der Übernahme 
des Instituts des gemeinen Kastens. An den fünf Hauptpfarrkirchen der Stadt 
sollten, wie die Kirchenordnung noch einmal ausdrücklich festschrieb, je ein 
Schatzkasten, der der Unterhaltung der Kirchengebäude, der Besoldung der 
Geistlichen und dererlei Aufgaben mehr dienen sollte, und ein Armenkasten, 
aus dem allein die Bedürftigen des zugehörigen Weichbildes zu versorgen 
waren, eingerichtet werden.121 Damit schuf man erstmals in Braunschweig 
zentrale Institutionen, denen die Sorge um das Wohlergehen der großen 
Mehrheit der außerhalb der Hospitäler und Armenhäuser lebenden Bedürfti-
gen anvertraut war. Gleichzeitig beseitigte man das Organisationsdefizit, das 
in diesem Bereich der obrigkeitlichen Fürsorge, anders als bei den Hospitä-
lern und Armenhäusern, lange Zeit bestanden hatte. Der Anspruch wird 
deutlich, die öffentliche Armenpflege in Zukunft in ihrer Gesamtheit zu erfas-
sen und nach den gleichen, verbindlichen und rational überprüfbaren 
Grundsätzen zu ordnen. 
 
Die Definition des Nutznießerkreises der Armenkästen fiel dabei bemerkens-
                                                                                                                                          
war. Er vermied die Verketzerung dieser Lehre und bot stattdessen so etwas wie einen 
Kompromiss zwischen der Gemeinsamkeit in Christo nach dem Vorbild der frühen Kirche und 
der Rechtfertigung des Eigentums an. Danach war die Entscheidung der ersten Christen, 
ihren gesamten Besitz in Gemeingut zu überführen, eine mögliche, aber keineswegs eine 
notwendige Form des Umgangs mit dem Privateigentum. Ebenso gut konnten die Gemein-
demitglieder ihre soziale Verantwortung füreinander dadurch unter Beweis stellen, dass sie 
von ihrem Gut so viel, wie ihnen möglich war, gaben, um die Armen zu unterstützen; siehe 
dazu: Schubert, Niedersächsische Kirchenordnungen, S. 116 - 117. 
120 Braunschweiger Kirchenordnung 1528, S. 145. 
121 Siehe: ebd., S. 143 u. 146. Im Hagen, in der Neustadt und in der Altewiek waren dabei 
Pfarrgemeinde und Weichbild identisch. In der Altstadt, wo es insgesamt vier Pfarrbezirke 
gab, sollte die Verantwortung für die offene Armenpflege bei der Hauptkirche St. Martini 
liegen. Die Bewohner des Sack verfügten über keine eigene Pfarrkirche, sondern waren von 
alters her der Gemeinde St. Ulrici in der Altstadt angegliedert. Die Versorgung der im Sack 
lebenden Armen sollte dementsprechend über St. Ulrici organisiert werden. Zu den Braun-
schweiger Pfarrkirchen siehe: Spieß, Braunschweig im Nachmittelalter, S. 649 - 652. 
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wert großzügig aus. Sie beschränkte sich nicht - wie sich das aus der zeitge-
nössischen Debatte über die würdigen Armen ableiten lässt und wie die 
meisten anderen Kastenordnungen Niedersachsens das getan haben - auf 
die Hausarmen, sondern sie sprach allgemeiner - und anders als noch die 
Bürgervertreter in ihrer Artikelsammlung vom März 1528 - von den „... armen 
vnde husarmen vnde andere[n] notrofftige[n]“122. Das deutet darauf hin, 
dass man sich auf Seiten der politischen Entscheidungsträger bewusst war, 
dass die Erscheinungsformen der ehrbaren Armut weit vielfältiger waren, als 
dass sie in einem allzu rigiden Begriff vom verschämten Hausarmen aufge-
gangen wären. Mit der gewählten Formulierung hielt man sich die Möglich-
keit offen, die  Unterstützungswürdigkeit eines Bittstellers im Einzelfall zu 
überprüfen und dabei die Kriterien für die Gewährung öffentlicher Hilfsleis-
tungen mehr oder weniger großzügig auszulegen. Die Braunschweiger Ord-
nung bewies damit - trotz aller auch in ihrem Umfeld geführten Diskussionen 
über die Gefahren eines Missbrauchs der städtischen Fürsorge - einen Grad 
an Flexibilität, wie ihn andere Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts nicht 
aufzuweisen haben. 
 
Finanziert werden sollten die Armenkästen durch Almosen, testamentarische 
Schenkungen, die Spenden, die der Rat und alle Einwohner bislang jedes 
Jahr zur Feier des Schutzpatrons der Stadt, des Heiligen Auctor, aufgebracht 
hatten, durch die traditionellen Gaben anlässlich von Hochzeiten und Be-
gräbnissen sowie durch die Kollekten, die regelmäßig im Rahmen der Gottes-
dienstfeiern eingesammelt wurden.123 In Braunschweig war man damit - wie 
in den meisten anderen Städten, Dörfern und Territorien, in denen im Laufe 
der Frühen Neuzeit solche Kästen geschaffen wurden - für die offene Armen-
pflege im Wesentlichen auf freiwillige Spenden angewiesen. Auf eine Um-
wandlung alten Stiftungsvermögens, etwa der Benefizien oder der Vermö-
genswerte der Bruderschaften, für karitative Zwecke verzichtete man weit-
gehend. Die betreffenden Positionen flossen in Braunschweig den Schatzkäs-
                                                 
122 Braunschweiger Kirchenordnung 1528, S. 143. Zur Benennung der Nutznießer des ge-
meinen Kastens in der Artikelsammlung der Gemeinheit im Hagen siehe: oben, S. 65 - 66. 
Zur Definition der Bedürftigen in den niedersächsischen Kirchenordnungen des 16. Jahrhun-
derts allgemein siehe: Schubert, Niedersächsische Kirchenordnungen, S. 127 u. Anm. 100. 
Schubert kommt in seiner Studie zu dem Ergebnis, dass mit der oben beschriebenen Offen-
heit in den 1540er Jahren Schluss war. In jüngeren Kirchenordnungen finden sich, seinen 
Recherchen zufolge, nur noch relativ enge Umschreibungen der als unterstützungsberechtigt 
geltenden Armen. 
123 Siehe: Braunschweiger Kirchenordnung 1528, S. 143. 
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ten zu.124 Bei den Armenkästen dagegen setzte man auf die Kraft des refor-
matorischen Arguments, indem Bugenhagen, wie gezeigt, die Gläubigen mit 
Nachdruck an ihre Pflicht gemahnte, ihren in Not geratenen Brüdern und 
Schwestern zur Hilfe zu kommen. Ob das Spendenaufkommen allerdings aus-
reichen würde, um in einer Stadt von der Größe und Struktur Braunschweigs 
ein funktionierendes Kastensystem zu etablieren, oder ob der Rat über kurz 
oder lang gezwungen sein würde, über alternative Finanzierungsmöglichkei-
ten nachzudenken, musste sich erst noch zeigen.125 
 
Verwaltet werden sollte jeder Armenkasten von drei Armendiakonen, die vom 
Rat, den Verordneten der Gemeinde des jeweiligen Weichbildes und den ak-
tuellen Amtsinhabern zu bestimmen waren.126 Das Mitspracherecht, auf das 
die Gemeinheit im Hagen in ihrem Entwurf vom März 1528 so großen Wert 
gelegt hatte, war also formal gesichert. Es fiel allerdings bescheidener aus 
als ursprünglich gefordert, denn während die Bürgervertreter die Positionen 
paritätisch mit Vertretern des Rates und der Bürgerkorporationen hatten be-
setzt wissen wollen, waren sie laut Kirchenordnung nur eine von drei Instan-
zen, die auf die Wahl der Diakone Einfluss nehmen konnten. Dieser Befund 
scheint die von Ernst Schubert vertretene These zu bestätigen, wonach die 
Armendiakone in erster Linie ein Instrument der obrigkeitlichen Herrschafts-
ausübung gewesen sind, durch das im Zuge der Entstehung des frühneuzeit-
lichen Obrigkeitsstaates der Einfluss der Gemeinde auf die Stadtpolitik ge-
schwächt wurde.127 Um an diesem Punkt zu einer abschließenden Bewertung 
zu kommen, wäre allerdings eine umfassende Analyse des sozialen Rekrutie-
rungsfeldes der Braunschweiger Armenkastenherren notwendig. Momentan 
verfügen wir auf diesem Gebiet lediglich über Teilerkenntnisse. Olaf Mörke 
hat im Rahmen seiner Studien zum Elitenwandel in den nordwestdeutschen 
Städten im Zeitalter der Reformation die Frage untersucht, inwieweit Mitglie-
der des Braunschweiger Bürgerausschusses auch in anderen städtischen Äm-
tern nachweisbar sind. Er kam zu dem Ergebnis, dass in seiner Zielgruppe 
                                                 
124 Zur Finanzierung der Schatzkästen siehe: ebd., S. 146 - 147. 
125 Über das Problem der Finanzierung der gemeinen Kästen ist in der Forschung ausführlich 
diskutiert worden; siehe zum Beispiel: Schubert, Niedersächsische Kirchenordnungen, S. 112 
- 119; Kreiker, S. 47 - 59; Oehmig. 
126 Siehe: Braunschweiger Kirchenordnung 1528, S. 144. Frank Lane hat die Armendiakone 
fälschlicherweise mit Geistlichen gleichgesetzt; siehe: Lane, S. 152. Die Bezeichnung Diakon 
impliziert jedoch nicht, dass es sich bei besagten Personen um Geistliche handelte. Der Be-
griff ist vielmehr der Frühgeschichte der Kirche entlehnt, und zwar unter ausdrücklicher Ab-
lehnung der katholischen Diakonatsweihe; siehe dazu: Braunschweiger Kirchenordnung 
1528, S. 142; Schubert, Niedersächsische Kirchenordnungen, S. 121 - 122. 
127 Siehe: ebd., S. 122 u. Anm. 80. 
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der Anteil der Ratsherren unter den Armendiakonen vergleichsweise hoch 
war. Allerdings fällt auf, dass die ehemaligen Verordneten, die beide Ämter 
ausübten, typischerweise erst die Position eines Kastenherren innehatten, 
bevor sie in den Rat berufen wurden. Da sie vor 1528 in der Regel kein öf-
fentliches Amt bekleideten, wird deutlich, dass sie das Engagement im Be-
reich des städtischen Fürsorgewesens als Sprungbrett für eine weiterführen-
de politische Karriere benutzten.128 Das ist kaum mit der bewussten Perso-
nalpolitik zu vergleichen, die der Braunschweiger Rat bei der Bestellung der 
Hospitalvorsteher schon seit dem Spätmittelalter betrieben hat und insofern 
eher ein Argument gegen einen obrigkeitlichen Zugriff auf das Amt der Ar-
mendiakone. Ob die Mitglieder des Bürgerausschusses hier allerdings eine 
Sonderstellung innehatten oder ob der Befund repräsentativ ist, muss beim 
gegenwärtigen Stand der Forschung offen bleiben. Für Schuberts zweites 
Argument, für die obrigkeitliche Instrumentalisierung der Armendiakone 
spreche auch, dass sich die Ratsvertreter in der Regel die Verwaltung der 
Kästen und die Zweckbestimmung der Gelder vorbehalten hätten, während 
den Gemeindevertretern die weniger angesehenen Hilfstätigkeiten, insbeson-
dere das Almosensammeln, überlassen geblieben wären129, konnten im vor-
liegenden Fall keine Anhaltspunkte gefunden werden. 
 
Aufgabe der Armendiakone war es, die Bedürftigen ihres Weichbildes nach 
Maßgabe der ihnen zur Verfügung stehenden Mittel zu versorgen. Dabei soll-
ten sie, wie ausdrücklich betont wurde, nicht unnötig sparsam sein, wohl 
aber nach bestem Wissen und Gewissen vermeiden, „... losgetern edder 
schendigen <boven> ...“130 auf den Leim zu gehen. Ihnen fiel also in der Pra-
xis die schwierige Aufgabe der Unterscheidung zwischen würdigen und un-
würdigen Armen zu. Ein Kriterienkatalog, wie er etwa von den Bürgervertre-
tern mit Blick auf die Bettelmönche diskutiert worden war, wurde ihnen dazu 
nicht an die Hand gegeben. Man vertraute vielmehr auf Bugenhagens allge-
meine Ausführungen zum rechten Verständnis der guten Werke sowie auf die 
religiöse und moralische Integrität der gewählten Amtsinhaber.131 Um die 
Auswahl der Armen transparent und damit überprüfbar zu halten, mussten 
                                                 
128 Siehe: Mörke, Rat und Bürger, S. 213 - 216; zu den Fällen im Einzelnen auch: ebd., An-
hang V, lfd. Nrn. 5, 12, 26, 38, 74, 76, 92, 93, 101, 110 u. 116. Ähnliche Beobachtungen hat 
Frank Hatje für Hamburg gemacht; siehe: Hatje, S. 76 - 78. 
129 Wie Anm. 127. 
130 Braunschweiger Kirchenordnung 1528, S. 145. 
131 Erläuterungen zum Anforderungsprofil der Armendiakone nahmen deshalb in der Braun-
schweiger Kirchenordnung einen breiten Raum ein; siehe: ebd., S. 139 - 142; ergänzend 
auch: Lorentzen, S. 267 - 282. 
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die Diakone über ihre Einnahmen und Ausgaben Buch führen, nicht nur 
summarisch, sondern unter Auflistung aller Personen, denen sie die städti-
sche Hilfe gewährten. Jeden Sonntag, oder an einem anderen festgesetzten 
Tag der Woche, sollten sie zusammenkommen, den Bedürftigen das Almosen 
austeilen und darüber beraten, welcher Kranke oder Notleidende aus ihrem 
Verantwortungsbereich sonst noch der Unterstützung bedurfte. In Notfällen, 
wenn zum Beispiel die Mittel des Kastens erschöpft oder allgemein zu gering 
waren, sollten sie sich an die Geistlichen wenden, damit diese die Bürgerin-
nen und Bürger aufforderten, die unverzichtbare Arbeit der Armenkästen 
großzügiger mit ihren Spenden zu unterstützen. Dabei sollten die Almosen-
empfänger anonym bleiben können. Eine öffentliche Kennzeichnung - etwa 
durch die Ausgabe von Almosenzeichen - war ausdrücklich nicht vorgesehen. 
Allein die Armendiakone und die Geistlichen des zugehörigen Pfarrbezirks 
kannten die Namen aller in einem Weichbild ansässigen Fürsorgeempfän-
ger.132 Das zeigt, dass man sich der stigmatisierenden Wirkung solcher Ab-
zeichen bewusst war und dass man in Braunschweig hoffte, auf sie verzich-
ten zu können.133 
 
Auch das Bewilligungsverfahren wollte man möglichst informell gestalten. Die 
Armen konnten sich selbst an die Diakone wenden und um Hilfe bitten. Um 
Letzteren allerdings ihre Arbeit zu erleichtern und dem gefürchteten Miss-
brauch vorzubeugen, begrüßte man es, wenn sich fromme Bürger, insbeson-
dere aber Geistliche, fanden, die als Fürsprecher für einzelne, ihnen persön-
lich bekannte Bedürftige auftraten. Statt auf den Ausbau des Verwaltungs- 
und Kontrollapparates setzte man bei der Auswahl der Unterstützungsemp-
fänger also in erster Linie auf das Wissen, das die Stadtbewohner von den 
Lebensumständen und dem Lebenswandel ihrer Mitbürger hatten und auf die 
von ihnen ausgeübte soziale Kontrolle. Nur wenn Bittsteller den Armendiako-
nen völlig unbekannt waren und sie auch sonst niemanden hatten, der sich 
für sie verwenden konnte, war eine gesonderte Überprüfung der von ihnen 
                                                 
132 Siehe: Braunschweiger Kirchenordnung 1528, S. 145. Ernst Schubert hat als ersten Beleg 
für die Einführung von Bettelzeichen in Niedersachsen den Fall Celle genannt, wo im Jahre 
1534 für 40 arme Leute Zeichen angeschafft wurden. Diese Maßnahme stand jedoch nicht in 
Zusammenhang mit der Verabschiedung einer Kirchenordnung. Erst spätere Ordnungen, wie 
etwa die Wolfenbütteler Ordnung von 1569, haben Regelungen zur öffentlichen Kenntlich-
machung der Almosenempfänger enthalten; siehe: Schubert, Niedersächsische Kirchenord-
nungen, S. 127, Anm. 101. 
133 Zur auszeichnenden und gleichzeitig stigmatisierenden Wirkung von Almosen- bezie-
hungsweise Bettelzeichen ausführlich: Bräuer, Bettel- und Almosenzeichen. 
 81
angezeigten Notlage vorgesehen.134 Diese Prüfung war von den Diakonen 
selbst vorzunehmen. Gehilfen, denen sie solche untergeordneten, wenig 
prestigeträchtigen Tätigkeiten hätten übertragen können, gab es in Braun-
schweig zunächst nicht. 
 
Über ihre Arbeit hatten die Kastenherren dem Rat und den Zehnmännern135 
Rechenschaft abzulegen. Was die Verwendung der bei dieser Gelegenheit 
eventuell ausgewiesenen Überschüsse der einzelnen Armenkästen betraf, so 
sah die Kirchenordnung vor, diese nicht etwa den jeweiligen Armendiakonen 
zur weiteren Verwendung zu überlassen, sondern die Gelder in einem geson-
derten Fonds zusammenzuziehen. So sollten Rücklagen für spezielle Notlagen 
geschaffen werden. Gedacht war etwa an die Versorgung von Bedürftigen in 
Pestzeiten oder an die Anlage von Getreidevorräten, die im Falle von Hun-
gerkrisen zu günstigen, das heißt subventionierten, Preisen an die Bevölke-
rung ausgeteilt werden konnten.136 Was man dagegen in Braunschweig - 
anders als wenige Jahre später in Lübeck, wo Johannes Bugenhagen eben-
falls an der Ausarbeitung der Kirchenordnung maßgeblich beteiligt war - 
nicht in Erwägung zog, war, diesen übergeordneten Kasten für einen formel-
len Finanzausgleich zwischen den einzelnen, auf Weichbildebene organisier-
ten Armenkästen zu nutzen. Das konnte sich als Nachteil erweisen, denn im 
Zweifelsfall war das Spendenaufkommen gerade in den Stadtteilen am ge-
ringsten, in denen der Anteil der Armen - und damit potentiell Bedürftigen - 
an der Bevölkerung am größten war.137 Insgesamt aber war das System der 
Armenkästen in Braunschweig erstaunlich offen und flexibel angelegt. Der 
Kreis derjenigen, die auf Unterstützung hoffen konnten, war eher weit ge-
fasst, die in den Blick genommenen Kontroll- beziehungsweise Disziplinie-
rungsmaßnahmen dagegen weder besonders ausgefeilt noch besonders 
stringent. 
 
Anders lagen die Dinge im Fall der Hospitäler und Armenhäuser. Hier hatten 
die Vorstellungen des Rates und der Gilden und Gemeinden, wie gezeigt, am 
weitesten auseinander gelegen. Während einige der Bürgervertreter den 
                                                 
134 Siehe: Braunschweiger Kirchenordnung 1528, S. 139. 
135 Das Institut der Zehnmänner ist im Anschluss an die Steuerunruhen der Jahre 1512/1513 
geschaffen worden. Es handelte sich dabei um ein von den Gilden und den Gemeinden be-
schicktes Gremium, das dem Rat in allen städtischen Finanzangelegenheiten beratend zur 
Seite stand; siehe dazu: Spieß, Braunschweig im Nachmittelalter, S. 530 - 531. 
136 Siehe: Braunschweiger Kirchenordnung 1528, S. 145. 
137 Auf dieses Problem hat schon Ernst Schubert hingewiesen; siehe: Schubert, Niedersächsi-
sche Kirchenordnungen, S. 110. 
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Fortbestand dieses traditionellen Elements der vormodernen Armenpflege 
generell in Frage gestellt hatten, hatte der Rat an ihm festhalten wollen. Mit 
dieser Position setzte er sich letztlich durch, allerdings mit einigen Weiterun-
gen für die betreffenden Institutionen. So sollte nach den Bestimmungen der 
Braunschweiger Kirchenordnung zum Beispiel von den bisherigen jeweils 
zwei Hospitalvorstehern, die lediglich dem Besten ihrer Einrichtung und dem 
Rat verpflichtet gewesen waren138, nur noch einer im Amt bleiben. Durch ihn 
sollte sichergestellt werden, dass der reiche Erfahrungsschatz, den sich die 
Provisoren in ihrer oft langjährigen, zum Teil über mehrere Generationen in 
einer Familie ausgeübten Tätigkeit erworben hatten, auch weiterhin für die 
Verwaltung der Einrichtungen der geschlossenen Armenpflege genutzt wer-
den konnte. Dem Provisor an die Seite gestellt aber wurde nunmehr einer 
der - neu zu wählenden - Schatzkastenherren des Weichbildes, in dem das 
betreffende Hospital angesiedelt war. Auf diese Weise erhielt jedes Hospital 
beziehungsweise Armenhaus zwei Vorsteher, von denen der eine, der ehe-
malige Provisor, vom Rat und der andere, der Vorsteher des Schatzkastens, 
von der Gemeinde zu wählen war.139 Lässt sich das als jene Stärkung des 
Gemeindeeinflusses auf die städtische Fürsorgepolitik werten, die die Bürger-
vertreter schon in der Auseinandersetzung um die Armendiakone angestrebt 
hatten? Schließlich hatte der Braunschweiger Rat die Provisoren bis dahin 
lange Zeit allein bestimmt. Gegen eine solche Vermutung spricht, dass An-
nette Boldt in ihrer Untersuchung zum Sozialprofil der Hospitalvorsteher für 
das Jahr 1528 keine Zäsur in der Rekrutierung der Amtsinhaber hat feststel-
len können.140 Das lässt darauf schließen, dass die Ansätze zur Integration 
der Einrichtungen der geschlossenen Armenpflege in die neue Kastenord-
nung eher formaler Natur waren und an der Praxis der obrigkeitlichen Hospi-
talverwaltung nur wenig änderten. 
 
Eine weitere Neuerung betraf den Bereich der Finanzen. Die Kirchenordnung 
griff hier die von den Bürgervertretern ins Gespräch gebrachte Forderung 
nach einer stärkeren Kontrolle der Vermögenswerte der karitativen Einrich-
tungen auf. Man ging nicht so weit wie die Gemeinheit im Hagen, die eine 
Überführung des gesamten Besitzstandes der Spitäler in den gemeinen Kas-
ten befürwortet hatte, sondern begnügte sich - wie von den Schmieden und 
den Schradern vorgeschlagen - mit einem Zugriff auf die von den Institutio-
                                                 
138 Siehe dazu: Kapitel II, S. 26 - 27. 
139 Siehe: Braunschweiger Kirchenordnung 1528, S. 147. 
140 Siehe: Boldt, Fürsorgewesen, S. 71 - 95. 
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nen ausgewiesenen Überschüsse. Allerdings beschloss man, die besagten 
Gelder nicht etwa auf andere wohltätige Projekte umzuleiten, sondern sie in 
die Schatzkästen fließen zu lassen.141 Das war eine Entscheidung, die im Wi-
derspruch zur vorangegangenen Armutsdebatte stand, in der der Grundtenor 
gewesen war, die Vermögenswerte der alten wohltätigen Stiftungen wieder 
ihrer ursprünglichen Bestimmung zuführen zu wollen. Nachvollziehbar wird 
sie, wenn man bedenkt, dass die Neuordnung des städtischen Armenwesens 
im Jahre 1528 lediglich eine von - miteinander konkurrierenden - Obliegen-
heiten des Braunschweiger Rates gewesen ist. Bei der in der Kirchenordnung 
getroffenen Regelung handelte es sich gewissermaßen um einen Kompromiss 
zwischen dem karitativen Auftrag des Rates und seiner Verantwortung für 
den Aufbau des neuen evangelischen Kirchenwesens. Letzteres benötigte 
nämlich beträchtliche Geldmittel, um zum Beispiel die Versorgung der Ge-
meinden mit einer ausreichenden Zahl an Geistlichen - die ja in Zukunft im 
Zweifelsfall nicht mehr alleine waren, sondern eine Familie zu ernähren hat-
ten - zu gewährleisten.142 Parallel sollten aber auch die Spitäler als genuiner 
Bestandteil des städtischen Fürsorgeangebots erhalten bleiben. 
 
Um dem angestauten Unmut der Bürger über die Hospitäler und Armenhäu-
ser zu begegnen, beschritt man den von Johannes Bugenhagen in der Korten 
vortekeninge vorgezeichneten Weg. Man verschärfte das Anforderungsprofil 
an die künftigen Hospitalinsassen. Anrecht auf einen Spitalplatz sollte dem-
nach nur haben, wer nachweislich Bürger beziehungsweise Bürgerin der 
Stadt war (Heimatprinzip). Sonderregelungen, wie sie nach den Be-
stimmungen des Großen Briefes von 1445 noch in vergleichsweise breitem 
Rahmen möglich gewesen waren, sollten endgültig wegfallen. Eine Ausnah-
me wurde lediglich für die Dienstboten gemacht, die zu einem beachtlichen 
Teil sicherlich nicht aus Braunschweig stammten, die aber über Jahre in der 
Stadt gelebt und gearbeitet und sich damit ein Anrecht auf eine Versorgung 
im Falle eintretender Arbeitsunfähigkeit erworben hatten. Die Hospitalanwär-
ter mussten ihre materielle Notlage glaubhaft machen und nachweisen kön-
nen, dass ihnen alternative soziale Netzwerke nicht mehr zur Verfügung 
standen (Subsidiaritätsprinzip). Besonderen Wert legte man auf das morali-
sche Wohlverhalten der künftigen Spitalbewohner. Ein ehrlicher, redlicher 
                                                 
141 Siehe: Braunschweiger Kirchenordnung 1528, S. 147 - 148. Aus diesem Grunde waren es 
auch die Schatzkastenherren und nicht die Armendiakone, die zur Verwaltung der Hospitäler 
herangezogen wurden. 
142 Dem Problem einer angemessenen Entlohnung der Geistlichen widmete die Kirchenord-
nung große Aufmerksamkeit; siehe: ebd., S. 40 - 41. 
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und christlicher Lebenswandel galt als ebenso unverzichtbar wie der damit 
einhergehende gute Leumund. „[G]oddeslesterer ...“143 sollten ausdrücklich 
nicht toleriert werden, wobei die Grenze zwischen einfachen Sündern und 
gefährlichen religiösen Abweichlern im Einzelfall wohl nur schwer zu ziehen 
gewesen sein dürfte. Hier schien wieder auf, was Bugenhagen eigentlich 
prinzipiell verworfen hatte, nämlich die Verknüpfung von sozialer Fürsorge 
und religiöser Konformität. Summa summarum machten die skizzierten Maß-
nahmen aus der Aufnahme in ein Braunschweiger Hospital beziehungsweise 
Armenhaus ganz offiziell ein Privileg, das nur einem kleinen Kreis der in der 
Stadt ansässigen Armen gewährt werden konnte und sollte. 
 
Entsprechend streng waren die Kontrollmechanismen. Während ein einfacher 
Almosenempfänger lediglich der eher informellen Aufsicht der Armendiakone 
und des Geistlichen seines Pfarrbezirks unterstellt war, waren in den Hospitä-
lern und Armenhäusern regelmäßige Visitationen vorgesehen. Die Geistlichen 
wurden angewiesen, die Insassen ein bis zwei Mal die Woche, wenn nötig 
auch öfter, zu besuchen und sie im Worte Gottes zu unterrichten. Bei dieser 
Gelegenheit sollten sie sich auch einen Eindruck vom sozialen (Wohl-)Ver-
halten der Hospitalbewohner verschaffen. Widerstand gegen diese Maßnah-
men sowie generell das Stiften von Unfrieden - eine Untugend, die im Übri-
gen vor allem den „... bosen olde[n] wiue[n] vnde andere[n] wiue[n]“ zuge-
schrieben wurde, „de in etliken Hospitalen / guden framen olden frawen / 
mit lester worden to wedder synt vm des Euangelion willen“144 - wurde mit 
einer Verweisung aus der Einrichtung bedroht. Die zitierte Äußerung gibt An-
lass zu der Schlussfolgerung, dass es, anders als von Annette Boldt ange-
nommen145, in den Braunschweiger Hospitälern und Armenhäusern im Zuge 
der Einführung der Reformation sehr wohl zu Auseinandersetzungen zwi-
schen Altgläubigen und Anhängern der neuen Glaubenslehre gekommen ist. 
Ansonsten hätte es nämlich keinen Grund gegeben, ausgerechnet in einem 
Dokument wie der Kirchenordnung auf solche Vorfälle Bezug zu nehmen. 
Darüber hinaus zeigt das Zitat, dass der frühneuzeitliche Armutsdiskurs nicht 
zu unterschätzende, in der Forschungsliteratur häufig nicht hinreichend re-
flektierte geschlechtsspezifische Dimensionen hatte. Die ausufernde Polemik 
gegen die Bettelmönche und Vagabunden - primär männlichen Ge-
                                                 
143 Ebd., S. 149; zur Definition der Nutznießer der Hospitäler und Armenhäuser insgesamt: 
ebd., S. 148 - 149. 
144 Ebd., S. 52. 
145 Siehe: Boldt, Fürsorgewesen, S. 29. 
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schlechts146 - lässt nur allzu leicht vergessen, dass auch Frauen Gefahr laufen 
konnten, als unwürdige Arme gebrandmarkt zu werden. Das Bild, das man in 
einem solchen Fall bemühte, war allerdings eher das von der bösen Alten, 
die die ihr gewährte Wohltätigkeit nicht mit der gebührenden Dankbarkeit 
entgegennahm, sondern Unruhe und Unfrieden stiftete147, oder das von der 
jungen, geilen Witwe, die sich dem Müßiggang hingab, faul war und ge-
schwätzig, ihre Pflichten vernachlässigte und dadurch ihren Mitmenschen erst 
Anlass bot, in der Öffentlichkeit schlecht über sie zu reden148. Um sich dieser 
unerwünschten Geschöpfe zu erwehren, sah die Braunschweiger Kirchenord-
nung eine eigens Frauen betreffende Regelung vor. Sie besagte, dass jede 
Frau, die in einem Hospital untergebracht war oder Mittel aus dem Armen-
kasten erhielt, vom Geistlichen ihres Pfarrbezirks zur Versorgung anderer 
Bedürftiger, speziell zur Pflege von Kranken, herangezogen werden konnte. 
Die Frauen mussten diesen Dienst nicht unentgeltlich verrichten. Die vermö-
genderen Bürger, die ihre Hilfe in Anspruch nehmen wollten, waren angehal-
ten, sie angemessen zu entlohnen, und für die mittellosen zahlte der gemei-
ne Kasten auf Fürsprache des Geistlichen oder einer anderen angesehenen 
Persönlichkeit. Aber sie konnten sich, wenn keine zwingenden Gründe vorla-
gen, nicht weigern, die Aufgabe zu übernehmen, denn sonst drohte ihnen 
der Verlust ihrer eigenen Bezüge. Als zwingende Gründe anerkannt wurden 
lediglich der eigene schlechte Gesundheitszustand der Fürsorgeempfängerin 
sowie die Tatsache, dass es in ihrer Familie kleine Kinder oder andere Ange-
hörige gab, um die sie sich kümmern musste. Man rechtfertigte diese Maß-
nahme mit dem Hinweis, dass die armen Frauen im anderen Fall „... sulker 
almissen vnwerdich ...“ seien, „nicht dorch ore not sonder dorch oren mutwil-
len“, und ergänzte kritisch: „Wen se nemen scholen so is der bederlerschen 
vele/ ouers to sulkem denste kann me to tiden nicht eynne vinden“.149 
 
Damit sind wir beim Dreh- und Angelpunkt der Armutsdebatte des Jahres 
1528 angelangt, bei der Frage nämlich, wie man in Zukunft mit dem allseits 
monierten Phänomen des Bettelns umzugehen gedachte. Dazu ist anzumer-
ken: Die Braunschweiger Kirchenordnung sprach kein generelles Bettelverbot 
                                                 
146 Zum Anteil von Männern und Frauen unter den umherziehenden Bettler in der Frühen 
Neuzeit siehe: Jütte, Dutzbetterinnen; Scheffknecht, S. 93 - 96; Valentinitsch. 
147 Siehe: wie Anm. 144. 
148 Siehe: Kreiker, S. 82 - 83. Dieser Topos nimmt Bezug auf den 1. Brief des Paulus an 
Timotheus, Kapitel 5, Vers 3 bis 15; siehe: Bibel, NT, S. 275 - 276. 
149 Braunschweiger Kirchenordnung 1528, S. 52; zum Krankendienst der Frauen allgemein 
siehe: ebd., S. 51 - 52. 
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aus. Sie erlaubte es den „... rechten armen luden ...“150 vielmehr ausdrück-
lich, in der Stadt herumzugehen und um Brot und andere milde Gaben zu 
bitten. Sie sah darin allerdings einen vorübergehenden, im günstigsten Fall 
auf wenige Wochen beschränkten Zustand, der ein Ende finden würde, so-
bald die Armenkästen ihre Arbeit erst im vollen Umfang aufgenommen hat-
ten. Dann würden Letztere  nämlich die Versorgung der würdigen Armen 
übernehmen und das Betteln damit überflüssig machen. Inwieweit dies eine 
allzu optimistische, vielleicht sogar weltfremde151 Erwartung war, wird in den 
nachfolgenden Kapiteln der vorliegenden Arbeit noch zu klären sein. Hier ist 
zunächst einmal festzuhalten: Man ordnete in Braunschweig die soziale Wirk-
lichkeit nicht blind dieser Erwartung unter. Das angestrebte allgemeine Bet-
telverbot wurde vielmehr an eine entscheidende Voraussetzung geknüpft, 
und die war, dass den Bedürftigen eine Alternative in Form eines funktionie-
renden städtischen Fürsorgeapparates zur Verfügung stand. Solange der 
nicht existierte, waren dem Vorgehen des Rates zumindest gegen die ein-
heimischen Bettler enge Grenzen gesetzt. Die Braunschweiger Ordnung un-
terschied sich in diesem Punkt in signifikanter Weise von anderen Kirchen-
ordnungen - etwa der Leisniger von 1523 oder der Lüneburger von 1531 -, 
die solche Rücksichten nicht kannten, sondern ähnlich wie die Braunschwei-
ger Schrader und die Schmiede und Gerber im Sinne Martin Luthers argu-
mentierten, dass „... billich keyn betteley unter den Christen seyn ...“152 solle 
und deshalb alle Formen des Heischens umgehend und grundsätzlich zu ver-
bieten seien. 
 
Ein spezielles Problem stellte für die Zeitgenossen das Betteln der armen 
Schulkinder dar. Diese Praxis wollte auch der Braunschweiger Rat keinen Tag 
länger tolerieren. Er vermutete unter der Schar der in der Stadt um Brot bit-
tenden Jugendlichen nämlich eine ganze Reihe von professionellen Bettlern, 
die sich des Topos vom mittellosen, mitunter fremden und deshalb den 
Wechselfällen des Lebens besonders schutzlos ausgelieferten Schülers nur 
bedienten, um mit dem Geld, das sie den Leuten aus der Tasche zogen, ihr 
müßiggängerisches Leben zu finanzieren. Solcher Schmarotzer wollte er sich 
möglichst schnell entledigen und meinte, das am besten tun zu können, in-
                                                 
150 Ebd., S. 145. 
151 Den Vorwurf der Weltfremdheit hat zum Beispiel Ernst Schubert erhoben; siehe: Schu-
bert, Niedersächsische Kirchenordnungen, S. 117, Anm. 60. 
152 Luthers (Kleiner) Sermon vom Wucher 1519: WA, Bd. 6, S. 4. Zur Leisniger Ordnung von 
1523 siehe: ebd., Bd. 12, S. 22 - 23; zur Lüneburger Ordnung von 1531: Die Evangelischen 
Kirchenordnungen, Bd. 6,1, S. 644. 
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dem er ein generelles Verbot des Schülerbettelns aussprach. Da er gleichzei-
tig die besondere Fürsorgepflicht unterstrich, die sowohl von Seiten der El-
tern beziehungsweise Erziehungsberechtigten als auch des Gemeinwesens 
gegenüber den Heranwachsenden bestand, meinte er, das mit gutem Gewis-
sen tun zu können. Er ermahnte seine Untertanen, ihrer Verantwortung ge-
recht zu werden und ihre Kinder in angemessener Weise zu versorgen. Soll-
ten sie dazu aus irgendwelchen Gründen nicht in der Lage sein, könnten sie 
sich an die Armendiakone wenden und dort um Unterstützung bitten.153 Auf 
das Betteln als Form des Lebenserwerbs sollte in Zukunft kein Kind mehr 
angewiesen sein. Besonderes Interesse zeigte der Braunschweiger Rat auch 
an der Schulbildung der armen Kinder. Er eröffnete den Eltern deshalb die 
Möglichkeit, sich an die Schatzkastenherren ihres Weichbildes zu wenden und 
darum zu bitten, die Schulmeister anzuweisen, die Kinder kostenlos zu unter-
richten. Erklärtes Ziel dieser Maßnahme war es, dafür zu sorgen, „... dat mit 
sulker wise / sulke lere vnde gude tucht der kyndere / gemeyne werde / vor 
de riken vnde vor de armen“154. Hier kamen obrigkeitliche Pädagogisierungs-
tendenzen zum Tragen, die allerdings nicht den armen Kindern allein oder im 
Besonderen galten, sondern die Erziehung der Jugend insgesamt zu „... gu-
de[n] Gades fruchtende[n] / tuchtige[n] / ehrlike[n] / redelike[n] / gehorsa-
me[n] / fruntlike[n] / gelerde[n] / fredesame[n] / nicht wylde[n] / sonder 
frolike[n] borgere[n] ...“155 im Blick hatten. Das ansonsten in diesem Zu-
sammenhang häufig bemühte Argument, dass Bettler immer nur wieder 
neue Bettler hervorbrächten und dass es deshalb gelte, spezielle Maßnahmen 
zu ergreifen, die schon die Kinder zur Arbeit erzogen und sie damit vor einer 
Gewöhnung an das Bettlerdasein bewahrten156, spielte im Jahre 1528 in 
Braunschweig keine Rolle. 
 
Dem betrügerischen Bettler an die Seite gestellt wurde im frühneuzeitlichen 
Armutsdiskurs nur allzu oft der fremde Bettler. Je weniger man über die kon-
kreten Lebensumstände eines um ein Almosen bittenden Armen wusste be-
ziehungsweise wissen konnte, desto größer das Misstrauen und die Befürch-
tung, es doch nur wieder mit einem jener Buben zu tun zu haben, die ihren 
                                                 
153 Siehe: Braunschweiger Kirchenordnung 1528, S. 145. 
154 Ebd., S. 29. Die oben geschilderte Regelung galt für die Jungenschulen. Im Fall der Mäd-
chenschulen fiel die entsprechende Aufgabe den Armendiakonen zu; siehe: ebd., S. 34. Zur 
Diskussion über das Schulgeld für arme Kinder in Braunschweig auch: StadtA BS, B I 5 Nr. 2, 
fol. 56r, 73r, 79r, 89r, 90r, 95r u. 97r. 
155 Braunschweiger Kirchenordnung 1528, S. 25. 
156 Siehe dazu: Kreiker, S. 90 - 92. 
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Mitmenschen unter Vorspiegelung falscher Tatsachen das Geld aus der Ta-
sche zogen. Abhilfe versprach hier eine möglichst konsequente Anwendung 
des Heimatprinzips. Denn wer Fremde grundsätzlich von jeder Form der 
Wohltätigkeit ausschloss, konnte auch nicht Gefahr laufen, die vermeintlich 
besonders hohe Zahl an Unwürdigen unter ihnen, die man unter dem Begriff 
Vagabunden zusammenfassen konnte, zu unterstützen. Die anderen, das 
heißt die wahrhaft Bedürftigen unter den Fremden, waren aufgefordert, ihre 
Bitte um Hilfe zunächst einmal gegenüber ihren Heimatgemeinden geltend zu 
machen. Dieser Logik folgte auch die Braunschweiger Kirchenordnung, wenn 
sie feststellte: „Frommede bedelere vnde andere de arbeyden konen edder 
sus neyne not hebben / scholen mit orem bedelen nicht geleden werden“.157 
Sie machte jedoch zwei Ausnahmen. Die erste betraf Fremde, die während 
eines befristeten Aufenthalts in der Stadt erkrankten. Auf sie sollte die Unter-
scheidung zwischen einheimischen und fremden Armen ausdrücklich keine 
Anwendung finden. Man betonte vielmehr, dass dieser Personenkreis genau-
so zu behandeln - und im Zweifelsfall zu versorgen - war wie etwa Men-
schen, die zwar formal kein Bürgerrecht besaßen, die aber lange Zeit in der 
Stadt gelebt und gearbeitet und sich damit ein Recht auf Unterstützung im 
Notfall erworben hatten. Für die Kranken stellte die Verweisung an ihre Hei-
matgemeinden nämlich eine unbillige Härte dar und deshalb, so die Kirchen-
ordnung, „... achte wy <sulke> dat se vns Got sulvest in orer not tobesorgen 
thowerpet“158. Mit dieser Regelung standen die Braunschweiger auch nicht 
allein. Sie war vielmehr ein genuiner Bestandteil der evangelischen Kirchen-
ordnungen des 16. Jahrhunderts. Entsprechende Passagen finden sich, wie 
Robert Jütte gezeigt hat, auch in der Hamburger Ordnung von 1529, der 
Lübecker von 1531 oder der Bremer von 1534. Sie hatten ihre Basis im Mat-
thäusevangelium, wo Jesus in Kapitel 25, Vers 34 bis 36 spricht: „Kommt 
her, ihr Gesegneten meines Vaters, ererbet das Reich, das euch bereitet ist 
von Anbeginn der Welt! Denn ich bin hungrig gewesen, und ihr habt mich 
gespeist. Ich bin durstig gewesen, und ihr habt mich getränkt. Ich bin ein 
Fremdling gewesen, und ihr habt mich beherbergt. Ich bin nackt gewesen, 
und ihr habt mich bekleidet. Ich bin krank gewesen, und ihr habt mich be-
sucht. Ich bin gefangen gewesen, und ihr seid zu mir gekommen.“159 Anders 
lagen die Dinge im Falle des zweiten Zugeständnisses, das der Braunschwei-
                                                 
157 Braunschweiger Kirchenordnung 1528, S. 145. 
158 Ebd., S. 146. 
159 Bibel, NT, S. 42. Zu den Kirchenordnungen von Hamburg, Lübeck und Bremen siehe: 
Jütte, Health Care Provision, S. 109 - 111 u. 113 - 114. 
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ger Rat im Jahre 1528 zu machen bereit war. Er verpflichtete sich nämlich, 
bedürftige Durchreisende nicht völlig leer ausgehen zu lassen, sondern ihnen 
- solange den eigenen Armen dadurch kein Nachteil entstand - eine einmali-
ge Unterstützung in Form von Geld, Kleidern oder Schuhen zukommen zu 
lassen.160 Das zeigt, dass man in Braunschweig trotz allen Argwohns, mit 
dem man auch hier die Fahrenden, die Wanderhändler, die Saisonarbeiter 
und Musikanten, betrachtete, doch immer noch ein gewisses Verständnis für 
mobile Lebensformen aufbrachte und den Ausschluss dieser Fremden aus der 
städtischen Armenpflege nicht allzu rigide gehandhabt wissen wollte. Eine 
solche Einstellung war jedoch die Ausnahme. Der fremde Bettler entwickelte 
sich im Laufe des 16. Jahrhunderts immer mehr zur negativen Leitfigur der 
evangelischen Armenordnungen und entsprechend schärfer wurden die Maß-
nahmen, mit denen man ihm zu Leibe zu rücken versuchte.161 
 
Resümierend lässt sich festhalten: Was im Jahre 1528 in Braunschweig zu 
beobachten ist, ist eine Grundsatzdiskussion über den Sinn und Zweck der 
städtischen Armenfürsorge. Die theoretischen Prämissen dieser Fürsorge 
standen dabei ebenso auf dem Prüfstand wie der Zuschnitt ihrer einzelnen 
Segmente. Am Ende kam es zu einem konzeptionellen Neuentwurf der 
Braunschweiger Armenpolitik, der die sozialpolitischen Verantwortlichkeiten 
des Rates grundsätzlich festschrieb und tendenziell erweiterte, bei dem die 
schlussendlich getroffenen Maßnahmen aber nicht selten moderater ausfielen 
als das aufgrund der zeitgenössischen Armutsdebatte zu erwarten gewesen 
war. Der Braunschweiger Rat erwies sich in vielerlei Hinsicht eher als Schutz-
schild gegen eine allzu weitgehende Beschränkung der sozialen Solidarität 
der frühneuzeitlichen Stadtbewohner, denn als Initiator jener Sozialdiszipli-
nierung, deren Hauptmerkmale angeblich das Streben nach obrigkeitlicher 
Kontrolle und sozialer Ausgrenzung der Armen gewesen sind. Inwieweit die-
ser Konzept und das damit verbundene Fürsorgeversprechen allerdings Be-
stand hatten, wird in den nachfolgenden Kapiteln der vorliegenden Arbeit zu 
überprüfen sein. 
 
                                                 
160 Siehe: Braunschweiger Kirchenordnung 1528, S. 146. 
161 Besonders betont wird diese Entwicklung von Sebastian Kreiker; siehe: Kreiker, S. 93 - 
102. Aber auch Ernst Schubert zitiert entsprechende Beispiele; siehe: Schubert, Niedersäch-
sische Kirchenordnungen, S. 125 - 127. 
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IV. Äußerer Feind, innere Ordnung und die Sorge für die Armen 
 
1. Innere Konsolidierung und der Kampf mit Herzog Heinrich d.J. - 
Braunschweig in den Jahren 1529 bis 1553 
 
Nachdem im September 1528 in Braunschweig die neue Kirchenordnung fei-
erlich verabschiedet worden war, war weder der Prozess der Reformation 
abgeschlossen noch der innere Friede in der Stadt wiederhergestellt. Bevöl-
kerung und Stadtführung sahen sich vielmehr mit einem ganzen Bündel von 
Problemen konfrontiert, die als mehr oder weniger direkte Folgeerscheinun-
gen des offiziellen Bekenntnisses zu der neuen Glaubensordnung gelten kön-
nen und die schon bald wieder, nämlich im März 1529, die Vertreter der Gil-
den und der Gemeinden mit umfangreichen Stellungnahmen zum Stand der 
städtischen Angelegenheiten auf den Plan riefen.1 Als Schwerpunkt des Un-
muts kristallisierte sich dabei die - viel diskutierte, nunmehr aber akut ge-
wordene - Frage nach dem Umgang mit den in der Stadt weiterhin vorhan-
denen katholischen Strömungen heraus. Denn wenn sich auch eine Mehrheit 
der Braunschweiger zur Reformation bekannte, so gab es im städtischen All-
tag doch immer noch genügend Enklaven des alten Glaubens, die, wie den 
Ratsprotokollen aus jener Zeit zu entnehmen ist, nicht nur den Zorn der re-
formatorisch gesinnten Bürgervertreter auf sich zogen, sondern die auch 
handfeste rechtliche und machtpolitische Konflikte heraufbeschworen. Die 
Franziskaner und die Dominikaner zum Beispiel verbreiteten nicht nur wei-
terhin ihre unchristlichen Lehren in der Stadt, sondern versuchten darüber 
hinaus auch, ihren Besitz der Kontrolle des Rates zu entziehen.2 Das Verhält-
                                        
1 Dieses Mal kamen allerdings nicht, wie noch im Vorjahr, die einzelnen Gilden und Gemein-
den zu Wort, sondern die Vertreter jeweils eines Weichbildes verfassten eine gemeinsame 
Artikelsammlung, in der sie ihre Wünsche und Forderungen an den Rat übermittelten; siehe: 
StadtA BS, B I 5 Nr. 2, fol. 104r - 135v. Dabei bezeichneten die Vertreter der Altstadt sich 
selbst als die Verordneten von Gilden und Gemeinde ; siehe: ebd., fol. 104v. Olaf Mörke hat 
aus der Verwendung des Begriffs Verordnete den Schluss gezogen, dass es sich bei den 
Verfassern der Artikelsammlungen vom März 1529 generell um die Vertreter des Bürgeraus-
schusses und nicht um die regulären Sprecher der Braunschweiger Bürgerkorporationen 
gehandelt hat; siehe: Mörke, Rat und Bürger, S. 138. Eine solche Zuordnung ist aber nicht 
möglich, weil die Mitglieder des Bürgerausschusses zum Teil auch schon 1528 gemeinsam 
mit den Vertretern der Gilden und der Gemeinden ihres Weichbildes beraten und ihre Positi-
onen gegenüber dem Rat formuliert haben; siehe dazu: Kapitel III, S. 55, Anm. 48. 
2 Siehe die entsprechende Klage der Vertreter der Gilden und der Gemeinheit im Hagen: 
StadtA BS, B I 5 Nr. 2, fol. 111r - v. Bei dem zweiten Klagepunkt ging es vor allem darum, 
dass die Bettelmönche, obwohl ihnen das, wie die Bürgervertreter hervorhoben, untersagt 
war, weiterhin ohne Wissen und Zustimmung des Rates Immobiliengeschäfte tätigten und 
dabei den Rat beziehungsweise die Stadt um den Zugriff auf diese Vermögenswerte brach-
ten. Die Bürgervertreter forderten, die in Rede stehenden Verträge für ungültig zu erklären. 
 91
nis zu den Kanonikern von St. Blasius und St. Cyriacus wiederum war nicht 
nur in der Lage, das Zerwürfnis mit dem welfischen Fürsten zu vertiefen, die 
Stifter erwiesen sich auch, gemeinsam mit dem Zisterzienserinnenkonvent 
zum Heiligen Kreuz auf dem Rennelberg, als Horte des altgläubigen Wider-
standes. Wie ernst die Zeitgenossen solche Bestrebungen nahmen, zeigen 
nicht zuletzt die Beschwerden, die die Bürgervertreter gegen St. Blasius vor-
brachten. Um zu verhindern, dass der Katholizismus in Braunschweig erneut 
an Boden gewann, hielten es die Sprecher der Bürgerkorporationen aus der 
Altstadt, dem Hagen und aus der Altewiek für zwingend erforderlich, dass 
der Rat sämtliche Kontakte zwischen den Stiftsgeistlichen und der Stadtbe-
völkerung unterband und insbesondere verhinderte, dass die Bürger noch 
länger den Gottesdienst in der Stiftskirche besuchten.3 Aber auch unter den 
übrigen Geistlichen der Stadt scheint es mehr als einen gegeben zu haben, 
der sich der neuen Glaubenslehre verweigerte. In diese Richtung deuten zu-
mindest die zahlreichen Klagen, die die Bürgervertreter im März 1529 gegen 
einzelne Amtsinhaber beziehungsweise die „[g]otlosen ...“4, das heißt die 
neue Ordnung nicht achtenden, Geistlichen insgesamt erhoben. Ein Fall, der 
besonders viel Aufsehen erregte, war der des Pfarrers an der Altstädter St. 
Jacobikirche, der nicht nur die Messe weiterhin im alten Ritus zelebrierte - 
was einen klaren Verstoß gegen die Kirchenordnung darstellte -, sondern 
dem darüber hinaus auch nachgesagt wurde, in einem ehebrecherischen 
Verhältnis zu leben.5 
 
                                                                                                               
Ähnliche Vorwürfe äußerten auch die Vertreter der Gilden und der Gemeinden im Sack und 
in der Altewiek; siehe: ebd., fol. 123v u. 131r - v. 
3 So insbesondere die Vertreter des Hagen: ebd., fol. 111r. Die Vertreter der Altstadt und 
der Altewiek bezogen auch das Stift St. Cyriacus in das erwähnte Verbot mit ein; siehe: ebd., 
fol. 105v u. 129r. Dabei unterstrichen die Altewieker die Ernsthaftigkeit ihres Anliegens, in-
dem sie verkündeten, dass sie sich „... voreyniget vnnd vordragen vnnd eyn dem andern to 
gesecht ...“ (ebd.) hätten, das besagte Gottesdienstverbot auch tatsächlich zu befolgen. 
Über die Gotteslästerung im Kloster Heilig Kreuz beklagten sich ebenfalls die Sprecher des 
Hagen besonders nachhaltig. Sie schlugen vor, die Nonnen im rechten Glauben unterweisen 
zu lassen beziehungsweise ihnen nahezulegen, das Kloster freiwillig zu verlassen. Das Klos-
tergut aber solle der Rat in Verwahrung nehmen; siehe: ebd., fol. 111v - 112v. Im gleichen 
Sinne äußerten sich auch die Sprecher der Altstadt, der Neustadt, des Sack und der Alte-
wiek; siehe: ebd., fol. 105r, 119v, 124v u. 131v. Zur Zukunft des Stifts St. Blasius äußerten 
sich die Vertreter der Neustadt, indem sie forderten, die dort lebenden Kanoniker nicht län-
ger zu dulden; siehe: ebd., fol. 121r. Zu den Bastionen des katholischen Widerstandes im 
nachreformatorischen Braunschweig allgemein auch: Jünke, Bugenhagens Einwirken, S. 71 - 
72 u. 74. 
4 So zum Beispiel die Terminologie bei den Vertretern des Sack: StadtA BS, B I 5 Nr. 2, fol. 
125r. 
5 Siehe: ebd., fol. 106r, 121r u. 130v. 
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Solche - offenbar nur schwer in den Griff zu bekommenden - katholischen 
Tendenzen waren allerdings nicht die einzigen Unruheherde. Auch am ande-
ren Ende des religiösen Spektrums taten sich Gräben auf. Es zeigte sich 
nämlich, dass es unter den reformatorischen Geistlichen Braunschweigs eine 
Gruppe von fünf Männern gab, die mit allen ihnen zu Gebote stehenden Mit-
teln gegen das in der Kirchenordnung von 1528 vertretene lutherische Glau-
bensverständnis opponierten und vor allem in der Frage des Abendmahls, 
aber auch in Bezug auf andere kirchliche Zeremonien, radikalere - von dem 
Schweizer Reformator Ulrich Zwingli beeinflusste - Auffassungen vertraten. 
Sie leugneten die wahre Gegenwart Christi in Brot und Wein und wollten das 
Abendmahl lediglich als ein äußeres Zeichen der Zugehörigkeit zum christli-
chen Glauben verstanden wissen, verbannten die Orgel aus ihren Gottes-
diensten und ersetzten ihnen nicht genehme Kirchenlieder eigenmächtig 
durch andere, ihrer Glaubensauffassung besser entsprechende.6 Zu besag-
tem Kreis zählten der Prediger von St. Ulrici, Heinrich Knigge, dem innerhalb 
dieser Gruppe wohl eine gewisse Führungsrolle zuzuschreiben ist, sowie sei-
ne Kollegen Richard Schweinfuß, Konrad Dume, Hermann Hoyer und Johann 
Kopmann.7 Es handelte sich um Männer, die zum Teil schon in den früheren 
Phasen der Braunschweiger Reformation eine wichtige Rolle gespielt hatten8 
und die über einen entsprechenden Einfluss und Rückhalt in ihren Gemein-
den verfügten. Auch Wiedertäufer scheint es in Braunschweig gegeben zu 
haben. Zumindest enthält die 1532 neu gefasste städtische Policeyordnung, 
das Echteding, an vorderster Stelle den Bescheid, dass neben den „... sacra-
menthschendern ...“, das heißt den Anhängern Zwinglis und seiner Abend-
mahlslehre, auch „... wedderdopern“9 nicht länger gelitten sein sollten, son-
dern in Zukunft damit rechnen müssten, aus der Stadt verwiesen zu werden. 
Allerdings ist über ihre Verbreitung kaum etwas bekannt. Erwähnt werden sie 
lediglich noch einmal im Jahre 1538, für das überliefert ist, dass der Refor-
mator Urbanus Rhegius vor Ort gegen sie gepredigt hat.10 Der Einfluss des 
Zwinglianismus dagegen war so bedeutend, dass Wolfgang Jünke, der die 
                                        
6 Zu den von diesen Geistlichen vertretenen Glaubensinhalten: Jünke, Bugenhagens Einwir-
ken, S. 76. 
7 Als das „... geistige Haupt des Zwinglianismus ...“ in Braunschweig hat etwa Wolfgang 
Jünke Heinrich Knigge bezeichnet; siehe: ebd. Richard Schweinfuß predigte wie Knigge an 
der Kirche St. Ulrici. Konrad Dume und Hermann Hoyer versahen ihren Dienst an der Kirche 
St. Andreas. Johann Kopmann bekleidete die Predigerstelle im Hospital Beatae Mariae Virgi-
nis. 
8 Siehe: Kapitel III, S. 49, Anm. 26, S. 50, Anm. 33 u. S. 68, Anm. 93. 
9 UB BS I Nr. 139, S. 326, § 2. 
10 Siehe: StadtA BS, B IV 11 Nr. 10. 
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verschiedenen religiösen Strömungen in Braunschweig gegen Ende der 
1520er und zu Beginn der 1530er Jahre untersucht hat, davon ausgeht, dass 
spätestens seit dem Frühjahr 1529 die Einheit der jungen evangelischen 
Stadtkirche akut gefährdet war.11 
 
Vor diesem Hintergrund gestaltete sich die vordringlichste Aufgabe des Rates 
- nämlich das öffentliche Leben im Sinne der neuen Glaubensgrundsätze zu 
ordnen und den inneren Frieden in der Stadt wiederherzustellen - ausgespro-
chen schwierig. Hinzu kam, dass es auch unter den Braunschweiger Ratsher-
ren selbst noch eine Reihe von Anhängern des alten Glaubens gab. Dieser 
Umstand erregte schnell das Misstrauen der reformatorisch gesinnten Bür-
gervertreter, die im März 1529 nicht nur die ihrer Meinung nach allzu schlep-
pende Umsetzung der Kirchenordnung durch die Stadtführung kritisierten12, 
sondern die im Fall der Vertreter der Gilden und der Gemeinheit aus der 
Altewiek sogar so weit gingen, öffentlich zu erklären, dass sie Mitglieder des 
Rates, die sich als Katholiken erwiesen, nicht länger als „... persohnen de 
ovrichheit ...“13 anzuerkennen bereit waren. Die Altewieker rechtfertigten 
diese Haltung mit dem Argument, dass sich die betreffenden Personen ihres 
Amtes nicht als würdig erwiesen hätten, weil sie „... ore godloseheit in der 
tidt der angenomen ordeninge nicht openbar bokent sunder thom schein de 
ordening bewilligt ...“14 hätten. Sie ermahnten den Rat beziehungsweise sei-
ne einzelnen Vertreter, sich zu den verfassungsmäßigen Grundlagen des 
Gemeinwesens - zu denen neben dem Stadtrecht, dem Echteding und dem 
Großen Brief von 1445 nun auch die Kirchenordnung von 1528 gehören wür-
de - zu bekennen und entsprechend zu handeln.15 Hinter dieser Forderung 
stand bei den Altewiekern zumindest der Ansatz eines religiös fundierten Ge-
nossenschaftsdenkens, das das Herrschaftsmonopol des Rates unter Hinweis 
auf ein übergeordnetes spirituelles Heilssystem in Frage zu stellen drohte. 
Das belegt die ausgesprochen religiöse Argumentation der Altewieker auch 
zu scheinbar rein weltlichen Themen, die in der Feststellung gipfelte, dass 
                                        
11 Siehe: Jünke, Bugenhagens Einwirken, S. 76. 
12 In diesem Sinne lässt sich zumindest der Grundtenor der langen Liste von Beschwerden 
zusammenfassen, die die Bürgervertreter im März 1529 vortrugen und die anschaulich zei-
gen, dass die praktische Umsetzung der Kirchenordnung - aus welchen Gründen im Einzel-
nen auch immer - auf erhebliche Schwierigkeiten stieß. Zu einer ähnlichen Einschätzung 
kommt auch Olaf Mörke; siehe: Mörke, Rat und Bürger, S. 138. 
13 Artikelsammlung der Gilden und der Gemeinheit aus der Altewiek von 1529: StadtA BS, B I 
5 Nr. 2, fol. 129v. 
14 Ebd., fol. 129v - 130r. 
15 Siehe:  ebd., fol. 128r - v. 
 94
das göttliche Gebot letztlich über jedem weltlichen Gesetz stehe und dass 
man sich verpflichtet fühle, primär Ersterem zu folgen.16 So weit gingen die 
Vertreter der Gilden und der Gemeinden in den anderen Weichbilden nicht. 
Was sie jedoch recht bestimmt zum Ausdruck brachten, war ihr Anspruch auf 
ein höheres Maß an politischer Partizipation. Sie verstanden sich - gestärkt 
durch die Rolle, die sie bei der Durchsetzung der Reformation gespielt hatten 
- als mitverantwortliche Träger der Stadtpolitik, mit denen der Rat auch in 
Zukunft zu rechnen haben würde.17 
 
Gefahr drohte dem Frieden der Stadt aber auch noch von einer ganz anderen 
Seite. Die - bislang vor allem theoretisch reflektierte - Bedrohung durch Her-
zog Heinrich d.J. nahm im Frühjahr 1529 konkrete Formen an. Der am alten 
Glauben festhaltende Landesherr wandte sich mit mehreren Mandaten an die 
Braunschweiger und protestierte gegen die Verletzung der von ihm garan-
tierten Burgfreiheit, zu der es angeblich im Zuge der reformatorischen Um-
triebe der letzten Zeit gekommen sei, und gegen den fortgesetzten Fleisch-
verkauf durch die Knochenhauergilde während der Fastenzeit. Er drohte der 
Stadt beziehungsweise der Gilde aufgrund dieser Rechtsverletzungen mit 
einem Entzug ihrer Privilegien.18 Dahinter stand natürlich die Auffassung, 
dass der Übertritt der Braunschweiger zur Reformation an sich rechtswidrig 
gewesen sei. Als der Rat dem mit dem Hinweis auf den Speyrer Reichstag 
von 1526 und der dort verbürgten Entscheidungsfreiheit in Religionssachen 
zu begegnen suchte, wurde ihm vom Herzog beschieden, dass ein solches 
                                        
16 Als exemplarisch kann hier etwa die Argumentation der Altewieker in der Frage der In-
standhaltung von Wegen und Stegen gelten. Die Bürgervertreter betonten, dass die Sorge 
für eine funktionierende Infrastruktur - als Voraussetzung für den materiellen Lebenserwerb 
jedes einzelnen Bürgers - eine genuine Aufgabe des Rates sei. Sie entspringe seiner Ver-
pflichtung, sowohl für das weltliche als auch für das geistige Wohl seiner Untertanen zu sor-
gen. Da aber das materielle Wohlergehen des Einzelnen wie der Stadt insgesamt nur auf der 
Basis der Suche nach dem wahren Reich Gottes gedeihen könne, hätten Rat wie Bürger 
Letzterer stets Priorität einzuräumen: „Uns werth dorch dath Euangelion thom ersten ange-
boden, dath wy vor allen dyngen dath ryke Goddes, welch yn dem worde goddes und godtli-
ker schrifft voruorthet, sochen schullen, szo schall uns alle tydtlike nerynge vonn Godde 
wedderume thogeworpen werden, dey wy denne Godde woll tho dancken, dath he uns yn 
dusser unsere stadt myth notrofftiger narunge wylichlick noch vorsorgeth und Stadtlike tho 
und affore unse lyffliken neryng tho beteren vorgunth. Dem nha hebben wy ock vor guth 
angesehen, dath men bestelle, wege und stege tho beterende“; ebd., fol. 134v. 
17 Siehe zum Beispiel die entsprechende Stellungnahme der Vertreter der Gilden und der 
Gemeinheit in der Altstadt: ebd., fol. 107r. Zum Selbstverständnis der Bürgervertreter allge-
mein auch: Mörke, Rat und Bürger, S. 138 - 139 u. 142 - 143. 
18 Siehe: StadtA BS, B I 1 Nr. 6, fol. 2v - 3r u. 4r - 5r. Zu den landesherrlichen Interventions-
versuchen aus Sicht der Stadt auch: Mörke, Rat und Bürger, S. 143 - 145; aus der Sicht des 
Herzogs: Täubrich, S. 128 - 131; zum herzoglichen Burgbezirk allgemein: Spieß, Braun-
schweig im Nachmittelalter, S. 515 - 516. 
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Recht allenfalls Reichsstädten zustehen könne, keinesfalls jedoch Braun-
schweig, das von jeher zum Besitz der welfischen Fürsten gehört habe.19 Un-
terstützung für diese Haltung fand Herzog Heinrich beim Reichsregiment. 
König Ferdinand erinnerte die Braunschweiger in einem Schreiben vom 23. 
April 1529 an die bestehenden kaiserlichen Mandate in der Religionsfrage 
und forderte sie auf, von ihrem neuen Glauben Abstand zu nehmen, wieder 
zu der einzig wahren christlichen Religion zurückzukehren und die Klärung 
strittiger Punkte durch ein künftiges Konzil abzuwarten.20 Unter diesen Um-
ständen schien es fraglich, wie lange die Stadt - auf sich allein gestellt - dem 
herzoglichen Druck würde standhalten können. 
 
Was war also zu tun? Wie waren die anstehenden Probleme im Sinne einer 
gedeihlichen Zukunft Braunschweigs zu lösen? Das waren die Fragen, auf die 
der Rat überzeugende Antworten finden musste, wenn er seine Position als 
Obrigkeit stabilisieren wollte. Ein erster Schritt auf diesem Weg gelang ihm 
mit der Zurückweisung eines religiös überhöhten Genossenschaftsdenkens, 
wie es von den Vertretern der Gilden und der Gemeinheit in der Altewiek 
aufgebracht worden war. Nach intensiven Verhandlungen mit den Bürger-
korporationen21 konnte er sich gegen das Ansinnen einer grundsätzlichen 
Beschränkung seiner Entscheidungssouveränität behaupten. In den Middeln 
und vorslegen, auf die man sich zu Ostern des Jahres 1529 verständigte, 
wurde er von den Vertretern aller fünf Weichbilde als von Gott verordnete 
Obrigkeit anerkannt und sollte in Zukunft, wie es ausdrücklich hieß, „... also 
ein frier fulmechtiger unbedrangter Radt sin“22. Für diese Erklärung hatte er 
den Gilden und Gemeinden auf anderen Gebieten allerdings weit entgegen-
kommen müssen. Er bestätigte ihnen nicht nur ein Mitspracherecht in wichti-
gen städtischen Angelegenheiten23, sondern verpflichtete sich darüber hinaus 
auch noch einmal in aller Form, für eine zügige Umsetzung der Kirchenord-
nung zu sorgen, gegen religiöse Abweichler vorzugehen, die Ehegerichtsbar-
keit zu verschärfen und die Prostitution zu unterbinden. Er erklärte letztlich 
                                        
19 Siehe: StadtA BS, B III 1 Nr. 6, fol. 7r - 10r. 
20 Siehe: ebd., fol. 18v - 19r. 
21 Die Verhandlungen umfassten die bereits erwähnten Artikelsammlungen der Gilden und 
der Gemeinden aus allen fünf Weichbilden, eine Replik des Rates vom März 1529, die soge-
nannten Middel und vorslege, auf die sich der Rat und die Bürgervertreter zu Ostern 1529 
verständigten, sowie weitere Stellungnahmen der Beteiligten zu einzelnen Punkten; siehe 
dazu: B I 5 Nr. 2, fol. 142r - 153v, 155r - 158r u. 160r - 184r. 
22 Ebd., fol. 155v. 
23 Das tat er gleich in seiner Replik auf die Artikelsammlungen der Gilden und der Gemein-
den vom März 1529; siehe: ebd., fol. 145r. 
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sein Einverständnis mit fast allen Forderungen, die von den Vertretern der 
Gilden und der Gemeinden im Laufe des Frühjahrs 1529 an ihn herangetra-
gen worden waren.24 Er favorisierte dabei aber im Einzelfall - etwa in Bezug 
auf die Bettelmönche, deren Klöster er trotz einer entsprechenden Bitte der 
Bürgervertreter nicht umgehend aufheben ließ25 - ein moderates Vorgehen. 
Auf diese Weise gelang ihm ein Interessenausgleich, der half, das Verhältnis 
zwischen den Protagonisten zu entspannen. 
 
Endgültig zerstreuen konnte der Rat die Vorbehalte gegen die Treue seiner 
Mitglieder zu der neuen Glaubensordnung allerdings erst durch eine zweite 
Maßnahme: die Ratsänderung von 1529/1530. Im November des Jahres 
1529, als man sich auf die turnusmäßige Neuwahl des Gremiums vorbereite-
te, wurden 22 Ratsherren, die für ihr Festhalten an dem alten Glauben be-
kannt waren, ihrer Ämter enthoben. Unter ihnen befanden sich mit zwei Klei-
nen Bürgermeistern und vier Kämmerern aus der Altstadt und aus dem Ha-
gen einflussreiche Persönlichkeiten des Stadtregiments. Aber auch schon die 
bloße Zahl von 22 Entsetzten kann als ein Indiz für die Bedeutung des hier 
geschilderten Vorgangs gewertet werden. In der Braunschweiger Geschichte 
ist es ansonsten nämlich nur im Zuge schwerer innerstädtischer Unruhen - 
etwa der Schicht Ludeke Hollands von 1488 - zu einer vergleichbar hohen 
Anzahl von Abdankungen gekommen.26 An die Stelle der Katholiken und wei-
terer acht aus Alters- und sonstigen Gründen aus dem Rat ausgeschiedener 
Personen traten im Januar 1530 30 neue Ratsherren, die, wie eine detaillier-
te Untersuchung dieses Personenkreises ergeben hat, alle ausgewiesene An-
hänger der Reformation waren.27 Durch sie erhöhte sich nicht nur die Glaub-
würdigkeit der reformatorischen Ratspolitik, sondern sie stärkten auch die 
konfessionelle Geschlossenheit und damit die innere Stabilität des Regi-
ments. Das war Olaf Mörke zufolge auch das eigentliche Ziel der Maßnahme. 
                                        
24 Eine klare Absage erteilte der Rat, übrigens ebenfalls schon in seiner Replik vom März 
1529, lediglich dem Anliegen einiger Bürgervertreter, die Orte innerhalb der Landwehr in den 
Geltungsbereich der Kirchenordnung mit einzubeziehen und damit die Reformation über die 
Stadtmauern zu tragen. Er befürchtete wohl nicht zu Unrecht, dass eine solche Maßnahme 
das Verhältnis zu Herzog Heinrich d.J. schwer belastet, vielleicht sogar militärische Aktionen 
des Welfenfürsten provoziert hätte; siehe: ebd., fol. 142v; dazu auch: Mörke, Rat und Bür-
ger, S. 140 - 142. 
25 Zu der entsprechenden Forderung der Bürgervertreter siehe: StadtA BS, B I 5 Nr. 2, fol. 
106r, 111r - v, 119v, 123v u. 131r - v. Die Antwort des Rates siehe: ebd., fol. 155v. 
26 Siehe: Spieß, Ratsherren, S. 36 - 37. Dort findet sich auch eine Namensliste der im No-
vember 1529 ausgeschiedenen Ratsherren. Zur Schicht des Ludeke Holland siehe: Kapitel II, 
S. 35 - 38. 
27 Siehe: Schilling, S. 264 - 267. 
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Wie er nachweisen konnte, hatten die Amtsenthebungen keine oder allenfalls 
kurzfristige Auswirkungen auf die Ratsfähigkeit ganzer Familien. Gemeint und 
betroffen waren im Winter 1529 vielmehr Einzelpersonen, „... die aus ihrer 
ablehnenden Haltung gegenüber den veränderten Prinzipien kirchlicher und 
öffentlicher Ordnung die Konsequenzen zu ziehen ...“28 hatten. 
 
Mehr Zeit und Mühe als die Konsolidierung des Rates nahm der Kampf gegen 
die verschiedenen Bastionen des religiösen Widerstandes in der Stadt in An-
spruch. Ein erster Vorstoß gegen den Zwinglianismus wurde bereits im Mai 
1529 unternommen. Die beiden Prediger von St. Ulrici, Heinrich Knigge und 
Richard Schweinfuß, wurden auf das Neustadtrathaus geladen. Sie sollten in 
einer großen Disputation - an der neben den übrigen Geistlichen der Stadt, 
dem Rat, den Kastenherren, den Gildemeistern und den Hauptleuten auch 
der zu einer Stippvisite in Braunschweig weilende Johannes Bugenhagen teil-
genommen haben soll - Rechenschaft über die von ihnen vertretenen Glau-
bensinhalte ablegen.29 Das Verfahren endete mit der Amtsenthebung der 
beiden Prediger und ihrer Verweisung aus der Stadt. Das eigentliche Ziel der 
Maßnahme - den zwinglischen Tendenzen durch das Vorgehen gegen ihren 
geistigen Wortführer Knigge die Spitze zu nehmen - wurde jedoch nicht er-
reicht. Die drei verbliebenen Prediger, Dume, Hoyer und Kopmann, verbreite-
ten in der Folgezeit auch weiterhin ihre von der Kirchenordnung abweichen-
den Thesen, ohne durch den Superintendenten, als dem geistlichen Ober-
haupt der Braunschweiger Stadtkirche, oder den Rat daran gehindert zu 
werden. Erst im Verlaufe des Frühjahres und Sommers 1531 konnte man sich 
zu einem energischeren Vorgehen durchringen. Dume und Hoyer wurden im 
April 1531, nach dem obligatorischen Religionsgespräch, vom Rat ihrer Ämter 
enthoben und aus der Stadt gewiesen. Und Johann Kopmann, der unter den 
Zwinglianern wohl über die einflussreichsten Fürsprecher verfügte, war nach 
einer intensiven, die Monate August und September 1531 in Anspruch neh-
menden Auseinandersetzung über seine Abendmahlslehre - zu der übrigens 
auch Martin Luther in einem eigens angefertigten Gutachten Stellung nahm - 
zumindest so weit isoliert, dass von einer bedeutsamen zwinglischen Fraktion 
                                        
28 Mörke, Rat und Bürger, S. 287. Eine ausführliche Analyse der Folgen der Ratsänderung 
von 1529/1530 für die Zusammensetzung der politischen Elite Braunschweigs findet sich: 
ebd., S. 284 - 291; ders., Untertan, S. 114 - 117. 
29 Siehe dazu: Jünke, Bugenhagens Einwirken, S. 76 - 77. 
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innerhalb der Braunschweiger Geistlichkeit seit etwa 1532 nicht mehr die 
Rede sein konnte.30 
 
Aber auch der Einfluss des Katholizismus wurde langsam zurückgedrängt. Die 
Franziskaner hatten schon im April 1529 - aus Protest gegen die sich ver-
schärfenden Eingriffe des Rates in ihre inneren Angelegenheiten - die Stadt 
verlassen. Den konkreten Anlass lieferte wohl die Einführung eines Ausgeh-
verbots für die Brüder, mit dem die Stadtführung auf die von den Bürgerver-
tretern monierten unchristlichen Umtriebe der Mönche, die ihre antievangeli-
sche Propaganda angeblich in die Privathäuser der Bürger verlegt hatten31, 
reagierte. Von da ab führten die Franziskaner den Kampf um ihre Rechte und 
Privilegien nur noch von außen, das heißt in Form offizieller Beschwerden an 
den Rat.32 Die Dominikaner sind zwar noch längere Zeit in Braunschweig 
nachweisbar, ihr Handlungsspielraum wurde jedoch zusehends kleiner. Sie 
litten unter den gleichen Beschränkungen, über die auch schon die Franzis-
kaner Klage geführt hatten. Zusätzlich ließ der Rat im April 1529 ein Ver-
zeichnis über den kompletten Besitzstand des Ordens erstellen und informier-
te die Brüder zwei Jahre später, im April 1531, darüber, dass er in Zukunft 
auch nach eigenem Gutdünken über diesen Besitz zu verfügen und zum Bei-
spiel die Kleinodien des Klosters ohne ihre Zustimmung zu verkaufen gedach-
te.33 Es wurde also immer offensichtlicher, dass auch die Dominikaner in 
Braunschweig keine Zukunft hatten. Wenn auch beim jetzigen Stand der For-
schung manches an ihrem Schicksal noch ungeklärt ist34, so ist doch davon 
auszugehen, dass die Bettelorden spätestens seit Anfang der 1530er Jahre 
keine nennenswerte Rolle mehr im Braunschweiger Stadtleben gespielt ha-
ben. Ganz ähnlich erging es den Zisterzienserinnen vom Heiligen Kreuz. Auch 
sie konnten sich trotz massiven Widerstandes letztlich nicht dem reformatori-
schen Zugriff entziehen. Zunächst wurden ihnen vom Rat bürgerliche Vor-
münder, vergleichbar den Hospitalvorstehern, aufgezwungen, die das Klos-
terleben kontrollieren und durch die Bestellung eines evangelischen Predigers 
                                        
30 Siehe: ebd., S. 80 - 82. Zur Auseinandersetzung mit der Kopmannschen Abendmahlslehre 
auch: ders., Des Prädikanten Kopmann Bekenntnis. 
31 Siehe: wie Anm. 2. 
32 Siehe dazu: Jünke, Bugenhagens Einwirken, S. 75 u. 77; Kitzinger, Bildungseinrichtungen, 
S. 193 u. 195. 
33 Siehe: Jünke, Bugenhagens Einwirken, S. 75 u. 80. 
34 Das gilt insbesondere für die Frage, warum sich die Dominikaner länger im reformatori-
schen Braunschweig halten konnten als die - jahrhundertelang besonders enge Beziehungen 
zum Rat pflegenden - Franziskaner; siehe dazu: Kintzinger, Bildungseinrichtungen, S. 196 u. 
204 - 207; Römer, S. 12 u. 20 - 21. 
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sowie regelmäßige Visitationen dafür sorgen sollten, dass die Nonnen an die 
neue Glaubenslehre herangeführt wurden.35 Als sich jedoch abzeichnete, 
dass sich weder dadurch noch durch finanzielle Anreize36 die Insassinnen in 
nennenswertem Umfang bewegen lassen würden, das Kloster freiwillig zu 
verlassen, griff man im Jahre 1532 zu drastischeren Maßnahmen. Die am 
alten Glauben festhaltende Äbtissin wurde vom Rat ihres Amtes enthoben, 
die Kleinodien des Klosters inventarisiert und in die Stadt gebracht. Über den 
Konvent verhängte man eine strenge Klausur. Elf Frauen, die katholisch blei-
ben wollten, verließen daraufhin das Kloster, die anderen bekannten sich - 
zumindest offiziell - zur Reformation.37 Von diesem Zeitpunkt an stellten die 
Kanoniker von St. Blasius die einzig verbliebene katholische Opposition in der 
Stadt dar. Welchen Zuspruchs sie sich allerdings noch in der Bevölkerung 
erfreuten, lässt sich nur schwer sagen. Fest steht, dass der Rat bemüht war, 
eventuell noch bestehenden Kontakten einen Riegel vorzuschieben. Im No-
vember 1529 ordnete er zum Beispiel an, dass ein Wächter Aufsicht über die 
Bürgerbesuche in der Stiftskirche führen sollte und im März 1530 ließ er ver-
künden, dass er in Zukunft jeden Bürger, den er zum dritten Mal beim verbo-
tenen Gottesdienstbesuch in der Stiftskirche ertappt hatte, aus der Stadt 
weisen lassen werde.38 
 
Mit Hilfe der geschilderten Maßnahmen gelang es dem Rat allmählich, das 
religiöse Klima so weit zu beruhigen, dass sich das in der Kirchenordnung 
vertretene lutherische Glaubensbekenntnis seit 1532 als verbindlich für die 
Stadt durchzusetzen begann. Mit der ebenfalls in das Jahr 1532 fallenden 
Verabschiedung eines neuen Stadtrechts und eines neuen Echtedings - die 
beide gegenüber ihren bisherigen Fassungen völlig überarbeitet und der 
neuen Glaubenslehre angepasst wurden39 - konnte der Prozess der inneren 
                                        
35 Siehe: Jünke, Bugenhagens Einwirken, S. 75, 78 u. 80. Zu den entsprechenden Vereinba-
rungen zwischen dem Rat und den Bürgervertretern auch: StadtA BS, B I 5 Nr. 2, fol. 155v - 
156r; Nr. 1, fol. 1v, 5v - 6r, 66v - 67r u. 84v - 87r. 
36 Man bot den Nonnen, die in Erwägung zogen, das Kloster zu verlassen, Regelungen zur 
finanziellen Absicherung ihres Lebensunterhalts an; siehe dazu: Jünke, Bugenhagens Einwir-
ken, S. 80 u. 82. 
37 Siehe: ebd., S. 78, 80 u. 82; Römer-Johannsen, S. 73 - 77; Spieß, Braunschweig im 
Nachmittelalter, S. 644 - 647  
38 Siehe: Jünke, Bugenhagens Einwirken, S. 78. Jünke geht davon aus, dass es dem Rat auf 
diesem Wege tatsächlich gelang, den Zustrom zu den katholischen Stiften zu unterbinden; 
siehe: ebd., S. 82. Zur Entwicklung der betreffenden Institutionen in der Reformationszeit 
auch: Döll, S. 57 - 72; Spieß, Braunschweig im Nachmittelalter, S. 636 - 640. 
39 Der Rat erfüllte damit eine Forderung, die von den Vertretern der Gilden und der Gemein-
heit im Sack schon im Frühjahr 1529 erhoben worden war; siehe: StadtA BS, B I 5 Nr. 2, fol. 
125r. Zur gleichzeitig erfolgten Rezeption des römischen Rechts auch: Piper, S. 23 u. 25 - 
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Konsolidierung zu einem gewissen Abschluss gebracht werden. Erst jetzt 
lässt sich von der Stadt Braunschweig als eines protestantischen Gemeinwe-
sens - und zwar eindeutig lutherischer Prägung - sprechen. 
 
Und das Verhältnis zu Herzog Heinrich? Die welfischen Fürsten aus der Linie 
Braunschweig-Wolfenbüttel hatten schon seit dem Spätmittelalter versucht, 
das vor allem aufgrund seiner ökonomischen Stärke zu weitgehender politi-
scher Selbständigkeit gelangte Braunschweig wieder stärker ihrem Herr-
schaftsbereich einzugliedern. Erst 1491 war es zwischen der Stadt und Hein-
richs Vorgänger, Herzog Heinrich d.Ä., zu schwerwiegenden Auseinanderset-
zungen in der Frage der Huldigung und der Privilegienbestätigung gekom-
men. Während die Stadt ihre quasi autonome Stellung zu behaupten suchte, 
indem sie sich auf den Standpunkt stellte, dass die Privilegienbestätigung 
durch den Herzog der Huldigung seitens des Rates vorauszugehen habe, 
pochte der Herzog auf seine Position als Stadt- und Landesherr und forderte 
von den Braunschweigern eine Huldigung ohne vorherige Bedingungen. 
Braunschweig hatte seine Unabhängigkeit letztlich nur mit Waffengewalt ver-
teidigen können.40 Unter Heinrich d.J. verschärfte die Religionsfrage diesen 
Konflikt dann zusätzlich41 und die Unterstützung, die der Welfe beim Reichs-
regiment fand, ließ beim Rat die Frage aufkommen, ob es nicht an der Zeit 
sei, Schutzmaßnahmen zu ergreifen und nach potentiellen Verbündeten Aus-
schau zu halten. Um gegen einen Angriff des Herzogs gewappnet zu sein, 
verstärkten die Braunschweiger in der Folgezeit ihre Verteidigungsanlagen, 
schlossen ein Bündnis mit dem benachbarten, zum Protestantismus überge-
tretenen Herzog Ernst von Braunschweig-Lüneburg und traten schließlich im 
                                                                                                               
26. Die Rechtstexte selbst finden sich im Urkundenbuch der Stadt; siehe: UB BS I Nr. 137 u. 
139, S. 298 - 318 u. 325 - 344. 
40 Zur Entwicklung des Verhältnisses zwischen den welfischen Landesherren und der Stadt 
Braunschweig allgemein: Garzmann, Bürgertum und Landesherrschaft; zur Auseinanderset-
zung von 1491 und der aus ihr hervorgehenden sogenannten Großen Stadtfehde der Jahre 
1491 bis 1493 siehe: ebd., S. 39; Spieß, Braunschweig im Nachmittelalter, S. 19 - 25. 
41 So jedenfalls die Sicht von Werner Spieß und Wolf-Dieter Mohrmann; siehe: ebd., S. 65 - 
66; Mohrmann, Braunschweig, S. 63 - 64. Rainer Täubrich hat dagegen die These zur Dis-
kussion gestellt, dass Heinrich d.J. zunächst durchaus bereit gewesen sei, die weitgehende 
Selbständigkeit Braunschweigs zu akzeptieren. Voraussetzung dafür wäre aus Sicht des Her-
zogs allerdings gewesen, dass die Rechte der Klöster gewahrt geblieben wären und dass 
sich die Stadt in Fragen wie der Steuererhebung oder der Darlehensgewährung entgegen-
kommender gezeigt hätte. Zum entscheidenden Umschwung in der herzoglichen Haltung 
gegenüber der Stadt sei es erst im Verlaufe der 1530er beziehungsweise zu Beginn der 
1540er Jahre gekommen; siehe: Täubrich, S. 170 - 172 u. 195. Wie den Braunschweiger 
Ratsprotokollen aus jener Zeit zu entnehmen ist, stellte sich für die Stadt die Situation signi-
fikant anders da. Hier ging man spätestens seit dem Frühjahr 1529 von einer akuten Bedro-
hung durch den Herzog aus. 
 101
Juli 1531 dem Schmalkaldischen Bund, dem Zusammenschluss der wichtigs-
ten evangelischen Fürsten und Städte des Reiches, bei.42 Die Konfrontation 
erreichte damit - vorübergehend - reichspolitische Bedeutung. Sie eskalierte 
1542 in einer kriegerischen Auseinandersetzung, in deren Verlauf das Her-
zogtum Braunschweig-Wolfenbüttel von Schmalkaldischen Truppen besetzt, 
Heinrich d.J. vertrieben, eine Schmalkaldische Landesverwaltung - übrigens 
unter Beteiligung führender Vertreter des Braunschweiger Rates - eingesetzt 
und die Reformierung des gesamten Landes in Angriff genommen wurde.43 
Der Triumph der Stadt über den Herzog war jedoch nicht von Dauer. Mit 
dem Sieg der kaiserlichen Truppen über die Schmalkalder im Jahre 1547 
wendete sich das Blatt wieder. Die Braunschweiger verloren nicht nur ihre 
beiden mächtigsten Bündnispartner, den Kurfürsten Johann Friedrich von 
Sachsen und den Landgrafen Philipp von Hessen, die die protestantische 
Fraktion im Reich geführt hatten, sondern sie sahen sich auch erneut mit 
Herzog Heinrich konfrontiert. Dieser kehrte nämlich im Windschatten des 
kaiserlichen Erfolges in sein Land zurück und begann umgehend mit dessen 
Rekatholisierung. Der 1549 wieder aufflammende Krieg zwischen den Partei-
en konnte erst vier Jahre später - nach zwei schweren Belagerungen Braun-
schweigs in den Jahren 1550 und 1553 - beigelegt werden.44 In dem am 20. 
Oktober 1553 in Wolfenbüttel geschlossenen Friedensvertrag mussten die 
Braunschweiger dem Herzog eine Reihe von Zugeständnissen machen, sie 
verteidigten jedoch ihre weitgehende politische Selbständigkeit und ver-
schafften sich eine Basis für die Klärung strittig gebliebener Fragen auf dem 
Verhandlungswege.45 Wenn der Grundkonflikt zwischen „[b]ürgerlicher Frei-
                                        
42 Zur Bündnispolitik des Rates: Mörke, Rat und Bürger, S. 145; Spieß, Braunschweig im 
Nachmittelalter, S. 66 - 76. 
43 Siehe: ebd., S. 76 - 84; Mohrmann, Braunschweig, S. 64 - 66; Koldewey. 
44 Siehe: Spieß, Braunschweig im Nachmittelalter, S. 84 - 100; Mohrmann, Braunschweig, S. 
66 - 67. 
45 Die Stadt erkannte im Friedensvertrag von 1553 Herzog Heinrich d.J. und seine Nach-
kommen als direkte erbliche Herren an, leistete diesem Welfen die Huldigung, zahlte ihm ein 
Strafgeld in Höhe von 8 000 Talern und versprach, künftig die vom Fürsten ausgeschriebe-
nen Landtage, denen sie seit Längerem ferngeblieben war, wieder zu beschicken. Wenn die 
Forschung diesen Friedensschluss gleichwohl mehrheitlich als einen Erfolg der städtischen 
Politik betrachtet, dann deshalb, weil die Stadt, die die Oberhoheit der welfischen Fürsten 
formal nie abschütteln konnte, in der Frage der Huldigung ihre rechtliche Sonderstellung 
behaupten konnte. Sie verpflichtete sich auch 1553 lediglich dem aktuellen Landesherrn. 
Dabei betrachtete sie sich verfassungsrechtlich weiterhin nicht als welfische Land- und 
Erbstadt, sondern als eine Art selbständigen Stadtstaat innerhalb des welfischen Herzog-
tums; siehe dazu: Garzmann, Bürgerliche Freiheit; Spieß, Braunschweig im Nachmittelalter, 
S. 100 - 102. Zu den weiteren Verhandlungen zwischen der Stadt und dem Herzog: ebd., S. 
103 - 111. Zu einer anderen Einschätzung des Friedensvertrages von 1553 ist lediglich Wolf-
Dieter Mohrmann gelangt. Er sieht in dem Vertrag eine Niederlage Braunschweigs im Kampf 
um die Stadtfreiheit; siehe: Mohrmann, Braunschweig, S. 67. 
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heit und erstarkender Landesherrschaft“46 damit auch nicht gelöst war, so 
verlief die Entwicklung Braunschweigs in den nächsten 20 Jahren doch in 
erkennbar ruhigeren Bahnen. 
 
Aufs Ganze gesehen waren die Jahre und Jahrzehnte nach Einführung der 
Reformation für die Stadt Braunschweig also Jahre schwerer interner und 
externer Belastungen. Es erforderte große Anstrengungen sowohl ordnungs-
politischer als auch militärischer und finanzieller Art, um den inneren und 
äußeren Frieden wiederherzustellen. Das wirft die Frage auf: Welche Chan-
cen hatte unter diesen Voraussetzungen die neue städtische Armenpolitik, 
wie sie in der Kirchenordnung von 1528 programmatisch formuliert worden 
war? Wo lagen die Schwerpunkte der obrigkeitlichen Fürsorge in dieser Zeit 
und wo die Reibungsflächen, die den Rat zu Positionsbestimmungen und un-
ter Umständen auch zu Kurskorrekturen in Sachen kommunale Armenpflege 
zwangen? 
 
2. Die Versorgung der Bevölkerung mit Getreide 
 
Zu einer ersten Bewährungsprobe für die obrigkeitliche Fürsorgepolitik entwi-
ckelte sich in den Jahren nach 1528 ein Problem, das dem Rat nur allzu ver-
traut war, das in der Debatte um die Neuordnung des Braunschweiger Ar-
menwesens aber nur eine untergeordnete Rolle gespielt hatte, nämlich die 
Versorgung der Bevölkerung mit Getreide.47 Die Schwierigkeiten, die diesen 
Sektor der städtischen Fürsorge prägten, sind bekannt. Nun, im Frühjahr 
1529, setzten die Vertreter der Gilden und der Gemeinden das Thema erneut 
auf die Tagesordnung und forderten den Rat auf, dem „... besthen dusser 
Stadt ... und dem gemenen nutte tho gude ...“48 für eine nachhaltige Vergrö-
ßerung des städtischen Getreidevorrats zu sorgen. Hintergrund dieses Vor-
stoßes war die bedrohliche außenpolitische Lage Braunschweigs. Weil, wie 
                                        
46 So der Titel eines Artikels von Manfred Garzmann; siehe: wie Anm. 45. 
47 Die einzige Stelle, an der die Kirchenordnung das Thema Getreideversorgung aufgriff, 
betraf die Verwendung der in den Armenkästen auflaufenden Überschüsse. Diese Gelder 
sollten, wie im vorangegangenen Kapitel bereits dargelegt wurde, unter anderem zur Auf-
stockung der städtischen Getreidevorräte verwendet werden; siehe: Kapitel III, S. 81. 
48 So die Formulierung der Sprecher der Altewiek, die sich auch in diesem Punkt wieder am 
ausführlichsten zu Wort meldeten: StadtA BS, B I 5 Nr. 2, fol. 133v - 134r. Aber auch die 
Artikelsammlungen der Vertreter des Hagen und der Neustadt enthalten dem Sinn nach 
ähnliche Passagen; siehe: ebd., fol. 113r - v u. 120r - v. Am zurückhaltendsten waren die 
Äußerungen der Vertreter der Altstadt und des Sack, aber auch sie schnitten das Thema 
zumindest an; siehe: ebd., fol. 108r u. 124r. Man kann folglich von einem gemeinsamen 
Anliegen aller Bürgervertreter sprechen. 
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die Sprecher aus dem Sack betonten, „... wy nicht weten, wath uns begegen 
mach“49, hielten sie Präventivmaßnahmen zur Absicherung des materiellen 
Wohlergehens der Bevölkerung nicht nur für sinnvoll, sondern geradezu für 
unverzichtbar. Vom Rat erwarteten sie in diesem Zusammenhang, dass er 
erstens in größerem Umfang als das bislang geschehen war, Getreide kaufte 
beziehungsweise aus öffentlichen Mitteln aufkaufen ließ, und zweitens durch 
den Bau spezieller Kornhäuser eine fachgerechte und jederzeit überprüfbare 
Lagerung des zusammengetragenen Korns garantierte.50 Da sich die Bürger-
vertreter aber, wie die Sprecher der Altewiek ausführten, bewusst waren, 
dass die Kapazitäten ihrer Obrigkeit begrenzt waren und zu befürchten 
stand, dass der Rat, auf sich allein gestellt, die anstehende Aufgabe nicht 
würde schultern können, betrachteten sie es als durchaus legitim, wenn auch 
die anderen Träger des städtischen Gemeinwesens in die Verantwortung ge-
nommen wurden.51 Sie schlugen vor, die private Vorratsbildung zu intensivie-
ren und künftig alle Bürger, die wirtschaftlich dazu in der Lage waren, anzu-
weisen, eine bestimmte - obrigkeitlich festgesetzte - Menge an Korn in ihren 
Häusern vorrätig zu halten. Ein Ausschuss sollte gebildet werden, der im Auf-
trag des Rates kontrollieren sollte, ob die Bürger dieser Auflage tatsächlich 
nachkamen.52 Auch von den Zünften, genauer gesagt den vermögenderen 
Zunftmitgliedern, meinte man, einen gesonderten Beitrag erwarten zu kön-
nen. Sie sollten verpflichtet werden, nach Maßgabe ihrer finanziellen Mög-
lichkeiten Korn zu kaufen und dasselbe zur Versorgung ihrer bedürftigen 
Zunftbrüder in Notzeiten zur Verfügung zu stellen.53 Flankiert werden sollte 
dieses Bevorratungsprogramm schließlich durch die altbekannten dirigisti-
schen Maßnahmen, speziell einem befristeten Ausfuhrverbot für einzelne Ge-
treidesorten, das das Kornangebot auf dem heimischen Markt regulieren soll-
te.54 Was die Bürgervertreter hier propagierten, war also ein - keineswegs 
                                        
49 Ebd., fol. 124r. 
50 Siehe die entsprechenden Äußerungen der Sprecher der Bürgerkorporationen aus dem 
Hagen, der Neustadt und der Altewiek: ebd., fol. 113r - v, 120r - v u. 133v - 134r. 
51 Siehe: ebd. 
52 So etwa die Forderung der Gilden und der Gemeinheit aus der Altewiek und aus der Neu-
stadt; siehe: ebd. u. fol. 120r - v. 
53 Siehe die entsprechende Forderung der Gilden und der Gemeinheit aus der Altewiek: ebd., 
fol. 133v - 134r. Dabei legten die Vertreter der Bürgerkorporationen aus der Altewiek Wert 
darauf, zu erklären, dass sie in dieser Angelegenheit schon einen Schritt weitergekommen 
waren. Sie hatten das Thema nämlich bereits in ihrem Weichbild diskutiert und die Zünfte zu 
der Zusage bewegen können, zum Wohle der Stadt spezielle Getreidevorräte anzulegen. 
54 Siehe dazu die Erklärungen der Gilden und Gemeinden aus der Altstadt, dem Hagen, dem 
Sack und der Altewiek: ebd., fol. 108r, 113r - v, 124r u. 133v - 134r. 
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revolutionäres, sondern an ältere Traditionen anknüpfendes55 - dreigliedriges 
Modell der Getreideversorgung, das auf die Initiative des Rates, der Zünfte 
und der Bürger gleichermaßen setzte. Ihre unmissverständliche Forderung 
nach mehr obrigkeitlichem Engagement legitimierten die Sprecher der Gilden 
und der Gemeinden dabei mit der Zusage, die Anstrengungen des Rates 
nach bestem Wissen und Gewissen unterstützen zu wollen. 
 
Der Rat stimmte der Lagebeurteilung der Gilden und der Gemeinden im 
Grundsatz zu. Er bejahte nicht nur einen Handlungsbedarf auf dem Gebiet 
der städtischen Versorgungspolitik, sondern signalisierte im Frühjahr 1529 
auch seine Bereitschaft, das von den Bürgerkorporationen favorisierte Modell 
in die Praxis umzusetzen.56 In den folgenden Jahren erließ er eine Reihe von 
Edikten, in denen er die Einwohner Braunschweigs ermahnte, ihrer Pflicht 
nachzukommen und nicht nur die Menge an Korn, auf die sie gesetzt worden 
waren, auf Vorrat zu halten, sondern, sofern sie Getreide aus der Stadt aus-
führen wollten, auch jeweils den zehnten Scheffel dieses Getreides zurückzu-
behalten und ihrem häuslichen Kornvorrat zuzuführen. Er kündigte an, die 
Einhaltung dieser Vorschriften nach dem Ablauf bestimmter Fristen zu kon-
trollieren und aufgedeckte Verstöße unnachgiebig zu bestrafen.57 Auch zeit-
lich beschränkte Ausfuhrverbote - speziell für das Korn des gemeinen Man-
nes, für Roggen - erließ er wiederholt und versuchte mittels obrigkeitlicher 
Verfügungen, dem Vorkauf, also dem Zwischenhandel mit Getreide, Einhalt 
zu gebieten.58 Die Durchsetzung der Erlasse bereitete den Stadtoberen aber 
offenbar Schwierigkeiten. Schon im Jahre 1533 klagten sie zum Beispiel dar-
über, dass die Bürger der Aufforderung, sich mit Korn zu versorgen, einfach 
nicht in erhofftem Umfang Folge leisteten. Um Abhilfe zu schaffen - und 
gleichzeitig die obrigkeitliche Kontrolle über die in der Stadt vorhandene Ge-
treidemenge zu erhöhen -, schlugen sie vor, künftig sämtliche Getreidevorrä-
te in den städtischen Kornspeichern zu lagern.59 Welche Erfolgsaussichten 
konnte eine solche Initiative jedoch haben, wenn es dem Rat nicht einmal 
                                        
55 Siehe: Kapitel II, S. 37. 
56 Siehe dazu die Verlautbarungen in den Ratsprotokollbüchern: StadtA BS, B I 5 Nr. 2, fol. 
146v u. 149r - v. 
57 Siehe zum Beispiel die beiden entsprechenden Verordnungen aus dem Jahre 1532: B I 3 
Nr. 4, S. 109 u. 158 - 159. 1 Scheffel Weizen oder Roggen entsprach in Braunschweig etwa 
10 Himten oder 311,5168 Litern; siehe dazu: Beiträge zur niedersächsischen Preisgeschich-
te, S. LXII. 
58 Zur Beschränkung der Kornausfuhr siehe die Edikte aus den Jahren 1531 und 1532: 
StadtA BS, B I 3 Nr. 4, S. 47 - 48 u. 109. Zur Reglementierung des Vorkaufs siehe das Edikt, 
den Vorkauf von Korn betreffend, von 1535: ebd., S. 386 - 387. 
59 Siehe den entsprechenden Beschluss des Rates: B I 5 Nr. 1, fol. 109r. 
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gelingen wollte, seine Bürger lückenlos zu erfassen? Noch 1537 beschwerten 
sich die Bürgervertreter darüber, dass in Braunschweig immer noch Men-
schen lebten, die nicht taxiert, das heißt zur Bevorratung mit einer bestimm-
ten Menge an Korn verpflichtet worden seien. Sie forderten den Rat auf, die-
sen - aus ihrer Sicht unhaltbaren - Zustand zu beenden und die private Vor-
ratsbildung als unverzichtbare Säule des städtischen Fürsorgewesens endlich 
flächendeckend zu etablieren.60 
 
Aber auch hinsichtlich des zweiten Standbeins der Braunschweiger Versor-
gungspolitik - der städtischen Getreidekäufe - kam es zu Unstimmigkeiten. 
Während die Vertreter der Gilden und der Gemeinden den Rat in regelmäßi-
gen Abständen - so etwa in den Jahren 1529, 1534, 1537 und 1540 - auffor-
derten, sein Engagement auszuweiten, sprich mehr Korn aus öffentlichen 
Mitteln aufzukaufen61, begegnete der Rat solchen Ersuchen zwar nie rund-
weg ablehnend, zum Teil aber mit erkennbarer Zurückhaltung. Auf eine ent-
sprechende Bitte der Gilden und der Gemeinheit aus dem Hagen vom März 
1529 zum Beispiel reagierte er mit dem Hinweis, dass er derartigen Käufen 
im Allgemeinen durchaus positiv gegenüberstehe, auch in der Vergangenheit 
„... berede itlick korne by sick gekofft ...“62 hätte, weitere Aktivitäten aber 
momentan nicht für opportun halte, weil das Getreide zur Zeit teuer und es 
insofern unklug sei, die Stadtkasse mit solchen Ausgaben zu belasten. Ob 
das allerdings der einzige Grund für die Zurückhaltung des Rates war, bleibt 
unklar. Möglicherweise verbarg die Stadtführung hinter der zitierten Erklä-
rung auch schlicht die Tatsache, dass ihr Handlungsspielraum begrenzt war. 
Die Finanzlage der Stadt war nämlich seit Längerem ausgesprochen ange-
spannt. Erst 1513 hatte der Versuch, den Haushalt durch eine massive Erhö-
hung der Steuern und Zölle zu konsolidieren, zu schweren Unruhen geführt63 
und die Mittel, die man seit 1529 aufbrachte, um Braunschweigs Verteidi-
gungsbereitschaft zu erhöhen, vergrößerten die Schuldenlast weiter. Neben 
den Ausgaben für den Ausbau der Befestigungsanlagen, für neue Geschütze 
und Munition waren dabei, wie der Küchenrat in einem Bericht zur Finanzlage 
der Stadt aus dem Jahre 1538 ausführte, auch die Aufwendungen für die 
Bevorratung mit Getreide bereits in nicht unerheblichem Maße zu Buche ge-
                                        
60 Siehe die Forderung der Vertreter der Gilden und der Gemeinden in ihrer Artikelsammlung 
aus dem Jahre 1537: ebd., fol. 126v. 
61 Siehe: ebd. Nr. 2, fol. 113r - v, 120r - v u. 133v - 134r; Nr. 1, fol. 116r, 124r u. 166r. 
62 Ebd. Nr. 2, fol. 149r - v. 
63 Zu dem hier angesprochenen Uployp van twen schoten siehe: Kapitel III, S. 50 u. Anm. 
32. 
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schlagen.64 Vor diesem Hintergrund ist es durchaus verständlich, dass die 
Stadtoberen wenig Neigung zeigten, den Forderungen der Vertreter der Gil-
den und der Gemeinden nach zusätzlichen Getreidekäufen zu entsprechen. 
Die Grenzen des Machbaren waren - zumindest aus ihrer Sicht - mit dem Ge-
leisteten wohl im Wesentlichen erreicht.65 
 
Was aber, wenn sich die Versorgungslage der Stadt akut verschlechterte? 
Anzeichen dafür gab es seit etwa 1537. Auslöser war keine Missernte, son-
dern eine Kornsperre, die Herzog Heinrich d.J. im Kampf gegen seine rebelli-
sche Stadt verhängte und die die Preise für Roggen und Weizen sprunghaft 
ansteigen ließ.66 Gängige Gegenmaßnahmen - wie etwa der Vorschlag, die 
verfügbare Getreidemenge dadurch zu erhöhen, dass man in Zukunft auch 
von den Klöstern Heilig Kreuz und St. Ägidien sowie von den Hospitälern 
Beatae Mariae Virginis, St. Thomae und St. Elisabeth verlangte, einen Teil 
ihrer Getreidevorräte dem städtischen Gemeinwesen zur Verfügung zu stel-
len67 - schienen dem Ernst der Lage schon bald nicht mehr angemessen. Die 
Gemeinheit im Hagen forderte daraufhin, energischere Schritte zur Stabilisie-
rung der Ernährungssituation der ärmeren Bevölkerungsschichten zu unter-
nehmen. Ihrer Meinung nach sollte einer der städtischen Getreidespeicher 
geöffnet und jedem Braunschweiger, der dessen bedurfte, eine bestimmte 
                                        
64 Siehe die Note des Küchenrates: StadtA BS, B I 5 Nr. 1, fol. 128r - 130v. Neben den be-
reits erwähnten, als unumgänglich bezeichneten, Ausgaben verwies der Küchenrat im Jahre 
1538 auch noch auf Münzverschlechterungen und die niedrigen Einnahmen der Zollbude, um 
die anhaltend hohe Verschuldung der Stadt zu rechtfertigen. Die angespannte Finanzlage 
Braunschweigs war auch ein Thema in den Ratschlägen der Jahre 1532, 1539, 1542, 1547 
und 1553; siehe: ebd., fol. 63v - 87r, 155v - 164v, 245r - 261r, 269r, 321r - 347r, 419r - 
420v u. 427r - 439r. Zur städtischen Finanzlage allgemein auch: Spieß, Braunschweig im 
Nachmittelalter, S. 29 - 43. 
65 Nur wenige Spuren hat dagegen die dritte Säule der Braunschweiger Getreidepolitik, die 
Vorratshaltung der Zünfte, in den Ratsprotokollbüchern hinterlassen. Es finden sich lediglich 
einige Mahnungen an den Rat, darauf zu achten, dass die Zünfte ihrer Pflicht auch tatsäch-
lich Genüge taten; siehe: StadtA BS, B I 5 Nr. 1, fol. 4v, 106v, 153r, 203r, 323r u. 410v - 
412r. Über das von den Zünften praktizierte System der Kornbevorratung gibt ein Vermerk 
vom 23. Juli 1597 Auskunft. An diesem Tag bestätigte der Rat einen Beschluss der Leinewe-
ber, der besagte, dass in Zukunft kein Mitglied ihrer Zunft mehr zum Meisteramt zugelassen 
werden sollte, wenn es nicht zuvor eine bestimmte Menge an Getreide der Zunft übergeben 
hatte. Meistersöhne hatten demnach 0,5 Scheffel Roggen zu entrichten, alle übrigen Anwär-
ter auf eine Meisterstelle 1 Scheffel; siehe: B I 4 Nr. 4, S. 360 - 361. Zum entsprechenden 
Vorgehen bei den Lakenmachern und Wandschneidern siehe auch: Vollmer, S. 57, 63 u. 71. 
66 Ein erstes Verbot von Getreideexporten aus dem herzoglichen Territorium in die Stadt 
Braunschweig verhängte Heinrich d.J. am 5. Oktober 1537. Erneuern ließ er diese Kornsper-
re am 11. Januar 1539 und am 16. Oktober 1540; siehe: Dehesselles, S. 63. Zur Entwicklung 
der Braunschweiger Getreidepreise auch: Beiträge zur niedersächsischen Preisgeschichte, S. 
XVIII - XX u. 2 - 3. 
67 Siehe die entsprechende Forderung der Gildemeister und der Hauptleute aus dem Jahre 
1537: StadtA BS, B I 5 Nr. 1, fol. 123v. 
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Menge Korn gegen ein ermäßigtes, das heißt unter dem aktuellen Marktpreis 
liegendes, Entgelt verkauft werden. Auch die obrigkeitliche Kontrolle der Bä-
cker wollte die Gemeinheit verschärft wissen. Sie wollte sichergehen, dass 
Letztere sich beim Backen an die vorgeschriebenen Maße und Gewichte hiel-
ten und in der aktuellen Notsituation nicht eigenmächtig und zum Nachteil 
der Bürger Brote geringerer Größe oder Qualität verkauften. Abgerundet 
werden sollte dieses Kriseninterventionsprogramm schließlich durch ein - fast 
schon obligatorisches - Verbot des Vorkaufs. Der Zwischenhandel mit Getrei-
de sollte eine Zeit lang noch schärfer kontrolliert beziehungsweise im Falle 
der beiden wichtigsten Brotgetreidesorten, Roggen und Weizen, ganz verbo-
ten werden.68 Mit diesem Vorstoß standen die Hägener im Jahre 1538 noch 
allein. Aber schon 1540 hatte sich die Lage so zugespitzt, dass die Klagen 
darüber, dass auf dem heimischen Markt Korn entweder gar nicht mehr oder 
nur noch zu völlig überhöhten Preisen zu bekommen war, die Stellungnah-
men der Gilden und der Gemeinden zur Ratspolitik dominierten. „[D]e armot 
vor lidlig gelt mit korn tovorsorgen“69 oder schlicht „Korn vor dat armode to-
vorschaffen“70, hatte sich damit zu einem drängenden Problem für die 
Braunschweiger Stadtführung entwickelt. 
 
Wie der Rat in dieser Situation reagierte, wie er versuchte, seiner Verantwor-
tung gerecht zu werden, wirft ein Schlaglicht auf die obrigkeitliche Fürsorge-
politik in der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts. Die Ratsherren bewegten 
sich nämlich auch weiterhin vorwiegend auf altbekannten Pfaden. Sie erlie-
ßen Ausfuhrverbote für bestimmte Getreidesorten beziehungsweise das in 
der Stadt befindliche Korn insgesamt.71 Sie versuchten, den Vorkauf zu un-
terbinden oder, wenn sie ihn erlaubten, zumindest dafür zu sorgen, dass die 
Händler einen bestimmten Teil dieses Getreides „... der gemeine thom bes-
ten by und ahn sick beholden“72, sprich ihrem Vorrat zuführten. Sie ermahn-
ten die Stadtbewohner, so weit wie möglich selbst aktiv zu werden, das heißt 
sich und ihr Haus mit einer ausreichenden Menge an Brotkorn zu versorgen 
                                        
68 Siehe die Artikel der Gemeinheit im Hagen aus dem Jahre 1538: ebd., fol. 149v - 150r. 
69 So die Hauptleute aus der Altewiek: ebd., fol. 198v. 
70 So die Formulierung der Hauptleute im Sack: ebd., fol. 199r. Zu den Verhandlungen zwi-
schen dem Rat und den Vertretern der Gilden und der Gemeinden im Jahre 1540 allgemein: 
ebd., fol. 165r - 207v; zu den Forderungen der Bürgervertreter in punkto Getreidepolitik 
insbesondere: ebd., fol. 166r, 192r - 195v u. 196v - 199r. 
71 Siehe die Edikte, die Kornausfuhr betreffend, aus den Jahren 1539, 1543 und 1545: B I 3 
Nr. 4, S. 609, 919 u. 939; Nr. 7, S. 56 - 57. 
72 Edikt von 1541, den Vorkauf betreffend: ebd. Nr. 4, S. 769. Siehe auch die entsprechen-
den Verordnungen aus den Jahren 1540, 1542, 1543, 1544, 1545 und 1549: ebd., S. 661, 
869, 917, 1029 u. 1922; Nr. 7, S. 56 - 57. 
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und „... sick also suluen vor schaden de ohme dar uth sunst konde erfolgen, 
[zu] vorhoiden“73. Außerdem kündigten sie zum wiederholten Male an, den 
privaten Getreidevorrat ihrer Untertanen besichtigen zu lassen und ihnen 
angezeigte Verstöße gegen das allgemeine Bevorratungsgebot unnachgiebig 
zu ahnden.74 Erklärtes Ziel all dieser Bemühungen war es, den städtischen 
Kornmarkt so weit am Leben zu erhalten, dass die Braunschweiger ihren 
Grundbedarf an Brotgetreide möglichst lange in Eigenregie decken konnten. 
Zu weiterreichenden armenpolitischen Maßnahmen - etwa der von der Ge-
meinheit im Hagen schon 1538 ins Gespräch gebrachten Öffnung der städti-
schen Getreidespeicher - konnten sich die Stadtoberen dagegen lange Zeit 
nicht durchringen. Erst 1542 teilten sie den Vertretern der Gilden und der 
Gemeinden mit, dass sie gewillt seien, für die städtischen Armen Roggen aus 
den öffentlichen Getreidevorräten ausmessen zu lassen.75 Ob es zu dieser 
Kornverteilung tatsächlich gekommen ist, lässt sich nicht mit Sicherheit sa-
gen. Ein entsprechendes Edikt findet sich in den Quellen erst für das Jahr 
1545. Darin wurde den Stadtbewohnern angekündigt, dass der Rat allen „... 
unsen armen borgern und borgerschen, de des bedurftich sin ...“ 76, in jedem 
Weichbild zu einem anderen festgesetzten Termin, eine bestimmte Menge 
Roggen ausmessen lassen wollte. Alle Interessenten wurden aufgefordert, 
sich auf der städtischen Münzschmiede einzufinden, wo ihnen - gegen Zah-
lung des obrigkeitlich verordneten Kornpreises - von eigens zu diesem Zweck 
abgestellten Ratsherren ein Schein oder Zettel ausgehändigt werden sollte. 
Gegen Vorlage dieses Zettels konnte sich dann ein jeder sein Korn zum fest-
gesetzten Zeitpunkt in seinem Weichbild abholen.77 
 
Dieses Verfahren entwickelte sich in den folgenden Jahren zu einem festen 
Bestandteil der Versorgungspolitik des Braunschweiger Rates. Vereinzelt in 
den Quellen auftauchende Alternativvorschläge - etwa die Anregung der 
Neustädter Hauptleute aus dem Jahre 1540, doch verstärkt die Bäcker mit 
Korn aus den städtischen Vorräten zu versorgen und diese für die Armen 
Brot backen zu lassen78, oder die Idee der Beckenwerker vom 1546, aus öf-
fentlichen Mitteln zwei oder drei Öfen zu unterhalten, in denen ausschließlich 
                                        
73 Edikt, die Kornausfuhr betreffend, von 1543: ebd. Nr. 4, S. 919. 
74 Siehe: ebd. 
75 Siehe die Willenserklärung in den Ratsprotokollbüchern: B I 5 Nr. 1, fol. 241v. 
76 Edikt, die Kornausmessung für arme Bürger betreffend: B I 3 Nr. 7, S. 61. 
77 Siehe: ebd., S. 61 - 62. 
78 Siehe: B I 5 Nr. 1, fol. 195r. 
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den Armen zum Besten gebacken werden sollte79 - konnten sich dagegen 
nicht durchsetzen. Der Rat scheute wohl den Verwaltungsaufwand und die 
finanziellen Belastungen, die mit diesen Reformvorschlägen verbunden ge-
wesen wären. Wäre er nämlich primär dazu übergegangen, die Bäcker mit 
Korn zu versorgen, hätte er gleichzeitig sicherstellen müssen, dass das aus 
diesem Getreide gebackene Brot auch tatsächlich den Armen zugutekam. 
Das wäre ohne umfangreiche Kontrollmaßnahmen kaum möglich gewesen. 
Wenn er aber das Kontrollproblem zu umgehen versucht hätte, indem er, wie 
von den Beckenwerkern empfohlen, das Brot gleich selbst backen ließ, wäre 
das mit erheblichen Mehrkosten - für Öfen, Brennmaterial, die Entlohnung 
der Bäcker et cetera - verbunden gewesen, die zu Lasten des ohnehin ange-
schlagenen städtischen Haushalts gegangen wären. Man beließ es deshalb in 
Braunschweig bei einer vergleichsweise kostengünstigen und wenig verwal-
tungsintensiven Variante der städtischen Getreidepolitik. Diese dürfte für die 
Notleidenden allerdings im Zweifelsfall weniger vorteilhaft gewesen sein als 
die direkte Verteilung von Brot, denn so blieb die Weiterverarbeitung des 
ausgegebenen Korns den Bedürftigen selbst überlassen. 
 
Das einzige Zugeständnis, das der Braunschweiger Rat den Armen noch zu 
machen bereit war, bestand darin, dass er ihnen bestimmte Zeiten einräum-
te, zu denen ausschließlich sie ihr Getreide in die städtischen Mühlen zum 
Mahlen bringen durften. Auf diese Weise sollte sichergestellt werden, dass 
die sozial Schwachen, die zu einer größeren Vorratshaltung nicht in der Lage 
waren, sondern ihr Brotkorn regelmäßig in kleinen Mengen mahlen lassen 
mussten, in Krisensituationen gegenüber ihren vermögenderen Mitbürgern 
nicht benachteiligt wurden, sondern in ausreichendem Maße Zugang zu die-
sen - für ihr Überleben notwendigen - Einrichtungen erhielten.80 Das war 
wohl keine ganz neue Regelung, sondern - wenn man der Argumentation der 
Gildemeister und Hauptleute an dieser Stelle folgen darf - Bestandteil des 
Repertoires, mit dem die Braunschweiger von alters her ihre Armen in Not-
zeiten unterstützt hatten. So führten es die Bürgervertreter jedenfalls im Jah-
re 1540 aus, als sie den Rat aufforderten, der „... Armut ... zu behuf ein egen 
grint ...“81, das heißt einen eigenen Mahlgang in der Mühle, zu verordnen. 
                                        
79 Siehe: ebd., fol. 305r. 
80 Siehe zum Beispiel die entsprechende Passage im Edikt, die Bevorratung mit Korn betref-
fend, aus dem Jahre 1545: B I 3 Nr. 4, S. 1890. 
81 Artikelsammlung der Gildemeister und Hauptleute aus dem Jahre 1540: B I 5 Nr. 1, fol. 
203v. Gleichlautende Forderungen finden sich in den Ratsprotokollen auch für die Jahre 
1542 und 1549; siehe: ebd., fol. 254r, 258v, 261r u. 399r. 
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Gemessen an den Vorstößen der Vertreter der Gilden und Gemeinden ver-
harrte die städtische Getreidepolitik also auch zur Jahrhundertmitte noch in 
eher traditionellen Bahnen. Der Rat versuchte über weite Strecken, mit den 
altbekannten dirigistischen Maßnahmen - Ausfuhrverbot, Unterbindung des 
Vorkaufs et cetera - seiner Fürsorgepflicht gegenüber den Stadtbewohnern 
gerecht zu werden. Die Ansätze zu einer aktiven Sozialpolitik stießen dage-
gen schnell an ihre Grenzen. Das dürfte nicht zuletzt daran gelegen haben, 
dass die finanzielle Lage Braunschweigs angespannt war und die Konfronta-
tion mit Herzog Heinrich d.J. den Handlungsspielraum der politischen Ent-
scheidungsträger zusätzlich begrenzte. Aber immerhin finden sich in den 
Quellen keine Anhaltspunkte dafür, dass der Braunschweiger Rat sich seine 
Aufgabe zu erleichtern versucht hätte, indem er die Zahl der Unterstützungs-
berechtigten auf administrativem Wege reduzierte. Weder thematisierte er 
einen potentiellen Missbrauch der städtischen Kornverteilungen durch un-
würdige Arme noch zeigte er Interesse daran, den obrigkeitlichen Zugriff auf 
die Hilfeempfänger zu intensivieren. 
 
3. Erneut in der Diskussion: Die Hospitäler und Armenhäuser 
 
Über die Zukunft der Hospitäler und Armenhäuser war im Zuge der Einfüh-
rung der Reformation in Braunschweig bereits ausführlich diskutiert worden. 
Die in der Kirchenordnung von 1528 gefundene Regelung konnte die Spre-
cher der Gilden und der Gemeinden aber offenbar nicht überzeugen, denn 
schon 1529 flammte die Auseinandersetzung um diesen Zweig der städti-
schen Armenpflege erneut auf. Hintergrund war auch hier die bedrohliche 
Lage der Stadt. Sie ließ eine Reihe von Bürgervertretern die Frage aufwerfen, 
ob es unter den gegebenen Umständen nicht sinnvoller sei, die Ressourcen 
dieser - in ihrer karitativen Funktion ohnehin umstrittenen - Institutionen an-
deren gemeinnützigen Zwecken zukommen zu lassen. 
 
Gegenstand der Debatte war zunächst das traditionsreiche Hospital St. 
Thomae. Gleich im März 1529 legten die Sprecher der Altstadt dem Rat nahe, 
die Einrichtung doch von ihrem bisherigen Platz vor dem Petritor an einen 
anderen - vorzugsweise innerhalb der Stadtmauern gelegenen - Standort zu 
verlegen.82 Hinter der Forderung stand wohl die Befürchtung, der die Stadt 
                                        
82 Siehe: ebd. Nr. 2, fol. 108v. Zum Hospital St. Thomae allgemein: Kapitel II, S. 20 u. Anm. 
4. Dort auch weiterführende Literaturhinweise. 
 111
bedrohende Herzog Heinrich d.J. könnte sich bei dem Versuch einer Belage-
rung in den vor den Toren gelegenen Gebäuden des Hospitals festsetzen.83 
Ebenso aufschlussreich wie diese Überlegung sind aber auch die weiteren 
Ausführungen, mit denen die Altstädter ihre Initiative zu stützen versuchten. 
Sie argumentierten nämlich, St. Thomae habe zurzeit ohnehin nur wenige 
Bewohner, die man ohne größere Schwierigkeiten auch in anderen karitati-
ven Institutionen unterbringen könne. Die in Frage stehenden Hospitalbauten 
aber solle man abreißen und zum Besten der Stadt - konkret zur Ausbesse-
rung der Stadtwälle und der übrigen Befestigungsanlagen - verwenden.84 
Über die Ursachen für die offenbar schlechte Frequentierung des Hospitals 
liegen keine genauen Angaben vor. Annette Boldt verweist in diesem Zu-
sammenhang auf den durch die Reformation verursachten Rückgang der Pil-
gerfahrten. Durch das Ausbleiben der durchziehenden Wallfahrer hätte das 
Spital einen wesentlichen Teil seiner bisherigen Klientel verloren.85 Ob das als 
Erklärung für den desolaten Zustand von St. Thomae um 1528 allerdings 
ausreicht, bleibt fraglich. Fest steht nur, dass das Hospital bei der geringen 
Zahl an Konventualen, die ihm verblieben waren, Gefahr lief, funktionslos 
und damit tendenziell überflüssig zu werden. Hatte es unter diesen Voraus-
setzungen überhaupt noch Sinn, das Spital an anderer Stelle wieder aufzu-
bauen, oder sollte man angesichts der vielfältigen Probleme, die die Stadt 
belasteten, nicht lieber gleich darüber nachdenken, die zweifellos vorhande-
nen Vermögenswerte der Einrichtung sicherzustellen und sie auf andere, 
vordringlicher erscheinende Aufgaben zu verwenden? 
 
Der damit wiedereröffneten Diskussion über den Sinn und Zweck der ge-
schlossenen Armenpflege konnten sich auch die anderen Hospitäler und Ar-
menhäuser Braunschweigs nicht entziehen. 1532 - als der Rat und die Bür-
gerkorporationen die angespannte Finanzlage der Stadt und die Mittel und 
Wege, ihr zu begegnen, erörterten - geriet das Spital Beatae Mariae Virginis 
in ihren Sog. Einige, leider nicht mehr zu identifizierende, Bürgervertreter 
machten den Vorschlag, sich zur Lösung des erwähnten Finanzproblems doch 
des Vermögens gerade dieses besonders gut dotierten Hospitals zu bedie-
nen. Dazu sollten die Landgüter der Einrichtung eingezogen, neu ausgege-
                                        
83 Eine Begründung für ihren Vorstoß gaben die Bürgervertreter im Jahre 1529 nicht. Aber 
1545 war es genau dieses Argument, das den Rat veranlasste, das Hospital tatsächlich ab-
reißen zu lassen; siehe dazu: Boldt, Fürsorgewesen, S. 30 - 31. 
84 Siehe: StadtA BS, B I 5 Nr. 2, fol. 108v. Im gleichen Sinne äußerten sich auch die Bürger-
vertreter aus dem Hagen und aus der Neustadt; siehe: ebd., fol. 113r u. 121v. 
85 Siehe: Boldt, Fürsorgewesen, S. 30. 
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ben und mit dem dabei erzielten Erlös die städtischen Schulden abgetragen 
werden.86 Ein solcher Schritt hätte weitreichende Signalwirkungen gehabt. 
Entsprechend sorgfältig formulierte der Rat deshalb seine Replik. Er wies da-
rauf hin, dass die zur Disposition gestellten Güter dem Hospital Beatae Ma-
riae Virginis von Fürsten, Edelleuten und Bürgern aus milder Andacht und zur 
Ehre Gottes gegeben worden seien. Die Bürgervertreter sollten gut überle-
gen, ob sie es vor Gott und den Menschen verantworten könnten, wenn die-
se Güter plötzlich den im Hospital betreuten Armen entzogen und zur Ret-
tung der Stadt, sprich zur Reduzierung der städtischen Schulden, verwandt 
werden würden. Auch sei zu berücksichtigen, dass ein derartiges Vorgehen 
unter Umständen bei benachbarten Fürsten und Städten auf Unverständnis 
und Kritik stoßen würde, denn was die Güter jährlich einbrächten, sei bislang 
den Armen, die ja im Übrigen auf Empfehlung der Bürgerinnen und Bürger 
im Spital Aufnahme gefunden hätten, ausgeteilt worden. Sollten diese Ein-
künfte in Zukunft nicht mehr zur Verfügung stehen, wie wollte man dann die 
Versorgung der bedürftigen Hospitalinsassen gewährleisten? Zu guter Letzt 
sei zu bedenken, dass das Hospitalgut, auf das der Rat nicht sofort Zugriff 
erlangen konnte, weil es zum Beispiel außerhalb der Landwehr und damit 
außerhalb seines direkten Einflussbereiches lag, durch die geplante Aktion 
sowohl den Armen als auch dem gemeinen Nutzen verloren gehen könnte. 
Wenn die karitative Zweckbindung der dem Hospital übereigneten Güter 
nämlich erst einmal aufgehoben worden sei, stehe zu befürchten, dass Drit-
te, zum Beispiel potentielle Erben, darauf Anspruch erheben würden.87 Die 
                                        
86 Die überlieferten Ratsprotokolle für das Jahr 1532 enthalten zumindest keinen Hinweis 
darauf, von wem der Vorschlag ursprünglich aufgebracht worden ist. Erhalten ist lediglich 
eine Antwort der Vertreter des Hagen auf ein Positionspapier des Rates, in der die Hägener 
noch einmal bekräftigen, dass sie die oben skizzierte Initiative unterstützten; siehe: StadtA 
BS, B I 5 Nr. 1, fol. 71v. Ob sie allerdings auch die Urheber des betreffenden Artikels waren 
und wer ihrem Antrag gegebenenfalls beisprang, lässt sich nicht mehr feststellen. Zum Hos-
pital Beatae Mariae Virginis allgemein siehe: Kapitel II, S. 19 u. Anm. 2. Dort auch weiterfüh-
rende Literaturangaben. 
87 StadtA BS, B I 5 Nr. 1, fol. 67v: „Tom verden datmen ok dem hospitale der armen to un-
ser leuen fruwen de guder enthein, uth don und dar mede afflosen scholde, so sick dat wol-
de schicken, dat willen I[hre] E[hrwürden] wol behartigen, de wile de guder den armen von 
fursten, edelluden und borgers uth milder andacht tor er godes gegeuen sin, wan de no 
scholden den armen entogen, und tor reddinge der stadt gebruket werden, wo wi dat alle 
vor gode und mennigligen konden vorantworden dat willen I[hre] E[hrwürden] mit uns wol 
bedencken, so konde wi des ok bi unsen umbligenden nabern wol vormerckt werden, dan 
wat de gude jerliges upbringen wart den armen so von unsen borgern und borgerschen 
darin gesettet werden, ministert und uthgedeilt, scholde no dat vorwerck von dar genom-
men werden, hedden in der not nemandes de de olden Radshern so to ridende nicht vormo-
gelick hen und weder to dageleistung forded, dar to geuen wi ok orsake, dat den armen de 
guder de nicht vom E[hrbaren] Rade konden vordedingt werden und buten de lantwer lig-
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Stadtoberen stellten sich mit dieser Erklärung klar hinter ihr Votum aus dem 
Jahre 1528. Auch die unbestritten diffizile Lage der Stadt rechtfertigte in ih-
ren Augen nicht eine umfassende Umleitung von Hospitalvermögen auf an-
dere städtische Aufgaben. Die in Rede stehenden Mittel waren nämlich 
zweckgebunden und halfen dem Gemeinwesen bei der Erfüllung einer wich-
tigen Obliegenheit: der Versorgung seiner in Not geratenen Mitbürger. Eine 
kurzfristig vielleicht reizvoll erscheinende alternative Nutzung der Gelder aber 
beeinträchtigte auf lange Sicht den armenpolitischen Handlungsspielraum 
des Rates, denn sie entzog den Häusern ihre ökonomische Basis und damit 
letztlich ihre Existenz. So weit wollten es die Ratsvertreter auf keinen Fall 
kommen lassen. Die unübersehbaren rechtlichen Konsequenzen des skizzier-
ten Vorschlags deuteten sie dabei lediglich an. 
 
Dass die Verlautbarung des Braunschweiger Rates aus dem Jahre 1532 den 
Charakter einer Grundsatzerklärung hatte, veranschaulicht das weitere 
Schicksal von St. Thomae. Zwar ließ die Stadtführung das alte Hospital vor 
dem Petritor im Jahre 1545 - im Rahmen ihrer Abwehrmaßnahmen gegen 
Herzog Heinrich d.J.88 - tatsächlich abbrechen. Die verbliebenen Spitalbe-
wohner wurden im Hospital Beatae Mariae Virginis untergebracht und in den 
nächsten 30 Jahren wurden weder die Plätze verstorbener Pfründner wieder 
besetzt noch überhaupt neue Konventualen aufgenommen. Aber der Besitz - 
und damit die materielle Basis - von St. Thomae blieb während dieser ganzen 
Zeit unangetastet. Seit der zweiten Hälfte der 1560er Jahre engagierten sich 
die Stadtoberen dann intensiv für einen Wiederaufbau. Der Rat der Gesamt-
stadt stellte mehrere hoch dotierte testamentarische Schenkungen für nicht 
näher spezifizierte wohltätige Zwecke, die ihm als Treuhänder überantwortet 
worden waren, für den Neubau von St. Thomae zur Verfügung und übereig-
nete den Vorstehern der Einrichtung aus eigenen Mitteln eine Ewigrente in 
Höhe von 200 Gulden.89 Gemeinsam mit dem Altstadtrat gelang es ihm dar-
über hinaus, die Unterstützung mehrerer Braunschweiger Bürger für das Pro-
jekt zu gewinnen. Diese ließen dem Spital in der Aufbauphase bedeutende 
                                                                                                               
gen, entogen werden, darumb will I[hre] E[würden] heinne de billigkeit und des Erb[aren] 
Rades bewechnisse wol bedenken.“ 
88 Zum - gescheiterten - Versuch Herzog Heinrichs d.J. von 1545, sein Land zurückzuer-
obern, siehe: Spieß, Braunschweig im Nachmittelalter, S. 83 - 84. 
89 Siehe: StadtA BS, A III 11 Nr. 110 - 112. Bei den testamentarischen Zuwendungen han-
delte es sich um ein Legat der Anna Geldern in Höhe von 700 Gulden und um ein Legat von 
Heinrich Kohlers Witwe im Umfang von 860 Gulden. Der Rat übereignete dem Hospital den 
Zinsgenuss der von ihm fest angelegten Hauptsummen. 
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Legate zukommen.90 1575 wurde das neue Hospital vor dem Hohen Tor fer-
tiggestellt. Es betreute von nun an zum einen Pfründner, die gegen ein Ent-
gelt oder um Gottes willen, also kostenlos, im Institut selbst lebten und ver-
sorgt wurden, und zum anderen sogenannte begabte Arme. Bei Letzteren 
handelte es sich um Bedürftige ganz unterschiedlicher Provenienz, Hausar-
me, junge Frauen mit Kindern, Kriegsversehrte et cetera, die in ihren Behau-
sungen in der Stadt lebten, die aber regelmäßig vom Hospital mit Hilfsgütern 
bedacht, sprich begabt, wurden.91 
 
Mit der 1532 proklamierten Bestandsgarantie für die städtischen Hospitäler 
und Armenhäuser gewann auch die Frage nach der Vergabe der Instituts-
plätze erneut an Brisanz. Der Braunschweiger Rat zeigte durchaus den Wil-
len, die neue Insassenpolitik, wie sie in der Kirchenordnung von 1528 pro-
grammatisch formuliert worden war, in die Praxis umzusetzen. Den Bürger-
vertretern aus dem Hagen, die ihn im März 1529 aufforderten, seinen Wor-
ten Taten folgen zu lassen - sprich für die Armenhäuser in ihrem Stadtteil 
evangelische Geistliche zu bestellen und Visitationen anzusetzen, um sich 
einen Überblick über die Bewohner der Häuser sowie deren materielle, geist-
liche und moralische Befindlichkeit, zu verschaffen -, konnte er zum Beispiel 
schon nach kürzester Zeit mitteilen, dass er ihrem Ansinnen entsprochen und 
die betreffenden Maßnahmen in die Wege geleitet hatte.92 Außerdem stellte 
er im Jahre 1532 mit Blick auf das Hospital Beatae Mariae Virginis noch ein-
mal mit aller Deutlichkeit klar: „Dat arme borger und borgersche der proven 
tho unser leuen fruwen geneten is billich und man wil de so neine borger 
edder borgersche sin, dartho nicht gestaden“.93 Er unterstrich also nicht nur 
die Gültigkeit des Heimatprinzips, sondern bekräftigte auch den karitativen 
Grundcharakter der Stiftungen sowie den obrigkeitlichen Kontrollanspruch, 
dem sich die Begünstigten dieser Art von Wohltätigkeit in Zukunft zu unter-
                                        
90 Es handelte sich hier insbesondere um 400 Goldgulden aus dem Testament des verstor-
benen ehemaligen Bürgermeisters Gerke Pawel und um 500 Goldgulden aus dem Testament 
des Anthonius Brandenhagen. Zu den Verhandlungen über die Nutzung dieser Gelder siehe: 
ebd. Nr. 113; Boldt, Fürsorgewesen, S. 32 - 33 u. Anm. 147; zur Entwicklung des Hospitals 
St. Thomae in den Jahren 1545 bis 1575 allgemein auch: ebd., S. 27 - 33. 
91 Eine Analyse des Nutznießerkreises des Hospitals nach 1575, differenziert nach der Art der 
gewährten Unterstützung, dem Geschlecht des Begünstigten, seinem Alter und Familien-
stand sowie der Dauer der geleisteten Hilfe findet sich bei Annette Boldt; siehe: ebd., S. 107 
- 143. 
92 Zur Forderung der Bürgervertreter siehe: StadtA BS, B I 5 Nr. 2, fol. 111v; zur Antwort 
des Rates siehe: ebd., fol. 183r. 
93 Antwort des Rates auf die eingebrachten Artikel von Gilden und Hauptleuten von 1532: 
ebd. Nr. 1, fol. 79v. 
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werfen haben würden. Nur geriet dieses Vergabekonzept schnell in Konflikt 
mit einer anderen Obliegenheit der Braunschweiger Ratsherren: mit ihrer 
Verantwortung für das Wohlergehen der städtischen Bediensteten. Kamen 
diese oder generell Personen, die sich um das Wohl der Stadt verdient ge-
macht hatten, in Ausübung ihres Amtes zu Schaden oder büßten durch Alter, 
Krankheit oder sonstige Unglücksfälle ihre Arbeitskraft ein, gehörte es, wie 
der Rat gegenüber den Bürgervertretern aus der Neustadt im Jahre 1529 
ausdrücklich bestätigte, zu seinen tradierten Aufgaben, sich der Betreffenden 
anzunehmen und sie vor Not und Elend zu bewahren.94 Deshalb räumte er 
besagtem Personenkreis im Jahre 1532 - als er die Besoldung der städtischen 
Amtsträger neu regelte - neben einem festen Gehalt als Lohn für die geleis-
tete Arbeit auch eine bevorzugte Anwartschaft auf einen Spitalplatz - speziell 
auf eine Pfründe im Hospital Beatae Mariae Virginis - ein.95 Das bedeutet nun 
nicht, dass man davon ausgehen kann, dass jeder Stadtdiener, der dessen in 
einer bestimmten Phase seines Lebens bedurfte, auch tatsächlich einen Platz 
im Hospital Beatae Mariae Virginis zugesprochen bekam. Die konkreten For-
men der Hilfe werden im Einzelfall wohl wesentlich differenzierter und varian-
tenreicher gewesen sein. Aber indem der Rat eine solche - berufsorientierte - 
Sondergruppe von Konventualen definierte, untergrub er den von ihm selbst 
initiierten Versuch, das Problem Pfrundmissbrauch - das heißt die Okkupation 
von Spitalplätzen durch eigentlich nicht dafür vorgesehene Personen - durch 
die Formulierung einheitlicher, für alle Interessenten gleich verbindlicher 
Aufnahmekriterien zu lösen.96 Die angemessene Versorgung der Braun-
                                        
94 Siehe die Antwort des Rates auf die besonderen Artikel der Vertreter der Neustadt von 
1529: ebd. Nr. 2, fol. 152r. 
95 In den Ratsprotokollen ist an der betreffenden Stelle zunächst nur ganz allgemein von 
einer Pfründe die Rede, auf die die in Not geratenen Stadtdiener einen Anspruch haben soll-
ten; siehe: ebd. Nr. 1, fol. 81r. Im Zusammenhang mit der Nutzung des Hospitals Beatae 
Mariae Virginis sprach der Rat dann ausdrücklich von „... vnsern dienern, de vns frundlick 
gedindt ...“; ebd., fol. 79v - 80r. Eine spezielle Reglung gab es für die fünf Stadtschreiber. 
Um sicherzustellen, dass diese dem Rat, den Bürgern und der gemeinen Stadt stets treu und 
fleißig dienten, sollten sie - mit Zustimmung der Kastenherren - vom Rat mit den fünf Lehen 
belehnt werden, mit denen die städtischen Schreiber auch schon vor der Reformation auf 
Lebenszeit ausgestattet worden waren. Im Alter, im Falle von Krankheiten und sonstigen 
Gebrechen sollten diese Lehen ihren Lebensunterhalt sichern. Im Gegenzug waren die 
Schreiber verpflichtet, in der Stadt und bei ihrem Dienst zu bleiben. Wer die Stadt bezie-
hungsweise seinen Dienst ohne Erlaubnis des Rates verließ, verlor auch den Anspruch auf 
das Lehen. Nach dem Tod eines der Amtsinhaber fiel das Lehen an den Rat zurück, der es 
dann wieder neu vergeben konnte; siehe: ebd., fol. 81r. 
96 Selbstredend erwartete man auch von den Stadtdienern, die in den Genuss der besonde-
ren Fürsorge des Rates kommen wollten, dass sie bestimmten moralischen Anforderungen 
genügten. Sie mussten zum Beispiel das Evangelium achten, mit ihren rechtmäßigen Ehe-
frauen zusammenleben und durften sich nicht mit verdächtigen Personen herumtreiben; 
siehe: ebd. Aber Voraussetzung für die ihnen zuteilwerdende Hilfe war nicht in erster Linie 
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schweiger Bevölkerung mit Hospitalplätzen blieb in der Folge eine offene und 
tendenziell konfliktträchtige Aufgabe. 
 
4. Die städtischen Armen und das Bettelproblem:  
Die Braunschweiger Bettelordnung von 1550 
 
Weder die Hospitäler und Armenhäuser noch die Getreideversorgung waren 
jedoch das eigentliche Herzstück des neuen Braunschweiger Fürsorgepro-
gramms. Das waren die Armenkästen, die im Jahre 1528 in der Stadt einge-
richtet wurden. Sie sollten der alten, weitgehend unreglementierten und 
nach Meinung der Zeitgenossen häufig die Falschen begünstigenden Almo-
senpraxis ein Ende setzen, allen wahrhaft Bedürftigen auf Weichbildebene 
ein Mindestmaß an Unterstützung gewähren und damit auf lange Sicht das 
leidige Problem des Bettelns aus der Welt schaffen. Um diese hochgesteck-
ten Erwartungen erfüllen zu können, mussten die Kästen möglichst schnell 
und möglichst reibungslos funktionieren. Der Rat stellte sich deshalb gleich 
im Frühjahr 1529 mit seiner ganzen Autorität hinter das neue Instrument der 
städtischen Armenpflege und ließ bekannt machen, dass er die Arbeit der 
Armendiakone mit allen ihm zu Gebote stehenden Mitteln fördern und insbe-
sondere dafür sorgen werde, dass die den Armenkästen zugedachten testa-
mentarischen Schenkungen auch tatsächlich ihrem karitativen Zweck zuge-
führt wurden. Eventuell auftretende Streitfälle beabsichtige er im Sinne sei-
nes obrigkeitlichen Fürsorgeauftrags zu schlichten.97 Nichtsdestotrotz bereite-
te die finanzielle Ausstattung der Kästen den Stadtoberen offenbar Sorge. 
Aus diesem Grunde informierten sie die Bürgervertreter zum Beispiel im Jah-
re 1532 darüber, dass sie beschlossen hätten, den Erlös aus dem Verkauf 
von überzähligen Messgewändern und anderen geistlichen Gerätschaften, für 
die es im Rahmen der neuen Glaubensordnung keine Verwendung mehr gab, 
karitativ zu nutzen. Ein Drittel sollte in die Armenkästen fließen, ein Drittel 
sollte auf die Instandhaltung von Wegen und Stegen verwandt werden und 
für das letzte Drittel wollten die Stadtoberen Roggen zur Unterhaltung armer 
Bürgerinnen und Bürger in Notzeiten kaufen.98 Sie präzisierten beziehungs-
                                                                                                               
die Tatsache, dass sie dem 1528 entworfenen Idealtypus eines Hospitalinsassen in besonde-
rer Weise entsprachen, sondern vielmehr der Umstand, dass sie der genannten Sondergrup-
pe angehörten. 
97 Zu den vorangegangenen Forderungen der Bürgervertreter siehe: ebd. Nr. 2, fol. 118r u. 
132v; zur Reaktion des Rates: ebd., fol. 152v. 
98 Siehe die Antwort des Rates auf die eingebrachten Artikel der Gilden und Hauptleute von 
1532: ebd. Nr. 1, fol. 79v. 
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weise revidierten damit Entscheidungen aus den Jahren 1529 und 1530, in 
denen es zunächst noch ganz allgemein geheißen hatte, man wolle die zu 
erwartenden Einkünfte zum Besten der Stadt verwenden und dann, sie soll-
ten den Schatzkästen zugutekommen.99 Dass sich die Ratsherren letztlich für 
eine Alimentierung der Armenkästen entschieden, unterstreicht die Bedeu-
tung, die sie dem Aufbau der neu strukturierten offenen Armenpflege in der 
Stadt beimaßen. Den schwerwiegenderen Schritt in diesem Zusammenhang 
hatten sie allerdings schon 1529 getan. Im Rahmen ihrer Stellungnahme zu 
den Artikelsammlungen der Bürgerkorporationen hatten sie den Sprechern 
der Altewiek mitgeteilt, dass sie übereingekommen seien, „... unsen Stadt-
schriven [zu] bevelen vanner se Testamente tobeschrivende gefordert wer-
den, dat se by den Testamentemakeren der armenkasten nicht vorgeten und 
de Sake mith flite promoveren und vorßetten“100. Man verabschiedete sich 
damit in Braunschweig gleich im Jahre 1529 von dem in der Kirchenordnung 
noch mit so großem Enthusiasmus vertretenen Prinzip der - allein aus der 
Verantwortung eines jeden Christenmenschen für seine notleidenden Brüder 
und Schwestern fließenden - Freiwilligkeit des Spendens und ging über zu 
einer Armenkastenabgabe, vergleichbar mit dem Legat für die Instandhal-
tung von Wegen und Stegen, das jeder Testierwillige in Braunschweig seit 
1532 zu entrichten hatte.101 Zur Durchsetzung dieser armenpolitischen Maß-
nahme setzte man auf die Stadtschreiber, zu deren Pflichtenkatalog als städ-
tische Amtsträger es gehörte, den Letzten Willen der Bürgerinnen und Bürger 
in rechtsgültiger Form aufzunehmen. Sie sollten laut Ratsbeschluss darauf 
achten, dass der neuen Vorschrift Genüge getan wurde und die Testatoren 
mit einem Teil ihrer weltlichen Habe die Armenkästen alimentierten.102 
 
                                        
99 Zum Entscheidungsprozess in dieser Sache siehe: ebd. Nr. 2, fol. 108r, 112v - 113r, 125r, 
132r - v u. 143r; Nr. 1, fol. 4r. Bestätigt wurde die Umwidmung der Gelder für karitative 
Zwecke auch noch einmal im Jahre 1533; siehe: ebd., fol. 109v. 
100 Antwort des Rates auf die besonderen Artikel der Vertreter der Neustadt von 1529: ebd. 
Nr. 2, fol. 152v. 
101 Die Regelung hinsichtlich der Abgabe für die Instandhaltung der Wege und Stege ist dem 
Echteding von 1532 zu entnehmen; siehe: UB BS I Nr. 139, S. 331, § 59. Zur Geschichte 
dieses Legats auch: Tschipke, S. 26 - 28; Piper, S. 47 - 48. Die Vorschrift bezüglich der Ar-
menkastenabgabe hat dagegen keinen Eingang in das Echteding oder das Stadtrecht gefun-
den. 
102 Da die große Mehrheit der Braunschweiger schon im 15. Jahrhundert und dann vor allem 
im 16. Jahrhundert die Variante wählte, ihren Letzten Willen durch den Stadtschreiber oder 
einen anderen städtischen Beamten, etwa den Gerichtsschreiber, in einer Urkunde niederle-
gen zu lassen, konnte sich der Rat gute Erfolgschancen für seinen armenpolitischen Vorstoß 
ausrechnen; siehe dazu: ebd., S. 58 - 59. 
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Ernst Schubert hat in Entwicklungen wie dieser lediglich ein Indiz für den 
gerade in der lutherischen Kirche stark ausgeprägten obrigkeitlichen Zugriff 
auf die Gläubigen zu sehen vermocht. Aus der gemeinsamen Verantwortung 
für die sozial Schwachen als Ausdruck eines neuen Glaubensverständnisses 
sei nur allzu schnell eine verkappte Steuer geworden, eine von oben gesetzte 
Gemeindepflicht, die als „... eine spezielle Form unter allen Abgaben, die der 
neue Obrigkeitsstaat forderte“103, gesehen werden müsse. Die Beschäftigung 
mit derartigen Abgaberegelungen habe - ebenso wie die Kommunalisierung 
der Armenpflege insgesamt - vor allem einem Zweck gedient: dem Ausbau 
der Ratsherrschaft.104 Ohne solche machtpolitischen Implikationen leugnen 
zu wollen, lässt sich der Vorstoß des Braunschweiger Rates aber auch als 
notwendige Folgeerscheinung eines erweiterten Fürsorgebegriffs interpretie-
ren. Wenn man sich nämlich nicht mehr mit punktuellen Hilfsangeboten be-
gnügen, sondern allen würdigen Armen seines Gemeinwesens eine standar-
disierte (Mindest-)Versorgung anbieten wollte, brauchte man nicht nur gene-
rell größere, sondern auch mit einer gewissen Regelmäßigkeit fließende fi-
nanzielle Mittel. Im Laufe des 16. Jahrhunderts ist deshalb überall in Europa 
mit neuen Finanzierungsmodellen experimentiert worden. Die Leisniger Kir-
chenordnung von 1523 sah zum Beispiel vor, nicht nur die Bürger und Bau-
ern, sondern auch alle in einem Kirchspiel ansässigen Handwerksgesellen 
und Gesindepersonen zu verpflichtet, jährlich eine bestimmte Summe Geldes 
an den gemeinen Kasten abzuführen.105 Die ostfriesische Kirchenordnung 
von 1529 kannte eine Haussteuer für Arme und Kirchenbedienstete.106 Und 
in England erprobte man seit den 1550er und 1560er Jahren auf lokaler Ebe-
ne diverse Formen von Armensteuern, bevor mit den Poor Laws von 1598 
und 1601 das Prinzip einer Besteuerung der vermögenden Gemeindemitglie-
der zugunsten der mittellosen endlich landesweit eingeführt wurde107. Vergli-
chen mit solchen Projekten waren die Ambitionen des Braunschweiger Rates 
eher bescheiden. Er erhob keine wiederkehrende Gebühr, sondern verlangte 
lediglich, dass die Bürgerinnen und Bürger bei der Abfassung ihrer Testa-
mente die Armenkästen mit einem Legat bedachten. Die hinter den unter-
schiedlichen Initiativen stehende Grundidee war allerdings stets die gleiche: 
                                        
103 Schubert, Niedersächsische Kirchenordnungen, S. 119. 
104 Siehe: ebd., S. 121. 
105 Siehe: Luthers Ordnung eines gemeinen Kastens, in: WA, Bd. 12, S. 28 - 29. Dies ist der 
früheste mir bekannt gewordene Beleg für eine Armensteuer. Allerdings kannte die Leisniger 
Ordnung keine Unterscheidung zwischen Armen- und Kirchenbelangen. Die erwähnte Steuer 
wurde also pauschal für beide Zwecke erhoben. 
106 Siehe: Die Evangelischen Kirchenordnungen, Bd. 7,1, S. 366 - 367. 
107 Als Beispiele siehe: McIntosh; Hindle, S. 227 - 299. 
 119
Man erprobte den Gedanken, das in der Armenpflege jahrhundertelang allein 
ausschlaggebende Gebot der christlichen Nächstenliebe durch eine obrigkeit-
lich initiierte und kontrollierte Pflicht der Gemeindemitglieder zu helfen zu 
ersetzen. 
 
War der Aufbau des Kastenwesens in Braunschweig denn ein Erfolg? Diese 
Frage muss man wohl ganz unterschiedlich beantworten, je nachdem von 
welcher Seite man sich ihr nähert. Es gelang den Verantwortlichen, funkti-
onsfähige Armenkästen auf die Beine zu stellen. Diese versorgten zum einen 
längerfristig Bedürftige mit regelmäßigen Geldzahlungen sowie Zuteilungen 
an Brot, Kleidern und Schuhen und unterstützten zum anderen Menschen in 
akuten Krisensituationen mit einem einmaligen Almosen. Wenn die Diakone 
am Ende eines Rechnungsjahres ihre Bilanzen vorlegten, präsentierten sie 
darüber hinaus in der Regel schwarze Zahlen, so dass dafür gesorgt war, 
dass die Arbeit der Kästen auch im nächsten Jahr fortgesetzt werden konnte. 
Das lässt sich durchaus als Erfolg verbuchen.108 Allerdings blieb die Zahl der 
Leistungsempfänger über die Jahre vergleichsweise klein. Im Weichbild Neu-
stadt - für das sich das älteste Armenregister der Stadt erhalten hat - waren 
es in den 1550er Jahren zum Beispiel nie mehr als 19 bis 25 Notleidende, die 
Woche für Woche Leistungen erhielten, und drei bis 20 Personen, die tempo-
rär unterstützt wurden.109 Wenn sich diese Zahlen aufgrund der sehr unter-
schiedlichen Wirtschafts- und Sozialstruktur der fünf Braunschweiger Stadt-
teile und des Fehlens ergänzender Informationen zu den einzelnen Armen-
kästen auch nicht auf die Gesamtstadt hochrechnen lassen, so machen sie 
doch eines ganz deutlich: Dem Hauptanliegen der Fürsorgereform von 1528, 
der Beseitigung des Bettel(un)wesens, war so nicht näher zu kommen. Dazu 
war die Anzahl der Almosenempfänger schlicht zu gering.110 Noch gar nicht 
                                        
108 Für die erste Hälfte des 16. Jahrhunderts existieren für die einzelnen Armenkästen ledig-
lich lückenhafte Rechnungsbestände. Vorhanden ist Material aus der Altstadt für die Jahre 
1541 bis 1550 und 1552 bis 1555 sowie aus der Neustadt für die Jahre 1548 bis 1549 und 
1550 bis 1557, siehe: StadtA BS, F I 1 Nr. 421 ff.; B IV 11 Nr. 213. Dieses Material erlaubt, 
sich einen Überblick über die Arbeit der Kästen im hier interessierenden Zeitraum zu ver-
schaffen. Allerdings enthält nur der zuletzt erwähnte Bestand auch ein Armenregister, das 
heißt ein Namensverzeichnis der unterstützten Armen mit einem Vermerk über die ihnen 
ausgezahlten Gelder. Für die Weichbilde Hagen, Altewiek und Sack ist die Quellenlage 
schlechter. Hier haben sich nur die Abrechnungen über die von den Kästen pro Jahr verwal-
teten Gelder erhalten; siehe: ebd. Nr. 2. Sie bezeugen aber eine positive finanzielle Entwick-
lung der Braunschweiger Armenkästen; dazu ausführlich: Lorentzen, S. 302 - 307. 
109 Siehe das Armenregister der Neustadt für die Jahre 1550 bis 1557: StadtA BS, B IV 11 
Nr. 213. 
110 Die Einwohnerzahl Braunschweigs war, Thomas Dehesselles zufolge, in den 1550er Jah-
ren auf etwa 16 000 Menschen gestiegen; siehe: Dehesselles, S. 8. Von diesen Menschen 
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in die Überlegungen mit einbezogen haben wir dabei die Frage, was das 
städtische Hilfsangebot überhaupt zu leisten imstande war, sprich ob es den 
Armen ein Überleben garantieren konnte oder ob es lediglich einen Beitrag 
zum Lebensunterhalt darstellte. Das für die frühen Jahre ausgesprochen lü-
ckenhafte Quellenmaterial lässt hier nur schwer Aussagen zu. Festgehalten 
werden aber kann: Es handelte sich bei den ausgezahlten Summen um Stan-
dardbeträge, die sich Veränderungen im individuellen Lebenszusammenhang 
eines Bedürftigen oder steigenden Lebenshaltungskosten nur sehr zögerlich 
anpassten.111 
 
Dem Braunschweiger Rat konnten die angesprochenen Probleme auf Dauer 
natürlich nicht verborgen bleiben. Im Jahre 1550 sah er sich gezwungen, 
Konsequenzen zu ziehen und sich von zentralen armenpolitischen Positionen 
der Kirchenordnung von 1528 zu verabschieden. Er erließ eine neue Ord-
nung, in der er gleich zu Beginn sein Scheitern auf dem Gebiet der Bettelbe-
kämpfung einräumte und grundsätzlich akzeptierte, dass „... die Armen, so 
wir immer mit vnß haben werden, undt ihres armuths halben in der noth all-
mosen bedurften ...“112, zur Sicherung ihres Lebensunterhalts unter anderem 
auch auf das Bitten um die milden Gaben ihrer Mitbürgerinnen und Mitbürger 
angewiesen sein würden. Er beabsichtigte allerdings, dieses Bitten strengen 
Regeln zu unterwerfen. Zu diesem Zweck bestimmte er feste Zeiten - mittags 
von 10 bis 12 Uhr und abends von 17 bis 19 Uhr -, zu denen allein den Be-
dürftigen das Betteln in der Stadt erlaubt sein sollte. Darüber hinaus ermäch-
tigte er die Armendiakone, aus öffentlichen Mitteln zwei Männer, sogenannte 
Bettelvögte, zu bestellen, die darauf achten sollten, dass die Bittumzüge die 
Bürger so wenig wie möglich belästigten.113 „[W]ürde aber Jemandt was 
vngestümes treiben mit fenster auswerffende undt vnter sich schlagende, 
fluchende undt Haarziehende“, so sollten die Bettelvögte das „... mit ernst 
alles verbieten, strafen, wehren undt steuren, erstlich etzliche mahl mit gu-
ten wortten, dazu dienlich, undt wenn die nicht helften wollen, so ... [sollten] 
sie den bösen buben undt Schäleken mit einer scharffen Peitsche mores leh-
ren“.114 Hier zeigt sich, wie schnell um die Mitte des 16. Jahrhunderts aus 
                                                                                                               
wiederum galten 5 bis 10 Prozent offiziell als bedürftig; siehe dazu: Fischer, Armut, Bettler, 
Almosen, S. 272. 
111 Siehe: wie Anm. 108. 
112 Ordnung gegen die Bettelei von 1550: StadtA BS, B IV 13d Nr. 7, fol. 143r, Punkt 4. 
113 Siehe dazu: ebd., Punkt 1 u. 4. 
114 Ebd., fol. 143v, Punkt 5. Auch wenn zu besonderen Anlässen, etwa zu Hochzeiten, Be-
gräbnissen oder während des Aufenthalts fürstlicher Herren in der Stadt, Almosen an die 
 121
ehrbaren Armen Buben und Schälke werden konnten. Es genügte nicht 
mehr, unverschuldet in Not geraten zu sein, der Hilfesuchende musste seine 
moralische Integrität auch durch sein Handeln stets aufs Neue unter Beweis 
stellen. Tat er das nicht, lief er Gefahr, auf die Seite der unwürdigen Armen 
gestellt zu werden. Solchen Gestalten gegenüber aber wollten sich die 
Braunschweiger Ratsherren keine unziemliche Nachsicht mehr nachsagen 
lassen. 
 
Die gleiche argumentative Härte bekamen auch die fremden Bettler zu spü-
ren. Sie wurden noch einmal ausdrücklich auf eine Ebene mit den falschen, 
das heißt betrügerischen, Almosenempfängern gestellt und sollten von den 
Bettelvögten gemeinsam mit diesen - wenn nötig unter offener Gewaltan-
wendung - aus der Stadt vertrieben werden. Die Tatsache, dass den Bettel-
vögten dabei die Option eingeräumt wurde, besondere Härtefälle den Ar-
mendiakonen zur Kenntnis zu bringen, damit diese dafür sorgen konnten, 
dass die prinzipiell Unerwünschten doch noch eine kleine Gabe mit auf den 
Weg bekamen115, kann als ein Relikt jener relativen Offenheit gewertet wer-
den, mit der man um 1528 in Braunschweig den fremden Bittstellern begeg-
net war. Auch gegenüber den Kranken unter den Fremden verschärfte sich 
der Ton. Während die Kirchenordnung für Personen, die während eines be-
fristeten Aufenthalts in der Stadt erkrankten, noch das Bild eines Notleiden-
den bemüht hatte, der von Gott selbst der Sorge der Gemeinschaft anver-
traut worden war, akzeptierte der Rat im Jahre 1550 eine Fürsorgepflicht für 
fremde kranke Bettler nur noch dann, wenn er berechtigte Hoffnung zu ha-
ben glaubte, dass die Betreffenden durch die ihnen geleistete Hilfe genasen, 
ihre Arbeitskraft wiedererlangten und damit nicht auf Dauer der Allgemein-
heit zur Last fielen. Die Vorauswahl geeigneter Kandidaten wurde den Bettel-
vögten übertragen. Sie sollten die Kranken in Augenschein nehmen, die 
ihnen erfolgversprechend erscheinenden Personen heraussuchen und vor die 
Armendiakone bringen. Letztere hatten dann zu entscheiden, wie in jedem 
Einzelfall weiter zu verfahren war.116 
 
Mit neuer Eindringlichkeit widmete sich die Braunschweiger Bettelordnung 
von 1550 auch den Kindern und Jugendlichen. Hatte man sich 1528 noch 
                                                                                                               
Armen verteilt wurden, sollten die Bettelvögte dafür sorgen, dass es nicht zu Unfrieden und 
Aufruhr unter den Bedürftigen kam; siehe: ebd., fol. 144r - v, Punkt 9 u. 10. 
115 Siehe: ebd., fol. 143v, Punkt 6. 
116 Siehe: ebd., fol. 144r, Punkt 8. 
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damit begnügt, ihnen das Betteln zu untersagen und die Erziehungsberech-
tigten an ihre besondere Sorgfaltspflicht ihren Schutzbefohlenen gegenüber 
zu erinnern, unterstellte man die „... armen kinder undt Schüler, die vmb 
Gottes willen bitten, Psalmen singen oder beten“117, nunmehr ausdrücklich 
der Zuständigkeit der Bettelvögte. Wo immer die neuen Ratsdiener in den 
Straßen der Stadt auf bettelnde Kinder stießen, sollten sie diese aufgreifen 
und einem intensiven Verhör über die genaueren Umstände ihres - verbote-
nen - Tuns unterziehen. Anschließend sollten sie die Schüler und Lehrlinge 
unter den Herumtreibern an die ihnen gebührenden Orte, sprich in die Schu-
len oder zu ihren Lehrherren, schicken, die übrigen aber sollten sie „... zu 
dienste vndt arbeid weisen vndt vermahnen mit billiger bedrourung vndt an-
zeigung ihrer Eltern oder fürmunden, dabey sie sein“118. Da keine weiteren 
Strafmaßnahmen vermerkt sind, blieb es wohl bei dieser Drohgebärde. Auch 
darüber, wie ausreichende Arbeitsmöglichkeiten für arme Kinder geschaffen 
werden sollten, schwieg sich die Ordnung von 1550 aus. Sie beließ es bei 
dem allgemeinen Hinweis, dass die Kirchenordnung den Bedürftigen ja die 
Möglichkeit einer kostenlosen (Schul-)Ausbildung eröffnet hatte.119 Bemer-
kenswerterweise taucht genau an dieser Stelle ein Bild auf, das in der Debat-
te um die städtischen Armen bis dahin allenfalls eine untergeordnete Rolle 
gespielt hatte, nämlich das Bild von einer die Gesellschaft unterwandernden 
und von innen bedrohenden kriminellen Armut. Die Stadtoberen beschworen 
das Szenario einer Gegenwelt zwielichtiger Gestalten, die sich an bestimmten 
Plätzen in der Stadt zusammenrotteten. Als solche Plätze ausgemacht hatten 
sie die Kirchhöfe. Dort würden die verschiedensten Kategorien von unwürdi-
gen Armen ihren Geschäften nachgehen, mit ihrem unziemlichen Betragen 
nicht nur die Ruhe der Toten und die Gottesdienstfeiern der Lebenden stö-
ren, sondern insbesondere auch eine Gefahr für die Jugend darstellen. Diese 
ließe sich durch das bunte Treiben nämlich nur allzu leicht verführen, aus 
ihrem bürgerlichen Leben herausreißen und damit vielleicht auf Dauer der 
Bettelei und dem Müßiggang anheimfallen.120 Die Ratsherren bekundeten 
ihren festen Willen, die Kinder vor einem solchen Schicksal zu bewahren und 
den von ihnen so titulierten „... Buben- vndt Spielschulen ...“121 einen Riegel 
vorzuschieben. Dadurch dass sie gerade in diesem Zusammenhang auf den 
                                        
117 Ebd., fol. 143v, Punkt 7. 
118 Ebd. 
119 Siehe: ebd. 
120 Siehe: ebd., fol. 144v, Punkt 11.  
121 Ebd. 
 123
Topos vom Milieu der Nacht 122rekurrierten, unterstrichen die Stadtoberen 
ihre patriarchale Verantwortung gegenüber den Kindern und Jugendlichen. 
Wenn der Ton gegenüber den Armen generell auch härter wurde, so war die 
Braunschweiger Stadtführung um die Mitte des 16. Jahrhunderts doch - noch 
- bereit, in einem Heranwachsenden primär die notleidende Kreatur, nicht 
den potentiellen Verbrecher zu sehen.123 
 
Abgerundet wurde das Maßnahmenpaket von 1550 schließlich durch eine 
öffentliche Kennzeichnung der ehrbaren Armen. Der Rat wies die Armendia-
kone an, an alle von ihnen betreuten Bedürftigen Almosen- beziehungsweise 
Bettelzeichen auszugeben. Nur wer ein solches Zeichen vorweisen konnte, 
sollte in Zukunft noch berechtigt sein, bei den Einwohnern der Stadt um eine 
milde Gabe zu bitten. Mit der Überprüfung dieser Vorschrift wurden wiede-
rum die Bettelvögte beauftragt.124 Sie sollten bei ihren Rundgängen auch 
sonst ein wachsames Auge auf die städtischen Almosenempfänger haben 
und die Armendiakone umgehend informieren, „... so sie Iemandt höreten 
oder wüsten von allen armen, so der allmosen leben, auch aus den kasten, 
die davon laster vndt schande treiben ...“125. Ergab sich ein hinreichender 
Anfangsverdacht, sollten die Diakone den Fall aufgreifen und einer genaue-
ren Untersuchung unterziehen. Konnte einem Fürsorgeempfänger ein Fehl-
verhalten nachgewiesen werden, sollten die Kastenherren ihm „... den korp 
aufhengen ...“126, das heißt die Unterstützung kürzen oder streichen. 
 
Schuf sich der Braunschweiger Rat letztlich also doch noch jenen Disziplinie-
rungsapparat, auf den er 1528 gemeint hatte verzichten zu können? Auf den 
ersten Blick hat es den Anschein, denn mit der Einführung von Bettelzeichen 
traf er eine für jedermann sichtbare Unterscheidung zwischen würdigen und 
unwürdigen Armen und mit der Einstellung von Bettelvögten gab er den Ar-
mendiakonen ein Exekutivorgan an die Hand, dem sie all jene wenig presti-
geträchtigen Kontrollaufgaben übertragen konnten, die sie selbst nicht mehr 
ausüben konnten oder wollten. Bei näherem Hinsehen wird man jedoch ein-
räumen müssen, dass sich allein durch die Ausgabe von Bettelmarken das 
                                        
122 Zu diesem Topos siehe: Kapitel III, S. 62 u. Anm. 75. 
123 Siehe dazu auch: Harrington, Singing for his Supper; zum 16. Jahrhundert insbesondere: 
ebd., S. 31 - 35. 
124 Siehe die Ordnung gegen die Bettelei von 1550: StadtA BS, B IV 13d Nr. 7, fol. 144v, 
Punkt 13. 
125 Ebd. 
126 Ebd. 
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Problem des unrechtmäßigen Heischens nicht eindämmen ließ und dass die 
Bettelvögte mit ihrem Disziplinierungsauftrag hoffnungslos überfordert wa-
ren. Schließlich waren es gerade einmal zwei Personen, die die Stadtoberen 
mit der besagten Aufgabe betrauten. Davon sollte die eine primär für die 
Weichbilde Altstadt, Altewiek und Sack zuständig sein, während die andere 
sich vor allem um den Hagen und die Neustadt zu kümmern hatte. In Notfäl-
len sollten sich die beiden Vögte gegenseitig zur Hilfe kommen.127 Es ist nicht 
anzunehmen, dass die Ratsherren ernsthaft der Meinung waren, dass sich 
auf diesem Wege eine schlagkräftige Armenpolizei würde aufbauen lassen. 
Vielmehr scheinen wir es hier mit etwas zu tun zu haben, das Joel Harrington 
einmal als „... the typical early modern solution of new bureaucratic proce-
dures for old social problems“128 bezeichnet hat. Ähnliche Problemlösungs-
strategien lassen sich auch auf anderen Feldern des frühneuzeitlichen kom-
munalen Handelns beobachten.129 Sie hatten ihren Ursprung in der Natur der 
obrigkeitlichen Herrschaft im 16. Jahrhundert. Die Macht der Magistrate war 
zum damaligen Zeitpunkt nämlich noch eng begrenzt. Sie waren zum Regie-
ren auf die Zustimmung und die Kooperation ihrer Untertanen angewiesen. 
Erhielten sie diese nicht, liefen ihre Bemühungen schnell ins Leere.130 Wie 
rasch die Stadtoberen aber an die besagte Grenze stoßen konnten, illustriert 
der Protest der Sprecher der Fallerslebertor-Baurschaft aus dem Hagen ge-
gen die Bettelordnung von 1550. Die Bürgervertreter hatten im Grunde ge-
nommen keine Einwände gegen den armenpolitischen Vorstoß ihres Rates. 
Eine Beschränkung des Hilfsangebots auf die wahrhaft würdigen Armen und 
eine verstärkte Kontrolle von - vermeintlichen - Buben und Müßiggängern 
waren vielmehr ganz in ihrem Sinne. Dass der Rat die Bettelvögte aber in 
Zukunft auch dazu benutzen wollte, bei Begräbnisfeierlichkeiten für Ruhe 
und Ordnung zu sorgen, und die Bürger anwies, den Vögten für diesen 
Dienst eine Gebühr - „... ein klein tranckgelt ...“131 - zu entrichten, betrachte-
ten sie offenbar als einen unzumutbaren Eingriff in ihre eigene Lebenswelt. 
Bevor sie den akzeptierten, verzichteten sie lieber ganz auf die neuen Poli-
zeikräfte. Sie forderten den Rat auf, die Bettelvögte umgehend wieder abzu-
                                        
127 Siehe: ebd., fol. 143r, Punkt 3. 
128 Harrington, Singing for his Supper, S. 35. 
129 Siehe dazu etwa die Studie von Andrea Bendlage und Peter Schuster zur Entwicklung der 
Polizei im frühneuzeitlichen Nürnberg: Bendlage u. Schuster. 
130 So auch das Resümee von Bendlange und Schuster; siehe: ebd. 
131 Ordnung gegen die Bettelei von 1550: StadtA BS, B IV 13d Nr. 7, fol. 144r, Punkt 10. 
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schaffen.132 Dabei war die Beaufsichtigung von Begräbnissen eigentlich nur 
ein Nebenaspekt der Arbeit der Vögte und entsprang dem Umstand, dass 
sich zu solchen Gelegenheiten in der Regel zahlreiche Notleidende einfanden, 
die auf Zuwendungen durch die Trauergäste hofften. Alles in allem lässt sich 
die Bettelordnung von 1550 kaum als Beleg für einen wachsenden Herr-
schafts- und Disziplinierungsanspruch des Braunschweiger Rates interpretie-
ren. In ihrem Kern war sie eher ein Kompromiss zwischen dem Fürsorgeauf-
trag einer frühneuzeitlichen Obrigkeit und dem begrenzten Durchsetzungs-
vermögen dieser Obrigkeit gegenüber den konfligierenden Ansprüchen ihrer 
Bürgerinnen und Bürger. 
 
Versucht man, nach 20 Jahren eine erste Bilanz der neuen Braunschweiger 
Armenpolitik zu ziehen, so fällt das Fazit ernüchternd aus. Zentrale Punkte 
der Fürsorgereform von 1528 konnten nicht verwirklicht werden. Am deut-
lichsten fällt das Scheitern auf dem Gebiet der Bettelbekämpfung ins Auge. 
Im Jahre 1550 mussten die Ratsherren ihre Hoffnung auf die Durchsetzung 
eines generellen Bettelverbots endgültig begraben. Aber auch in anderen 
Bereichen - etwa bei der Hospitalplatzverwaltung oder der Getreideversor-
gung - stießen sie auf massive Schwierigkeiten. Ihre Reaktion auf diese Prob-
leme war ambivalent. Auf der einen Seite wurde die Grenze zwischen würdi-
gen und unwürdigen Armen für große Gruppen von Betroffenen verbal schär-
fer gezogen. Menschen, die sich an dieser Grenze bewegten, konnten zu-
nehmend weniger damit rechnen, auf Toleranz und Unterstützung zu stoßen. 
Auf der anderen Seite unternahmen die Stadtoberen aber auch erkennbare 
Anstrengungen, für ein möglichst reibungsloses Arbeiten des neu strukturier-
ten kommunalen Armenpflegeapparats zu sorgen. Dass sie dabei grundsätz-
lich bereit waren, auch unkonventionelle Wege zu gehen, zeigt die frühe Ein-
führung einer Armenkastenabgabe im Jahre 1529. Ob diese Aktivitäten aller-
dings ausreichen würden, um einen nachhaltigen Transfer gesellschaftlicher 
Ressourcen in den sozialen Bereich zu initiieren, war fraglich. In welche Rich-
tung sich die Waagschale in der Braunschweiger Armenpolitik letzten Endes 
neigen würde - in Richtung einer auf fundraising setzenden Versorgung eines 
                                        
132 Siehe die Beiartikel der Gildemeister und Hauptleute aus dem Hagen aus dem Jahre 
1550: B I 5 Nr. 1, fol. 408r. Die Bauerschaften waren Unterabteilungen der Weichbilde und 
dienten zur Organisation des bürgerlichen Wach- und Wehrdienstes; siehe dazu: Sauerbrey, 
S. 42 - 48. Darüber hinaus hatten sie eine wichtige Funktion bei der Wahl der Bürgerhaupt-
leute; siehe: Kapitel I, S. 11, Anm. 40; Walter, S. 14 - 15. In den Ratsprotokollen tauchen 
ihre Stellungnahmen nur in Einzelfällen auf, weil sie in der Regel von den Hauptleuten ihres 
Weichbildes vertreten wurden. 
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mehr oder weniger stabilen Kreises an ehrbaren Armen oder in Richtung ei-
ner Abdrängung immer größerer Gruppen von Notleidenden in die Randstän-
digkeit133 -, war noch nicht entschieden. 
                                        
133 In der Abwägung zwischen fundraising und restriction sieht auch Joel Harrington ein 
Hauptmerkmal der obrigkeitlichen Fürsorgepolitik in der Frühen Neuzeit; siehe: Harrington, 
Singing for his Supper, S. 35 u. 38. 
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V. Die Krise der städtischen Führung und der Kampf gegen Bettler 
und andere verdächtige Personen 
 
1. Der Konflikt zwischen dem Braunschweiger Rat und den Bürger-
hauptleuten 1574 bis 1604 
 
In der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts verschärften sich die sozialen 
Spannungen innerhalb der Braunschweiger Gesellschaft. Die Geschlechter, 
die Angehörigen der traditionellen Führungselite der Stadt, schlossen sich 
mehr und mehr von den übrigen Bevölkerungsgruppen ab. Sie verweigerten 
zum Beispiel sozialen Aufsteigern die Einheirat und damit den gesellschaftli-
chen Anschluss an ihre Kreise. Auf dem Höhepunkt der Entwicklung - im Jahr 
1569 - gründeten sie die Gelagsbruderschaft, eine im Prinzip geschlossene 
Geschlechtergesellschaft, die nur noch in Ausnahmefällen Neulinge akzeptier-
te.1 Gleichzeitig kam es zu folgenschweren Verwerfungen im Braunschweiger 
Wirtschaftsgefüge. Die lange Zeit führenden Wandschneider-, Wechsler- und 
Beckenwerkergilden, die allesamt über einen relativ großen Einfluss im Rat 
verfügten, hatten verstärkt mit Beeinträchtigungen ihrer Geschäfte durch 
neue, konkurrenzfähigere Produkte und die Verlagerung von Handelswegen 
zu kämpfen. Dagegen erlebten andere Branchen - etwa die im Rat bislang 
unterrepräsentierten Kramer und die politisch in den Gemeinden organisier-
ten unzünftigen Lebensmittel- und Biergroßhändler - einen nachhaltigen wirt-
schaftlichen Aufschwung. Die Folge war ein Auseinanderklaffen von wirt-
schaftlicher Macht und politischem Einfluss, das dadurch gesellschaftliche 
Sprengkraft entwickelte, dass es der alten Elite nicht mehr gelingen wollte, 
die wirtschaftlichen Aufsteiger in das seit 1386 weitgehend unveränderte po-
litische System zu integrieren.2 
 
Ausgetragen wurde der Konflikt zwischen dem Rat und den Bürgerhauptleu-
ten. Dabei rekrutierte sich die Ratspartei im Wesentlichen aus Mitgliedern der 
Geschlechterfamilien und Angehörigen eines handwerkenden beziehungswei-
                                        
1 Zu den Abgrenzungsbestrebungen der Geschlechter und deren Folgen für die Sozialord-
nung der Stadt siehe: Spieß, Braunschweig im Nachmittelalter, S. 465 - 468; Moderhack, S. 
20; Walter, S. 30 - 31; Mohrmann, Alltagswelt, Bd. 1, S. 127 - 128. 
2 Zur Verfassungsordnung von 1386 und der Sitzverteilung im Rat siehe: Spieß, Braun-
schweig im Nachmittelalter, S. 523 - 527; ders., Ratsherren, S. 25 - 28. Zur wirtschaftlichen 
Entwicklung Braunschweigs in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts und ihren Folgen: 
Mörke, Untertan, S. 117; Theissen, S. 119; Walter, S. 27 - 30. Zu den beiden traditionellen 
Exportgewerben Braunschweigs, der Wollweberei und der Beckenwerkerei, sowie deren 
Niedergang auch: Vollmer, S. 162 - 168; Bergholz, S. 49 - 55; Fuhse, Schmiede, S. 58 - 76. 
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se handeltreibenden Honoratiorentums, die seit dem Spätmittelalter die 
Schlüsselpositionen im Rat - insbesondere die Bürgermeister- und Kämme-
rerstellen - besetzt hielten.3 Die Bürgerhauptleute dagegen repräsentierten 
die verfassungsrechtlich unterprivilegierten Gemeinden und gehörten als 
Brauer, Kaufleute oder Juristen größtenteils selbst zu jenen prosperierenden 
Berufszweigen, deren Exponenten trotz Leistung und/oder Vermögen die vol-
le politische und gesellschaftliche Anerkennung versagt blieb.4 Zur Diskussion 
stand nicht mehr und nicht weniger als die Frage nach der künftigen Macht-
verteilung im Regiment. Sollte man den status quo beibehalten oder die Ver-
fassung den veränderten wirtschaftlichen und sozialen Verhältnissen anpas-
sen? Letzteres hätte unweigerlich bedeutet, den Einfluss des - von den Ge-
schlechtern dominierten - Küchenrates5 und der ökonomisch an Bedeutung 
verlierenden Gilden zugunsten der neu aufstrebenden Gilden und der Ge-
meinden einzuschränken. 
 
Zum ersten Mal auf die Tagesordnung gesetzt wurde das Thema Ende 1574 / 
Anfang 1575 im Zuge der Debatte über die Einführung einer Geldentschädi-
gung (Deputat) für die Braunschweiger Ratsherren und Zehnmänner. Der 
Streit um die Abschaffung der Ratsämter als unbesoldeter Ehrenämter bot 
Anlass, auch andere strittige Verfassungsfragen zur Sprache zu bringen.6 
Den eigentlichen Beginn der Auseinandersetzung markierte jedoch ein 
Schreiben der Bürgerhauptleute vom 9. Mai 1576.7 In diesem Brief definier-
ten die Hauptleute ihre Rolle im Verfassungsgefüge der Stadt einseitig neu 
und warfen dem Rat damit faktisch den Fehdehandschuh hin. Sie traten als 
geschlossenes Gremium auf und nahmen das Recht für sich in Anspruch, 
nach eigenem Ermessen zusammenzukommen und sich über Positionen zu 
verständigen, die sie in strittigen Fragen der Stadtpolitik zu vertreten ge-
dachten. So weit waren sie nicht einmal während der Reformation gegangen, 
als sie zwar alle Mitglieder des Bürgerausschusses gewesen waren, ihre Vo-
ten aber stets als Sprecher der Gemeinheit ihres Weichbildes oder gemein-
                                        
3 Siehe: Mörke, Untertan, S. 113 - 114. Eine wichtige Stütze fand die Ratspartei in den ho-
hen Vertretern der Stadtbürokratie, den Stadtsyndici und den Sekretären; siehe: Walter, S. 
36 - 37. 
4 Siehe: ebd. 
5 Zum Küchenrat siehe: Kapitel I, S. 11, Anm. 38. 
6 Siehe die Ratschläge des Rates, der Zehnmänner, der Gildemeister und der Hauptleute 
vom 30. Dezember 1574 und vom 3. bis 4. Januar 1575: StadtA BS, B I 5 Nr. 3, fol. 177r - 
188r. 
7 Siehe das Schreiben der Hauptleute aller fünf Weichbilde: ebd., fol. 195r - 197r. 
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sam mit den Gildemeistern abgegeben hatten.8 Außerdem beanspruchten sie 
einen größeren Einfluss auf den politischen Entscheidungsfindungsprozess9 
und traten im weiteren Verlauf des Konflikts sogar als Kontrollinstanz auf, die 
Missstände im Rat aufdecken beziehungsweise von vornherein unmöglich 
machen wollte10. Die Hauptleute rechtfertigten diesen Vorstoß mit dem Hin-
weis auf den Großen Brief von 1445, in welchem ihnen das Recht zugestan-
den worden sei, zusammenzukommen und sich zu beraten, „... wan on des 
noth is“11. Sie argumentierten, ihr Handeln diene einzig und allein der „... 
erhaltung guter correspondenz, fried, ruege [Ruhe] und einichkeit ..., auch 
zu beforderunge des gemein nutzen“12. 
 
Die Vertreter des Rates verwahrten sich gegen den in dieser Argumentation 
enthaltenen Vorwurf, sie kämen von sich aus den Pflichten einer guten Ob-
rigkeit nicht beziehungsweise nicht mehr in ausreichendem Maße nach und 
zwängen die Bürgervertreter damit, zur Sicherung des gemeinen Besten in 
die Bresche zu springen. Sie sahen von Anfang an - und über den Kern der 
28 Bürgerhauptleute hinaus - Kräfte am Werk, deren erklärtes Ziel es sei, 
Aufruhr und Zwietracht in der Bevölkerung zu schüren, das bestehende Rats-
regiment zu diskreditieren und damit in letzter Konsequenz die Zukunft der 
Stadt zu zerstören.13 Es gelang ihnen jedoch nicht, diese Kräfte in die 
                                        
8 Jörg Walter hat im Gegensatz dazu darauf abgehoben, dass sich die Hauptleute in dem 
besagten Schreiben erstmals ein Initiativrecht auf Gesamtstadtebene angemaßt hätten. Ge-
nau das haben sie meines Erachtens aber schon während der Auseinandersetzung um die 
Einführung der Reformation in Braunschweig getan; siehe: Kapitel III, S. 53, Anm. 43. Das 
eigentlich Neue und Bemerkenswerte scheint mir deshalb gewesen zu sein, dass die Haupt-
leute 1576 als geschlossenes Gremium auftraten. Walter erwähnt diesen Punkt, misst ihm 
aber nur eine untergeordnete Bedeutung zu; siehe: Walter, S. 48. 
9 Die Hauptleute plädierten zum Beispiel dafür, die Entscheidungen des Küchenrates häufiger 
als bislang üblich der Kontrolle der Bürgervertreter und des Gesamtrates zu unterwerfen und 
die Möglichkeiten der Einflussnahme der Küchenherren auf die Beschlussfassung der Gilde-
meister und der Hauptleute einzuschränken; siehe zu den Einzelheiten: ebd., S. 54 - 55. 
10 Sie prangerten zum Beispiel - vermeintliche oder tatsächliche - Fälle von Korruption und 
Eigennutz an und traten als Verteidiger der Rechte und Freiheiten der Gemeinden bezie-
hungsweise einzelner Bürger gegen Übergriffe des Rates auf; siehe: ebd., S. 57, Anm. 315 
u. 316; Spieß, Braunschweig im Nachmittelalter, S. 152. 
11 Vertrag zwischen dem Rat, den Gilden und der Meinheit vom 12. Juli 1445: UB BS I Nr. 
88, S. 229, § 37. 
12 So zum Beispiel die Formulierung der Hauptleute in einer Erklärung vom 8. März 1593: 
StadtA BS, B IV 5 Nr. 7. 
13 Siehe die entsprechende Argumentation in einem Edikt vom 24. Januar 1579, in dem sich 
der Rat gegen die Verbreitung von Schmähschriften gegen das Regiment verwahrte: B I 5 
Nr. 3, fol. 297r - 300v. Der Rat verabschiedete dieses Edikt im Zusammenhang mit Beratun-
gen über eine Reform der städtischen Policeyordnung, die in den Jahren 1578 und 1579 
stattfanden und einen massiven - bis in die Stadtöffentlichkeit hineingetragenen - Schlagab-
tausch zwischen dem Rat und den Bürgerhauptleuten provozierten; siehe dazu: ebd., fol. 
274r - 295v u. 305r - v. 
 130
Schranken zu weisen. Die Hauptleute scharten vielmehr in den folgenden 
Jahren mittels populärer Kampagnen - etwa gegen die angebliche Vettern-
wirtschaft im Rat14 - eine jederzeit mobilisierbare Anhängerschaft um sich. 
Darüber hinaus verfügten sie mit Curd Haberland in den 1580er Jahren und 
Henning Brabant in den 1590er Jahren über juristisch geschulte Wortführer, 
die der Ratspartei auf allen Ebenen des politischen Kampfes Paroli bieten 
konnten. Speziell Henning Brabant soll eine geradezu charismatische Persön-
lichkeit gewesen sein, deren Intelligenz und Tatkraft die Menschen in ihren 
Bann zog.15 
 
Unter solchen Voraussetzungen war eine Verständigung kaum möglich. Da 
keine der Parteien in der entscheidenden Frage - der nach der künftigen 
Machtbefugnis der Bürgerhauptleute - Kompromissbereitschaft signalisierte, 
versandeten auch die letzten Vermittlungsversuche.16 Die Lage eskalierte 
endgültig, als außerstädtische Instanzen in den Konflikt mit hineingezogen 
wurden. Auslöser dafür war die Verhaftung des Bürgerhauptmanns Jürgen 
Hoffmeister aus der Altewiek am 3. Juni 1597. Der Rat reagierte mit dieser 
Aktion auf eine Provokation seitens der Hauptleute, die sich - aus Protest 
gegen die unbeugsame Haltung des Rates - geweigert hatten, ihre Ämter 
überhaupt noch auszuüben.17 Für die Hauptleute aber stellte die Verhaftung 
eines Kollegen eine untolerierbare Verletzung ihrer Rechte und Privilegien 
dar. Sie legten Beschwerde beim herzoglichen Hofgericht in Wolfenbüttel ein. 
Aus der Sicht der Ratspartei wiederum war das ein geradezu ungeheuerlicher 
Vorgang, denn bis dahin war es eine Grundmaxime der Braunschweiger Poli-
tik gewesen, den Herzog aus innerstädtischen Angelegenheiten herauszuhal-
ten und alles zu vermeiden, was die autonome Stellung der Stadt gefährden 
konnte. Nun aber riefen die Hauptleute den Landesherrn als Entscheidungs-
instanz in einem internen Machtkonflikt an.18 Der Gegenschlag fiel entspre-
                                        
14 Zu den Details dieser Kampagne siehe: Walter, S. 61 - 62. 
15 Zur Person des Curd Haberland siehe: ebd., S. 37 - 38; zur Familie Haberland allgemein 
auch: Spieß, Ratsherren, S. 123 - 125. Zu Henning Brabant: Walter, S. 38 u. 40 - 47. 
16 Siehe dazu: ebd., S. 63 - 64. 
17 Zum Vorgehen der Hauptleute siehe ihr Abdankungsschreiben vom 12. März 1597: StadtA 
BS, B III 9 Nr. 5, fol. 1r - 2v. Das Kampfmittel war von den Hauptleuten auch früher schon 
erfolgreich eingesetzt worden. Wenn von Jörg Walter darauf hingewiesen wird, dass diese 
Rücktritte nur symbolische Akte waren, denen es an Rechtskraft fehlte, weil die Gemeinden 
ihnen nicht offiziell zugestimmt hatten, so ist das formal richtig. Solange die Hauptleute aber 
damit rechnen konnten, dass die Gemeinden keine neuen Vertreter wählten, waren auch 
solche symbolischen Rücktritte eine überaus wirkungsvolle politische Waffe. Zur Argumenta-
tion von Jörg Walter siehe: Walter, S. 64. 
18 Zu den Ereignissen siehe den Bericht des Hauptmannes Jürgen Hoffmeister vom 3. Juni 
1597 sowie den Vortrag des Rates vor den Gildemeistern in dieser Angelegenheit: StadtA BS, 
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chend hart aus. Der Rat wandte sich an die nächst höhere Stelle, das heißt 
an den Kaiser, und bat dort um Unterstützung. Das Reichsoberhaupt sollte 
den Hauptleuten befehlen, ihren schändlichen Aufstand gegen die rechtmä-
ßige Obrigkeit der Stadt zu beenden und von ihrem - bereits seit Längerem 
an den Tag gelegten - Ungehorsam Abstand zu nehmen.19 
 
Das war im Grunde genommen kein ungeschickter Schachzug, denn es stell-
te sich schnell heraus, dass die gewählte Stadtführung beim Kaiser wesent-
lich bessere Karten hatte als die Bürgerhauptleute.20 Aber in der Bevölkerung 
stieß der Rat mit seiner Strategie auf Unverständnis. Das Gerücht machte die 
Runde, die Ratsherren beabsichtigten, die verfassungsmäßig verbrieften 
Zusammenkünfte der Gemeinden am Andreasabend abzuschaffen und hätten 
auch schon beim Kaiser um ein entsprechendes Mandat nachgesucht.21 Die-
ser vermeintliche Angriff auf die bürgerlichen Freiheiten führte zu tumultarti-
gen Szenen auf den Gemeindeversammlungen des Jahres 1598. Schließlich 
wurde sogar mit einem offenen Aufstand gegen die Stadtführung gedroht.22 
In dieser Lage sah sich der Rat gezwungen, einzulenken. Er nahm Verhand-
lungen mit den Bürgerhauptleuten auf und stimmte schließlich im Frühjahr 
1601 einen Vertrag, dem sogenannten Neuen Rezess, zu. Darin wurden die 
Hauptleute als offizielle Mitregenten des Rates anerkannt. Was vorher ledig-
lich als Rechtsanspruch existiert hatte, war damit geltendes Recht geworden. 
Das Amt der Hauptleute beschränkte sich nicht länger darauf, der Obrigkeit 
in bestimmten Situationen beratend zur Seite zu stehen, die Gemeindevertre-
ter waren vielmehr von nun an an der Stadtpolitik aktiv beteiligt.23 Für die 
                                                                                                               
B IV 5 Nr. 41 u. 44. Ergänzend auch: Walter, S. 64 - 66; Spieß, Braunschweig im Nachmit-
telalter, S. 138. 
19 Siehe die Supplikation des Rates vom 18. Juli 1597: StadtA BS, B III 9 Nr. 5, fol. 71r - 72r. 
20 Das zeigte sich schon im November 1597, als ein kaiserliches Mandat erging, das die 
Hauptleute unter Androhung schwerer Strafen aufforderte, ihre Aktivitäten gegen den Rat 
einzustellen, sich aller verdächtigen Versammlungen zu enthalten und ihrer Obrigkeit gehor-
sam zu sein; siehe: ebd. Nr. 3, fol. 245r. Es bestätigte sich aber auch noch einmal im darauf 
folgenden Jahr, als auf Anweisung des Kaisers die unterschiedlichen Rechtspositionen der 
Kontrahenten vor dem Reichshofrat in Prag verhandelt wurden. Zu den Einzelheiten dieses 
Rechtsstreits siehe: Walter, S. 66 - 68. 
21 Siehe: ebd., S. 68 u. Anm. 390. Alle drei Jahre, nämlich am Andreasabend (29. November) 
der Jahre, in denen eine Ratswahl stattfand, hatten die Gemeinden der fünf Weichbilde das 
Recht, sich zu versammeln. Sie wählten dann ihre Bürgerhauptleute und ließen durch sie 
dem Rat Beschwerden und Anregungen vortragen. Zum Ablauf dieser Zusammenkünfte sie-
he: ebd., S. 13 - 17. 
22 Zu den Vorgängen siehe: ebd., S. 69 - 70. 
23 Zu den ausgesprochen schwierigen Vertragsverhandlungen ausführlich: ebd., S. 70 - 73; 
zu den inhaltlichen Bestimmungen des Rezesses von 1601 und seiner verfassungsrechtlichen 
Bedeutung siehe: ebd., S. 73 - 78. Formal galt der neue Rechtsstatus auch für die Gilde-
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Ratspartei war das eine herbe Niederlage. Das interne Machtgefüge begann 
sich zum ersten Mal gegen sie und zugunsten der neuen ökonomischen Auf-
steiger samt ihrer Repräsentanten, der Bürgerhauptleute, zu verschieben. 
 
Beschleunigt wurde dieser Vorgang durch eine wachsende Unzufriedenheit in 
der Bevölkerung mit der inhaltlichen Ausrichtung der Ratspolitik. Eine beson-
dere Bedeutung kam in diesem Zusammenhang der Gestaltung des Verhält-
nisses zum Landesherrn zu. Mit dem Tod Herzog Heinrichs d.J. und dem Re-
gierungsantritt seines Sohnes Julius im Jahre 1568 hatte sich das Verhältnis 
der Stadt zu ihrem Fürsten zunächst entspannt. Da Herzog Julius ein über-
zeugter Anhänger des evangelischen Glaubens war, entfiel der religiöse Ge-
gensatz, der die Beziehung seines Vaters zu den Braunschweigern belastet 
hatte. Eines der ersten Projekte, das der neue Herrscher in Angriff nahm, 
war die Reformierung seines Landes, und er versicherte sich dazu nicht zu-
letzt der Mitarbeit des Braunschweiger Superintendenten Martin Chemnitz.24 
Außerdem gelang es, im Huldigungsvertrag von 1569 eine Reihe von Streit-
fragen zu regeln, die im Friedensvertrag von 1553 offen geblieben waren.25 
Zwar beeinträchtigte die intensive Wirtschaftspolitik des Herzogs, mit der er 
dem alten Handelszentrum Braunschweig Konkurrenz machte, die wechsel-
seitigen Beziehungen wieder26, aber zu einem echten Problem entwickelte 
sich erst das Verhältnis zu Julius’ Nachfolger, Herzog Heinrich Julius von 
Braunschweig-Wolfenbüttel. Zu Unstimmigkeiten war es gleich im Anschluss 
an den Tod Herzog Julius’ am 3. Mai 1589 gekommen. Die Stadt fühlte sich 
durch das Protokoll der offiziellen Trauerfeierlichkeiten in ihren Rechten und 
Privilegien verletzt und blieb deshalb sowohl dem Begräbnis als auch der 
Testamentseröffnung fern. Die im November 1589 aufgenommenen Huldi-
gungsverhandlungen mussten ohne Ergebnis abgebrochen werden und auch 
in anderen strittigen Punkten - etwa ob die Stadt verpflichtet sei, die Reichs-
steuer an den Herzog oder an die Kasse der freien Städte in Leipzig abzufüh-
ren - konnte keine Einigung erzielt werden.27 Zum Eklat kam es, als die 
                                                                                                               
meister. Da diese jedoch auf der Seite des alten Regiments standen, war das für den aktuel-
len Konflikt ohne Belang. 
24 Zu Herzog Julius: Graefe; zur Einführung der Reformation im Herzogtum Braunschweig-
Wolfenbüttel siehe: Mager, Einführung der Reformation. 
25 Geregelt wurde insbesondere das Problem der Pfarrbesetzungen, daneben aber auch Fra-
gen des Geleitrechts, der städtischen Pfandschaften et cetera; siehe: Spieß, Braunschweig 
im Nachmittelalter, S. 108 - 110. 
26 Zur Wirtschaftspolitik des Herzogs allgemein: Kraschewski; zu einzelnen Projekten und 
ihrer Bedeutung für das Verhältnis zur Stadt Braunschweig siehe: Mohrmann, Braunschweig, 
S. 68 - 70; Spieß, Braunschweig im Nachmittelalter, S. 121 - 128. 
27 Siehe dazu: ebd., S. 142 - 146; Moderhack, S. 21. 
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Braunschweiger eine dem Herzog gehörende Lieferung von 6 000 Zentnern 
Blei, die auf ihrem Weg nach Celle die Stadt passieren sollte, widerrechtlich 
beschlagnahmten. Der Herzog ahndete diesen Übergriff, indem er am 22. 
Januar 1600 die Acht über die Stadt verhängte. Er untersagte seinen Unter-
tanen jeglichen Kontakt zu Braunschweiger Bürgern. Korn und andere Le-
bensmittel sollten ihnen nicht mehr verkauft, ausstehende Schulden, Einkünf-
te aus ländlichen Besitzungen oder sonstige Gelder bis auf Weiteres nicht 
ausgezahlt werden. Herzogliche Soldaten besetzten vorübergehend sogar die 
Ausfallstraßen der Stadt. Der ökonomische Schaden dieser Strafaktion war 
gewaltig. Die auswärtigen Kaufleute mieden Braunschweig und die Braun-
schweiger selbst konnten sich im Herzogtum nicht mehr frei bewegen und 
ihren Geschäften nachgehen.28 
 
Um sich aus dieser auf Dauer unhaltbaren Situation zu befreien, plädierte ein 
Teil der Bürgerschaft dafür, militärisch gegen den Herzog vorzugehen, ein 
anderer Teil, vertreten von den Bürgerhauptleuten, favorisierte dagegen 
Verhandlungen mit dem Landesherrn und meinte, um ans Ziel zu gelangen, 
müsse man im Zweifelsfall auch bereit sein, unliebsame Zugeständnisse zu 
machen und zum Beispiel dem Herzog endlich huldigen.29 Kaum Zustimmung 
erhielten dagegen die Vertreter des Rates, die entschlossen waren, auf den 
Rechtsweg zu setzen und beim Kaiser um Unterstützung gegen den Willkür-
akt des Herzogs nachzusuchen.30 Diese Haltung erschien einer Mehrheit der 
Braunschweiger als zu zögerlich und dem Ernst der Lage nicht angemessen. 
Der Verdacht kam auf, verantwortlich für diese Zurückhaltung seien die Be-
güterten, konkret jene Mitglieder des Rates, die zugleich herzogliche Lehns-
träger waren. Der eine Teil der Bürger argumentierte, die Begüterten wollten 
ihren Lehnsherren nicht verärgern und sperrten sich deshalb gegen militäri-
sche Aktionen, der andere Teil unterstellte ihnen, sie hätten nur ihre eigenen 
Belange - sprich die Freigabe der Einkünfte aus ihren ländlichen Besitzungen 
- im Blick. An einer grundsätzlichen Verständigung mit dem Fürsten wären 
sie gar nicht interessiert, sprächen aber auch allen anderen politischen Ak-
teuren das Recht ab, die Sache in die Hand zu nehmen und den Ausgleich 
                                        
28 Zu den Vorgängen ausführlich: Walter, S. 82 - 83; Spieß, Braunschweig im Nachmittelal-
ter, S. 147 - 149. 
29 Die Befürworter eines militärischen Vorgehens waren offenbar im Hagen, in der Neustadt 
und im Sack besonders zahlreich, während sich die Anhängerschaft der Hauptleute primär 
aus den Weichbilden Altstadt und Altewiek rekrutierte; siehe dazu: Walter, S. 84. 
30 Zur Haltung des Rates: ebd., S. 83 - 84. 
 134
mit dem Landesherrn zu suchen.31 In beiden Fällen lautete der Vorwurf, in 
einer für das Schicksal Braunschweigs entscheidenden Frage würden die 
Wünsche einer einzelnen sozialen Gruppe über das gemeine Beste gestellt, 
und in beiden Fällen waren die Adressaten dieses Vorwurfs die Führer der 
alten Elite, die Geschlechter, die nicht nur immer noch die Schlüsselpositio-
nen im Rat innehatten, sondern die auch seit Längerem eine Vorliebe dafür 
entwickelt hatten, ihr Kapital in ländlichen Grundbesitz anzulegen.32 
 
Die innerstädtische Situation stand damit unmittelbar vor dem Siedepunkt. 
Seit dem Oktober 1601 wurde auf öffentlichen Versammlungen wiederholt 
der Ruf nach einer Entfernung der Begüterten aus der Regierungsverantwor-
tung laut.33 Auch die Überlegung, die Lage dadurch zu entschärfen, dass sich 
die in die Kritik geratenen Ratsherren zumindest aus dem - seit dem Jahre 
1600 amtierenden und für die Politik gegenüber dem Herzog verantwortli-
chen - Kriegsrat zurückzogen, konnte keine Wende mehr bringen.34 Schließ-
lich zogen die Betroffenen selbst die Konsequenz. Im Zuge der Vorbereitun-
gen auf die Ratswahl des Jahres 1602 reichten sie geschlossen ihre Abdan-
kungsgesuche ein und stellten damit faktisch die Vertrauensfrage. Noch wäh-
rend der Rat mit den Gildemeistern und den Hauptleuten über die Annahme 
der Gesuche debattierte, stürmte eine Gruppe von etwa hundert, zum Teil 
bewaffneten Männern das Rathaus und forderte von den Anwesenden die 
sofortige Entlassung der herzoglichen Lehnsträger aus allen Ratsämtern.35 
 
Unter dem Strich schieden im Januar 1602 neben 15 Begüterten fünf Rats-
herren aus Altersgründen aus, weitere acht waren während der abgelaufe-
nen Ratsperiode verstorben, so dass insgesamt 28 Ratsstühle neu zu verge-
ben waren. Die Auswirkungen dieser Ratsänderung auf die Machtverteilung 
im Regiment waren erheblich. Auf der einen Seite wurden die Geschlechter-
familien aus den Schlüsselpositionen des politischen Systems fast vollständig 
                                        
31 Siehe: ebd., S. 85 u. 88. Anlass für die zweite Vermutung bot der Umstand, dass der Rat 
den Begüterten im Februar 1600 erlaubt hatte, sich in eigener Sache an den Herzog zu wen-
den und um die Freigabe ihrer Einkünfte zu bitten. Den Hauptleuten - als den Wortführern 
der Verhandlungsfraktion - verbot er vergleichbare Initiativen aber ausdrücklich. 
32 Zu den wirtschaftlichen Aktivitäten der Geschlechterfamilien im 16. und 17. Jahrhundert: 
Spieß, Braunschweig im Nachmittelalter, S. 471 - 472. 
33 Siehe dazu das Ratsprotokoll vom 30. Oktober 1601: StadtA BS, B I 5 Nr. 7, fol. 256v u. 
258r. Ergänzend: Walter, S. 88. 
34 Siehe das Protokoll der Rücksprachen vom 17. Oktober 1601: StadtA BS, B IV 6 Nr. 56, 
Bd. 2, fol. 210r - 211r; H III 2 Nr. 27, S. 216 - 217; ergänzend: Walter, S. 88; zum Institut 
des Kriegsrates auch: Sauerbrey, S. 152 - 153. 
35 Zu den Vorfällen siehe: Walter, S. 89 - 90. 
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verdrängt. Nach der Wahl von 1602 gab es nur noch einen einzigen Vertreter 
dieser ehemals tonangebenden Gruppe im Küchenrat: Bertram Broitzem, der 
sich dadurch auszeichnete, dass er im Gegensatz zu den meisten seiner 
Standesgenossen kein herzoglicher Lehnsträger war.36 Auf der anderen Seite 
wurde die Position der Bürgerhauptleute nachhaltig gestärkt. Im mächtigsten 
der fünf Braunschweiger Weichbilde, in der Altstadt, hatten nämlich gleich 
fünf von neun Küchenherren als Begüterte ihre Ämter niederlegen müssen 
und anders als die Zurückgetretenen standen die neu gewählten Altstädter 
Küchenherren mehrheitlich den Hauptleuten nahe. Zwar bewirkten die ge-
schilderten Vorgänge keinen vollständigen Austausch der politischen Ent-
scheidungsträger - dazu waren die Beharrungstendenzen in den anderen 
Weichbilden, speziell in der Neustadt und im Sack, zu stark37 -, aber sie im-
plizierten zumindest eine deutliche Machtverschiebung zugunsten der neu 
aufstrebenden Wirtschaftsbürger und ihrer Vertreter, der Hauptleute. Ge-
stützt auf den Neuen Rezess von 1601 gelang es diesen Kräften erstmals, die 
Richtlinien der Braunschweiger Politik zu bestimmen.38 
 
Die alte Elite gab sich jedoch nicht geschlagen. Sie sammelte vielmehr ihre 
Kräfte und wartete auf eine Gelegenheit, um zum Gegenschlag auszuholen. 
1604 hielt sie ihre Stunde für gekommen. Das Scheitern der neuen, auf Ver-
ständigung mit dem Landesherrn setzenden Braunschweiger Außenpolitik39 
sowie anhaltende interne Querelen, die eine friedvolle Entwicklung der Stadt 
unmöglich gemacht hatten40, hatten den Rückhalt der Bürgerhauptleute in 
                                        
36 Die Familie Broitzem ist seit 1350 in Braunschweig nachweisbar. Von 1400 bis 1653 saßen 
Mitglieder dieser Sippe als Vertreter der Wandschneider in den Räten der Neustadt und der 
Altstadt; siehe: Spieß, Ratsherren, S. 86 - 87; ders., Braunschweig im Nachmittelalter, S. 
479; Reidemeister, S. 32 - 38. Zu den Einzelheiten der politischen Karriere des Bertram Broi-
tzem: Spieß, Ratsherren, S. 87, Nr. 2. 
37 In der Neustadt und im Sack waren die Küchenherren im Wesentlichen die Alten geblie-
ben, so dass hier - mehr oder weniger offen - am bisherigen politischen Kurs des Rates fest-
gehalten wurde; siehe: Walter, S. 91. 
38 Zu den Folgen der Ratsänderung von 1602: ebd., S. 90 - 91; Spieß, Braunschweig im 
Nachmittelalter, S. 150 - 151; ders., Ratsherren, S. 38 - 40. 
39 Es war dem neuen Rat nicht gelungen, die militanten unter den Bürgern, die weiterhin ein 
militärisches Vorgehen gegen den Herzog befürworteten, in Schach zu halten und sie daran 
zu hindern, herzogliche Dörfer zu überfallen und diese zu plündern und zu brandschatzen. 
Dadurch wurde nicht nur dem Verständigungsversuch mit dem Herzog schnell ein Ende ge-
setzt, sondern man verspielte auch die letzten Sympathien beim Kaiser. Dieser zeigte sich 
ausgesprochen ungehalten darüber, dass die Braunschweiger sich an ihn um Hilfe wandten, 
während sie gleichzeitig friedensbrüchige Taten verübten. Schon im Sommer 1602 war die 
Stadt damit außenpolitisch isoliert und in einer ausweglosen Lage; siehe: Walter, S. 92 - 98. 
40 Die Begüterten kämpften mit großem Nachdruck - speziell mit Schmähschriften gegen die 
Bürgerhauptleute, denen sie die Schuld an ihrem Rückzug 1602 gaben - um eine Rehabilitie-
rung. Gleichzeitig wurden die Gemeindevertreter in einen Streit mit den Stadtgeistlichen 
verwickelt, die - nachdem sie lange Zeit zu den politischen Ereignissen geschwiegen hatten - 
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der Bevölkerung geschwächt, so dass ein Schlag gegen die unliebsamen Mit-
regenten erfolgversprechend erschien. Als Vorwand diente ein Vorfall, bei 
dem ein eigentlich unbedeutender Parteigänger der Hauptleute, ein gewisser 
Autor Eimke aus der Altewiek, die Hauptrolle spielte. Eimke hatte in betrun-
kenem Zustand den Zehnmann Esaias Roerhant und dessen Sohn, den 
Stadtsyndicus Doktor Johann Roerhant, einen prominenten Vertreter der 
Ratspartei, beleidigt und gedroht, wenn der Rat es nicht wagen sollte, gegen 
den Verräter Doktor Roerhant vorzugehen, werde er, mit zwölf ihm bekann-
ten Männern, die Sache selbst in die Hand nehmen und den Syndicus aus der 
Stadt jagen.41 Diese Äußerung wurde ihm als Verschwörung ausgelegt. Er 
wurde verhaftet, mehrfach verhört und sollte in Sonderheit dazu gebracht 
werden, die Namen seiner zwölf Mitverschwörer preiszugeben. Zwar ergaben 
die Befragungen nicht die erhofften Verdachtsmomente gegen die Bürger-
hauptleute, aber die wiedererstarkten alten Kräfte im Rat entschieden, dass 
die eskalierende innenpolitische Situation - auf dem Hagenmarkt war es wie-
derholt zu Protestkundgebungen gegen die Gemeindevertreter gekommen - 
ihnen keine andere Wahl mehr ließ, als gegen die vermeintlichen Aufrührer 
vorzugehen. Seit dem 3. September 1604 wurden die Hauptleute und ihre 
Anhänger, wo immer man ihrer habhaft werden konnte, verhaftet.42 Henning 
Brabant wurde zum Rädelsführer eines finsteren Komplotts gegen die Stadt 
und alle ihre Bewohner erklärt, wegen Aufruhrs, Stadtverrats sowie Paktie-
rens mit dem Teufel43 zum Tode verurteilt und am 17. September 1604 unter 
großer öffentlicher Anteilnahme hingerichtet. Im Zuge der im Herbst des sel-
ben Jahres durchgeführten Strafaktionen fanden zwölf weitere Menschen den 
Tod, eine nicht genau bekannte Anzahl von Personen wurde darüber hinaus 
mit Verfestungen und Vermögenskonfiskationen belegt. Insgesamt sollen 
mindestens 105 Menschen direkt oder indirekt von den Folgen des Scheiterns 
der sogenannten Brabantschen Revolution44 betroffen gewesen sein. 
                                                                                                               
seit 1603 vehement für das alte Regiment Partei ergriffen und die Hauptleute öffentlich als 
Aufrührer wider Gott und die weltliche wie geistliche Obrigkeit scholten. Vor diesem Hinter-
grund wuchs unter den Bürgern die Partei der Unzufriedenen, die die Hauptleute für die 
anhaltend schwierige Lage der Stadt verantwortlich machten; siehe dazu die Ausführungen 
von Jörg Walter: ebd., S. 99 - 104. 
41 Johann Roerhant war Rechtsberater des Rates während der Verhandlungen über den 
Neuen Rezess von 1601 gewesen. Er war kurz nach dem Zustandekommen dieses Vertrages 
aus der Stadt geflohen, weil er Repressalien der Anhänger der Bürgerhauptleute fürchten zu 
müssen glaubte. Erst kurz vor den oben geschilderten Ereignissen war er in die Stadt zu-
rückgekehrt; siehe: Spieß, Braunschweig im Nachmittelalter, S. 150. 
42 Zu den Vorgängen insgesamt siehe: Walter, S. 109 - 113. 
43 Zum Vorwurf des Teufelspaktes gegen Henning Brabant: ebd., S. 106 - 107 u. 115 - 116. 
44 So die in der Braunschweiger Stadtgeschichtsschreibung übliche Bezeichnung für die Vor-
gänge der Jahre 1601 bis 1604; siehe: Spieß, Braunschweig im Nachmittelalter, S. 149. Zum 
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Auf den ersten Blick war damit gegen Ende des Jahres 1604 alles wieder 
beim Alten. Der Neue Rezess von 1601 wurde feierlich verbrannt, die Stadt-
führung ließ die Gemeinden neue Hauptleute wählen, über deren rein bera-
tende Funktion keinerlei Zweifel bestehen konnte, und mit der Ratswahl von 
1605 kehrten schließlich zahlreiche Begüterte in ihre Ämter zurück.45 In 
Wahrheit jedoch markierte der Konflikt zwischen dem Rat und den Bürger-
hauptleuten den Anfang vom Ende einer Ära, nämlich der der Stadt Braun-
schweig als autonomer Bürgergemeinde. Es gelang der traditionellen Ge-
schlechterelite nicht mehr, den Vorstellungen der neuen ökonomischen Auf-
steiger von einer effizienten, ihre Interessen hinreichend berücksichtigenden 
Stadtpolitik gerecht zu werden. Gleichzeitig waren diese neuen Wirtschafts-
bürger kaum noch zünftig-korporativ gebunden, so dass die Verteidigung der 
Selbständigkeit des Genossenschaftsverbandes gegen eine - vermeintlich 
feindliche - Umwelt für sie keinen Wert an sich mehr darstellte. Stattdessen 
sahen sie die ökonomischen Chancen, die der sich formierende frühneuzeitli-
che Fürstenstaat bereit hielt und die sie zu ihrem Vorteil zu nutzen gedach-
ten. Die Folge war eine mentale Abkehr von dem jahrhundertelang sakro-
sankten Prinzip der Stadtfreiheit, die auch durch die Verfassungsreform der 
Jahre 1614/1615 - die den politischen Einfluss der Geschlechter doch noch 
zugunsten der Gemeinden einschränkte - nicht mehr zu stoppen war.46 Die 
verheerenden Folgen des Dreißigjährigen Krieges und der rasche Verfall der 
Hanse untergruben in der Folgezeit die vormals beherrschende Wirtschafts-
position Braunschweigs in der Region, so dass die Stadt den Arrondierungs-
bestrebungen der welfischen Fürsten schließlich nichts mehr entgegenzuset-
zen hatte und im Sommer 1671 von Herzog Rudolf August von Braun-
schweig-Wolfenbüttel in seinen Herrschaftsbereich eingegliedert werden 
konnte.47 Damit wurde auch formal-rechtlich der Schlussstrich unter eine 
Entwicklung gezogen, mit der sich die Braunschweigerinnen und Braun-
schweiger schon seit dem Beginn des 17. Jahrhunderts konfrontiert sahen, 
der allmählichen Auflösung des autonomen Lebenszusammenhangs Stadt, 
der ihr Weltbild fast 400 Jahre lang geprägt hatte. 
                                                                                                               
Strafgericht gegen die Hauptleute und ihre Anhänger auch: ebd., S. 152 - 155; ders., Rats-
herren, S. 40 - 41; Walter, S. 113 - 119. 
45 Siehe: ebd., S. 117 u. 122 - 123. 
46 Siehe dazu: ebd., S. 123 - 127; Mörke, Untertan, S. 118 u. 132 - 133; Spieß, Ratsherren, 
S. 41 - 48; ders., Braunschweig im Nachmittelalter, S. 162 - 181. 
47 Zu den letzten Jahrzehnten der autonomen Stadt siehe: ebd., S. 182 - 214. Zum Ende der 
Stadtfreiheit: ebd., S. 215 - 227; Querfurth; Moderhack, S. 21 - 26; Garzmann, Bürgertum 
und Landesherrschaft, S. 39 - 40; ders., Bürgerliche Freiheit, S. 114 - 117. 
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Die beschriebene Krise der städtischen Führung hatte aber nicht nur Auswir-
kungen auf die alten und neuen Eliten. Auch für die Menschen am unteren 
Ende des sozialen Spektrums konnte sie fatale Folgen haben. Das musste 
zum Beispiel ein gewisser Heinrich Hoppe im Jahre 1579 am eigenen Leib 
erfahren. Der ausdrücklich als arm bezeichnete Mann geriet im Zuge der in-
nenpolitischen Grabenkämpfe, die von beiden Seiten mit dem Argument ge-
führt wurden, das Wohlergehen und die Zukunft der Stadt ständen auf dem 
Spiel, in den Verdacht, den herzoglichen Räten in Wolfenbüttel das Angebot 
unterbreitet zu haben, dem Landesherrn die Tore der Stadt zu öffnen, damit 
dieser Braunschweig überfallen und ohne größeres Blutvergießen einnehmen 
konnte. Als Gegenleistung habe er angeblich in den herzoglichen Dienst auf-
genommen werden wollen. Hoppe wurde aufgrund dieser Anschuldigung 
verhaftet und am 8. Dezember 1579 hingerichtet.48 Ob er im Sinne der An-
klage schuldig war oder ob ihn die Ratspartei lediglich als eine Art Bauernop-
fer benutzte, um durch die Beschwörung der äußeren Gefahr den inneren 
Feind, sprich die Bürgerhauptleute, in Schach zu halten, konnte nie ganz ge-
klärt werden.49 Wichtig für unseren Diskussionszusammenhang ist der Um-
stand, dass die herzoglichen Räte in einer Stellungnahme zu den Ereignissen 
die Fürsorgepolitik des Braunschweiger Rates in Misskredit brachten. Ihren 
Schilderungen zufolge nämlich war Heinrich Hoppe ein armer, alter, eher ein-
fältiger, vielleicht sogar geistig leicht verwirrter Mann, ein Bürger Braun-
schweigs, wie ausdrücklich betont wurde, der aufgrund seiner vielfältigen 
Gebrechen seinen Lebensunterhalt nicht mehr aus eigener Kraft bestreiten 
konnte und deshalb schon seit Längerem Almosen aus dem städtischen Ar-
menkasten erhielt. Er hatte in seiner Behausung einem gewissen Jacob Hei-
nen Unterschlupf gewährt. Ob es sich dabei um ein (Unter-)Mietverhältnis 
handelte oder ob eine andere Beziehung zwischen den beiden Männern exis-
tierte, geht aus den Quellen nicht hervor. Jedenfalls spielte besagter Heinen 
in der Affäre eine wichtige und ausgesprochen dubiose Rolle. Er soll es näm-
lich gewesen sein, der das Hoppe belastende Schreiben nach Wolfenbüttel 
brachte und es anschließend - da er es dort nicht loswerden konnte - in 
Braunschweig zu Geld zu machen versuchte. Dadurch wurde der vermeintli-
che Stadtverrat überhaupt erst ruchbar. Heinen wiederum wurde in einem 
anderen Zusammenhang des Diebstahls überführt und endete am Galgen. Zu 
                                        
48 Siehe die Schilderung des Falles in einem Brief der herzoglichen Räte an den Rat der Stadt 
Braunschweig vom 16. Dezember 1579: StadtA BS, B I 5 Nr. 3, fol. 343r. 
49 Diese zweite Sichtweise wird zum Beispiel von Werner Spieß nahegelegt; siehe: Spieß, 
Braunschweig im Nachmittelalter, S. 127. Sie ist aber im Grunde genommen schon in dem 
oben zitierten Schreiben der herzoglichen Räte vom 16. Dezember 1579 enthalten. 
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seinen Lebzeiten jedoch soll er laut Aussage der herzoglichen Beamten in-
tensive Kontakte zur Garküche des Heinrich Becker gepflegt haben, die in der 
ganzen Stadt als Zufluchtsstätte für „... dieb, schelm vnd boswichter ...“50 
bekannt war. Damit schloss sich der Kreis. Der an seinen Rändern kaum 
fassbare Sumpf aus Fürsorgeempfängern, Dieben und anderen verdächtigen 
Personen, den die Wolfenbütteler hier heraufbeschworen, bezog seine be-
sondere Brisanz aus der Tatsache, dass für seine Protagonisten - unbescha-
det der Zweifel an der individuellen Schuld Hoppes - die Grenze zwischen 
Armut und Kriminalität offenbar weit fließender war als man bislang ange-
nommen hatte. 
 
Die fürstlichen Amtsträger verfolgten mit dem von ihnen entworfenen Szena-
rio natürlich einen bestimmten Zweck. Sie wollten den unangenehmen Vorfall 
so weit wie möglich herunterspielen, jegliche Verwicklung des Herzogs in die 
Angelegenheit ad absurdum führen und eventuell aufgetretene Gesetzesver-
stöße in den Zuständigkeitsbereich des Braunschweiger Rates verweisen. Für 
die städtische Obrigkeit jedoch barg der Vorgang erhebliche Fallstricke, denn 
um erfolgreich zu sein, musste der Plot über ein Mindestmaß an Plausibilität 
verfügen. Die Ratsherren hatten einem derartigen Milieu der Nacht 51 im 
Rahmen ihrer Fürsorgepolitik aber bislang allenfalls punktuell Beachtung ge-
schenkt. Ein Versäumnis, das als weiterer Beleg für das Versagen der traditi-
onellen Führungsschicht angesichts der die Bürger bedrängenden Probleme 
gelten konnte? Die Hauptleute mochten das so sehen oder das Thema Ar-
menfürsorge zumindest als Waffe entdecken, mit der sie die Politik der Rats-
partei weiter in Verruf bringen konnten. Aus dieser Konstellation ergeben 
sich einige interessante Fragen: Welche Wahrnehmung des Armutsproblems 
lag der Braunschweiger Fürsorgepolitik im letzten Viertel des 16. Jahrhun-
derts zugrunde? Gab es verstärkte Anstrengungen, einen prinzipiell als krimi-
nell betrachteten Bodensatz der städtischen Unterschichten von der soge-
nannten ehrbaren Armut zu separieren? Wie weit wurde die Stigmatisierung 
der um ein Almosen Bittenden - und ihre Abdrängung in die Randständigkeit 
- dabei vorangetrieben? 
 
 
                                        
50 So etwa die Anklage in einem Ratsbeschluss vom 30. Juli 1580: StadtA BS, B I 6 Nr. 1, fol. 
497r. Zu den geschilderten Einzelheiten im Fall Hoppe siehe auch: B I 5 Nr. 3, fol. 343r - v. 
51 Zu dem Begriff und seiner Bedeutung in der Auseinandersetzung um die Braunschweiger 
Armenpolitik siehe: Kapitel III, S. 62 - 63 ; Kapitel IV, S. 122 - 123. 
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2. Zwischen Fürsorge und Kontrolle:  
Das städtische Armenwesen und seine Klientel 
 
Zu einem ersten Aufhänger für den Schlagabtausch zwischen dem Rat und 
den Bürgerhauptleuten auf dem Gebiet der städtischen Armenpflege wurde 
Ende der 1570er/Anfang der 1580er Jahre die Getreidepolitik. Zwar stand 
nicht das in der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts entwickelte - auf die Ele-
mente Regulierung des heimischen Kornmarktes, Förderung der privaten 
Vorratsbildung, Anlage öffentlicher Getreidevorräte und Unterstützung be-
dürftiger Bürger durch Kornverteilungen setzende - Fürsorgemodell an sich 
zur Disposition, wohl aber dessen angeblich unzureichende Umsetzung. Der 
Vorwurf an die Adresse der Stadtführung lautete, sie selbst behindere das 
erfolgreiche Arbeiten des Systems, indem sie mehrfach zugesagte und drin-
gend notwendige Maßnahmen entweder auf die lange Bank schiebe oder nur 
halbherzig in die Praxis umsetze. Ein markantes Beispiel für dieses Verhalten 
sei die obrigkeitliche Vorratspolitik. Zwar verfüge Braunschweig mittlerweile 
über eine ganze Reihe von Getreidespeichern, diese ständen aber - wie zum 
Beispiel das soeben mit erheblichen öffentlichen Mitteln renovierte Kornhaus 
im Hagen52 - zum Teil leer. Die Versuche der Kornherren, Getreide zu be-
schaffen und einzulagern, würden von den Regierungsvertretern unter den 
fadenscheinigsten Vorwänden torpediert. Mal sei ihnen das Korn zu teuer, 
mal von zu schlechter Qualität. Unter solchen Umständen würde keine Vor-
sorgepolitik betrieben, es würden lediglich städtische Ressourcen verschwen-
det, denn ungenutzt bleibende Kornhäuser seien von keinem erkennbaren 
Wert.53 Diese Kritik war inhaltlich nicht neu. Zu Unstimmigkeiten hinsichtlich 
des Zeitpunkts und des Umfangs von städtischen Getreidekäufen war es be-
reits früher gekommen. Das lag bis zu einem gewissen Grad in der Natur der 
Sache, denn während die Hauptleute - als Sprecher der in den Gemeinden 
organisierten Bürger - primär das Interesse der Verbraucher an einer ausrei-
chenden Versorgung mit bezahlbarem Brotkorn vertreten konnten, gab es für 
die Ratsherren zusätzliche Faktoren - etwa die zu erwartende mittelfristige 
Entwicklung der Getreidepreise, den Stand der städtischen Finanzen oder 
parallel anstehende Verpflichtungen -, die sie bei ihren Entscheidungen zum 
                                        
52 Zur Auseinandersetzung um das Kornhaus im Hagen siehe die Stellungnahmen der Bür-
gervertreter und des Rates in den Ratsprotokollbüchern: StadtA BS, B I 5 Nr. 3, fol. 266r - 
269v u. 271r - 273r. 
53 Siehe die entsprechende Klage der Bürgerhauptleute aus dem Jahre 1584: ebd., fol. 507r 
- v. Ähnlich hatten sie sich aber auch schon ein Jahr früher geäußert; siehe: ebd., fol. 419v - 
420r. Zum Amt der Kornherren auch: Kapitel II, S. 37 - 38 u. Anm. 70. 
 141
Besten der Stadt zu berücksichtigen hatten.54 Im letzten Viertel des 16. Jahr-
hunderts erreichte der Streit darüber, wo kluge Zurückhaltung in fahrlässige 
Untätigkeit zu Lasten einer notleidenden Bevölkerung umschlug, jedoch eine 
Schärfe, die vor dem Ausbruch der Feindseligkeiten zwischen dem Rat und 
den Gemeindevertretern unbekannt gewesen war. 
 
In dieser Situation versuchten die Stadtoberen, von eventuellen eigenen Ver-
säumnissen abzulenken, indem sie eine Debatte über den angeblichen Miss-
brauch der kommunalen Fürsorgeleistungen lostraten. Ins Visier gerieten 
dabei zunächst die einheimischen Armen. Unter ihnen befanden sich laut ei-
ner obrigkeitlichen Verlautbarung vom 15. Mai 1580 viele, die sich mit der 
ihnen zustehenden, in ihrem jeweiligen Weichbild für sie ausgemessenen 
Getreidemenge nicht zufriedengeben wollten, sondern die reihum durch alle 
fünf Braunschweiger Stadtteile liefen, um sich wieder und wieder in die Rei-
hen der Hilfesuchenden einzuschleichen. Besonders verwerflich sei dieses 
Verhalten, wenn die Armen das mit öffentlichen Geldern subventionierte Ge-
treide nicht für den Eigenbedarf verwendeten, sondern wenn sie damit, wie 
das leider häufig geschehe, Vorkauf betrieben, es also gegen Aufpreis wei-
terverkauften. Um solchen unlauteren Machenschaften Einhalt zu gebieten, 
ließ der Rat verkünden, dass in Zukunft nur noch Haushaltsvorstände bezie-
hungsweise deren Ehefrauen, und das ausschließlich in ihrem eigenen 
Weichbild, berechtigt seien, die Kornherren um jene Zettel anzugehen, deren 
Vorlage einem Bedürftigen die städtischen Getreidespeicher öffnete. Zuwi-
derhandlungen bedrohte er mit schweren Strafen.55 1586 wurde diese Be-
stimmung insoweit verschärft, als angeordnet wurde, dass ab sofort auch bei 
der eigentlichen Kornausgabe die Anwesenheit des individuellen Fürsorge-
empfängers Pflicht sei, also jeder nur noch „... vor sich selbsten vnd vor nie-
mandts sonst oder dem zu gute [Roggen] bekomen oder abhohlen ...“56 kön-
ne. Damit ließ sich das einmal artikulierte Misstrauen gegenüber den Nutz-
nießern der städtischen Getreideausmessungen aber offenbar immer noch 
nicht hinreichend beschwichtigen, denn noch im selben Jahr machten die 
Bürgerhauptleute den Vorschlag, das Netz der Kontrolle entschieden enger 
zu knüpfen und in Zukunft die Kornverteilungen nicht mehr auf der Ebene 
der Weichbilde, sondern auf der der nächst kleineren Verwaltungseinheit, 
                                        
54 Siehe dazu: Kapitel IV, S. 105 - 106. 
55 Siehe das Edikt, das Kornausmessen betreffend, vom 15. Mai 1580: StadtA BS, B I 3 Nr. 
24, S. 645 - 646. 
56 Edikt, das Kornausmessen betreffend, vom 20. Mai 1586: ebd. Nr. 25, S. 300 - 301. 
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sprich der Bauerschaften, zu organisieren.57 Dieses Ansinnen griff der Rat 
auf. Er machte es zur Grundlage einer Reform des Braunschweiger Kornver-
teilungssystems. Der neuen - am 13. Mai 1587 verabschiedeten - Ordnung 
zufolge sollten die armen Bürger in Zukunft Weichbild für Weichbild und in-
nerhalb eines Weichbildes Bauerschaft für Bauerschaft mit städtischem Ge-
treide versorgt werden. Erst wenn die Kornausmessung in einer Bauerschaft 
beendet war, sollte sie in der nächsten beginnen dürfen. Auf diese Weise 
sollte es den mit der Getreideausgabe beauftragten Ratsherren erleichtert 
werden, den Überblick über das Verfahren zu behalten und für seinen ord-
nungsgemäßen Ablauf zu sorgen. Um gegen dennoch nicht auszuschließende 
Betrugsversuche besser gewappnet zu sein, sollten zusätzlich die Bauermeis-
ter - niedere Polizeikräfte im Dienste der Weichbildräte - zu den einzelnen 
Kornausmessungen hinzugezogen werden. Sie kannten die Menschen in ih-
rem unmittelbaren sozialen Umfeld und konnten deshalb mit größerer Si-
cherheit als die Kornherren würdige von unwürdigen Armen unterscheiden.58 
 
Wären die angeführten Regelungen in der hier skizzierten Form in die Praxis 
umgesetzt worden, hätte sich der obrigkeitliche Zugriff auf die Braunschwei-
ger Armen deutlich erhöht. Die Grenze zwischen erwünschten und uner-
wünschten Bittstellern wäre innerhalb des städtischen Armutsmilieus schärfer 
gezogen worden. Aber auch die sogenannten ehrbaren Armen wären näher 
an den Rand der Gesellschaft gerückt, denn der Verweigerung der Anonymi-
tät und dem Beharren auf dem persönlichen Erscheinen eines Bedürftigen 
bei der - ja im öffentlichen Raum zelebrierten - Almosenvergabe wohnte ein 
nicht zu übersehendes Moment der Stigmatisierung inne. So weit kam es 
jedoch nicht. Schon in den 1590er Jahren wurde der Roggen in der Stadt 
wieder mehrheitlich nach Weichbilden ausgemessen.59 Ein letzter, im Jahr 
1593 unternommener, Versuch, an der Einhaltung des Bauerschaftsprinzips 
festzuhalten60, versandete ohne erkennbare Ergebnisse und auch der Prä-
senspflicht der Armen bei den Kornverteilungen schenkte man immer weni-
                                        
57 Siehe die Artikelsammlung der Gemeinheiten aus der Altstadt, dem Hagen, der Neustadt, 
der Altewiek und dem Sack vom 29. November 1586: B I 5 Nr. 4, fol. 4r - v. Zu den Bauer-
schaften: Kapitel I, S. 11, Anm. 40; Kapitel IV, S. 124, Anm. 132. 
58 Siehe die Ordnung, das Kornausmessen betreffend, vom 13. Mai 1587: StadtA BS, B I 3 
Nr. 25, S. 375 - 376. Die erste Kornausmessung nach diesem Muster erfolgte am 28. Juni 
1587; siehe: ebd., S. 377 - 378. Zum Amt des Bauermeisters auch: Sauerbrey, S. 50 - 52. 
59 Siehe dazu zum Beispiel das Edikt, das Kornausmessen betreffend, vom 2. November 
1592 sowie die entsprechenden Verfügungen vom 25. Juni 1594, 19. April 1597 und 10. Mai 
1597: StadtA BS, B I 3 Nr. 12, S. 423 - 425; Nr. 15, S. 128 - 129, 443 - 444 u. 455 - 456. 
60 Siehe das Edikt, das Kornausmessen betreffend, vom 11. August 1593: ebd. Nr. 12, S. 
546 - 547. 
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ger Beachtung. Spätestens seit dem Jahre 1597 gestattete die Stadtführung 
den Braunschweigern ganz offiziell wieder, nicht nur für sich selbst bezie-
hungsweise ihren Ehepartner, sondern auch für ihre Nachbarn um die Zutei-
lung von städtischem Getreide zu bitten.61 Hinter dem erlahmenden Interes-
se an den innerstädtischen Überwachungsmaßnahmen stand ein Perspektiv-
wechsel in der Problemwahrnehmung. Eine Variante des Leistungsmiss-
brauchs, die vorher allenfalls am Rande erwähnt worden war, rückte nun ins 
Zentrum der öffentlichen Aufmerksamkeit, nämlich die Zweckentfremdung 
der Kornvorräte durch zwei Personengruppen, die grundsätzlich keinen An-
spruch darauf hatten: Braunschweiger Bürger, die nicht bedürftig waren, und 
Fremde. Vor allem Letztere würden sich die Notlage der einheimischen Ar-
men zunutze machen und diese anstiften, sich auf illegalem Wege in den 
Besitz verbilligter Getreiderationen zu bringen. Anschließend würden sie ihre 
Strohmänner mit kleinen Geldbeträgen abfinden, mit dem ihnen übergebe-
nen Korn Vorkauf im großen Stil betreiben und damit dem Gemeinwesen 
gleich doppelten Schaden zufügen.62 Die treibende Kraft hinter dieser Ak-
zentverschiebung war der Rat.  Datieren lässt sie sich auf das Jahr 1594. 
Über die hinter diesem Manöver stehenden Motive lassen sich nur Vermu-
tungen anstellen. Zum einen dürften die Stadtoberen schnell erkannt haben, 
dass den von ihnen hier angeprangerten Missständen mit wesentlich einfa-
cheren Mitteln beizukommen war als einer in der Stadt wuchernden, in ihren 
Ausmaßen kaum greifbaren kriminellen Armut. Sie ordneten an, dass Frem-
de, die vor Ort Getreide kaufen wollten, grundsätzlich ein über dem städtisch 
subventionierten Kornpreis liegendes Entgelt zu entrichten hatten63 und 
drohten allen ihren Bürgern, die mit betrügerischen Fremden gemeinsame 
Sache machten, mit schweren Strafen, insbesondere einem Stadtverweis64. 
Zum anderen war - wie schon der Fall Hoppe gezeigt hat - die Beschwörung 
eines Milieus der Nacht eine gefährliche Sache. Sie konnte von eigenen Feh-
lern ablenken, sie konnte vom innenpolitischen Gegner aber auch als Waffe 
eingesetzt werden, um die Unfähigkeit des gegenwärtigen Regiments zu de-
                                        
61 Siehe das Edikt, das Kornausmessen betreffend, vom 10. Mai 1597: wie Anm. 59. 
62 Erstmals entworfen wurde dieses Szenario in einem Edikt, das Kornausmessen betreffend, 
vom 20. Mai 1586; siehe: wie Anm. 56. Seit 1594 taucht die Passage über die Fremden dann 
regelmäßig in den Verordnungen über das Kornausmessen auf; siehe dazu die Edikte vom 
25. Juni 1594, 24. Juli 1594, 19. April 1597 und 10. Mai 1597: wie Anm. 59; StadtA BS, B I 3 
Nr. 15, S. 135 - 136. 
63 So zum Beispiel im Edikt, das Kornausmessen betreffend, vom 25. Juni 1594; siehe: wie 
Anm. 59. 
64 Siehe die Edikte, das Kornausmessen betreffend, vom 20. Mai 1586, 25. Juni 1594, 24. 
Juli 1594, 19. April 1597 und 10. Mai 1597: wie Anm. 56, Anm. 59 u. Anm. 62. 
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monstrieren. Als immer klarer wurde, dass sich der Streit mit den Bürger-
hauptleuten zu einem veritabeln Kampf um die Macht auswachsen würde, 
wollte sich die Ratspartei dieser Gefahr offenbar nicht mehr aussetzen. Die 
Konsequenz: Sie unternahm große Anstrengungen, eine interne Bedrohung 
der städtischen Ruhe und Ordnung in eine von außen kommende, nur mit 
vereinten Kräften zu besiegende umzudeuten. 
 
Dass die Angst der Ratsvertreter vor agitatorischen Vorstößen der Bürger-
hauptleute nicht aus der Luft gegriffen war, hatte sich schon 1583 gezeigt. 
Damals hatten die Hauptleute nämlich versucht, das Argument Sozialmiss-
brauch auf dem Gebiet der geschlossenen Armenpflege gegen die Stadtobe-
ren in Stellung zu bringen. Sie hatten Letztere beschworen, doch darauf zu 
achten, dass in den Hospitälern und Armenhäusern „... keine hurns vnnd bu-
ben vmb gelt, sondern arme vnuermugentsame burger vmbsonst vnd vmb 
Gottes willen vermuge des grossen briefs ...“65 aufgenommen wurden. Sie 
unterstellten damit sowohl anhaltende Verpfründungstendenzen, die den ka-
ritativen Charakter der Stiftungen in Frage stellten, als auch - und ungleich 
schwerwiegender - eine Unterwanderung der Hospitalbewohner durch Perso-
nen, die sich eigentlich schon per definitionem als Nutznießer der kommuna-
len Fürsorge disqualifiziert hatten. Frauen, die durch anhaltende Promiskuität 
auffielen, also Huren, und Männer, die gewohnheitsmäßig Verbrechen begin-
gen, sprich Buben, sollten nämlich eigentlich nicht damit rechnen können, für 
ihren mehr als zweifelhaften Lebenswandel auch noch mit einem Platz in ei-
ner der sozialen Einrichtungen der Stadt belohnt zu werden. Aufgabe einer 
guten Obrigkeit musste es vielmehr sein, ihre Untertanen vor solchen Sub-
jekten zu schützen und sie aus dem Alltagsleben der Menschen so weit wie 
möglich zu verdrängen. Um mit ihrer Initiative erfolgreich zu sein, hätten die 
Hauptleute allerdings in der Lage sein müssen, sie mit konkreten Beispielen 
zu unterfüttern. Die einzigen Missstände, auf die sie abheben konnten, waren 
jedoch eher konventioneller Natur. Zu St. Leonhard etwa waren in den letz-
ten Jahren viele neue Wohnungen entstanden, die dort Aufgenommenen 
keine Bürger und insofern eine Belastung für das Gemeinwesen, als sie den 
Einheimischen ihre bürgerliche Nahrung streitig machten und - wie im Übri-
gen auch der aktuelle Hofmeister des Instituts - Vorkauf betrieben.66 Im 
Hospital Beatae Mariae Virginis wiederum hatte man von den Insassen ent-
                                        
65 Artikel der Hauptleute vom 29. November 1583: StadtA BS, B I 5 Nr. 3, fol. 523r - v. 
66 Siehe die entsprechenden Klagen in den Artikeln der Hauptleute vom 29. November 1583, 
29. November 1586 und 29. November 1589: ebd., fol. 529r; Nr. 4, fol. 6r - v u. 150v. 
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gegen altem Herkommen Kostgeld gefordert, überflüssiges Personal beschäf-
tigt und die Herrenpfründen zu Lasten der Plätze für die Armen über Gebühr 
ausgedehnt.67 Solche Fehlentwicklungen räumte der Rat durchaus ein und 
zeigte sich auch bereit, Abhilfe zu schaffen.68 Den Vorwurf, seine Aufsichts-
pflicht vernachlässigt und dadurch einer Infiltrierung der Braunschweiger 
Hospitalinsassen durch Prostituierte und Verbrecher Vorschub geleistet zu 
haben, wies er dagegen mit aller Macht von sich. Für eine solche Unterstel-
lung gebe es keinerlei Beweise und solange die nicht existierten, erübrige 
sich auch jede weitere Diskussion darüber beziehungsweise die aus einer 
solchen Sachlage zu ziehenden Konsequenzen.69 
 
In den 1590er Jahren machten die Stadtoberen die Zustände in den Braun-
schweiger Hospitälern und Armenhäusern dann selbst zum Gegenstand einer 
innerstädtischen Kontroverse. Ins Zentrum ihrer Klage rückten sie dabei die 
anhaltende Frequentierung der Häuser durch Fremde, für die man sich ei-
gentlich gar nicht mehr verantwortlich fühlte, die das städtische Armenwesen 
mit ihren Bitten um Beistand in einer akuten Krisensituation aber angeblich in 
kaum noch tolerierbarer Weise belasteten. Zum Präzedenzfall wurde ein ar-
mer, fremder Junge, der im Oktober des Jahres 1593 im Burgbezirk der Stadt 
krank aufgegriffen wurde. Die Frage, wie mit ihm zu verfahren war, erhitzte 
die Gemüter. Ein erster Ratsentscheid, den Knaben im Hospital St. Elisabeth 
unterzubringen70, stieß auf den massiven Widerstand der dort tätigen Provi-
soren. Diese erklärten rund heraus, sie seien für den Jungen nicht zuständig 
und verweigerten die Aufnahme.71 Da eine schnelle, unbürokratische Lösung 
also nicht in Sicht war, entschlossen sich die Ratsherren, die Sache prinzipiell 
anzugehen und die Rechtslage klären zu lassen. Ein Gutachten wurde er-
stellt, das festhielt: Der Junge habe in Braunschweig keinerlei Anspruch auf 
Hilfe. Das aufgrund seiner - potentiell ansteckenden - Erkrankung für ihn in 
Betracht kommende Hospital St. Leonhard stehe laut den Bestimmungen des 
Großen Briefes von 1445 nur Bürgerinnen und Bürgern offen.72 Da auch St. 
                                        
67 Siehe die Beschwerden der Hauptleute vom 29. November 1598 und 22. Oktober 1590: 
ebd., fol. 150r u. 139r. 
68 Siehe die Antworten des Rates auf die eingebrachten Artikel der Hauptleute aus den Jah-
ren 1583 und 1589: ebd. Nr. 3, fol. 632v; Nr. 4, fol. 157v - 158r. 
69 Siehe die Replik des Rates auf die eingebrachten Artikel der Hauptleute aus dem Jahre 
1583: ebd. Nr. 3, fol. 628v. 
70 Siehe den Ratsbeschluss vom 10. Oktober 1593: B I 4 Nr. 2, S. 176. 
71 Siehe den entsprechenden Vermerk in den Ratsprotokollbüchern vom 13. Oktober 1593: 
ebd., S. 182. Grund für die ablehnende Haltung der Provisoren war vermutlich der schlechte 
Gesundheitszustand des Jungen. 
72 Siehe dazu: Kapitel II, S. 28. 
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Elisabeth - als traditionelle Anlaufstelle für notleidende Fremde - sich bereits 
geweigert hätte, den Jungen zu beherbergen, verfüge man über keinen ge-
eigneten Platz für ihn. Außerdem sei zu bedenken, dass sich der Knabe zu 
einer Belastung, ja unter Umständen sogar zu einer echten Gefahr für das 
Gemeinwesen entwickeln konnte. Er war nämlich absolut mittellos und kann-
te in der Stadt niemanden, der bereit gewesen wäre, für seine Pflege einzu-
stehen. Folglich würden alle in seinem Fall anfallenden Kosten unweigerlich 
zu Lasten der Allgemeinheit, und damit letztlich zu Lasten der bedürftigen 
Braunschweiger Bürgerinnen und Bürger, gehen. Sollte der Junge darüber 
hinaus noch andere Stadtbewohner mit seiner - nicht näher definierten - 
Krankheit anstecken, würde man es am Ende vielleicht bitter bereuen müs-
sen, sich aus falsch verstandenem Mitleid seiner angenommen zu haben. Das 
Votum war eindeutig: Der Junge war an seine Heimatgemeinde zu verwei-
sen, denn auch christliche Nächstenliebe habe sich im Rahmen bestehender 
Gesetze und Verordnungen zu bewegen. Ein Rechtsanspruch auf Unterstüt-
zung bestehe nicht und im Zweifelsfall habe der Schutz der eigenen Bevölke-
rung Vorrang vor dem Hilfsbegehren eines Fremden.73 Diese Position konnte 
sich im Jahre 1593 - noch - nicht durchsetzen. Obwohl die Ratsherren der im 
Gutachten vertretenen Argumentation grundsätzlich beipflichteten, baten sie 
die Vorsteher von St. Leonhard, eine Ausnahme zu machen und den Knaben, 
allen wohlbegründeten Bedenken zum Trotz, bei sich aufzunehmen und ge-
sund zu pflegen. Auch zu einer Übernahme der Kosten erklärten sie sich be-
reit.74 Was sie zu diesem Entschluss veranlasste, geht aus den Quellen nicht 
hervor. Naheliegend wäre es jedoch, dass sie den Bruch mit der - ja bereits 
verschärften - Richtlinie über den Umgang mit kranken Fremden aus der Bet-
telordnung von 1550 als zu groß empfanden, insbesondere wo der Leidtra-
gende ein Kind gewesen wäre. Kindern gegenüber aber empfand die städti-
sche Obrigkeit, wie gezeigt, eine besondere patriarchale Verantwortung.75 
Was dem Betrachter jenseits solcher Überlegungen ins Auge sticht, ist die 
zeitliche Nähe zwischen dem zitierten Rechtsgutachten und der zuvor be-
schriebenen Trendwende in der städtischen Getreidepolitik. Sie stützt die 
These, dass wir es um die Mitte der 1590er Jahre mit einer Schwerpunktver-
lagerung in der Braunschweiger Fürsorgepolitik insgesamt zu tun haben. 
 
                                        
73 Siehe die Zusammenfassung der Vorgänge in den Ratsprotokollen unter dem Datum vom 
13. Oktober 1593: StadtA BS, B I 4 Nr. 2, S. 182 - 183. 
74 Siehe: ebd. 
75 Siehe dazu: Kapitel IV, S. 121 - 123. 
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Inwieweit auch die Empfänger von Leistungen aus den städtischen Armen-
kästen von der besagten Trendwende betroffen waren, ist nur schwer fest-
zustellen. Auf der einen Seite begegnet man schon vor dem Ausbruch des 
Konflikts zwischen dem Rat und den Bürgerhauptleuten Klagen über den an-
haltenden Zustrom von fremden Bittstellern, die, wie die Stadtoberen etwa in 
einem Edikt aus dem Jahre 1568 anmerkten, „... ohne unser fur wißen undt 
willen in der Stadt hauslang umbgangen und den armen alhie die almosen 
entzogen undt ... [wegnahmen], do es doch Ihrer ein Theil nicht bedurfftig, 
sondern der almosen zur Schalekheit undt buberey misbrouchen ...“76. Auf 
der anderen Seite finden sich in der ratsprotokollarischen Überlieferung keine 
Hinweise auf eine breit angelegte Diskussion über den Zustand des heimi-
schen Almosen- beziehungsweise Bettelwesens. Es gibt lediglich ein Eintrag 
unter dem Datum vom 13. August 1596, der bezeugt, dass das Thema „Bet-
ler Ordnung“77 den Weg auf die Tagesordnung des Küchenrates gefunden 
hatte. Was der Anlass dafür war - ob sich die Beschwerden über das unge-
bührliche Betragen einzelner Almosenheischer gehäuft hatten oder ob die 
Ratsherren über eine grundlegende Reform der Ordnung von 1550 nach-
dachten - ist nicht bekannt. Ebenso wenig sind Beschlüsse überliefert. Ein 
konkretes obrigkeitliches Handeln ist erst für die Jahre 1638 und 1642, das 
heißt für die Spätphase des Dreißigjährigen Krieges, nachweisbar. Damals 
erließ die Stadtführung zwei neue Ordnungen, die im Verbund zu betrachten 
sind und das Braunschweiger System der offenen Armenpflege an markanten 
Stellen veränderten. So machte man zum Beispiel das Alexiushaus zum zent-
ralen Ort, an dem sich in Zukunft alle Hilfesuchenden der Stadt einfinden und 
registrieren lassen mussten. Darüber hinaus bestimmte man auch das Alexi-
ushaus zum Ausgangs- und Zielpunkt eines jeden öffentlichen Bettelum-
zugs.78 Der Ablauf der Bittumgänge selbst wurde straffer organisiert und die 
Teilnehmer genötigt, durch ritualisierte Demutsgesten, wie etwa öffentliche 
Gebete, die Ehrbarkeit ihres Anliegens unter Beweis zu stellen.79 Desweitern 
ging man dazu über, die von den Bürgern zur Verfügung gestellten Geld- und 
                                        
76 Edikt, belangend die Bettler und die Bettelvögte, vom 8. September 1568: StadtA BS, B I 
2 Nr. 13, S. 143. 
77 B I 4 Nr. 3, S. 896. 
78 Siehe die Bettelordnung von 1638: B IV 13d Nr. 7, fol. 65v - 66r, Punkt 1 u. 2. Zum Alexi-
ushaus auch: Kapitel II, S. 22, Anm. 11. 
79 Zur Organisation der Bettelumzüge siehe die Bettelordnung von 1638: StadtA BS, B IV 13d 
Nr. 7, fol. 66r - v, Punkt 3, 4 u. 5. Die Armenordnung von 1642 ergänzte diese Bestimmun-
gen, indem sie festlegte, dass die Armen vor jedem Bittumgang gewisse Gebetsübungen zu 
verrichten hatten. Diese hatten sie - als äußeres Zeichen ihrer Demut - auf den Knien lie-
gend zu absolvieren; siehe: ebd., fol. 81r, Punkt 1. 
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Sachspenden zentral an die Bedürftigen zu verteilen80 und stärkte die Exeku-
tivgewalt, indem man die Zahl der Bettelvögte von zwei auf vier erhöhte81. 
Auf lange Sicht war damit auch in Braunschweig der Trend zu einer stärkeren 
Diskriminierung der ortsansässigen Fürsorgeempfänger und ihrer Ausgren-
zung aus der Mehrheitsgesellschaft unübersehbar. Diese Entwicklung war 
aber weniger dem Willen einer frühneuzeitlichen Obrigkeit zur (Sozial-) Dis-
ziplinierung ihrer Untertanen geschuldet als vielmehr der Schwäche dieser 
Obrigkeit, die ihre - angesichts der Verwüstungen des Dreißigjährigen Krie-
ges immer deutlicher zu Tage tretende - Unfähigkeit, mit den sozialen Ver-
werfungen der Zeit fertig zu werden, mit neuen bürokratischen Vorschriften 
zu kaschieren versuchte. Davon abgesehen setzte der Braunschweiger Rat 
dem von ihm erzeugten Disziplinierungsdruck selbst Grenzen, indem er zum 
Beispiel das Recht für sich in Anspruch nahm, einzelne Almosenempfänger 
von der Teilnahme an besonders erniedrigenden Prozeduren des Bittrituals 
frei zu stellen.82 Die Lösung des kommunalen Fürsorgeproblems durch eine 
konsequente Aussonderung vorgeblich krimineller Armer unter den einheimi-
schen Bedürftigen war bis zum Ende der Stadtfreiheit und der Übernahme 
der Verantwortung durch die herzogliche Armenkommission keine Leitlinie 
seiner Politik.83 
 
Insgesamt betrachtet verschärfte der innerstädtische Machtkonflikt der Jahre 
1576 bis 1604 also die Asymmetrie in der offiziellen Wahrnehmung des Ar-
mutsproblems im frühneuzeitlichen Braunschweig. Er förderte die Tendenz, 
die Gefährdung des Gemeinwesens nicht primär in einem - in der Unter-
schichtenkultur verankerten - Milieu der Nacht zu sehen, sondern in einem 
unkontrollierten Zustrom von Fremden, die an den Leistungen des städti-
schen Fürsorgewesens unberechtigterweise zu partizipieren versuchten. Es 
ist folglich notwendig, diesen Personenkreis noch einmal gesondert in Au-
genschein zu nehmen und abzuklären, welche Konsequenzen die skizzierte 
Entwicklung für die verschiedenen Kategorien von nicht zum unmittelbaren 
Bürgerverband gehörenden Armen hatte. 
                                        
80 Siehe dazu die Regelung in der Bettelordnung von 1638: ebd., fol. 67r - v, Punkt 7. 
81 Siehe die Armenordnung von 1642: ebd., fol. 82r - v, Punkt 5. Zur Organisation des Bet-
telwesens in Braunschweig um die Mitte des 17. Jahrhunderts allgemein auch: Albrecht, 
Übernahme, S. 184 - 185. 
82 Siehe dazu die Armenordnung von 1642: StadtA BS, B IV 13d Nr. 7, fol. 82v - 83r, Punkt 
6. 
83 Zur weiteren Entwicklung des Braunschweiger Armenwesens im 17. und 18. Jahrhundert: 
Albrecht, Übernahme, S. 185 - 201; ders., Armenvögte, 57 - 67; Mack, Johann Anton Leise-
witz, S. 1 - 61. 
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3. Der Umgang mit Zuwanderern und anderen verdächtigen 
Personen 
 
Eine einfache und zugleich wirkungsvolle Methode, die städtische Solidarge-
meinschaft vor äußeren Gefahren zu schützen und ihrer vermeintlichen Über-
forderung vorzubeugen, bestand darin, das Eindringen von neuen potentiel-
len Almosenempfängern in den Genossenschaftsverband zu verhindern. Als 
probates Mittel dafür bot sich eine rigide Neubürgerpolitik an, denn seit der 
Geltendmachung des Heimatprinzips war das Ausmaß der Hilfe, das ein Be-
dürftiger an einem Ort erwarten konnte, aufs Engste verknüpft mit seinem - 
vorhandenen oder eben nicht vorhandenen - Bürgerstatus. Nun waren Maß-
nahmen zur Regulierung des Zuzugs dem Braunschweiger Rat nicht unbe-
kannt. Sie waren allerdings lange Zeit von fiskalischen und ordnungspoliti-
schen Gesichtspunkten geprägt gewesen. So betrieb man in Braunschweig 
zum Beispiel schon seit dem Beginn des 16. Jahrhunderts eine stringente 
Bürgergeldpolitik. Hatte der Ordinarius von 1408 die Aufnahmegebühr für 
neue Mitbürger noch auf 9 Schilling festgesetzt, von denen 1 Ferding (7,5 
Schilling) an den Rat, 1 Schilling an das städtische Gesinde und 6 Pfennig 
(0,5 Schilling) an den Schreiber zu entrichten waren84, entschlossen sich die 
Stadtoberen im Jahre 1502, das Bürgergeld auf 5 Gulden zu erhöhen. 4 Gul-
den davon sollten dem Gemeinen Rat zugutekommen, 1 Gulden sollte in die 
Kasse des Weichbildes fließen, in dem sich der Neubürger ansiedeln wollte85. 
Leider lässt sich nicht überprüfen, ab wann diese Bestimmung in die Praxis 
umgesetzt wurde. Fest steht nur, wie Andrea Theissen im Rahmen einer 
Auswertung der Braunschweiger Neubürgerlisten nachgewiesen hat, dass im 
Jahre 1517 das durchschnittlich gezahlte Bürgergeld bei 4 Gulden lag.86 Da 
besonders geschätzten Persönlichkeiten oder Menschen, die in den Dienst 
des Rates zu treten versprachen, das Bürgerrecht zum Teil kostenlos verlie-
hen wurde und man folglich davon ausgehen kann, dass der errechnete 
Durchschnittsbetrag generell unterhalb des gesetzlich fixierten Satzes anzu-
siedeln ist87, waren die erwähnten 5 Gulden offenbar bis in die vorreformato-
                                        
84 Siehe: UB BS I Nr. 63, S. 160, § 47. Zur Braunschweiger Währung im 15. Jahrhundert 
allgemein auch: Jesse, S. 13. 
85 Beschrieben wird die Bürgergelderhöhung von 1502 von Hermen Bote in seinem Schicht-
buch aus dem Jahre 1514; siehe: Chroniken der deutschen Städte, Bd. 16, S. 391. Seit 1498 
rechnete man in Braunschweig den Gulden zu 10 Schilling; siehe die entsprechende Bestim-
mung im Markt- und Münzprivileg Herzog Heinrichs d.Ä. vom 9. August 1498: UB BS I Nr. 
114, S. 266, § 4. 
86 Siehe: Theissen, S. 121. 
87 Siehe dazu: ebd., S. 127, Anm. 25. 
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rische Zeit hinein der gängige Tarif für aufnahmewillige Fremde. Danach zog 
das Tempo der Abgabeerhöhungen spürbar an. 1537 gaben die politischen 
Entscheidungsträger bekannt, dass sie ab sofort von jedem Mann, der vor 
Ort Bürgerstatus erlangen wollte, 9 Gulden fordern würden. Frauen zahlten 
die Hälfte, nämlich 4,5 Gulden.88 1540 lagen die Sätze bereits bei 12 Gulden 
für Männer und 6 Gulden für Frauen.89 Aber auch damit war das Ende der 
Spirale noch längst nicht erreicht. Um die Jahrhundertmitte soll, Theissens 
Recherchen zufolge, die Marke bei 45 Gulden gelegen haben90 und im Jahr 
1575 - dem Beginn des uns im Folgenden näher interessierenden Zeitraums - 
kam der Rat mit den Bürgerhauptleuten überein, das Bürgergeld noch einmal 
signifikant anzuheben, und zwar auf eine Summe von 60 Gulden91. Hinter 
dieser Politik stand in erster Linie der Versuch, höhere Einnahmen für die 
Stadtkasse zu erzielen. Im Jahre 1502 etwa hatten die Kosten der Großen 
Stadtfehde, in der Braunschweig seine Selbständigkeit gegenüber Herzog 
Heinrich d.Ä. mit Waffengewalt hatte verteidigen müssen, sowie anhaltende 
Münzschwierigkeiten den Finanzhaushalt der Stadt nachhaltig erschüttert. 
Um Abhilfe zu schaffen, hatte sich der Rat genötigt gesehen, eine massive 
Steuererhöhung vorzunehmen. Er setzte nicht nur die bestehenden Abgaben, 
direkte wie indirekte, herauf, sondern führte zusätzlich noch eine Schlacht-
steuer ein. Als Zugeständnis an seine so gebeutelten Untertanen kündigte er 
an, bis auf Weiteres auf kostspielige Ratsgelage verzichten zu wollen und mit 
der Erhöhung des Bürgergeldes eine zusätzliche, die alteingesessenen Bürger 
nicht belastende Finanzquelle zu aktivieren.92 
 
                                        
88 Siehe: ebd., S. 121. Dies ist der erste Beleg dafür, dass man in Braunschweig, wie das 
auch aus anderen vormodernen Städten bekannt ist, das Bürgergeld geschlechtsspezifisch 
differenzierte. Der Ordinarius von 1408 kannte eine solche Unterscheidung nicht. 
89 Siehe: ebd. 
90 Explizit genannt werden die 45 Gulden von Christoph Kalm, der in einer von ihm verfass-
ten Chronik berichtet, dass das Bürgergeld vor der Erhöhung des Jahres 1575 bei besagter 
Summe gelegen hat. Darüber hinaus hat Andrea Theissen errechnet, dass neue Bürger in 
Braunschweig in den Jahren 1538 bis 1547 durchschnittlich 3,1 Mark an Bürgergeld gezahlt 
haben, in der Phase von 1548 bis 1557 waren es 5,8 Mark und in der Phase von 1558 bis 
1567 11,2 Mark. Dabei rechnete der Rat - an der mittelalterlichen Rechnungsweise festhal-
tend - den Schilling zu 12 Pfennig und die Mark zu 30 Schilling. Umgerechnet in Gulden kä-
me man folglich auf einen Betrag von - maximal - 33,6 Gulden. Wenn man auch hier wieder 
in Rechnung stellt, dass dieser Durchschnittswert unter dem gesetzlich fixierten Satz anzu-
siedeln ist, wird deutlich, dass wir uns hier in der Region bewegen, die von Christoph Kalm 
als Richtschnur angegeben worden ist; siehe dazu ausführlich: ebd. Zu Christoph Kalm und 
seiner Chronik auch: Hassebrauk, S. 74. 
91 Siehe: Theissen, S. 122. Frauen zahlten im Jahre 1575 20 Gulden. 
92 So die Schilderung der Ereignisse bei Hermen Bote; siehe: Chroniken der deutschen Städ-
te, Bd. 16, S. 391. Zur Großen Stadtfehde von 1491 bis 1493 auch: Kapitel IV, S. 100 u. 
Anm. 40. 
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Daneben hatten auch die Versuche des Rates, das Verhältnis der Zuwanderer 
zum Bürgerverband zu reglementieren, eine lange Tradition. Schon aus dem 
Jahr 1484 stammt zum Beispiel die Bestimmung, dass einem Neubürger nur 
dann das Privileg der Zollfreiheit - und damit der volle Rechtsstatus eines 
gebürtigen Braunschweigers - gewährt werden sollte, wenn der Betreffende 
„... in vnser stadt myd sinem eliken wyffe, dat he touoren to der ee genomen 
hedde, getochet sij vnde hir wone, edder hir gevriget hebbe vnde hir wone, 
edder dat he, so he eyn ledich geselle js, hir eyn hus effte woninge hebbe de 
sin egen sij, in der andacht, dat he sick hir besetten vnde hir wonen wille ane 
yenigerlie argelist vnde geuerde ...“93. Man wollte mit dieser Bestimmung 
dem Phänomen entgegenwirken, dass sich Menschen nur um des ökonomi-
schen Vorteils willen um das Braunschweiger Bürgerrecht bewarben, an einer 
dauerhaften Ansiedlung aber gar nicht interessiert waren. Wer seinen Le-
bensmittelpunkt nämlich nicht vor Ort hatte, von dem stand zu befürchten, 
dass er den mit seinen Rechten verbundenen Pflichten nicht nachkam und 
zum Beispiel seinen Beitrag zur Verteidigung der Stadt nicht leistete. Die ab-
gestufte Gewährung von Vergünstigungen, wie der Zollfreiheit, sollte die Zu-
zugswilligen ermuntern, Entscheidungen im Sinne der Stadt zu treffen. Dar-
über hinaus gerieten immer wieder auch einzelne Bevölkerungsgruppen in 
das Visier der Obrigkeit. Im Jahr 1560 etwa erklärten die Ratsherren, dass 
sie beobachtet hätten, dass in letzter Zeit viele neue Bürger in die Stadt ge-
strömt seien und dadurch viel Streit und Unfriede entstanden sei. Um die 
öffentliche Ruhe und Ordnung wieder herzustellen, habe man beschlossen, 
Brauer- und Handwerksknechte strengeren Kontrollen zu unterwerfen. Aus-
wärtige Gesellen sollten in Zukunft erst eine gewisse Zeit bei ortsansässigen 
Dienstherren gearbeitet und ihre Ehrlichkeit und ihren Gehorsam unter Be-
weis gestellt haben, bevor sie die Chance erhalten sollten, einen Antrag auf 
Aufnahme in die Bürgerschaft zu stellen. Für Zunftgesellen wurde diese Frist 
auf zwei Jahre festgesetzt, Brauerknechte mussten drei Jahre warten und 
gegenüber den Vertretern anderer unzünftiger Gewerbe behielt der Rat sich 
das Recht vor, sie grundsätzlich nur „... nach gelegenheit ...“94, sprich nach 
eigenem Ermessen, anzunehmen. Die hier zu Tage tretenden Vorbehalte ge-
genüber den Gesellen und Knechten waren in erster Linie ordnungspoliti-
                                        
93 Statut, die Zollfreiheit der Neubürger betreffend, vom 11. Februar 1484: UB BS I Nr. 105, 
S. 245. 
94 Erklärung des Rates gegenüber den Gildemeistern vom 18. April 1560: StadtA BS, B I 5 
Nr. 3, fol. 40v. Den vollständigen Wortlaut des ratsherrlichen Vorstoßes siehe: ebd. Auf die 
soziale Lage von Lohnarbeitern in der Frühen Neuzeit im Allgemeinen und von Brauerknech-
ten im Besonderen wird in Kapitel VIII der vorliegenden Arbeit noch näher eingegangen. 
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scher Natur. Die zu einem großen Teil jungen und unverheirateten Männer 
galten als potentielle Unruhestifter, die für ihre Integrationsfähigkeit in die 
Braunschweiger Gesellschaft erst den Nachweis führen mussten. Sozioöko-
nomische Ausgrenzungsbestrebungen spielten dem gegenüber nur eine un-
tergeordnete Rolle. Sie klangen an, wenn der Rat darauf bestand, unzünftige 
Gesellen nach Gelegenheit - worunter wohl nicht zuletzt der Bedarf an un- 
und angelernten Arbeitskräften zu verstehen ist - den Zutritt zur Bürgerge-
meinde zu gewähren. 
 
Im letzten Viertel des 16. Jahrhunderts veränderte sich die Situation grund-
legend. Die Braunschweiger Neubürgerpolitik geriet ins Fahrwasser der Ar-
menpolitik. Abzuzeichnen begann sich das bereits im Jahre 1575, als in den 
Verhandlungen zwischen dem Rat und den Bürgerhauptleuten ein Vorwurf 
laut wurde, der in dieser Form bis dahin unbekannt gewesen war, der Vor-
wurf nämlich, die Zuwanderer betrieben Vorkauf.95 Erstmals vorgetragen 
wurde die Klage von den Bürgerhauptleuten, sie entwickelte sich jedoch bis 
zum Ende unseres Untersuchungszeitraums zu einem Generalverdacht gegen 
die Fremden, der immer wieder als Argument gegen ihre Aufnahme in den 
Genossenschaftsverband ins Feld geführt wurde.96 Worauf dieser Verdacht 
gründete, wird deutlich, wenn man zwei Stellungnahmen der Hauptleute aus 
den Jahren 1575 und 1590 näher unter die Lupe nimmt. Darin beklagten sich 
die Gemeindevertreter, dass die Zuzugswilligen in ihrer Mehrheit kein bürger-
liches Auskommen hätten, weil sie nämlich nie ein Handwerk gelernt hätten, 
von dem sie hätten leben können.97 Es handelte sich bei den in Rede stehen-
den Menschen also um Unterschichtenangehörige oder, wie es an anderer 
Stelle hieß, um „... arm volck ...“98. Solche Neubürger brachten, wie die 
Hauptleute argumentierten, dem Gemeinwesen aber mehr Schaden als Nut-
zen. Denn mit ihrer Art des Lebenserwerbs trieben sie die Preise in die Höhe 
und heizten die allgemeine Teuerung an.99 Zusätzlich verschärft wurde der 
                                        
95 Siehe die Artikelsammlung der Hauptleute aus allen fünf Weichbilden von 1575: ebd., fol. 
204r - 205r. Die Replik des Rates siehe: ebd., fol. 220v. 
96 Explizit auf das Thema Vorkauf Bezug genommen wurde im Rahmen der Auseinanderset-
zung um die städtische Neubürgerpolitik zum Beispiel in den Jahren 1577, 1589 und 1590; 
siehe: ebd., fol. 253r; Nr. 4, fol. 6r - v, 120v, 143r u. 152r. 
97 Siehe die Artikelsammlung der Hauptleute aus allen fünf Weichbilden von 1575 und den 
Beschluss der Hauptleute vom 16. Januar 1590: ebd. Nr. 3, fol. 204r - 205r; Nr. 4, fol. 120v. 
98 So die Formulierung des Rates in seiner Antwort auf die von den Bürgerhauptleuten vor-
gebrachten Artikel vom 29. November 1580: ebd. Nr. 3, fol. 370r. Als unvermögend wurden 
die Neubürger darüber hinaus auch in den Ratschlägen der Jahre 1583 und 1586 tituliert; 
siehe: ebd., fol. 426v u. 730v; Nr. 4, fol. 7v. 
99 Siehe die Argumentation der Hauptleute im Jahre 1575: wie Anm. 97. 
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skizzierte Vorbehalt dabei durch Zweifel an der moralischen Integrität einzel-
ner Vertreter dieser Unterschichten. Um dem Problem Rechnung zu tragen - 
und sich gleichzeitig der daraus möglicherweise resultierenden Folgelasten zu 
erwehren -, machten die Bürgerhauptleute etwa im Jahre 1586 den Vor-
schlag, Brauerknechten, von denen bekannt wurde, dass sie außereheliche 
Beziehungen zu Mägden unterhalten und diese geschwängert hatten, grund-
sätzlich den Bürgerstatus zu verweigern.100 Angesichts solcher Diskussionen 
trat das Argument von der fiskalischen Funktion der Neubürgeraufnahmen 
mehr und mehr in den Hintergrund. Wenn der Rat auf die Forderung der 
Hauptleute, nicht so viele unvermögende Personen aufzunehmen, sondern 
sich lieber Gedanken darüber zu machen, wie man die Stadt für potente Zu-
wanderer attraktiv machen konnte, nur zu antworten wusste, dass die Ge-
meindesprecher ihm wohl so viel Verstand zutrauen könnten, dass „... wen 
sich reiche burger angeven, dat man die vor armen zur burgerschafft befur-
dern wolle“, man aber leider einräumen müsse, dass „... derselben ... sich 
biß anhero weinig gefunden“101 hätten, bestand anscheinend wenig Aussicht, 
das allseits konstatierte Missverhältnis zwischen Arm und Reich unter den 
Aufnahmewilligen zu beheben. Und wenn die Ratsvertreter schon im Novem-
ber 1580 verlauten ließen, eine Zeit lang überhaupt keine Neubürger mehr 
aufnehmen zu wollen, weil sich herausgestellt habe, dass nennenswerte Ein-
künfte für die Stadtkasse von dieser Seite ohnehin nicht zu erwarten seien 
und ihnen kein anderes Mittel zur Verfügung stehe, um den Zustrom von 
mittellosen Fremden zumindest vorübergehend zu stoppen102, gab es offen-
                                        
100 Siehe die entsprechende Forderung der Hauptleute vom 17. Oktober 1586: StadtA BS, B I 
5 Nr. 3, fol. 730v. Dass die vermeintliche Unmoral potentieller Neubürger die Zeitgenossen 
auch über den Fall der Brauerknechte hinaus beschäftigte, zeigt eine Begebenheit, die An-
drea Theissen in ihrer Studie zitiert. Im Jahre 1604 erhoben die Bürgervertreter offenbar die 
Forderung, der Rat möge verhindern, dass Huren sich an Bürgersöhne heranmachten, diese 
verführten und sich im Anschluss daran über diese das Braunschweiger Bürgerrecht zu er-
schleichen versuchten. Zu den Details siehe: Theissen, S. 122. 
101 Erklärung des Rates zu den von der Gemeinheit am Andreasabend 1586 vorgebrachten 
Artikeln: StadtA BS, B I 5 Nr. 4, fol. 82v. Zur Position der Hauptleute siehe ihre Äußerungen 
aus den Jahren 1583 und 1586: ebd. Nr. 3, fol. 424v - 426v u. 730v; Nr. 4, fol. 7v. 
102 So etwa die Position des Rates in seiner Replik auf die von den Bürgerhauptleuten einge-
brachten Artikel vom 29. November 1580: ebd. Nr. 3, fol. 370r. Der Posten Neubürgergelder 
spielte im Gesamthaushalt der Stadt Braunschweig immer nur eine untergeordnete Rolle. Er 
machte stets unter 5 Prozent der Einnahmen aus, während die Schoßeinkünfte mit durch-
schnittlich 35 Prozent und die Erträge aus indirekten Steuern, Bierziese und Mühlenpfennig 
zusammen, mit gut 25 Prozent zu Buche schlugen. Allerdings ist in der zweiten Hälfte des 
16. Jahrhunderts ein leichter Anstieg der Einnahmen von neuen Bürgern zu konstatieren, der 
Theissen zufolge auf die beträchtliche Erhöhung der Aufnahmegebühren im betreffenden 
Zeitraum zurückzuführen ist; siehe: Theissen, S. 120 - 121. Was die soziale Herkunft der 
Neubürger betrifft, so waren die Bedenken der Braunschweiger insofern berechtigt, als sich 
der überwiegende Teil der Zuwanderer in den Jahren 1583 bis 1620 aus abhängig Beschäf-
tigten und Vertretern ärmerer Handwerke zusammensetzte; siehe dazu: ebd., S. 122 - 124. 
 154
bar auch wenig Hoffnung, die sozialpolitischen Folgeerscheinungen dieses 
Missverhältnisses zu kompensieren. 
 
Welche Konsequenzen ihrer Meinung nach aus diesem Dilemma zu ziehen 
waren, hatten die Hauptleute bereits im Herbst 1583 zu Protokoll gegeben. 
Sie erklärten: Das Wohlergehen Braunschweigs ruhe auf den Schultern sei-
ner Bürger. Arme Bürger seien aber meist unfähig, einen finanziellen oder 
sonst wie gearteten Beitrag zur Lösung anstehender Probleme zu leisten. Sie 
seien vielmehr selbst ein Problem, denn wenn die Zeiten härter würden, sei-
en sie in der Regel nicht mehr in der Lage, für sich selbst zu sorgen. Die logi-
sche Folge: Sie fielen früher oder später dem öffentlichen Fürsorgewesen zur 
Last. So gesehen sei es ein Akt der Selbsterhaltung, über Vorkehrungen 
nachzudenken, die verhinderten, dass immer mehr Menschen in die Stadt 
kamen, „... an welcken man in zeitten der not zu[zu]fugen vnd [zu] under-
holden ...“103 haben würde. Die Ratspartei sah das im Grunde genommen 
nicht anders und setzte in den letzten Jahrzehnten des 16. Jahrhunderts ver-
stärkt auf eine Erhöhung des Bürgergeldes als armenpolitisches Instrument. 
In einer Erklärung gegenüber den Bürgerhauptleuten vom 23. September 
1596 wird das besonders deutlich. Die Ratsherren verkündeten, sie müssten 
leider einräumen, dass in der Vergangenheit viele junge, arme Männer nach 
Braunschweig gekommen seien, die lediglich die Absicht verfolgt hätten, sich 
für wenig Geld in den Kreis der städtischen Almosenempfänger einzukaufen. 
Um diesem Treiben ein Ende zu setzen, habe man beschlossen, das Prozede-
re der Neubürgeraufnahme neu zu regeln. Der überarbeiteten Ordnung zu-
folge sollte es in Zukunft ganz im Ermessen der Stadtführung liegen, ob je-
mand als Bürger angenommen wurde oder nicht. Brauerknechte hätten eine 
Bewährungsfrist von nunmehr sechs Jahren zu absolvieren, Buben und ande-
re Gesellen, die in Unzucht Frauen geschwängert hätten, seien grundsätzlich 
chancenlos, die Entscheidungen des Rates darüber hinaus verbindlich, Wie-
derholungsanträge also nicht mehr zulässig. Da sich überdies herausgestellt 
habe, dass es so manchem armen Kerl gelänge, die bislang verlangte Auf-
nahmegebühr zusammenzubringen, habe man des Weiteren beschlossen, 
                                                                                                               
Ob das Profil der Braunschweiger Neubürger damit allerdings in signifikanter Weise vom 
Zuwandererprofil vergleichbarer Städte abwich, sprich ob der Anteil der Unvermögenden 
unter ihnen überdurchschnittlich groß war, lässt sich beim gegenwärtigen Stand der For-
schung nicht sagen. 
103 StadtA BS, B I 5 Nr. 3, fol. 426v; die vollständige Argumentation siehe: ebd., fol. 424v - 
426v. 
 155
das Bürgergeld noch einmal anzuheben.104 Über den zu fordernden Betrag 
konnte allerdings zunächst keine Einigung erzielt werden. Erst am 3. Februar 
1598 machte der Rat den - letztlich von allen Seiten akzeptierten - Vorschlag, 
von Fremden, die mit Fremden verheiratet oder ledig waren, künftig 100 
Reichstaler zu fordern. Fremde, die sich verpflichteten, eine Bürgertochter 
oder -witwe zu ehelichen, sollten dagegen für ihre Aufnahme in den Genos-
senschaftsverband 100 Gulden zahlen.105 Der Rat rechnete dabei entspre-
chend der Niedersächsischen Kreismünzordnung von 1572 21 Reichsgro-
schen pro Gulden und 24 Reichsgroschen pro Taler.106 Zum Nachteil geriet 
die Regelung damit in erster Linie Zuwanderern, die darauf spekulierten, das 
anfallende Bürgergeld durch eine Eheschließung mit einer einheimischen 
Frau zu reduzieren. Der von ihnen geforderte Tribut wurde drastisch erhöht, 
nämlich von 60 Gulden auf 100 Gulden.107 Die Stoßrichtung der Maßnahme 
ist klar zu erkennen. Abgeschreckt werden sollten jene oben erwähnten ar-
men Burschen, die noch jung - und in der Regel arbeitsfähig - waren, die 
sich aber lieber für billiges Geld die lebenslange Unterstützung der städti-
schen Solidargemeinschaft zu erschleichen suchten. Da Andrea Theissen zu-
folge etwa 72 Prozent der Zuzugswilligen den Weg über eine Heirat wählten, 
wenn sie sich in Braunschweig dauerhaft niederlassen wollten108, konnten die 
Ratsherren für ihr Vorgehen mit einiger Durchschlagskraft rechnen. Men-
schen, die für den Erwerb des Bürgerstatus buchstäblich ihr letztes Hemd 
geben mussten - wobei dieses Hemd einen Wert von 60 Gulden oder weniger 
hatte -, wurde der Weg in die Stadtgemeinde wirkungsvoll versperrt. 
 
Nach dem Ende des Konflikts zwischen dem Rat und den Bürgerhauptleuten 
ließ der Druck auf die Braunschweiger Neubürger spürbar nach. Im Jahr 
1608 überarbeiteten die Stadtoberen ihr Gebührensystem und veranschlag-
ten die Tarife neu, nämlich auf 100 Reichstaler für Verheiratete und Ledige 
sowie 50 Reichstaler für  Personen, die eine  Bürgertochter beziehungsweise 
-witwe ehelichten.109 Sie kehrten damit zu der Bevorzugung von Heiratswilli-
                                        
104 Siehe die Erklärung des Rates vom 23. September 1596: B I 4 Nr. 3, S. 1053. Generell 
belief sich das Bürgergeld in Braunschweig seit 1584 auf 100 Gulden. Einer Forderung der 
Hauptleute vom Andreasabend 1583 folgend begünstigte der Rat jedoch Zuwanderer, die 
Bürgerwitwen oder -töchter heirateten. Ihre Aufnahmegebühr wurde auf 60 Gulden festge-
setzt; siehe dazu: Theissen, S. 122. 
105 Siehe die Verhandlungen zwischen dem Rat und den Bürgervertretern in dieser Sache: 
StadtA BS, B I 4 Nr. 4, S. 712 - 718. 
106 Zur Münzordnung von 1572 siehe: Jesse, S. 42. 
107 Siehe dazu: wie Anm. 104. 
108 Siehe: Theissen, S. 124. 
109 Siehe: ebd., S. 122. 
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gen zurück, wie sie auch aus anderen vormodernen Städten bekannt ist. In 
der Folgezeit wurde das Bürgergeld nur noch einmal indirekt erhöht, und 
zwar im Jahre 1617, als die sich rapide verschlechternden Münzverhältnisse 
die politischen Entscheidungsträger zwangen, den Reichstaler mit 30 Gro-
schen statt wie bislang mit 24 Groschen zu berechnen.110 Summa summarum 
blieb das Bürgergeld in Braunschweig jedoch auf einem hohen Niveau, das 
als Abwehrmaßnahme gegen Fremde im Allgemeinen und gegen unvermö-
gende Fremde im Besonderen gelten kann. 
 
Mit noch größerer Skepsis als potentielle Neubürger betrachtete man im 
frühneuzeitlichen Braunschweig Fremde, die an einer Aufnahme in den Ge-
nossenschaftsverband gar nicht interessiert waren, sondern die in der Stadt 
um Hilfe in einer akuten Notsituation nachsuchten. Deren - in den Ratsproto-
kollbüchern in beachtlicher Zahl überlieferten - Bittgesuche111 zwangen die 
Stadtoberen, die zeitgenössische Armutsdebatte auf eine Entscheidung im 
jeweiligen Einzelfall herunterzubrechen. Dabei wurden die fremden Bittsteller 
seit Einführung der Kirchenordnung von 1528 in ihrer Mehrheit mit den star-
ken Bettlern - und damit mit den unwürdigen Armen - gleichgesetzt. Noch 
relativ harmlos war der Vorwurf, es fände sich unter ihnen ein gewisser Pro-
zentsatz an Betrügern, die gutgläubigen Menschen mit Lügengeschichten das 
Geld aus der Tasche zogen und dabei den wahrhaft Bedürftigen das dringend 
benötigte Almosen vor der Nase wegschnappten. Schon schwerer wog die 
Anschuldigung, die Bettler hätten ihren ursprünglichen Sozialzusammenhän-
gen freiwillig den Rücken gekehrt und sich bewusst für ein Wanderleben ent-
schieden. Denn dieser Gedanke verdichtete sich im Laufe des 16. Jahrhun-
derts zu einem speziellen Straftatbestand, Vagabundieren genannt, der im-
mer stärkerer in Konflikt geriet mit dem Ordnungsideal einer sich als sesshaft 
definierenden Gesellschaft und dem an diese Sesshaftigkeit geknüpften Ar-
beitsethos. Wandern wurde zum Müßiggang erklärt und Müßiggang zu einem 
prinzipiell asozialen Verhalten. Von einem solchen Standpunkt aus gesehen 
fiel es dann nicht schwer, den Betroffenen weitere Normverletzungen - im 
zeitgenössischen Sprachgebrauch Bubereien - zu unterstellen. Das konnte bis 
zum Verdacht des Mordes und der Brandstiftung, wie er etwa von Martin Lu-
                                        
110 Siehe: ebd. Zur Münzverschlechterung und ihren Folgen Anfang des 17. Jahrhunderts 
allgemein auch: Jesse, S. 44. 
111 Siehe zum Beispiel: StadtA BS, B I 4 Nr. 1, S. 10, 62, 72, 173, 179, 209, 258 u. 277; Nr. 
2, S. 49, 60, 617, 642, 836, 946, 980, 1052, 1110, 1175, 1206, 1266, 1269 u. 1272; Nr. 3, 
S. 27, 45, 147, 161, 626, 710 u. 752. 
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ther gegen die Bettelmönche vorgebracht worden war, reichen.112 Geläufiger 
waren allerdings Klagen über die Belästigung der Stadtbewohner durch den 
anhaltenden Zustrom von fremden Müßiggängern beziehungsweise das un-
gebührliche Betragen einzelner Armer, durch das die öffentliche Ruhe und 
Ordnung in untolerierbarer Weise gestört würden.113 
 
Als Reaktion auf diese Herausforderungen hatte der Braunschweiger Rat sei-
ne Toleranzschwelle gegenüber den auswärtigen Bettlern sukzessive ge-
senkt. Die Fremden waren in seiner Verordnungspraxis weitgehend diskrimi-
niert und aus dem städtischen Solidarzusammenhang ausgegrenzt worden. 
Hilfe und Unterstützung waren für sie schon seit der Jahrhundertmitte nicht 
mehr die Regel, sondern die Ausnahme. Gewährt wurden sie in Gestalt eines 
einmaligen Almosens, das dafür sorgen sollte, dass die Beschenkten das 
Herrschaftsgebiet des Rates so schnell wie möglich wieder verließen.114 Im 
letzten Viertel des 16. Jahrhunderts erreichte die Stigmatisierung der frem-
den Bittsteller dann eine neue Qualität. Veranschaulichen lässt sich das am 
Beispiel des bereits erwähnten Delikts des Mordbrandes. Während bei Luther 
der Anwurf noch allein auf die Bettelmönche gemünzt gewesen war, infor-
mierte der Braunschweiger Rat die Bevölkerung im Jahre 1577 darüber, dass 
ihm glaubwürdige Informationen vorlägen, wonach im Reich professionelle 
Brandstifter, sogenannte Mordbrenner, ihr Unwesen trieben und den Men-
schen großen Schaden an Leib und Gut zufügten. Zwar sei es bereits gelun-
gen, einige dieser Verbrecher in Haft zu nehmen, doch sei die Gefahr damit 
längst noch nicht gebannt. Aus „... vetterlicher fursorge ...“115 und um weite-
res Unglück zu verhüten weise er seine Untertanen an, bei der Beherbergung 
von Fremden erhöhte Vorsicht walten zu lassen und Personen, die sich ver-
dächtig verhielten, umgehend beim zuständigen Weichbildbürgermeister zu 
melden. Sollte aufgrund der Nachlässigkeit eines Stadtbewohners ein Feuer 
ausbrechen, werde der Betreffende nicht nur seinen eigenen Schaden zu tra-
gen haben, sondern man werde ihm auch die Verluste seiner Nachbarn in 
                                        
112 Siehe: Kapitel III, S. 62 u. Anm. 73. 
113 Siehe exemplarisch das bereits zitierte Edikt, belangend die Bettler und die Bettelvögte, 
vom 8. September 1568: oben, S. 147. 
114 Diese Entwicklung ist in Kapitel III und Kapitel IV der vorliegenden Arbeit detailliert nach-
gezeichnet worden. Mit einer positiven Antwort auf ihr Hilfsbegehren konnten am ehesten 
die Opfer von Brandkatastrophen sowie Religionsflüchtlinge rechnen; siehe dazu: wie Anm. 
111. Eine ähnliche Praxis haben Andreas Bingener, Gerhard Fouquet und Bernd Fuhrmann 
für die Städte Marburg und Siegen beschrieben; siehe: Bingener, Fouquet u. Fuhrmann, S. 
49 - 50, 53 - 54 u. 58. 
115 Edikt, dass etliche Mordbrenner in Deutschland einschleichen sollen: StadtA BS, B I 3 Nr. 
24, S. 363. 
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Rechnung stellen.116 Zum Schutz der inneren Sicherheit befahlen die Stadt-
oberen darüber hinaus allen fremden Bettlern - Jungen wie Alten, Männern 
wie Frauen - Braunschweig auf der Stelle zu verlassen und sich ohne behörd-
liche Genehmigung nicht wieder dort antreffen zu lassen. Verstöße gegen 
diese Anordnung werde man hart zu strafen wissen.117 Nun war die Angst 
vor Brandstiftern im gesamten 16. Jahrhundert in Deutschland weit verbrei-
tet und auch der Topos vom fremden Bettler als präsumtiven Täter in den 
1570er Jahren nicht neu. Der früheste Beleg für eine semantische Verknüp-
fung zwischen Bettelei und Brandstiftung stammt aus der Württembergischen 
Landesordnung von 1495118 und in den Jahren 1540 bis 1541 hatte das Ge-
rücht, Herzog Heinrich d.J. von Braunschweig-Wolfenbüttel und andere ka-
tholische Fürsten beabsichtigten, mittels gedungener Brandstifter die zum 
Protestantismus übergetretenen Städte in die Knie zu zwingen, in Nord-
deutschland eine regelrechte Mordbrennerpanik ausgelöst119. Aber ebenso 
wie der Topos vom starken Bettler von Süden nach Norden wanderte und im 
norddeutschen Raum erst mit der Einführung der Kirchenordnungen Fuß fas-
sen konnte, ist offenbar auch die Vorstellung vom armen Fremden als poten-
tiellem Brandstifter hier erst mit einer gewissen zeitlichen Verzögerung hei-
                                        
116 Siehe: ebd., S. 363 - 364. Die erwähnte Haftungsregelung hatte in Braunschweig Traditi-
on. Schon in einer Sammlung von Stadtgesetzen aus dem Jahre 1349 findet sich die Passa-
ge, dass ein Wirt zur Verantwortung gezogen werden sollte, wenn sich einer seiner Gäste 
des Mordes, der Brandstiftung oder des Diebstahls schuldig machte; siehe: UB BS I Nr. 39, 
S. 47, § 72. Auch die späteren Stadt- und Policeyordnungen kannten in der Regel zumindest 
eine allgemeine Vorschrift, die die Wirte für die von ihren Gästen angerichteten Schäden 
haftbar machte. 
117 Siehe: wie Anm. 116. Die Gefangensetzung von sich unrechtmäßig in der Stadt aufhal-
tenden fremden Bettlern wurde hier explizit genannt. Daran schloss sich in der Regel wohl 
die Ausweisung aus Braunschweig an; siehe das entsprechende Vorgehen im Fall der beiden 
Bettler Thomas Bishausen und Asmus Hirsch: StadtA BS, B I 4 Nr. 1, S. 235. In der For-
schungsliteratur werden darüber hinaus degradierende Körperstrafen - von der Prügelstrafe 
bis zur Brandmarkung - als typische Maßnahmen gegen fremde Bettler genannt; siehe: Jüt-
te, Poverty and Deviance, S. 164 - 165. Solche Stigmatisierungsmaßnahmen sind im früh-
neuzeitlichen Braunschweig jedoch nicht nachweisbar. Überliefert ist lediglich eine Forderung 
der Bürgerhauptleute aus dem Jahre 1590, gartende Diebe in Körbe zu setzen und durch 
ihre öffentliche Zurschaustellung andere Täter abzuschrecken; siehe: StadtA BS, B I 5 Nr. 4, 
fol. 141r. Auf das Garten als typisches Bettlerdelikt wird weiter unten noch eingegangen. 
118 Angeführt wird dieser Beleg von Monika Spicker-Beck in ihrer Untersuchung zu den 
Mordbrennerbanden im frühneuzeitlichen Württemberg; siehe: Spicker-Beck, S. 189 - 190. 
Weitere Beispiele für die entsprechende Verknüpfung aus der ersten Hälfte des 16. Jahrhun-
derts, ausnahmslos aus dem süddeutschen Raum, finden sich: ebd.; Scribner, S. 33, 35, 37 - 
38, 39 u. 51. 
119 Zum Verlauf dieser Panik siehe: ebd., S. 29 - 31. Als Täter identifizierte Bob Scribner in 
besagtem Fall einen Schäfer und weitere Lohnarbeiter. Auch in anderen Braunschweiger 
Quellen ist bis weit in das 16. Jahrhundert hinein von fremden Bettlern als Brandstiftern 
nicht die Rede. Siehe dazu etwa das Privileg Kaiser Sigmunds zur Verfolgung der Straßen-
räuber aus dem Jahre 1436 oder die Einleitung zur Braunschweiger Feuerordnung von 1550: 
UB BS I Nr. 84, S. 221; Nr. 143, S. 349 - 350. 
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misch geworden. Der von Helmut Bräuer zitierte Beschluss des Zwickauer 
Rates aus dem Jahre 1517, fremde Bettler nicht in die Stadt zu lassen, weil 
sich unter diesen neben Dieben auch Brandstifter befänden120, bleibt ein Ein-
zelfund. Typischer war das Verhalten der Braunschweiger Stadtführung, die 
die besagte Argumentationsfigur erst gegen Ende des 16. Jahrhunderts auf-
griff, um gegen auswärtige Almosenheischer vorzugehen.121 
 
Weiter verstärkt wurde der denunziatorische Zug in der Debatte durch eska-
lierende Vorstellungen über die kriminelle Potenz der fremden Bittsteller. Ver-
folgen lässt sich das anhand eines weiteren Vergehens, mit dem die Bettler 
in Verbindung gebracht wurden: dem Diebstahl. Hatte der Braunschweiger 
Rat in einem Edikt aus dem Jahre 1580 noch ganz allgemein darauf abgeho-
ben, dass es von Zeit zu Zeit vorkomme, dass umherziehende Gesellen in 
den Dörfern der Umgebung Hühner stahlen und diese anschließend in eige-
ner Person oder durch ihre Ehefrauen in der Stadt zum Kauf anboten - was 
von einer guten Obrigkeit natürlich nicht geduldet werden konnte122 -, so 
wurde der besagte Hühnerdiebstahl nur ein Jahr später bereits zum Bestand-
teil einer wesentlich schwereren Straftat erklärt, nämlich des sogenannten 
Gartens123. Neutral ausgedrückt handelte es sich dabei um ein Ziehen über 
Land, bei dem die Akteure sich ihren Lebensunterhalt zu sichern suchten, 
indem sie die Menschen um Arbeit und/oder eine milde Gabe angingen. Auch 
kleinere Diebstähle, im Sinne des Mundraubs, galten als üblich.124 In der öf-
fentlichen Wahrnehmung jedoch geriet dieses Garten schnell in den Sog ei-
                                        
120 Siehe: Kapitel II, S. 41, Anm. 80. 
121 Auf der Ebene der herzoglichen Verordnungen ist die erwähnte Verbindung schon einige 
Jahre früher nachweisbar. Allerdings taucht sie in einem speziellen Zusammenhang auf, dem 
des Kampfes gegen die bettelnden Landsknechte; siehe das Mandat Herzog Heinrich d.J., 
die gartenden Landsknechte betreffend, vom 25. Juni 1562: StadtA BS, H V Nr. 209. Das 
Dokument findet sich unter den Braunschweiger Archivalien. Unklar ist indes, ob es in der 
Stadt bekannt gemacht wurde. Aufgrund des äußerst angespannten Verhältnisses zu ihren 
Landesherren haben die Braunschweiger Ratsherren über die Übernahme solcher herzogli-
cher Verordnungen von Fall zu Fall entschieden; siehe etwa die Beschlüsse vom 15. Juli 
1595 und 4. Juni 1597: B I 4 Nr. 3, S. 239; Nr. 4, S. 314. Für eine Ratifizierung des Mandats 
von 1562 finden sich jedoch keine Belege. Auf das Problem der bettelnden Landsknechte 
wird weiter unten noch eingegangen. Dass empirisch durchaus ein Zusammenhang zwischen 
Armut und Mordbrand festgestellt werden kann, hat Monika Spicker-Beck in ihrer Studie zu 
den Württemberger Mordbrennern nachgewiesen. Bei der Rekrutierung von Tätern haben 
sich die Auftraggeber die ökonomische Notlage von Menschen anscheinend mitunter gezielt 
zunutze gemacht; siehe dazu: Spicker-Beck, S. 98 - 100 u. 156 - 157. 
122 Siehe das Edikt, die Dieberei in des Rats Gericht betreffend, vom 6. Juli 1580: StadtA BS, 
B I 3 Nr. 24, S. 653. 
123 Siehe das Edikt, die Dieberei und das Garten in des Rats Gericht betreffend, vom 6. Mai 
1581: ebd., S. 718 - 719. 
124 Siehe dazu: Spicker-Beck, S. 78. 
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ner Negativ-Assoziation. Es begann mit Beschwerden darüber, dass sich ein-
zelne Umherziehende nicht mit der Entwendung von Kleinvieh begnügen 
würden, sondern auf ihren Touren allerlei zusätzlichen Unfug beziehungswei-
se Mutwillen trieben125, steigerte sich zu der Klage, dass die fremden Gesel-
len sich „... beschwerlicher bedrankungen ...“126 des gesamten Landes schul-
dig machten und kulminierte schließlich in einem regelrechten Überfallszena-
rio. Danach drangen die Gartbrüder mit Gewalt in die Häuser ihrer Opfer ein, 
pressten diesen nicht nur Lebensmittel und Kleidung, sondern zunehmend 
auch Bargeld ab und drohten jedem, der Widerstand zu leisten wagte, mit 
schwerwiegenden Folgen für Leib und Leben.127 Zu dem Personenkreis, dem 
ein solch kriminelles Verhalten zuzutrauen war, gehörten obrigkeitlichen Ver-
lautbarungen zufolge die fremden Bettler128, traditionelle Vertreter der Fah-
renden wie die Lotter129 sowie stellungslose Handwerksgesellen und Lands-
knechte130. Gerade Letztere waren aufgrund ihres Berufs mit Gewalt und Tod 
bestens vertraut und zeigten nach landläufiger Überzeugung wenig Skrupel, 
diese Gewalt auch im zivilen Leben zur Durchsetzung ihrer Ziele einzuset-
zen.131 Aber auch normale Bettler scheinen mitunter versucht gewesen zu 
sein, sich die Angst der Zeitgenossen vor der Brutalität der gartenden Knech-
te zunutze zu machen. So ist es zumindest in einem Edikt der Braunschwei-
ger Stadtführung vom 9. November 1585 nachzulesen, in dem die Bevölke-
rung vor fremden Müßiggängern gewarnt wurde, die sich als Landsknechte 
                                        
125 So etwa im Edikt wegen des Gartens in den Dörfern des Rates vom 21. März 1584 sowie 
dem zugehörigen Nebenanschlag in der Burg vom 11. April 1584: StadtA BS, B I 3 Nr. 25, S. 
181 - 182 u. 184 - 185. 
126 Edikt, gartende Landsknechte betreffend, vom 9. November 1585: ebd., S. 273. 
127 Siehe das Edikt, die gartenden Landsknechte betreffend, vom 30. April 1599: ebd. Nr. 15, 
S. 779 - 780. 
128 Siehe die Edikte, das Garten betreffend, vom 6. Juli 1580, 6. Mai 1581 und 9. November 
1585: wie Anm. 122 u. Anm. 123; StadtA BS, B I 3 Nr. 25, S. 273 - 274. 
129 Siehe das Edikt, das Garten betreffend, vom 6. Mai 1581: wie Anm. 123. Lotter waren 
Spruchdichter und Spaßmacher, die umherzogen und auf Hochzeiten und ähnlichen Festivi-
täten die Gäste unterhielten. Sie hatten traditionell einen schlechten Ruf. Schon in einem 
Braunschweiger Stadtrecht aus dem Beginn des 15. Jahrhunderts findet sich zum Beispiel 
eine Bestimmung, wonach Personen, die solchen Gestalten Unterschlupf gewährten, als übel 
beleumundet gelten sollten; siehe: UB BS I Nr. 61, S. 118, § 209. Allgemein zu den Lottern 
auch: Schubert, Der Fremde, S. 30 - 31 u. Anm. 197. 
130 So nachzulesen in den Edikten, das Garten betreffend, vom 21. März 1584, 11. April 
1584, 25. Juli 1595 und 30. April 1599: wie Anm. 125 u. Anm. 127; StadtA BS, B I 3 Nr. 15, 
S. 241 - 242. 
131 Unter den von Monika Spicker-Beck ermittelten Mitgliedern von Mordbrennerbanden stell-
ten die Landsknechte zum Beispiel mit Abstand die größte Einzelgruppe; siehe: Spicker-Beck, 
S. 68. Zur Lebenssituation der Landsknechte allgemein auch: ebd., S. 77 - 82; Burschel, S. 
273 - 317; Baumann, S. 131 - 134 u. 141 - 145. 
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ausgaben.132 Was die wandernden Gesellen zu diesem Schritt veranlasst hat-
te - ob sie ihn freiwillig taten oder weil die sinkende Hilfsbereitschaft ihrer 
Mitmenschen ihnen keine andere Wahl mehr ließ - muss an dieser Stelle of-
fen beleiben. Für den Braunschweiger Rat jedenfalls waren alle Vorausset-
zungen erfüllt, die erwähnten Gestalten zu einer eigenen (Rand-)Gruppe zu-
sammenzufassen, für die sich seit Mitte der 1590er Jahre die Bezeichnung 
Lumpengesindel durchsetzte.133 
 
Angesichts der von ihm selbst kolportierten Gefährlichkeit der neuen gesell-
schaftlichen Außenseiter war der Braunschweiger Rat gezwungen, Hand-
lungsbereitschaft zu demonstrieren. Im letzten Viertel des 16. Jahrhunderts 
erließ er deshalb wiederholt Verordnungen, in denen er das städtische Per-
sonal - insbesondere Marktmeister, Torwächter und Bettelvögte - anwies, 
darauf zu achten, dass keine fremden Bettler in die Stadt gelangten bezie-
hungsweise, wenn sie sich bereits eingeschlichen hatten, diese umgehend 
wieder verließen.134 Eine Mischung der fremden mit den einheimischen Un-
terschichten sollte so erschwert, wenn möglich unmöglich gemacht werden. 
Dass zur Durchsetzung dieser Politik auch städtische Ressourcen zum Einsatz 
gebracht werden mussten, wurde allgemein akzeptiert. Wie hoch die ent-
sprechende Geldsumme allerdings im Einzelfall sein durfte, war zwischen 
dem Rat und den Bürgervertretern durchaus umstritten. So reagierten die 
Ratsherren im Jahre 1584 zum Beispiel auf das Ersuchen der Gildemeister, 
                                        
132 Siehe das Edikt, das Garten betreffend, vom 9. November 1585: StadtA BS, B I 3 Nr. 25, 
S. 273 - 274. Am 13. Juni 1597 führte darüber hinaus ein gewisser Dietrich Meierhof vor 
dem Braunschweiger Rat Klage darüber, dass ein Bettler seinem Sohn einen Brief an das 
Hoftor gesteckt habe, in welchem er Letzterem feindlich gedroht und eine Summe vom 4 
Talern verlangt habe. Sollte er das Geld nicht bekommen, so habe der Bettler verlauten las-
sen, werde er zu drastischeren Mitteln greifen. Als Begründung für sein Handeln trug der 
Bettler offenbar vor, der Hund von Meierhofs Sohns habe ihn gebissen und er verlange 
Schadenersatz. Die Parallelen zur Vorgehensweise der gartenden Landsknechte, wie sie etwa 
im Edikt vom 30. April 1599 beschrieben wurde, waren für die Ratsherren aber anscheinend 
so offenkundig, dass sie Meierhofs Klage entsprachen und anordneten, den Bettler - nicht 
etwa Meierhofs Sohn - strafrechtlich zu verfolgen; siehe: B I 4 Nr. 4, S. 775; wie Anm. 127. 
133 Zur Verwendung des Begriffs Lumpengesindel siehe zum Beispiel die Braunschweiger 
Kriegsordnung aus dem Jahre 1596 und das Edikt, wie sich die Wacht vor den Toren verhal-
ten soll, vom 24. November 1598: UB BS I Nr. 176, S. 540 - 541, § 6; StadtA BS, B I 3 Nr. 
15, S. 726 - 728. Im Edikt, das Garten betreffend, vom 30. April 1599 verwendete der Rat 
alternativ die Bezeichnung Landzieher; siehe: wie Anm. 127. Zur Randgruppenbildung in der 
Vormoderne und ihrer Aufarbeitung durch die historische Forschung siehe: Rexroth, Mediä-
vistische Randgruppenforschung; zum Prozess der Gruppenbildung in diesem Zusammen-
hang insbesondere: ebd., S. 445 - 451. 
134 So etwa in der Ordnung der Torwacht aus dem Jahre 1574, einem Edikt vom 8. Juni 
1577, dem Bescheid, den Wächtern gegeben, vom 2. September 1578, der Erklärung des 
Rates vom 30. Mai 1589 - der eine entsprechende Forderung der Hauptleute voranging - 
und einem Ratsbeschluss vom 18. August 1593; siehe: StadtA BS, B I 3 Nr. 24, S. 80 u. 361 
- 362; B I 6 Nr. 1, fol. 477v - 478r; B I 5 Nr. 4, fol. 100v u. 106v; B I 4 Nr. 4, S. 313. 
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zur Abschreckung von Bettlern und anderem losen Gesindel vor jedes Stadt-
tor zwei zusätzliche Wachen zu stellen, noch mit der Erklärung, dass sich die 
Kosten für ein solches Unterfangen gut und gerne auf 700 Taler belaufen 
würden und man eine solche Ausgabe momentan nicht verantworten kön-
ne.135 Mit sich steigerndem Bedrohungsszenario nahm die Aufgeschlossenheit 
solchen Vorstößen gegenüber aber offenbar zu. Mitte der 1590er Jahre dis-
kutierte man in Braunschweig jedenfalls eine Aufstockung des Wachtperso-
nals auf vier beziehungsweise sechs Personen.136 Gleichzeitig bemühten sich 
die Ratsvertreter, die Bevölkerung in ihren Kampf gegen die randständige 
Minderheit mit einzubinden. Gelegenheit dazu bot die Tagwacht vor den 
Toren. In normalen Zeiten eigentlich Aufgabe von besoldeten Wächtern, weil 
der Wachtdienst die Berufsausübung der Bürger beeinträchtigte und dadurch 
die wirtschaftliche Entwicklung der Stadt hemmte, konnte der Rat in Krisensi-
tuationen seine Untertanen dazu verpflichten, die bezahlten Kräfte bei ihrem 
Tun zu unterstützen.137 Seit Mitte der 1580er Jahre wurde von dieser Option 
Gebrauch gemacht. So findet sich in den Quellen zum Beispiel eine Ordnung 
vom 18. Februar 1585, in der die Stadtführung „... unsere Burger, welche die 
tag wachte vor unnseren thoren halten ...“, ermahnte, ein scharfes Auge auf 
die ankommenden Fremden zu haben und dafür zu sorgen, dass „... 
niemants verdechtigs inn die Stadt gelaßen werden muge“138. Dass man bei 
diesen Verdächtigen in den 90er Jahren des 16. Jahrhunderts vorrangig va-
gierende Arme im Sinn hatte, belegt ein Edikt, die Torwacht betreffend, vom 
24. November 1598, in welchem von den fremden Bettler und anderem 
Lumpengesindel als personae non gratae ausdrücklich die Rede war.139 Die 
Braunschweiger Bürger wurden so an dem Prozess der Definition der neuen 
Randgruppe aktiv beteiligt. Denn im Zweifelsfall waren sie es, die die Ent-
scheidung zu treffen hatten, wo an einem bestimmten Tag vor den Toren 
ihrer Stadt die Grenze zwischen Mehrheitsgesellschaft und diskriminierter 
Minderheit verlief. Eine weitere Gelegenheit, die gemeinsame Frontstellung 
                                        
135 Siehe: B I 5 Nr. 3, fol. 640v u. 675r. Über den Umfang des besoldeten Wachtpersonals in 
Braunschweig im 16. Jahrhundert liegen keine genauen Angaben vor. Eine Orientierung gibt 
jedoch: Sauerbrey, S. 117 - 120. 
136 Siehe: StadtA BS, B I 4 Nr. 3, S. 72 u. 629. Leider wird nicht immer deutlich, wie dabei 
das Verhältnis zwischen bezahlten und unbezahlten Kräften gestaltet sein sollte. Neben den 
oben angesprochenen Wächtern konnten nämlich auch Bürger oder angeheuerte Kriegsleute 
Wachtdienste für die Stadt verrichten.  Die Bürger mussten diese  Aufgabe unentgeltlich 
übernehmen, während die Söldner und die städtischen Wachen ein Gehalt bezogen; siehe 
dazu ausführlich: Sauerbrey, S. 69 - 85. 
137 Zur Organisation des städtischen Wachtdienstes allgemein: ebd.; Schmidtchen. 
138 Ordnung auf die Tagwacht vom 18. Februar 1585: StadtA BS, B I 3 Nr. 25, S. 228 - 229. 
139 Siehe das Edikt, wie sich die Wacht vor den Toren verhalten soll, vom 24. November 
1598: wie Anm. 133. 
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von Rat und Einwohnerschaft gegen die unerwünschten Armen zu festigen, 
eröffnete das Vorgehen gegen das Garten. Die obrigkeitliche Exekutivgewalt 
war, wie bereits erwähnt, im 16. Jahrhundert erst schwach entwickelt. Die 
Magistrate waren deshalb für die Verfolgung von Gesetzesbrechern auf die 
Mitwirkung ihrer Untertanen zwingend angewiesen. Im konkreten Fall bedeu-
tete das: Der Rat räumte den Braunschweigerinnen und Braunschweigern in 
seinen Verordnungen regelmäßig das Recht ein, fremde Gesellen, die sie 
beim verbotenen Garten ertappt hatten, in Gewahrsam zu nehmen und sie 
einer weiteren Strafverfolgung zuzuführen.140 Der nicht unerwünschte Ne-
beneffekt dieser Praxis war, dass sich Obrigkeit und Bürger im Kampf gegen 
eine Desavouierung ihrer Werte und Normen durch die - angeblich gefährli-
chen - Vagabunden vereint fühlen konnten.141 
 
Der Rat rechnete keineswegs mit der ungeteilten Unterstützung der Braun-
schweiger Bevölkerung für sein Vorgehen. Das zeigt die Tatsache, dass die 
Ratsherren Stadtbewohnern, die fremden Bettlern in die Hände spielten - 
indem sie ihnen zum Beispiel in ihrem Haus Unterschlupf gewährten, ihnen 
ihr Diebesgut abkauften oder den Dienst an den Stadttoren vernachlässigten 
- immer wieder mit empfindlichen Strafen drohen mussten.142 Auf lange Sicht 
jedoch wurde den in der Bevölkerung ohnehin vorhandenen Vorbehalten ge-
genüber den umherziehenden Armen durch die Politik des Rates Vorschub 
geleistet. Der Gedanke setzte sich fest, dass die Marginalisierten nicht als Teil 
der Gesellschaft zu betrachten seien und deshalb auch guten Gewissens von 
jeder Form der Fürsorge ausgeschlossen werden konnten. Zur Endstation für 
die Betroffenen wurde dann nicht selten die frühneuzeitliche Strafjustiz, die 
                                        
140 Ausdrücklich auf die Mitarbeit der Bürger Bezug genommen wurde zum Beispiel in den 
Edikten, das Garten betreffend, vom 6. Juli 1580, 6. Mai 1581, 21. März 1584, 11. April 1584 
und 25. Juli 1595; siehe: wie Anm. 122, Anm. 123, Anm. 125 u. Anm. 130. Das Edikt, dass 
etliche Mordbrenner in Deutschland einschleichen sollen, vom 8. Juni 1577 und das Edikt, 
die gartenden Landsknechte betreffend, vom 30. April 1599 rekurrierten im Gegensatz dazu 
allein auf die Polizeikompetenz der Obrigkeit; siehe: wie Anm. 115 u. Anm. 127. 
141 Auf die Solidarität zwischen der Obrigkeit und den - besitzenden - Bürgern im Kampf 
gegen die Bettler als Ausdruck eines gemeinsamen Wertekanons hat besonders Helmut 
Bräuer abgehoben; siehe: Bräuer, Leipziger Rat, S. 11. 
142 Zur Strafandrohung gegen Bürger, die fremde Bettler beherbergten oder ihnen ihr Die-
besgut abkauften, siehe die Edikte, das Garten betreffend, vom 21. März 1584 und 25. Juli 
1595: wie Anm. 125 u. Anm. 130. Als Beispiele für die Aufnahme dieser unerwünschten 
Personen in der Stadt auch: StadtA BS, B I 4 Nr. 2, S. 56; Nr. 3, S. 903 u. 904; Nr. 4, S. 693 
u. 886; B I 6 Nr. 1, fol. 497r. Die Vernachlässigung des Tordienstes betreffend siehe die 
Beschlüsse des Rates vom 29. und 31. März 1595: B I 4 Nr. 3, S. 67 u. 71. 
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zwar wenig effektiv arbeitete, dafür aber nicht selten exemplarisch harte Ur-
teile fällte.143 
 
Wenn man das Bild von den zwei Waagschalen noch einmal bemüht, so wa-
ren diese am Ende des von uns betrachteten Untersuchungszeitraums end-
gültig und scheinbar unwiderruflich aus dem Gleichgewicht geraten. Zwar 
wurde der Trend zur Diskriminierung der einheimischen Armen durch den 
Konflikt zwischen dem Braunschweiger Rat und den Bürgerhauptleuten zeit-
weilig überlagert und abgemildert. Aber die Stadtführung konnte im letzten 
Viertel des 16. Jahrhunderts auf dem Gebiet der städtischen Armenpflege 
keine positiven Impulse mehr setzen und das in der Kirchenordnung von 
1528 gegebene Versprechen einer verlässlichen Versorgung der ehrbaren 
Bedürftigen des eigenen Gemeinwesens allenfalls rudimentär erfüllen. 
Gleichzeitig wurde der - ohnehin vorhandenen - Tendenz zur Ausgrenzung 
der fremden Almosenheischer durch den innerstädtischen Machtkampf mas-
siv Vorschub geleistet. In der Konsequenz beschränkte sich die obrigkeitliche 
Fürsorgepolitik im Braunschweig der Frühen Neuzeit rasch auf einen symboli-
schen Abwehrkampf gegen fremde Bettler und andere verdächtige Personen. 
 
Das 1528 in Angriff genommene Projekt einer Neuordnung des städtischen 
Armenfürsorgewesens ruhte indes nicht allein auf den Schultern des Rates. 
Von mindestens ebenso großer Bedeutung für den Erfolg oder Misserfolg des 
Reformvorhaben war, ob die Braunschweigerinnen und Braunschweiger das 
Projekt mittrugen und inwieweit sie es in der Praxis, das heißt im Rahmen 
ihrer Akte der Mildtätigkeit, zu unterstützen bereit waren. Der zweite Teil der 
vorliegenden Arbeit beschäftigt sich mit dieser Fragestellung. Es wird unter-
sucht, welchen Beitrag die Zeitgenossen zum Unterhalt des neu konzipierten 
kommunalen Fürsorgeapparats leisteten und in welcher Form und welchem 
Ausmaß daneben Erscheinungsformen der informellen Fürsorge - innerhalb 
der Familie oder im Rahmen von Arbeits- und Nachbarschaftsverhältnissen - 
Bestand hatten. 
 
 
 
                                        
143 Zu diesem Thema ausführlich: Spicker-Beck, S. 235 - 318; Schubert, Arme Leute, S. 289 - 
311. 
